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Vorbemerkung

Das Manuskript dieses Buches wurde zwischen Juli 1983 und Ende
März 1984 —also noch vor der »heißen Phase« in der Auseinanderset
zung umdie35-Stunden-Woche und ihrem Abschluß - niedergeschrie
ben. Ichhattezunächst überhaupt nicht dieAbsicht, einBuch zur»Ge
werkschaftspolitik nach der Wende« zu schreiben; denn der Verlag
hatte mich nurgebeten, mein Buch »Autonomie und Integration. Mate
rialien zur Gewerkschaftsanalyse« ( Märburg: Verlag Arbeiterbewe
gung und Gesellschaftswissenschaft, 1979) für eine zweite Auflage zu
überarbeiten. Nachdem ich mich dieser—zunächst leicht erscheinenden
- Aufgabe zugewandt hatte,wurde mirmehrundmehrbewußt, daßich
große Schwierigkeiten hatte, diesen Text ohne wesentliche Verände
rungen und Ergänzungen imJahre 1984 einem an einerautonomen und
kämpferischen Gewerkschaftspolitik und -theorie interessierten Publi
kum zupräsentieren. Jene Rezensenten, die schon inStellung gegangen
sind, umdie literarischen Vernichtungsfeldzüge fortzusetzen, die sie —
mit z.T.höchst primitiven Mitteln - an Schriften der »Marburger Schu
le« inszenieren, sollten sich freilich nicht zu früh freuen. Esliegt mir
nämhch völlig fern, mich von »Autonomie und Integration« zudistan
zieren. Die dort entwickelte Autonomie-Konzeption, die Begründung
des Zusammenhangs von kapitalistischen Vergesellschaftungsprozessen
undInhalten derGewerkschaftspolitik halte ich- wie derLeser dieses
Buches schnell feststellen wird - nach wie vor für richtig. Allerdings:
das Buch wurde im Jahre 1978 geschrieben, mitten in der ersten Etappe
des Kampfes für die 35-Stunden-Woche (»Stahlarbeiterstreik« 1978/79)
abgeschlossen. Die politischen Wertungen waren daher notwendig, be
einflußt von den gewerkschaftlichen Kämpfen, die indiesem Jahreinen
Höhepunkt erreichten.

DieErfahrungen dervergangenen fünf Jahre haben jedoch viele neue
Fragen, auch Enttäuschungen und Unsicherheit, hervorgerufen. Darin
spiegelt sich auch eine grundlegende Veränderung dergewerkschaftli
chen Kampfhedingungen wider, die in den 70er Jahren noch nicht so
deutlich zuerkennen warwieheute. Hier sindnichtnurdieveränderten
politischen Rahmenbedingungen angesprochen, die sich mit dem Sturz
dersozialliheralen Koalition undder konservativ-liberalen »Wende« in
Bonn durchgesetzt haben. Mehr noch hat sich in dieser Zeit das Be
wußtsein verbreitet, daß wir in einer krisenhaften Umbruchs- und
Übei^angsepoche des Kapitalismus leben, daß damit auch programma
tische Vorstellungen sowie strategische Politik-Muster neu durchdacht



und im Hinblick auf die tatsächlichen sozialen,politischen und geisti
gen Auseinandersetzungen, die auch die Frage nach der Zukunftshewäl-
tigung einschließen, präzisiert werden müssen. Die Arbeiterbewegung
ist nicht nurhierzulande mitvielfältigen Erscheinungen derSchwäche
und eines defensiven Konservatismus konfrontiert; sie sieht sich zu
gleich einer lebhaften Debatte ausgesetzt, in der der »Abschied vom
Proletariat« bzw. das »Ende der Arbeiterbewegung« verkündet wer
den. Dasneue Buch, das ichgeschrieben habe, will versuchen, aufdiese
neuen Rahmenbedingungen einzugehen, das Bewußtsein für sie zu
schärfen, die Richtung anzudeuten, inder eine autonome und kämpferi
sche Gewerkschaftspolitik sich bewegen könnte.

Danken möchte ich insbesondere Witich Roßmann und Georg Fül-
berth, mit denenich immerwiederüber offene wissenschaftliche und
politische Fragen zur Geschichte und Zukunft der Arbeiterbewegung
diskutieren kann.Ichwillaberauchdiezahlreichen gewerkschaftlichen
Veranstaltungen, die Gespräche und Begegnungen mit Kollegiimen und
Kollegen nicht vergessen, die ich inder Zeit, inder ich an diesem Buch
gearbeitet habe, erlebt habe. Solche Begegnungen sind oftmals auch
»Tankstellen« - daher ist ihnen diesesBuch gewidmet.

Frank Deppe



1. Einleitung
Die DGB-Gewerkschaften bieten im Jahre 1983 der Öffentlichkeit
nicht das Bildeinermächtigen,kampfstarkenimd geschlossenen Orga
nisation.Siewirken eherwieeinangeschlagener Koloss.Das »Gewerk-
schaftsbarometer«, die jährliche Meinungsumfrage, mit der der DGB
die Einstellungder Bevölkerung gegenüberden Gewerkschaftenermit
teln läßt, zeigt für 1982- im Vergleich zum Vorjahr - einen starken
Rückgang des »Sympathie«-Wertes an. Auch der Anteil derjenigen
Lohnabhängigen, die die Gewerkschaften uneingeschränkt für not
wendig halten, ist von 78,2 Prozent (1979) auf 71 Prozent (1982) zu
rückgegangen. DieseEinstellungsveränderungen sind gewiß nicht dra
matisch; dennnach wievor weiß dieüberwiegende Mehrheit der lohn
abhängig Beschäftigten um die Notwendigkeit der Gewerkschaften.
Einige Daten des jüngsten »Gewerkschaftsbarometers« deuten sogar
an, daß die Organisationsbereitschaft beiden Unorganisierten und die
Streikbereitschaft bei den Gewerkschaftsmitgliedern angestiegen ist.
Auch die zentralen Forderungen der Gewerkschaften (Arbeitsplatzsi
cherung, Arbeitszeitverkürzung, Sicherung derRenten, Reallohnsiche
rung u.a.m.) erfreuensich nachden Ergebnissen dieserUmfrage einer
breiten Zustimmung (Quelle; 1983. 5, S. 320 ff.).

Dem stehen freilich die neuesten Angaben über die Mitgliederent
wicklung entgegen. Die DGB-Gewerkschaften bekommen also nicht
nur bei Meinungsumfragen »schlechtere Noten«. Ihr vermindertesAn
sehendrücktsichauchindemVerlust vonmehrals200000 Mitgliedern
in den Jahren 1982/83 aus. Dabei verlor allein die IGM knapp 90000
Mitglieder. Zum erstenmal s&it 1968hat sich der Trend des kontinuierli
chen Mitgliederzuwachses (von 6,3 Millionen- 1968-auf 7,75 Millio
nen-1983) umgekehrt, wobeischon seit 1978 (7,75MillionenMitglie
der)emeStagnationstendenz festzustellen war. Die DGB-Funktionärs
zeitschrift »Die Quelle« führt das verminderte Ansehen der Gewerk
schaften auf die »Machenschaften von Albert Vietor und Co.« zurück
(Quelle, 1983. S. 320). Zweifelloshat der Skandal um die »Neue Hei
mat« nicht nur dem Ansehen der Gewerkschaften in der Öffentlichkeit
geschadet. Auch zahlreiche Mitglieder und Funktionäre sind empört
über den Sumpf an Machenschaften, individueller Bereicherung und
Kumpanei, der ans Tageslicht trat, als die Affaire aufgedeckt wurde.
Viele waren nicht dazu bereit, über ihren Mitgliedsbeitrag die »Neue
Heimat« zu sanieren. Andere wiederum sahen in dieser Affäre ihre Kri
tik ander Verselbständigung gewerkschaftlicher Apparate sowieanden
verhängnisvollen Folgen der Einbindung der gewerkschaftlichen Un-



ternehmen in die Konkurrenz- und Profitgesetze der kapitalisnschen
Wirtschaft bestätigt. Auf jeden Fall hat dieseAffare Resignationsten
denzen bei solchen Mitgliedergruppen bestärkt, die ohnehin die Zu
rückhaltung oder gardieLähmung der gewerkschafdichen Interessen
vertretung unter den Bedingungen der Krise, der Massenarbeitslosig
keit, des Sozialabbaus und schließlich der »Wende« zur neuen konser
vativen Regierung, diedanndurchdasWahlergebnis vom6. März 1983
sanktioniert wurde, beklagen.

Obwohl die Wirkungen des Neue-Heimat-Skandals und anderer
Veranstaltungen einesextremengewerkschaftlichen Bürokratismus(er
innertseinur anVorgänge imBereich derIG Chemie, Papier, Keramik
wiez.B. die »Auflösung« der Verwaltungsstelle Hannoversch-Münden
(express, 1983. 4. S. 13) oder an die »Nacht- und Nebel«-Aktion, mit
der der Hauptvorstand der IGBau-Steine-Erden im Februar 1983 den
Bezirksvorstand Stuttgart seines Amtes enthob) nicht unterschätzt
werden dürfen, könnensie doch die Schwierigkeiten und Widersprü
che, mit denen die Gewerkschaftsbewegung gegenwärtig konfrontiert
ist, nicht hinreichend erklären. Wachsende Kritik an den Gewerkschaf
ten - in der Öffentlichkeit ebenso wie in den innergewerkschaftlichen
Diskussionen (obwohl Inhaltund Zweck dieser Kritikdurchaus gegen
sätzlich sein können) - sind vielmehr ebenso wie Mitgliederverluste
Ausdruck einer sehrvielkomplexerenGesamtkonstellation, in der sich
dieFragenach den gewerkschaftlichen Handlungsmöglichkeiten, nach
demInhalt,den Formenund schließlich auch denErfolgsbedingungen
einer aktiven Interessenvertretung, und letztlich auchnachden Bezie
hungen zwischen Klasse und Organisation neu stellt.

Daß die Gewerkschaften in Perioden der Wirtschaftskrise in eine
schwierige Lage geraten, istdurch historische Erfahrungen vielfach be
stätigt worden. Ihre primären Aufgaben und Ziele, die Verbesserung
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiterklasse, sind ebenun
ter günstigen konjunkturellen Bedingungen besser zu realisieren, was
nicht ausschließt, daßauchdann dieMachtund Kampffähigkeit der Or
ganisation mit darüber entscheidet, welcher Anteil des gesellschaftlich
produzierten Neuwertes für die Verbesserung der Lohneinkommen,
für dieSozialpolitik verwendet wird, und welche politischen Reformen
durchgesetzt werden, die die Arbeitsbedingungen verbessern und den
Lohnabhängigen wiedenGewerkschaften erweiterte Mitbestimmungs
und Kontrollrechte gegenüber dem Kapital sichern. In Zeitender öko
nomischen Krise desKapitalismus dagegen sehensichdieGewerkschaf
ten einemmassiven Druck ausgesetzt. Die innere Logikder kapitalisti
schen Profitproduktion und der Konkurrenz erzwingt nunmehr einen
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umfassenden Angriff aufdieArbeits- undLebensbedingungen derAr
beiterklasse sowie aufdiepolitische undorganisatorische Macht, diedie
Gewerkschaften repräsentieren. Massenarbeitslosigkeit, Reallohnsen
kungen, Abbauvon Sozialleistungen, Rationalisierung und Intensivie
rung der Ausbeutung der Arbeitskraft - das sind die der Konkurrenz
und der Profidogikdes Kapitals angemessenen Mittel, umaufdieKrise
der Kapitalverwertung zu reagieren. Diese Mittel werden flankiert
durch die Interventiondes bürgerlichen Staates, der durch seineWirt
schafts-, Finanz- und Gesellschaftspolitik darauf hinwirkt, möglichst
viele - wie es heute heißt - »investitionshemmende Hindemisse« zu be
seitigen und die Konkurrenzfähigkeit der nationalen Kapitale auf dem
Weltmarkt zu verbessern. Dazu wird dasganzeSystem der »ideologi
schen Staatsapparate« mobilisiert, um die naturwüchsige Zwangsläu
figkeitdieserPolitik auchim Massenbewußtsein zu verankern, und um
jene Entsolidarisieningsprozesse unter den Lohnabhängigen zu för
dern,diesich aus derErfahrung derArbeitslosigkeit, aus derAngst um
den Verlust des Arbeitsplatzes, aus dem alltäglichen, individuellen
Kampf ums »Uberleben« entwickeln. »Opferbereitschaft aller« ist das
große WortderStunde- undindemMaße, wiediefreiwillige Opferbe
reitschaft sich ausbreitet, wird auch die Ohnmacht der Gewerkschaften
offenkundig.

Wennalso dieGewerkschaften Mitglieder verlieren undihr Ansehen
inderÖffentlichkeitsinkt, sokündigen sich darin ersteErfolge derklas
sischen Krisenüberwindungsstrategie des Kapitals an. Die freien Ge
werkschaften der Weimarer Republik haben zwischen 1929 und 1933
weitmehralseine Million Mitglieder (vonfünfMillionen imJahr 1929)
verloren - und wurden auf diese Weise noch mehr indie Defensive ge
drängt. Bis zum Jahre 1983 haben sich die Mitgliederverluste der
DGB-Gewerkschaften aufeinem deudich niedrigeren Niveau bewegt.
Dennochkann darausnoch keineeindeutige Prognosefür die zukünf
tige Mitgliederloyalität gewonnen werden. Der wachsende Wider
spruchzwischen den gewerkschafdichen Programmen und Forderun
gen undderrealen Alltagserfahrung derLohnabhängigen wirdaufjeden
Fall bei denweniger bewußten Teilen derGewerkschaftsmitglieder, die
die Organisadon als eine Art ».Versicherungsunteraehmen« für stei
gende Reallöhne und sichere Arbeitsplätze ansehen, diese Loyalität
weiteraufweichen. DieTarifrundevomFrühjahrdesJahres 1983 muß
solche Gefahren noch verstärken; denn dieerreichten Lohnerhöhungen
(3,2 Prozent im Bereich der IGM, 1,9 Prozent im Bereich der Gewerk
schaft ÖTV)verlängern diePeriode desReallohnabbaus (seit1980) um
ein weiteres Jahr und demonstrieren zugleich - im Vergleich mit den
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Ausgangsforderungen der Gewerkschaften, die ihrerseits lediglich das
bescheidene Zieldes Inflationsausgleiches steckten- die Schwäche der
Organisationen.

Diese Schwäche ist nicht nur der Ausdruck einer Politik, die die ob
jektiven gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen ge
werkschaftlicherInteressenvertretung anerkennt und daher-unter dem
Druck der kapitalistischen Krise und der Wende zur konservativen
Bundesregierung - immer mehr dazu gezwungen ist, die Verantwor
tung für die sozialenFolgen dieser Krisesowie die Verantwortung für
dieSicherung des Gesamtsystems mitzutragen. Auchdort, wo die Ge
werkschaften z.B. vor Massenentlassungen und Betriebsstillegungen
Protestaktionender Belegschaften - bishin zur Betriebsbesetzung- ak
tiv unterstützen und organisieren, werden die Grenzen gewerkschaftli
cher Macht deutlich markiert. Solche Aktionen können das Selbstbe

wußtsein der Lohnabhängigen steigern, sofern Teilerfolge errungen
werden und sofern durch neue Aktionsformen, wie z.B. Betriebsbeset
zungen, Mobilisierung vonSolidaritätm der Bevölkerung in der betrof
fenenRegion oder Stadt- neuePerspektiven und Formendesgewerk
schaftlichen Kampfes erkennbar werden. Dennoch sind sie raeistdoch
Ausdrucksformen eines letzten und verzweifelten Protestes, der sich
nach der endgültigen Niederlage schnell in Apathie und Resignation
auflöst. Der Widerspruch zwischen der gesellschaftlichen Macht des
Kapitalsund den unmittelbarenLebens-und Uberlebensinteressen der
Lohnabhängigen und ihrer Familien tritt hier besonders krass zutage.
Auf Seiten der Betroffenen löst diese Erfahrung jedoch in der Regel
keine Bewegung aus, die über die Sicherungvon Arbeitsplätzen in ei
nem bestimmten Betrieb hinaus eben jene gesellschaftliche Macht des
Kapitalsin Fragestellt. Der Hinweis auf die Artikel in den Länderver
fassungen oder auf den Art. 15des GG, die die Vergesellschaftung von
Privateigentum möglich machen oder gar fordern, gerät oftmals zum
Ritual einer radikalisierten Ohnmacht; denn die Diskrepanz zwischen
Forderungen, die die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herr
schaftsverhältnisse prinzipiellin Fragestellenund letzdichauchdiePer
spektiveeiner »anderenRepublik« - eben die Perspektiveeiner soziali
stischenBundesrepublikDeutschland- aufwerfen, und den realen,ge
genwärtigen Kräfteverhältnissen, in denensicheineMassenstimmung-
auchin der Arbeiterklasse- zugunstender konservativen Wendewider
spiegelt, ist nur zu offensichtlich.

Jede Lagebeschreibung der Gewerkschaften, die nur dieunverkenn
baren Zeichenihrer Schwäche und Paralyseemrähnt, bleibt jedochun
vollständig. Die Gewerkschaften sind gegenüber der »Wende«keines-
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wegs blind. Es vergeht keinKongreß, keine Vorstandssitzung undvor
allem keineKundgebung, ohnedaßdiePolitikderArbeitsplatzvernich
tung, des Reallohn- und des Sozialabbaus, die Liquidierung von Ele
menten des Sozialstaates und damit von Elementen des »sozialen Kom

promisses« in der BRD scharf kritisiert werden. Außerdem haben die
Gewerkschaften inderjüngsten Zeit zahlreiche programmatische For
derungen entwickelt, die sich praktisch auf alle Bereiche der Gesell
schafts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik sowie aufdie Tarifpolitik und
schließlich aufdenBereich der betrieblichen Interessenvertretung, auf
die Mitbestimmung, die »neuen Techniken« und schließlich auf ver
schiedene Möglichkeiten der Arbeitsplatzsicherung erstrecken.

Man mag beklagen, daß viele dieser Forderungen auf dem Papier
bleibenund alsMaterial für dieradikalergewordene Rhetorikvon Ge
werkschaftsfunktionären dienen. Gleichwohl haben gerade seit dem
Herbst 1982auch viele gewerkschaftliche Aktionen stattgefunden, in
denenauch der Protest gegendie herrschendePolitik mitder Mobilisie
rungder Mitgliederbasis verbunden wurde. Die Kundgebungen gegen
Sozialabbau im Oktober 1982 brachten Hunderttausende auf die Straße
- und machten immerhin deutlich, daß ein erheblicher Teil der Gewerk
schaftsmitglieder nichtbereitist, diese Politikpassiv hinzunehmen. Die
Tarifrunde vom Frühjahr 1983 endete mit einer Niederlage; aber die
Unterschiede der Mobilisierung für die Aktionen der »neuen Beweg
lichkeit« in einzelnen Bezirken der IGM haben immerhin bewiesen, daß
auch unter den gegenwärtigen, schwierigen Bedingungen des Lohn
kampfes bei einer konsequenten Aufklärung der Mitglieder über die
Untemehmerideologienund die Regierungspolitik, wie dies die IGM
imBezirkStuttgartmit ihrer Aktion »UnternehmeraufdemPrüfstand«
verfolgte, Druck »von unten« und einhöhererGrad der Mitgliederbe
teiligung an den gewerkschaftlichen Kämpfen erzeugt werden kann.

Bedeutsame Veränderungen habensichin diesem Zeitraum auchauf
demFeldeder Friedens- und Abrüstungspolitik und im Verhältnis von
Gewerkschafts- und Friedensbewegung vollzogen. Noch im Herbst
1982 warnichtentschieden, obderjenige Flügel derGewerkschaften die
Oberhand behalten würde, der ihre Abgrenzung gegenüber der Frie
densbewegung und ihre Anbindung an die sozialdemokratische Inter
pretation des sog. »NATO-Nachrüstungsbeschlusses« durchsetzen
wollte. Inzwischen hat sich —natürlich auch unter dem Einfluß neuer
Positionen, die dieSPDjetzt alsOppositionsparteivertritt - dieseKon
stellation entscheidend verändert. BeiFunktionären undMitgliedern ist
dieBereitschaft gewachsen, dieAktionen der Friedensbewegung gegen
die Raketen-Stationierung und gegen die Politikder neuen Bundesre-
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gierung, dieunumwunden dieSatellitenrolie der BRDim strategischen
Konzeptder Reagan-Administration anerkennt, aktivzu unterstützen
und mitzutragen. Obwohl nach wie vor erhebliche Barrieren bei der
Vermittlung dieser Aktivitäten zur betrieblichen Basis hin bestehen,
und obwohl nicht ausgeschlossen werden kann, daß in den Führungen
des DGB und der Einzelgewerkschaften auchdie Konzeption vertreten
wird, daßdieAnnäherungan dieFriedensbewegung dieserzugleichihre
Autonomie nehmen und ihre Radikalität »zähmen« könne, so muß
doch die veränderte Haltung der Gewerkschaften gegenüber der Frie
denspolitik und der Friedensbewegung alsZeichen eines Lernprozesses
begriffen werden.

In derFriedensbewegung wirddabeidieErkenntnis Raumgewinnen,
daß erst durch die Beteiligung der Arbeiterbewegung die Opposition
gegen die Raketen-Stationierung zu einer politischen Kraft werden
kann, die in der Tat gattungsgefährdende Entscheidungen im Rahmen
der atomarenStrategiezu blockierenund die letztlichauchder Perspek
tive einer friedlichen Gesellschafts- und Weltordnung einen positiven

.Inhalt zu geben vermag. In der Gewerkschaftsbewegung wird dieser
konfliktreicheLernprozeß die Einsicht fördern, daß zwischender Lö
sungder sozialökonomischen Problemeund WidersprücheunsererZeit
auf der einen und der Bändigungder Gefahr eines allesvernichtenden
Atomkrieges sowie der Notwendigkeit, substantielleSchritte auf dem
W^e der internationalen Abrüstungund Entspannung aufder anderen
Seite durchzusetzen, ein unaufhebbarer Zusammenhang besteht. Zu
gleichwird dabeidas Bewußtsein entwickelt,daß diegewerkschaftliche
Interessenvertretung-zumal in Periodender kapitalistischen Kriseund
der Zuspitzung weltpolitischer Spannungen - sich nicht nur auf die
Wahrnehmungder unmittelbarensozialenund ökonomischenInteres
sen der abhängig Beschäftigten beschränkendarf. In solchen Perioden
entscheidet immer auch die Fähigkeit zum politischen Handeln, zur
praktischen Intervention in die Fragen der sogenannten »großen Poli
tik« mit darüber, welche Rolle die Arbeiterbewegung in den gesell
schaftlichen Auseinandersetzungen zu spielen vermag - ob sie unter
dem Druck der objektiven Krisenprozesse und der Verschiebung des
politischen Kräfteverhälmisses nach rechts an den Rand gedrängt und
ihrer Macht beraubt wird oder ob sieselbst zum Träger einespolitischen
Prozesses wird, der der Politik der konservativen »Wende« Schranken
setzt und dabei konkrete Ansatzpunkte einer Strategiezu entwickeln
vermag, die nicht in der Defensive aufgeht, sondern Elemente eines
Programms der »Neuordnung von Arbeit, Wirtschaft und Gesell
schaft« praktisch werden läßt.
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Die Analyse derGewerkschaftsfrage inder Gegenwart kann sich je
doch nichtdarin erschöpfen, die Zeichen der Schwäche und Paralyse auf
der einen und die vorhandenen Ansätze einerautonomen und kämpferi
schen Gewerkschaftspolitik auf der anderen Seite zu bilanzieren.
Selbstverständlich darf das Nachdenken über diese Fragen nicht die
Aufgabe aus dem Blick verlieren, die gewerkschaftliche Handlungsfä
higkeit und Kampfkraft fürdie aktuellen Auseinandersetzungen - vor
allem fürden Kampf um die Arbeitszeitverkürzung und um die Verhin
derung der Raketen-Stationierung - zuentwickeln. Dennoch birgt die
Konzentration auf diese unmittelbar bevorstehenden Auseinanderset
zungen dieGefahr insich, den Charakter dergesellschaftlichen Wider
sprüche unddie Veränderungen in dengesellschaftspolitischen Kräfte
konstellationen, die sich mit der »Wende« imHerbst 1982 vollzogen
haben, zu verkennen. Eswäre viel zu einfach, die Lösung der Wider
sprüche, indenen sich die Gewerkschaftspolitik bewegt, im bloßen Ap
pell aneine klassenkämpferische Orientierung zusuchen. DieKrise der
Gewerkschaften isteben nicht nurdie Folge ihrer sozialpartnerschaftli
chen Orientierung, die die Erfolge ihrerPolitik gleichsamschicksalshaft
andas ungebrochene Wachstum derkapitalistischen Wirtschaft kettet.
Diese Abhängigkeit spielt - wie noch zu zeigen sein wird- eine Rolle;
aber die Erfahrungen, die heute inder Gewerkschaftsbewegung anderer
westeuropäischer Länder diskutiert werden, relativieren zugleich deren
Erklärungswertfür dieKriseder Gewerkschaften. Die Gewerkschaften
sind nämlich auch dort indie Defensive geraten, wo sie die Vertretung
der unmittelbaren sozialökonomischen Interessen der Lohnabhängigen
mit einem klassenkämpferischen Inhalt und einer sozialistischen Per
spektive verbunden haben.

Die Ursachen dieser Krise sind also nicht allein inder politisch-pro
grammatischen Orientierungzu suchen. Auchdie konservative »Wen
de« erschöpft sich nicht ineinem bloßen Strategiewechsel der dominan
ten Fraktionen des Monopolkapitals. Die Ursachen sind komplexer und
liegen tiefer; außerdem hat das Wahlergebnis vom 6. März 1983 klai^e-
stellt, daß die bloßeEntlarvung der »arbeitnehmerfeindlichen« Politik
des neuen Blocks anderMacht längst nicht ausreicht, umdieArbeiter
klassezu einemVotumfür alternative, linkePositionen zu veranlassen.
Die politische Wende istdaher zunächst der - ideologisch nicht einmal
eindeutige —Reflex aufgesellschaftliche Krisenprozesse undVerände
rungen, auf die Neuformulierung gesellschaftspolitischer Strategien
und aufBewußtseinsprozesse, die ihrerseits nachhaltig die Bedingungen
gewerkschaftlicher Politik beeinflussen. In der »Wende« verdichten
sich demnach alle objektiv-gesellschaftlichen und subjektiv-politischen
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Konstellationen, diemitderepochalen Wende, mitdem Epochenwech-
selvoneiner ungewöhnlich langen Periode derrelativen kapitalistischen
Prosperität und Stabilität zu einerlängeren Stagnations- bzw. Depres
sionsperiode des Kapitalismus verbunden sind. In allen Bereichen der
gesellschaftlichen Erfahrung greiftdieser Epochenwandel in dasLeben
dervergesellschafteten Individuen ein: die Krise derKapitalverwertung
produziert nichtnur die Massenarbeitslosigkeit, die Perspektive einer
Reduzierung des Lehensstandards und des »sozialen Besitzstandes«,
sondern intensiviert zugleich - bei dennoch nicht direkt Betroffenen -
dieAngstvornegativen Veränderungen der individuellen Lebensbedin
gungen. Dazutritt diedirekte oder indirekte Erfahrung mitder techni
schen Revolution, die heute durch die Mikroelektronik und die neuen
Kommunikationstechnologien die Arbeitswelt radikal verändert und
einengroßen TeilderLohnabhängigen mitderPerspektive desArbeits
platzverlustes, der Entwertung der beruflichen Qualifikation, von
Lohneinbußen, von neuen Abhängigkeits- und Herrschaftsverhältnis
sen konfrontiert. Schließlich gesellt sichdazu die Verunsicherung, die
aus der Wahrnehmung neuer Widersprüche und Gefahren auf dem
Felde der internationalen Politik, aber auch im Bereichder alltäglichen
Lebensbewältigung resultieren: die Gefahren eines atomaren Vernich
tungskrieges und einerUmweltkatastrophe verbinden sich daher mit
denErfahrungen desBerufslebens undderArbeitswelt undbrechen das
Leben in der »heilen« und stabilenWeltordnung auf, das für fast drei
Jahrzehnte dieErfahrung und dasBewußtsein großer Teile der Bevöl
kerung, vor allem der lohnabhängig Beschäftigten, geprägt hatte.

Allediese Symptome der Verunsicherung unddesBruchs mitderge
schichtlichen Erfahrung sind Ausdrucksformen jenes epochalen Wan
delsin derEntwicklung der hochindustrialisierten kapitalistischen Na
tionen. Undsiehaben schon längst dieHandlungsbedingungen derAr
beiter- undGewerkschaftsbewegung ergriffen undproblematisiert. Die
alten Politikmuster greifen nichtmehr,sofern sieletzdich vomModell
eines prosperierenden und wachsenden Kapitalismus abgeleitet sind.
Zugleich versagen aberauch —zumindest in derGegenwart - jene Poli
tikmuster und geschichtlich-gesellschafdichen Perspektiven der tradi
tionellen sozialistischen und kommunistbchen Arbeiterbewegung, die
die Analyse der Krise des kapitalistischen Systems mit der Projektion
eines neuen hbtorischen Gesellschaftstyps verbindet, derwesentlich auf
derVergesellschaftung desPrivateigentums, derPlanung entsprechend
dengesellschaftlichen Bedürfnissen, derAufhebung der Klassengegen-.
Sätze undderEtablierung einesneuenTypsdesStaates undder Massen
demokratie beruht.
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DieserSachverhalt ist nicht einmalsensationell und er kann nur dieje
nigen zum »Abschied vomProletariat« bewegen, die zuvor in der Ar
beiterklasse und -bewegung einVehikel oder Instrumentihrer idealisti
schen Kapitalismuskritik vo^efunden hatten, Es scheintzunächstein
malnicht verwunderlich, daß nacheinerlangen Welle kapitalistischen
WachstumsdieErfahrungvon Krisenprozessen zu einer-für konserva
tive Strategien und Ideologien handhabbaren - Rückorientierung auf
die »goldenen Zeitendes Wirtschaftswunders« führt. Außerdemwäre
esunter solchen Voraussetzungen einereichlich naive Vorstellung, die
»Wende« nach links vonder bloßenPropagierung eines anden Bedürf
nissen und Interessen der Arbeiterklasse orientierten Neuordnungs-

' Programms zu erwarten. DieVerbindung einersolchen Programmatik
undeinerwirklichen Bewegung »vonunten« hat sichinder Geschichte
stets noch in einemlangenund konfliktreichen Lernprozeß vollzogen.
ErstwennausderAlltagserfahrung der breiten Volksmassen heraus das
Bedürfnis sichmanifestiert, unerträglich gewordene Lebensverhälmisse
zu verändern, und erst wenndie innere Auflösung des Blocks an der
Macht ein Ausmaß erreicht hat, bei dem die Aufrechterhaltung des
staatlichen Gewaltmonopols und dasFimktionieren der ideologischen
Staatsapparate inFrage gestellt wird, erstdannreifen geschichüiche und
politische Umbruchsituationen heran, in deneneinequalitative Verän
derungvongesellschaftlichen und politisch-ideologischen Herrschafts
verhältnissen objektiv möglich wird.

In den hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaften —zumalin
der BRD- stehensolcheSituationen jedoch noch längstnicht auf der
Tagesordnung. In den meisten dieserGesellschaften Westeuropas ha
ben die breiten Klassenbewegungen Ende der 60er/Anfang der 70er
Jahre Modelle einerGesellschaftsreform in die Politik eingeführt, mit
denen der Versuchunternommen wurde, die Entwicklungsbedingun
gendesKapitalismus nachdenerstenAnzeichen für dasEndederlangen
Nachkriegskonjunktur durchReformen aufdemFelde derdemokrati
schen Institutionen, durch den Ausbau des Sozialstaates und durch die
Sicherung des materiellen Lebensniveaus der Lohnabhängigen an die
iieuen Bedingungen der Produktivkraftentwicklung und der Welt
marktkonkurrenz anzupassen. Die gewerkschafdichen Kämpfeund der
Machtzuwachs, den die Gewerkschaftsbewegung in dieserPeriodeer
rang, waren ein wichtiger Hebel, umsolchen Modellen und Konzepdo-
nen- vor allemimpolitischenRahmendes »sozialdemokratischen Staa
tes« - Kraft und Einfluß zu verleihen. In der zweiten Hälfte der 70er

Jahreerfolgtaber- unterdemDruck der nationalen und internationalen
Krisenprozesse - einesystematische Demontageeinersozialdemokrad-
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sehen bzw.einer radikal-reformistischen Politik, diedas Ziel verfolgt,
dieWachstumskapazität der kapitalistischen Ökonomieund neueFor
men der Demokratisierung in der Form eines Klassenkompromisses
miteinander zu versöhnen. Dem entspricht die systematische Auflö
sung von Illusionen über diesen Typus sozialdemokratischer Politik.
Angesichts der Bindung der überwiegenden Mehrheit der Lohnabhän
gigen andieSozialdemokratie kann aberkaum damit gerechnet werden,
daß dieser Prozeß der Desillusionierung, der die Krise des »sozialde
mokratischen Staates« begleitet, sich gleichsam automatisch in die
Hinwendung zu einer radikalen Systemkritik, in die massenhafte Be
reitschaft zum systemverändernden Handeln übersetzt. Die Bindung an
die Sozialdemokratie bedeutet immer auch die Anerkennung derSo
zialpartnerschaft vonKapital und Arbeit- unddaherkannesnichtver
wundem, daß sich bei den Wahlen vom 6. März 1983 ein beträchtlicher
TeildesWählerpotentials derSPDder CDU/CSU, d.h. demkonserva
tiven Programm der Sozialpartnerschaft zugewandt hat, das die Wie
derherstellung von Wachstum und individuellem Wohlstand durch die
Befreiung derproduktiven Potenzen des Kapitalismus undderMarkt
kräfte von den »Fesseln«des Sozialstaats und der Gewerkschaftsmacht
verspricht.

Diese Einsicht darfjedoch nicht dazu führen, dieMöglichkeiten der
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung fatalistisch und resignativ ab
zuwerten. Nurdierealistische undpräzise Analyse jener Bedingungen,
die sich in der Wende verdichten, und schließlich nur die unerbittliche
Selbstkritik jener Illusionen, die indie sozialdemokratische Reformpo
litikeingeflossen waren, kann freilich jenes Potential freisetzen, das in
derGegenwart gefordert ist, um die aktuellen Verteidigungskämpfeder
Arbeiterklasse (gegenüber den Wirkungen der Krise, der kapit^sti-
schen Produktivkraftentwicklung, des Abbaus der Sozialstaatlichkeit
sowie derAufrüstungs- undKonfrontationspolitik) mitderPerspektive
einer gesellschaftlichen, aber auch geistig-moralischen Neuordnung
und Neuorientierung zu verbinden. Zumal für die Gewerkschaftsbe
wegung stelltsichdabei dieFrage, wiedieGrenzen der Macht, mitde
nensieallenthalben - im Betrieb, in derTarifpolitik, aufdemFeldeder
allgemeinen und Gesellschaftspolitik - konfrontiert ist, durchbrochen
und überwunden werden können. Dabei handelt es sich in erster Linie
um denAusbruch ausjenem scheinbar naturwüchsigen, schicksalshaf-
ten - in Wirklichkeitaber durch die kapitalistischen Machtverhältnisse
determinierten - Zirkel, der ihre ökonomische Interessenvertretung
immer wieder vonneuem ihrerinneren Zielsetzungen undErwartungen
beraubt, der diese einbindet in die übermächtigen Gesetzmäßigkeiten
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der kapitalisuschen Reproduktion. Darin liegt auch dasMomentvon
Wahrheit jenerUnternehmerideologie, dienichtmüdewirdzu behaup
ten, jederauchnochsokleineErfolgder Gewerkschaften im Bereichder
Tarifpolitik, der betrieblichen Interessensvertretung und der wirt-
scbafts- und sozialpolitischen Auseinandersetzung schwäche letztlich
die notwendige Regenerationsfähigkeit des Kapitalismus und ver
schlechtere auf diese Weise noch zusätzlich die Arbeits- und Lebensbe
dingungen der Gesamtheit der »Arbeitnehmer«.

DasDurchbrechen dieses Zirkeis kannnichtaufdemWege eines vo-
luntaristischen Sprunges erfolgen, der dazu noch die Gewerkschaften
vonihrereigentlichen undwesentlichen Aufgabe, derVerteidigung der
sozialen und ökonomischen Interessen der Arbeiterklasse, wegführt
und ablenkt. Entscheidend scheintvielmehr die Fragestellung, ob und
wiees der Gewerkschaftsbewegung in den hoch entwickelten kapitali
stischen Gesellschaften - genauer: ihrenprogressiven Teilen - gelingt,
an den Nahtstellen der aktuellen sozialökonomischen und gesell
schaftspolitischen Auseinandersetzungen deutlich werden zu lassen,
daßdieVerwirklichung der unmittelbaren Lebensinteressen der Lohn
abhängigen - z. B. Arbeitsplatzsicherung und Beseitigung der Massen
arbeitslosigkeit, Sicherung des,Lebensstandards und des »sozialen Be
sitzstandes«, gesellschaftliche Kontrolle der »neuen Techniken«, Ge
währleistung vonChancengleichheit imBildungswesen, kulturelle Ent
faltung derPersönlichkeit undVerhinderung der Kriegsgefahr- stetsan
die Grenzen derFunktionslogik derherrschenden Ordnung stößtund
daher mit Modellen einer »Neuordnung« verbundenwerden muß, die
gleichsam insNeulandeines neuen Typsgesellschaftlicher Organisation
vorstoßen. Erstdiese Verbindung kann fürdie Arbeiter- undGewerk
schaftsbewegung jene Kraft einer real-utopischen Dynamikerzeugen,
diesieimmerwiedergebrauchthat, um indieGeschichtealssozialeund
politische Emanzipationsbewegung einzutreten und einzugreifen. Erst
dann kann sie zu einer hegemonialen Kraftwerden, die nicht auf dem
StatuseinerkorporatistischenInteressensvereinigung verharrt, sondern
diedieFähigkeit zur geistig-moralischen FührunginGesellschaft, Poli
tik und Kultur, d.h. die Fähigkeit zu einer »demokratischen Wende«,
erringt.

Bevor ich dazu übergehe, diese Überlegung zu konkretisieren, will
ich am Endedieser Einleitung noch aufdieFrageeingehen, wiein der
gegenwärtigen sozial- und politikwissenschaftlichen Diskussion der
Gewerkschaftsfrage zugleich dasVerhältnis vonArbeiterbewegung und
Intelligenz zu einem zentralen Themageworden ist. Nichtwenige linke
Intellektuelle, die noch in den 70erJahren dieAnalyse und Kritikder
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Gewerkschaftspolitik mitder(auch subjektiven) Perspektive einer pro
gressiven Gewerkschafts- und Geselischaftsveränderung verbunden
hatten, verhalten sich heute wie enttäuschte Liebhaber, die ihren ju
gendlichen Eifer mit dem Gestus dergereiften Weisheit abgelegt haben.
Die»Krise derGewerkschaften« wirdsozumSymptom undEndpunkt
eines langen Prozesses der»Inkorporierung« derGewerkschaften indas
kapitalistische System und inden kapitalistischen Staat, in dessen Ver
lauf sich die Gewerkschaften von einer klassenkampf-orientierten »Ge
genmacht« zueinem systemstabilisierenden »Ordnungsfaktor« gewan
delthaben.Die Arbeiterklasse und dieGewerkschaften könntendaher
heute nicht mehr als relevantes Potential einer sozialistischen Geseli
schaftsveränderung betrachtet werden. DieKrise seitder Mitteder70er
Jahre habe so die Vermutung bestätigt, daß dieGewerkschaften nicht
für ein alternatives Modell dergesellschaftlichen Organisation kämp
fen, sondern ihren Bestand an die Erhaltung der bestehenden Herr
schaftsordnung gebunden haben. Die Aufmerksamkeit wendetsichei
nemneuenSubjekt - besser: neuenSubjekten - der Gesellschafukritik
und derPolitik zu:den sog. »neuen sozialen Bewegungen«, die - wenn
auch nicht ungebrochen - inderPartei der»Grünen« einen politischen
Ausdruck gefunden haben.

Dieser »Abschied« von den Gewerkschaften istinderRegel auch mit
einemtheoretischen Positionswechsel verbunden;denner schließtnicht
nurdieKritik derGewerkschaftspolitik, sondern auch dieKritik anwe
sentlichen Inhalten der marxistischen Gesellschaftstheorie ein - vor al
lem anderen Aussagen über die historische Tendenz der kapimlistischen
Entwicklung, über die Rolle derArbeiterklasse undihrer Organisatio
nen und schließlich über die historische Bedeutung des Klassenkamp
fes. Dazu kommen Positionen, die eine »Erneuerung« des Marxismus
durch dieÜberwindung des »Ökonomismus« und »Klassenredukdo-
nismus« insWerk setzen wollen unddieinderIdeologietheorie oderin
derAnalyse des politischen Herrschaftssystems, des neuen »totalitären
Staates«, den Schlüssel zum Verständnis der Gegenwartsprobleme se
hen.

Wissenschaftstheoretisch reflektiert sich dieser Positionswechsel
oftmals in derHinwendung zur Systemtheorie. Dabeiwirdstillschwei
gend unterstellt, daß sich die Gewerkschaften von einer »sozialen Be
wegung« zu einer Organisation gewandelthaben, deren Funktionsbe
dingungen - wie dieeines jeden anderen bürokratischen Apparates -
durch die Normen der »neo-korporativistischen Kooperation« zwi
schen Staat, Kapital undArbeit definiert werden (Streeck). Dieser theo
retische Ansatz eliminiert dieWidersprüche des Kapitalismus ebenso
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wie dieMöglichkeit, daß diese Widerspräche auch inderArbeiterklasse
selbst, in ihren Organisationen, bewußt und politisch umgesetzt und
schließlich aufgehoben werden können. Der Wissenschaftler, der sich
diese Methodedersystemthfeoretischen Analyse zu eigen macht, begibt
sich dabei mehr oder wenigerbewußt auf die Position der derzeit vor
herrschenden Systembedingungen. Er wird - wie Marxin der »deut
schenIdeologie« formulierte - zum »konzeptiven Ideologen«, wie im
mer er subjektivauch aufder strukturellen Differenzvon wissenschaft
licher Analyse und politisch-normativer Wertentscheidung bestehen
mag. Der Bruch, der heute nur zu oft zwischen den Normen, die die
sog. »Drittmittelforschung« in den Universi^ten von den Auftragge
bern (als Bestandteile der »ideologischen Staatsapparate«) vorgegeben
werden, und den subjektivenIntentionen der daran beteiligten Wissen-
schafder erscheint, spitzt sichin solchen systemtheoredschen Arbeiten
zu, die sichselbstjedweden Zugangzu einersystematischen Kapitalis
muskritikund auchzur Formulierung von- zugegeben: normadven-
Handlungsaltemativenverwehren.

Die Geschichte der marxistisch orientierten Intellektuellen ist immer
auch dieGeschichte desAustrags der Spannung zwischen ihrer- inder
bürgerlichenGesellschaft —extrem individualisierten Posidon und der
subjekdven»Einzigartigkeit« despolidschreflekderendenIndividuums
aufder einenund der Bewußtwerdung desTatbestandes aufder anderen
Seite, daß die historisch-polidsche Wirkungdes Intellektuellen in der
Aufhebung dieser kleinbürgerlichen »Einzigartigkeit«, in der Frucht
barmachung intellektueller Kapazität für die Arbeiterbewegung imd
den Klassenkampf, in der Transformadon des »freischwebenden« zum
»organischen Intellektuellen« (Gramsci) besteht. Wie diese Spannung
ausgetragen wird, hängt jeweils von der historisch-konkreten Posidon
der Intelligenzin der Klassenstruktur der kapitalistischen Gesellschaft
und von den je konkreten Bedingungen des Klassenkampfes ab, was
hier nicht im Detail behandelt werden kann. (vgl. Deppe, 1984).
Gleichwohlwürde einegenauere historischeAnalysezeigen,daß in Pe
rioden, in denen die Arbeiterbewegungin die Defensive gerät oder ein
»revoludonärerAnsturm aufdieMacht«gescheitertist,Teileder marxi
stisch orientierten Intelligenz auf eine extrem individualistische Posi
tion zurückfallen, die Kriseund dieNiederlage der Arbeiterbewegung
inderForm des »Abschieds vom Proletariat«, gelegendich auch inqua-
si-religiösen Formen einer neuen Subjektivitätund Innerlichkeitverar
beiten. Es ist eben sehr viel leichter, sich In Perioden des Aufschwungs
der Klassenkämpfeund der sozialistischen Arbeiterbewegung als »or
ganischer Intellektueller« zu fühlen und daraus kreative Potenzen zu
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schöpfen.Unter dem Druck restaurativer Tendenzen - bis hin zur ad
ministrativen Beschränkung desZugangs marxistischer Wissenschafder
zu denUniversitäten - wirdesjedochsehrviel schwieriger, diePosidon
des »organischen Intellektuellen« einer insich höchst widerspruchsvol
len Arbeiterklasse und Arbeiterbewegung durchzuhalten.

Der Intellektuelle kann niemalsdarauf verzichten, autonome Gedan
ken zu formulieren. Seine Beziehung zur Politik und zu den gesell
schaftlichen Bewegungen wirdjedoch immer gebrochen bleiben, sofern
er diese Gedanken als bloße »Weltanschauung» artikuliert oder diese
miteinem Führungsanspruch versieht, derdensozialen undpolitischen
Bewegungen Weg und Ziel ihres Kampfes vorgeben soll. Der organi
sche Intellektuelle soll vielmehr - wie Gramsci formulierte - Theored-
kerundOrganisator derKlasse sein, dieimstande ist,gesellschafdicher
und polidsch-moralischer Hegemon zu werden. Der »Klassenverrat«
(Lukacs), den der Intellektuelle immer wieder vollziehen muß, besteht
dahernichtnur in der theoretischen Negation seinerbürgerlichen oder
kleinbürgerlichen gesellschaftlichen Herkunft und Exbtenzweise. Er
besteht zugleich in der besonderen Weise, in der er seinetheoredsche
Reflexion mitderprakdschen Arbeit inden Organisationen und Bewe
gungen der Arbeiterklasse verbindet. Wie er die Kridk der herrschen
denbürgerlichen Ordnungvonihrem Zentrum her,vomWiderspruch
von Kapital und Arbeither, bestimmt, so steht er prakdschan derSeite
derjenigen Kräfte, diediese herrschende OrdnunginFrage stellen bzw.
diediejenigen Erfahrungen mderArbeiterklasse organisieren und poli-
dschverarbeiten, indenen diese Infragestellung derherrschenden Ord
nung objekdvund perspekdvisch möglich ist.

Diese Bestimmung des organischen Intellektuellen schließt einen
dogmadschen Voluntarismus gegenüber der Arbeiterklasse ebenso aus
wie die Blindheit gegenüber anderen sozialen und polidschen Bewe
gungen, indenen sich die Kritik anderherrschenden Ordnung formu
liert.Siefordertauchgeradezu dasBewußtsein unddasBearbeiten jener
Widersprüche, die- zumalin der gegenwärtigen Krise - in der Diskre
panz zwischen objektiven gesellschafdichen Widersprüchen und dem
Zurückbleiben des Klassenbewußtseins zutagetreten. Die »gewerk
schaftliche Orienderung« der Intelligenz solltedahernichtalseineun-
kridscheFormelgehandhabt werden,dieeinerseits denobjektiven Pro
letarisierungsdruck auf die Intelligenz, andererseits die Rolle der Ge
werkschaften alsKlassenorganisadonen hypostasiert. »Gewerkschafdi-
cheOrienderung« kanndaherwederaufeineKritikintellektueller »Ab
setzbewegungen« noch auf eine Kritik der in den Gewerkschaften do
minanten sozialparmerschaftlichen Strömungen verzichten. In dieser

22



Kritikverbindet sichjedoch»gewerkschafdiche Orientierungo vonIn
tellektuellen theoretischund praktisch nicht nur mit der Auseinander
setzungum dieperspektivischen Arbeits-und Lebensbedingungen der
Intelligenz (von der Krisenbetroffenheit von Studenten und Wissen-
schafdeman den Universitäten über dieErfahrungen von Ärzten, Psy
chiatern, Sozialarbeitern, Lehrern undPlanemmitdenFolgen derKrise
des »Sozialstaats« bis hin zu den Ingenieuren, Technikern und Natur
wissenschaftlern, derenTätigkeitmitderEntwicklung undAnwendung
der »neuen Technologien« verbunden ist), sondern auch mit jenen
Strömungen inder Arbeiterklasse unddenGewerkschaften selbst, die
im Bewußtsein der Grenzen gewerkschafdicher Handlungsfähigkeit
und Machtan der Entwicklung einerPolitikarbeiten, diedie Gewerk
schaftenausder Rolleeines»Ordnungsfaktor«oder ausder bloßenDe
fensive herausführen will.

Die These von der »Krise der Gewerkschaften« ist vor allem darin

problemadsch, daß sie die Gewerkschaften als einen festgefügten
»Block« unterstellt und daß sie dabei übersieht, daß bei einem beträcht
lichenTeilder Mitgliederund Funktionäre dieEinsichtwächst,daß der
Wegaus der Defensive auch über die Entwicklung neuerModelle, In
halte und Ziele gewerkschaftlicher Politik führen muß. Die Vorberei
tung der Auseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche ist dabeieines
jener Felder, in dem unmittelbare sozialökonomische Interessenvertre
tung und das Nachdenken über neue Inhalte und Formen der gesell
schaftspolitischen Auseinandersetzungen zusammenfließen. Darüber
hinaus blockiert der mit der These von der »Krise der Gewerkschaften«
meist verbundene »Abschied vom Proletariat«, d.h. die Hinwendung
zu den »neuen sozialen Bewegungen«, den Zugang zu jenen progressi
venKräften in denGewerkschaften und zu den Kämpfen, in denensie
konkret ihreÜberlegungen entwickeln. Einezentrale Aufgabe vonge
werkschaftlich orientierten Intellektuellen besteht daherin der Gegen
wartdarin, Arbeiterbewegung und »neuesoziale Bewegungen« aufjene
Nahtstellen gesellschaftspolitischer Widersprüche und Konflikte auf
merksam zu machen, an denen m'cht die Konfrontation, sondern nur
dasgemeinsame Handeln dieser Bewegungen dierealePerspektive einer
demokratischen Lösungder Problememöglichwerden läßt- seies nun
aufdem Gebiet derFriedens- undAbrüstungspolitik, seies inderDe
batteumdieBewältigung desVerhältnisses vonÖkologieund Ökono
mie, seies in denDiskussionen über dieMöglichkeiten zur Beseitigung
der Massenarbeitslosigkeit sowie zur gesellschafdichen Kontrolle der
»neuen Techniken«.

Dieses Buch wird zahlreiche neue Fragen aufwerfen, ohne daß ich
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michdem Zwang unterwerfe, jeweils eindeutige oder gar verbindliche
Antwortengebenzu wollen.Dieses Verfahren entsprichtder realen ge
sellschaftspolitischen Entwicklung, die offen ist für verschiedenartige
Lösungen - bis hin zu einerlängerwährenden Restauration konservati
ver Machtpositionen und Wertemuster. Damit gebeichallenKridkem
einen weiten Raum für eine Auseinandersetzung, die mir notwendig
scheint,umeinegründliche ErörterungderGewerkschaftsfragealsMit
telder Aktivierung einergewerkschaftlichen Klassenpolitik zu nutzen.
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2. Die Wende

Im Juli 1983 hat das Institut für Demoskopie-Allensbach bei einer re
präsentativen Umfrage ermittelt, daß ca. 60Prozent der Bundesbürger
der Politik der neuen, konservativen Bundesregierung mit Sympathie
begegnen, und daß etwa dergleiche Anteil diese Politik als eine »Wen
de« gegenüber der Politikder abgelösten sozialliberalen Koalition be
wertet(FAZ,28. 7.1983).DasWahlergebnis vom6. März1983 hatden
Sturz der sozialliberalen Regierung vom September1982,der noch von
vielen alseineArt »Staatsstreich« empfunden wurde, nachträglich sank
tioniert und der neuen Regierung für die kommenden Jahre zu einer
breiten, formal-demokratischen Legitimation verholfen. Verlauf und
Ergebnis dieses Wahlkampfes habendieentscheidende Achse der poli
tisch-strategischen Debatten und der politischen Bewußtseinsbildung
in der Bevölkerung - zumindestfür den Augenblick - deutlich werden
lassen:die Überwindungder Wirtschaftskrise (und damitder Kriseder
»Staatsfinanzen«) und alsFolgedie Beseitigung der Massenarbeitslosig
keit. WieauchimmervonTeilen der LinkenimWahlkampfdieThema
tisierung der außenpolitischen Gefahren unddamitder »Raketenfrage«
alsErfolgverbuchtwurde, so mußten siegleichwohl amErgebnisdieser
Wahl erkennen, daß für die Wahlentscheidung - auch von Teilen der
Arbeiterklasse-die unmittelbaren ökonomischen Lebensinteressen ein
größeres Gewichtbesaßen alsscheinbar»abstraktere« Themenwiedie
Raketenstationierung, die Kriegsgefahr oder die Gefahr einerUmwelt
katastrophe. CDU/CSU und FDP verbargen ihre Projekte für die
Wende keineswegs. Zwar vermieden sie es, sich allzu emphatbch mit
der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik von Reagan und Thatcher
(und damit auch mit deren katastrophalen Folgen für breite Bevölke
rungsgruppen) zu identifizieren. Gleichwohl ließensie keinenZweifel
daran, daß der »Neubeginn« wenigerauf außenpolitischem, sondern
zuerst auf innen- und wirtschaftspolitischem Gebiet zu erfolgen habe.

Die Ideologie desKonservatismus gruppiertsichwesentlich umzwei
Themenkomplexe. Der erstebetrifftden Zusammenhang von Krisener
klärung und Krisentherapie. Die Krise der Kapitalverwertung (Rück
gang der Gewinne und der Investitionen)erscheint dabei als die Folge
einer »Erdrosselung« der dynamischen Kräfte der Marktwirtschaft
bzw. eines »freien« Kapitalismus. Staatseingriffe in den Produktions
prozeß und den Markt (in der Form direkter ökonomischer Eingriffe
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odervongesetzlichen Beschränkungen derFreiheit des Kapitals), über
höhte soziale Leistungen desStaates, Zurückweichen vor dem Protest
der Okologiebewegung bei der Entwicklung und Anwendung neuer
Technologien und Energien, und schließlich einüberzogenes Niveau
der Löhne aus abhängiger Arbeit werden als dieWucherungen sozial
demokratischer Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik und der damit
notwendig wachsenden Gewerkschaftsmacht ausg^eben. Diese gilt es
Schritt um Schritt zu beseitigen, umneue Wachstumspotenzen freizu
setzen, um überhöhere Profite und Investitionen die Arbeitslosigkeit
abzubauen und die Staatsverschuldung zu reduzieren.

Der zweite Themenkomplex betrifft die Rolle des Staates und der
Ideologie inderGesellschaft. Konservative Ideologen neigen stets dazu,
gesellschafdiche Krisenprozesse ideologisch zu verkürzen und zu ver
schleiern, um die Aufmerksamkeit von der Kemstruktur des Krisen
prozesses, der krisenhaften Bewegung der kapitalistischen Produk
tions- und Eigentumsverhältnisse, abzulenken, und um gleichzeitig
Diskussionen über eine Veränderung dieser Produktionsverhältnisse
auf dem Felde der »Staatssicherheit« einzukapseln. Daher geben sie die
Gesellschaftskrise als einen Verfall der Autorität des Staates in seiner
Funktion als. Ordnungs- und Gewaltstaat aus und begreifen die allge
meine Verunsicherung als die Folge eines Verfalls moralischer und poli
tischer Wertorientierungen, ohne die gesellschaftliche Integration und
dieAutorität des staatlichen Gewaltmonopols in der Gesellschaft un
denkbarsind.Ausdieser Perspektive hatder Konservativismus des20.
Jahrhunderts - am brutalsten inseiner faschistischen Radikalisierung -
stets noch den Liberalismus neben der Arbeiterbewegung als seinen
wichtigsten Gegner betrachtet. Und aus einer solchen Perspektive er
scheintdann auch dem konservativen Bewußtsein unsererTage, das sich
innerhalb des herrschenden Blocks am deutlichsten bei der CSU artiku-
lien, die gesamte Politik der sozialliberalen Koalition- vor allemin ih
rer»Blüteperiode« bis etwa 1973/74- als eine gigantische Reformveran
staltung, die mit ihren Reformprogrammen und -maßnahmen einen
substantiellen Autoritätsverlust des Staates eingeleitet, den Leistungs
willen und die Opferbereitschaft der Menschen untergraben und
schließlich auch mitderEntspannungspolitik gegenüber densozialisti
schen Gesellschaften die klaren antikommunistischen Feindbilder in
den Köpfen der Menschen, deren »Wehrbereitschaft« gegenüber dem
Kommunismus, den religiösen Glauben, die Anerkennung der
»Grundwerte« eines christlich-demokratischen Gemeinwesens, die
Anerkennung natürlicher Autoritätsverhältnisse im Alltagsleben und
vieles andere mehr systematisch unterminiert und aufgeweicht habe.
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Das Programm der konservativen Wende proklamiert daher als Ziel,
zusammen mit der Freiheit der Marktwirtschaft auch wieder jene
»Grundwerte« des autoritativen Staates und der diesen stützenden All-
tags-Wertvorstellungen zurestaurieren. Diepolitischen Kräfte, diedie
sesProgramm vertreten und realisieren wollen, wissen gut genug, daß
ihreZiele nichtmiteinem Schlag zu erreichen sind. Ihre taktische Linie
nach dem6. MärzfolgtdaherderÜberlegung, welche Schritte undEin
zelentscheidungen am ehesten geeignet sind, diesem zweifachen Ziel
näherzukommen. Daß es dabei immer wieder zu taktischen Differenzen
und Auseinandersetzungen innerhalb des »Blocks an der Macht«
kommt, entspricht nur den unterschiedlichen sozialen und politischen
Interessenkonstellationen, die in diesemBlock vereinigtsind. Das än
dert,jedoch nichts an der allgemeinen Perspektive der konservativen
Wende.

Die Verwirklichung politischer Ziele und Programme hängt jedoch
niemals ausschließlich von dem Willen derer ab, die über die Macht ver
fügen. Über ihrenErfolg, aberauch überdiekonkreten Wege, diedie
Politikeinschlagen muß, entscheiden neben ddnobjektiven Bedingun
gen, diedurchdieEntwicklung desökonomischen Reproduktionspro
zesses und der nationalenwie internationalen Konkurrenz vorgegeben
werden, stets auch die nationalen imd internationalen Kräfteverhält
nisse der Klassen und der politischen Kräfte, die freilichnicht immer
denAntagonismus der Klassenverhältnisse »inreinerForm« widerspie
geln. Den klügeren Strategen des Neo-Konservativismus ist schon
heute bewußt, daß die Naivität, mit der aufwinschaftspolitischem Ge
biet die Wende zu einem neuen Konjunkturaufschwung propagiert
wird, zwar für kurze Zeit einegewisseSuggestivkraft auf dieMassenzu
entfalten vermag, jedoch insgesamt auf einem brüchigen Fundament
ruht. Sie wissen wohl, daß die Krise nicht einfach mit den Formeln der
Adenauer-Ara gesundgebetet werden kann; denn die Realität zwingt
äglich vonneuem zu der Einsicht, daßdiestrukturellen Widersprüche
und Anpassungsprobleme, in diedaskapitalistische Wirtschaftssystem
nach einer außergewöhnlich langen Periode der relativen Prosperität
und Stabilitätgeraten ist, durch einen schlichten Wachstumsfetischis
mus und die Restauration der »Freiheit« des Marktes überhaupt nicht
zu lösen sind. Alleemsthaften Prognosen über die ökonomische und
gesellschaftliche Entwicklung in den bevorstehenden Jahrzehnten
stimmen darin überein, daß - auch bei einer Neubelebung des Wirt
schaftswachstums —soziale, ökologische,vielleichtauch politischeKa
tastrophen nicht zu vermeiden sein werden. Ohne eine Neuorientie
rungaufdemFeldederWachstums-, Technologie-, Ökologie-undSo-
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zialpolidk und ohneeine Neuorientierung aufdemFelde der interna
tionalen Wirtschaftsbeziehungen - vorallem in denBeziehungen zwi
schen den kapitalistischen »Metropolen« und den Ländern der sog.
»Dritten Welt« - wirddieGefahrsolcher Katastrophen kaum vermin
dert werden.

Auch der »gesunde Menschenverstand« nähert sich heute schon der
Erkenntnis, daß bei einer erneuten Freisetzung des Wachstumspotenti
als der gegenwärtigen kapitalistischen Wirtschaftssysteme bereits be
stehende Widersprüche nicht gelöst, sondern potenziert werden. Wirt
schaftswachstum wird den Einsatz der neuen Techniken und Kommu
nikationssysteme beschleunigen und nicht drosseln. Der Produktivi
tätsschub, derdamiteinhergeht, wirdjedoch nichtdazu beitragen, die
jetzt bestehende Massenarbeitslosigkeit zu beseitigen. Er wirdzu neu
en, massiven Freisetzungen von Arbeitskraft führen. Die Minderung
derNachfrage, diedurch dieMassenarbeitslosigkeit unddurch den Ab
bauderstaatlichen Sozialleistungen bewirkt wird, trägt zusätzlich dazu
bei,deninnefenMarktzuverengen unddieStnikturkrise einzelnerSek
torenzu intensivieren. Auch die Konzeption (diedieinnere Logik des
»Exportmodells Deutschland« ausmacht), die wachsende Nachfrage
schwäche des inneren Marktes durch bessere Realisierungschancen auf
demWeltmarktauszugleichen, steht aufschwachen Füßen, obwohlsie
bislang immer noch inderPraxis wirktunddierelative Prosperität der
BRDauch imVergleich mitanderen hochentwickelten kapitalistischen
Nationen garantiert. Gerade die internationalen wirtschaftlichen Be
ziehungen zeichnen sich durch einhohes Maß an Instabilität und per
spektivischerUnsicherheit aus. Der zunehmende nationale Protektio
nismus, dieUnfähigkeit bei»Weltwirtschaftsgipfeln« oderauch nur im
Rahmen der EG-Institudonen eine gemeinsame binnen- und außen
wirtschaftliche Strategie zu formulieren, dieZahlungsfähigkeit zahlrei
cher Länder der »Dritten Welt« - und hier insbesondere der sog.
»SchweUenländer« (z.B. Brasilien und Mexiko) - dasalles sind Zeichen
nicht nur eines schärferen Kampfes der »feindlichen Brüder«, den die
Weltmarktkrise desKapitals erzwingt, sondernauch der zunehmenden
Schwierigkeiten, die Widersprüche der nationalen Ökonomien zu ex
portieren und auf diese Weise zu lösen.

Nun gibt es Prognosen, die sich solcher Widerspruchspotentiale
durchaus bewußtsind,dieabergleichzeitig einen fundamentalen Struk
turwandel und eine neue Wachstumsdynamik der kapitalistischen
Ökonomie bis in die90er Jahre voraussagen. Neue Technologien und
Computersysteme, neue Energien, Bio- und Weltraumindustrien wer
den dabei als Triebkräfte einer neuen Welle der »Superindustrialisie-
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ning« angesehen. Dabei bewegt diese Futurologen die Sorge, ob der
Ubergang zu dieser Superindustrialisierung eher auf »sanftem« (d.h.
durchdie Integration und Neutraüsierung sozialer und politischer Wi
dersprüche) oder eherauf dem »harten« Wege (d.h. durchdie gewalt
sameBändigung dieser sozialen und politischen Widersprüche) erfolge
(vgl. Huber, 1982). Eher konservative Sozialwissenschaftler (vor allem
imUmkreis derKirchen, vgl.Espenhorst, 1983) begleiten solche Uber-
legungen daher mit der Forderung, daß nur eine Neu-Definidon des
Ärbeitsbegriffes und eine »Neuverteilung« der gesellschaftlichen Arbeit
einensolchen »sanften« Ubergang zu gewährleisten vermöge - und im
merhin nähern sich einige dieser Sozialwissenschafder den gewerk
schaftlichen Forderungen nacheinerVerkürzung der Wochen- undLe
bensarbeitszeit an, wobei sie m der Regel offen lassen, ob dieserAr
beitszeitverkürzung zugleich ein Lohnausgleich zu entsprechen habe.

Ichwerdespäternochaufeinige der Vorstellungen eingehen, diesich
um dasThema»Zukunft der Arbeit« ranken (vgl. w.u., Seite246ff.).
Wieauchimmerder Realitätsgehalt solcherPrognosen zu bewertenist,
diein »Silicon Valley« im US-StaatKalifornien gleichsam dieKeimzelle
einerbevorstehenden »Superindustrialisierung« entdecken, so ist doch
schon jetzt offensichdich, daß ein solcher Ubergangsich niemals nach
Maßgabeeinerschlichten Fortsetzungund Beschleunigung gegenwärdg
erkennbarer Wachstumspotendale in den kapitalisdschen Ökonomien
reibungslosvollziehenkann. Es ist durchaus vorstellbar, daß von den
genannten neuen Sektoren neueWachstumsschübe ausgehen. Dennoch
werden diese die gesamte Struktur des gesellschafdichen Reproduk-
donsprozesses, denArbeitsmarkt und dieArbeits- und Lebensverhält
nisseradikalverändern. Das produktive Zentrum der Gesellschaft wird
sich zu Lastenwachsenderparasitärer, stagnierenderBereiche der Ge
sellschaft verengen. Die Spaltung zwischen den sog. »neuen Wachs
tumsindustrien« und zurückbleibenden Sektoren, die von der sozialen
Disparität zwischen den prosperierenden »Wachstumszentren« und
den sog. »strukturschwachen Regionen« begleitetwird, in denen sich
Arbeitslosigkeit und Armut, aberauchmoralischerund kulturellerVer
fall verdichten, wird sich dramatischzuspitzen. Die Sicherung des Sy
stems verlangt daher von den politischen Regulierungsinstanzen ver
stärkte Eingriffe, um erstensdie sozialen Kostenund Problemedieser
Segmentierungsprozesse aufzufangen, und umzweitens beständig dar
über zu wachen, daß es nicht zu einer Kollisiondieser Widersprüche
kommt. Mit der Verengung der produktivenBasis der Produktion des
gesellschaftlichen Reichtums (die durch plötzliche Veränderungen in
den bisherigen Strukturen des Weltmarktes abrupt verstärkt werden
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kann), vermindern sichaber für den Staat die materiellen Möglichkei
ten, die wachsende individuelle und gesellschafdiche Armut in den
Randsektoren kompensatorisch zu steuern und zu integrieren.

Das Beispiel der USA zeigtschonheute,wiedieSegmentierung von
industriellen Sektoren, Wachstumszentren und verfaulenden Regionen
diesozialökonomische undpolitisch-kulturelle Ghettoisierung voran
treibt. Natürlich wirken hier auch die Traditionen der rassischen und
ethnischen Segregation inden USA,diesichmitden Klassenstrukturen
vermischt unddiesegleichfalls überlagert. Dennochist- unterdemEin-.
fluß der Strukturkrise des Kapitalismus - diese Ghettoisierung mehr
und mehrzu einerForm geworden, inder dieLokalisierung undpoliti
scheKontrolleder marginalisierten und verfaulenden »GliederdesGe-
sellschaftskörpers« sich vollzieht. DieBewältigung desElends undder
Perspektivlosigkeit wirdzueinem Binnenproblem desGhettosalseines
spezifisch-marginalisierten Systems: Kriminalität, Drogenkonsum-
und Handel, Prostitution, aber auch Formen der vor-staatlichen Selbst
verwaltung (biszur sozialen Kontrolle, dievon kriminellen Gangs aus
geübtwird) und schließlich Formen einer besonderenKultur und Ideo
logie (Sport-Musik-Religion u.a.m.) bilden solche internen Regulie
rungsmechanismen, die der staadichen Gewalt Raum verschaffen, um
solche Ghettos von den »normalen« Sektoren der Gesellschaft abzu
schirmen. In den westeuropäischen Gesellschaften sind heute in den
sog. »Ausländervierteln« ähnliche Entwicklungstendenzen zu erken
nen. Entscheidend ist hier zunächst nur die Überlegung, daß die neo
konservative Wachstumsstrategie, die auf die ungehemmte Entwick
lung der Wachstumssektoren setzt, solche Dispropordonen und Spal
tungsprozesse in Kaufnimmt, aberimmerunfähiger werdenmuß, mit
demMittel dergesellschafts- undsozialpolitischen Integration aufdiese
Widersprüche zu reagieren. Der Übergang zur gewaltsamen Abgren
zungder marginalisierten Sektoren entsprichtdaherinder Konsequenz
der inneren Logikeinersolchen Strategie.

Damitverbinden sichaberauchsubstandelle Fragennachden Funk
donsbedingungen der Demokratie. Solange die Ghetto-Bewohner
Minderheiten bleiben, diezudemerfolgreich davonabgehalten werden,
ihresozialen Interessen politisch zu artikulieren und sichzu organisie
ren, solange wird auch nicht an der formal-demokratischen Legitima-
don konservativerRegierungen gerüttelt werden. Solange machen die
noch reladvPrivilegierten Wahlentscheidungen unter sichaus;und so
langewird auchin den Zentrender Machthierarchien nicht emsthaft die
Frage diskudert werden, ob die Sicherungdieser Macht nicht das Au
ßerkraftsetzen desdemokratischen Mechanismus verlange. Sobald aber
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in den margtnalisienen Gesellschaftssektoren soziale und politische
Bewegungen entstehen, die sich gegen ihre Lagezur Wehr setzen und
die sich zudem mit den klassenbewußten Kräften in der Arbeiterbewe
gungverbünden, wird- so muß befürchtetwerden- der demokratische
Legitimationsmechanismus »von oben« - mitden Mitteln derdirekten
politischen Gewalt - in Frage gestellt werden.

Die Verselbständigung der politischenGewaltpotentialeinden hoch
entwickelten kapitalistischen Gesellschaften konkretisiert sich nicht nur
inderbeherrschenden Stellung des »militärisch-industriellen Komple
xes«, sondern auch in der Tendenz zum »Sicherheits- und Uberwa-
chungsstaat«, in demdie bürokratischen Herrschaftsapparate nament
lich die Möglichkeiten der neuen elektronischen Datenverarbeitungs
und Informationssysteme dazu nutzen, die ganzeGesellschaft mit ei
nem Netz permanenter Überwachung, vor allem aber auch der Kon
trolle sog. »Risikozonen« zu überziehen. Darüber hinaus etablieren
sich mit der Anwendung der neuen technologischen Systemeund mit
dem Ausbau der Kernenergie zahlreicheneue »Risikozonen« im nicht
politischenBereich, dieeigenerFormen einerständigenSicherheitskon
trollebedürfen. RobertJungk hat inseinemBuchüber den »Atomstaat«
am Beispiel der bereits bestehenden Kernenergie-Zentralen und der
Entsorgungs- und Wideraufarbeitungsanlagen nachgewiesen, welchgi
gantischer Polizei-Apparat geschaffen werden muß, um diese Zentren
vonder Außenweltabzuschirmen. Aber auchdurch dieVernetzungder
neuenInformationssysteme entstehenin denBetrieben und Verwaltun
gen»Sicherheitszonen«, dieextremstöranfälligsind. Je höherdieSteue
rungskapazität solcherSystemeentwickelt ist, umso nachhaltiger wir
ken sich Störungen aufden Funktionsmechanismus von Produktion
und Administration, d.h. auch auf den Funktionsmechanismus von
Macht und Herrschaft aus.

Das erfordert immerneueSicherheitsvorkehrungen, bei denenoft
mals technische undsozialeKontrollenichtmehrgenau auseinanderge
halten werden können. Auf jeden Fall ist den Unternehmen schon heute
mitden modernenPersonalinformationssystemen ein Instrumentan die
Hand gegeben, um beständig Stör- und Konfliktpotentiale im Betrieb
(von Krankheitder Beschäftigten bis hin zu gewerkschaftlicher Arbeit
im Betrieb) unter Kontrolle zu halten. Dazu kommt, daß die Furcht vor
Sabotage oder auchvor schlichtentechnischen Defekten immerneueSi
cherheitsüberlegungen hervorbringenmuß. Daß esin vielen Betrieben-
vor allemder Computerbranche—schon zur Gewohnheitgewordenist,
sich beim Betreten des Betriebes umfangreichen Sicherheitskontrollen
zu unterziehen, daß die Beschäftigten besondere, computergerechte
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Ausweise bei sich tragenmüssen- alldas unterstreichtnur die These,
daß - neben der Tendenz zum »Sicherheitsstaat« - mit den neuen Tech

nologien und Informationssystemen nichtnur drastische Veränderun
gen der Arbeitsverhälmisse, der Qualißkation und der Beschäftigung
bewirkt werden, sondern daß auch neue Elemente einer »vor-staadi-
chen« Kontrolle über soziales und politisches Verhalten etabliertwer
den,diedenEinzelnen allmählich darangewöhnen, daßersiehinseinen
Verhaltensweisen- undzwarnichtnur imArbeitsprozeß- immermehr
der inneren Funkdonslogik diesertechnischen Systeme zu unterwerfen
hat. Freilich wirkt dieseLogiknicht »ansich«;dennstetshandeltessich
dabei um ein Funkdonieren »für das Unternehmen«, für die Produkdon
und Aneignung von Profit.

Diese ersten Hinweise auf mögliche gesellschafdiche und politische
Implikationen der »neuen Techniken«, diezugleich die Machtstruktu-
ren in Gesellschaft und Politik und damit auch die Handlungsbedin
gungen der Gewerkschaften berühren, haben auf den ersten Blick mit
dem Thema der politischen Wende zur konservativen Regierung in
Bonn nur wenig zu tun; denn immerhin handelt es sich dabei um Pro
zesse, die sich in Produktion und Verwaltung schon lange vor der
Wende angebahnt haben. Betrachtet man allerdings Programm und
Strategie des »neuen Blocks an der Macht« etwasgenauer, so ergeben
sichZusammenhänge, dieinsbesondere fürdiepolitische undideologi
scheAuseinandersetzung mit der Politik der neuen Regierung voner
heblicher Bedeutung sind. Wenndiese esalsAufgabe proklamiert, die
Wachstumsdynamik deskapitalistischen Profitsystems vondenFesseln
zubefi'eien, die ihm durch Sozialstaat, Humanisierung derArbeit, Ar
beitsschutzgesetze, Rechte der betrieblichen Interessenvertretung und
schließlich durchdie »Gewerkschaftsmacht« auferlegt wurden,so för
dertsienachgerade jeneEntwicklungen, dieeinerseits zu einerstärkeren
Segmentierung der Gesellschaft, andererseits zur Vervollkommnung
des »Sicherheitsstaates« sowie zur Ausweitung der »Sicherheitszonen«
in allen gesellschaftlichen und politischen Bereichen führen.

Es muß jedoch davon ausgegangen werden, daß die praktische
Durchführung dieser Politik weder ineine neue langwährende Periode
desWachstums undderStabilität überleitet, sondernimGegenteil neue
gesellschaftliche Widerspruchskonstellationen verschärfen wird. Daher
ist zu befürchten, daß in dem Maße, wie sich die propagandistischen
Versprechen des Neo-Konservatismus als trügerisch erweisen und wie
sich»von unten«, - vonderArbeiterbewegung undanderen demokrati-'
sehen Oppositionsbewegungen - Widerstand gegen diese Politik for
miert, diezweite ideologisch-politische Komponentedes Neo-Konser-
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vatbmus, die Bewältigung der Krise auf dem Wege der Restauration des
autoritären Staates, mitdem Mittel derdirekten politischen Gewalt und
derideologischen »Anrufung« des Volkes inGestalt einer »nationalen
Bewegung«, stärker inden Vordergrund tritt.Solange die neue Regie
rung die Parameter ihrer Politik noch im Klima des »Neubeginns«, der
immer auch eine Atempause verschafft, undmitWechseln aufdieZu
kunft, zugleich aber auch mitdem Rückhalt des Wahlergebnisses vom
6. März1983 entwickelt, solange kann sieaufdemGebiet derdemokra
tischen Rechte und der ideologbchen Konfrontadon relative Zurück
haltung üben und die Paralyse der Opposition—vorallem derSPD, aber
auchder Gewerkschaften - fürsichausnutzen. Für dieperspektivische
Auseinandersetzung mitderPolitik derWende muß freilich schon jetzt
die Erkenntnis präzbiert werden, daß derbloße Protest gegen einzelne,
»arbeitnehmerfeindliche« Maßnahmender neuen Regienmgnicht aus
reicht. DieAuseinanderseuung mitdem Neo-Konservatismus wird die
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung zwangsläufig mit der Frage
konfrontieren, welchealternativenModelledes Wachstums,der Orga
nisation der Arbeits- und Lebensverhältnisse, der sozialen imd kulturel
lenEntwicklungsmöglichkeiten der Menschen sieder kapitalistischen
Entwicklungslogik entgegenzustellen vermag. Das Bewußtwerden die
serNotwendigkeit wird freilich erfordern, daß sich vorallem die Ge
werkschaften aus einer sozialökonomischen und politischen Logik lö
sen, die bislang die Erfolge ihrer Interessenvertretung mit den Erfolgen
der kapitalistischen Ökonomie und der Funktionsfähigkeit des bürger
lichen Staates imstaatsmonopolistischen Kapitalismus verkettet haben.

2.1. Die Vorgeschichte der Wende

Historiker werden später einmal den genauen Zeitpunkt ermitteln, an
dem der rechte Genscher-Lambsdorff-Flügel der FDP die Entschei
dung getroffen hat, das Regierungsbündnis mitderSPD atifzukündigen
und den Regierungswechsel nach rechts taktisch zu planen. Das sog.
»Lambsdorff-Papier«, das im September 1982 einschneidende Verände
rungen im»Netz dersozialen Sicherheit« forderte, entsprach zweifellos
solchen taktischen Planungen (Fülberth, 1983, S. 103); dennessollte in
erster Linie deutlich machen, daß die SPD an die Grenze der wirt-
schafts- undsozialpolitischen Belastbarkeit gelangt war, unddaß - an
gesichts der erneuten Zuspitzung derökonomischen Krisenprozesse -
weitere Schritte aufdem Wege derangebotsorientierten Wirtschaftspo
litik, des Sozialabbaus, der Geldwertsubilisierung, der Verminderung
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der Staatsrerschulduag und der Revision von Arbeitsschutzgesetzen
sowievonsozialpolitischen Grundrechten nur durcheineneueRechts
regierung durchzusetzen waren. Auch werden Historiker später klären
können, obundwiedieser Positionswechsel derFDP,derauch viele ih
rerMitglieder, die noch die Wahlaussage dieser Partei im Bundestags-
wahlkampf gegen Franz Josef Strauß (1980) ernst genommen hatten,
vorden Kopf stieß, auf die konkrete Einflußnahme von Kapitalverbän
den zurückzuführen ist. Auf jeden Fallwar die Parallelität zwischen
dem Positionswechsel der FDP und dem massiven Druck derKapital
verbände und der bürgerlich-konservativen Medien inRichtung auf die
Machtübertragung an die CDU/CSU nur zu deutlichzu erkennen.

Noch im Bundestagswahlkampf 1980 schien das Monopolkapital
nicht eindeutig hinter F.J. Strauß zustehen. Noch dominierte jene Ka
pitalfraktion, die sich von der- vom rechten Flügel der SPD geführten -
sozialliberalen Koalition unter Helmut Schmidt eine effizientere Va
riante des Krisenmanagements versprach. Diese Regierung hatte inder
zweitenHälfte der 70erJahre - mit der'Parolevom »Modell Deutsch
land« —eine Politik verfolgt, die sich eindeutig am Primat derModerni
sierung undExportorientierung derbundesdeutschen Wirtschaftorien
tierte und die zugleich bereit war, Lohn-, Sozial- und Reformpolitik
diesen strategischen Zielen unterzuordnen. Dazu wollten die Repräsen
tanten derorganisierten Kapitalinteressen nicht zu frühzeitig aufzwei
Vorteile verzichten, die ihnen durch eine sozialdemokratisch geführte
Regierung eher zuteil wurden. Zum einen erwies sich das außenpoliti
sche Prestige dieser Regierung - vorallem in den sozialistischen Län
dern, aberauch in einigen Ländern der »DrittenWelt« - alswirksamer
»Flankenschutz« für die außenwirtschaftlichen Interessen. Zum ande
ren erwuchs dieser Vorteil aus den engen politischen und persönlichen
Bindungen zwischen der SPD undden Führungen derDGB-Gewerk
schaften. Die Einbeziehung derüberwiegenden Mehrheit dergewerk
schaftlichen Führungsgruppen in die Strategie des »Modell Deutsch
land« mußte als ein Faktor wirken, der den »innerensozialen Frieden«
stabilisierte, die Gewerkschaften davon abhielt, ihre Macht gegen diese
Politik in die Waagschale zu werfen.

Als aber mit dem erneuten Kriseneinbruch 1981/82 und mit dem wei
teren Ansteigen der Massenarbeitslosigkeit deudich wurde, daß - aus
der Interessenlage des Kapitals - neue drasdsche Maßnahmen zurSy
stemsicherung notwendig wurden, gewann auch die Forderung, die
SPD aus derRegierungsmacht zu entfernen, anGewicht. Dabei spielte
nicht nurdie Überlegung eine Rolle, daß die von derSPD in derRegie
rung- wieauch immer schwächlicher gewordene - vertretene Konzep-
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rion einer »Parallelpolitik« von Profit- und Investitionsförderung auf
dereinen undsozial- undarbeitsmarktpolitischen Kompensationsmaß
nahmen aufderanderen Seite nichtlänger zu »verkraften« undzu tole
rieren sei.Vielmehr gewann jetzt— auch angesichts erster Zeichen' eines
gewerkschaftlichen Widerstandes gegen die sozialliberale Politik des
Sozialabbaus (Operation '82) —dieThese an Gewicht, daß die Regie-
rungs^igkeit der SPD in wachsendem Maße dadurch untergraben
werde, daßBundeskanzler HelmutSchmidt seine»ansich« vernünftige
Politik nicht mehr gegen die wachsende Kritik indereigenen Partei und
in denGewerkschaften durchsetzen könne.Die Handlungsunfähigkeit
des Staates, diedaraus notwendig resultiere, müsse daher durch einen
Regierungswechsel nach rechts verhindert und überwunden werden.
Daß mit derInszenierung der Regierungskrise und des Machtwechsels
dannauch nochder- ohnehin labilgewordenen—Glaubwürdigkeit der
SPD gegenüber ihren Anhängern und ihrem traditionellen Wählerre
servoir in der Industriearbeiterschaft ein weiterer, schwerer Stoß ver
setztwerden sollte (vondemsie sichmöglichst, weil sieals »abgewirt
schaftete« politische Kraft erscheint, nicht sobald erholen sollte), mag
bei den Planungen fürdie »Wende« eine zusätzliche Rolle gespielt ha
ben.

Die Vorgeschichte der Wende beginnt jedoch nicht erst nach der
Bundestagswahl des Jahres 198Ö. Im Grunde setzt sie schon um die
Mitte der 70er Jahre ein,ako zu jenem Zeitpunkt, als deutlich werden
mußte,daßdieKrise 1974/75 keinnur zyklischer-durch diePreiserhö
hungen beim Erdöl versärkter —Einbruch war, sondern daß sich jetzt
schon eindeutig das Ende derlangen Nachkriegskonjunktur unddamit
derUbergang ineine länger währende Periode derStagnation undDe
pression, zugleich aber auch von tiefgreifenden ökonomischen und
technologischen Strukturwandlungen ankündigte. Marxistische Öko
nomenhabendiesen strukturellenUmbrucheingehend analysiert - und
ich will ihre Forschungsergebnisse hier nicht im einzelnen wiederho
len.^ Da sich aber die ökonomischen »Basisprozesse« niemals direkt
und in »reiner Form« in den politisch-ideologischen Kiäftekonstella-
tionen widerspiegeln, werden im folgenden einige politische Prozesse
behandelt, in denensichdieVorgeschichte derWende gleichsam exem
plarisch konzentriert.

Angesichts derweltwirtschaftlichen und-politischen Verflechtung in
unsererEpoche, die zudemvon der Dominanzdes Ost-West-Gegen
satzes, also der Konfrontation von Kapitalismus und Sozialismus im
Weltmaßstab, überl^ert wird,wäre esreichlich naiv anzunehmen, daß
sich die Innenpolitik in einem der mächtigsten imperialistischen Län-
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der, das sich zudem geopolitisch ander Nahtstelle der Systemkonfron-
tatiön befindet, frei vondenEinwirkungen des internationalen politi
schen Kräfteverhältnisses undfrei von dem politbchen Einfluß derim-
perialbtischen Führungsmacht USA entwickeln könnte. Zu Beginn der
70er Jahre konnte die sozialliberale Koalition - und vor allem die SPD
mit der »Symbolfigur« Willy Brandt - von der weltpolitischen Ent
spannungstendenz profideren und zusätzlich durch die Verträge von
Moskau und Warschau (Ost-Verträge), das Berlin-Abkommen sowie
durch dieKSZE (Hebinki, 1975) einen - von einigen westlichen Ver
bündeten mit Mißtrauen beobachteten - Freiraum für polidsche und
außenwirtschaftliche Beziehungen mitden sozialistischen Ländern ge
winnen.

Mitteder 70erJahrebegann sichjedoch diese Tendenz umzukehren.
In dem Maße, wie den herrschenden Kräften in den USA bewußt wur
de, daß die »Weltmacht Nr. 1« seitdem Vietnam-Krieg in den Bezie
hungen zu den westeuropäischen Verbündeten, zu den Ländern der
»Dritten Welt« und zur Sowjetunion wichdge Posidonsverluste hatte
hinnehmen müssen, und in dem Maße, wie die weltwirtschafdichen
Krisenprozesse eineweitere Reduzierung derUSA-Hegemonie andeu
teten, vollzog sich auch die Abkehr von der Entspannungspolitik, die
schließlich in den rüstungs- und militärpolitbchen Beschlüssen der
NATO und indamiteinhergehendem wachsendem Druck der USAauf
ihre westlichen Verbündeten, die Wende zu einer Politik des »Kalten
Krieges« mitzuvollziehen, ihren konkreten Ausdruck fand. Nachdem
schon unter derPräsidentschaft von Carter mit der Bewilligung neuer
Rüstungsprogramme und der Nicht-Ratifizierung des SALT-II-Ab-
kommens diese Umkehr eingeleitet worden war, tratdienachfolgende
Reagan-Adminbtration offen mit dem Ziel an, die konservadven Kräfte
der »freien Welt« für einen neuen »Kreuzzug gegen den Kommunis
mus«zu sammelnund dabeidie militärpolidschen und atomarenStrate
gien - bishinzur Überlegung eines enthauptenden Erstschlages gegen
die Sowjetunion - neu zudefinieren. Der Westen soll jetzt indie Lage
versetztwerden, einen atomaren Krieg durch einen Erstschlag zu ge-
wumen,derdie strategischen Zentralen des»Gegners« vornehmlich in
derSowjetunion vernichtet und diese damit »enthauptet«.

DieSprecher derFriedensbewegung habenimmerwiedernachgewie
sen,daßdurchdieStadonierung der Pershing II undGrube Missiles die
westeuropäischen Staaten - und namentlich die BRD - nicht nur, im
Falle eines atomaren Konfliktes, mit der totalen Vernichtung zu rech
nenhaben,sonderndaßsiemilitär-undaußenpolidsch indieRolle von
»Gebein«der USAgeraten.Das aber ist ein Zweckder US-Polidk. Die

36



neueUSA- und NATO-Strategie soll die Abhängigkeit dieser Länder
vonder Führung durch dieUSA verstärken. Sie soll jenem Anspruch
auf einewachsende, eigenständige Rolleder EG-Länderin der Welt
wirtschaft und-politik entgegenwirken, derimvergangenen Jahrzehnt
immer wieder zuKonflikten mit den USA geführt hat. Darüber hinaus
soll diese Strategie - gleichsam im Vorfeld - die Sowjetunion schwä
chen. Die Sowjetunion soll »tot gerüstet« werden; denn die Strategen
der US-Politik erwarten, daß dieSowjetunion beigrößerenRüstungs
anstrengungen nichtmehr in derLageseinwerde, ihreeigenen ökono
mischen Entwicklungsprobleme zu lösen odermäßigend aufdieBewäl
tigung z.B.derpolnischen Krise einwirken zukönnen. Undschließlich
würdendie USA unter diesen Voraussetzungen einengrößeren Hand
lungsspielraum inAsien, Afrikaund Lateinamerika gewinnen, umanti
imperialistische undSozialrevolutionäre Befreiungsbewegungen zu zer
schlagen.

Niemand vermag heute genau vorauszusagen, obdiese Überlegungen
daskünftige Überleben der Menschheit oderauch nur diegegenwärti
gen internationalen Kräftekonstellationen inFrage stellen werden oder
zum Scheitern verurteilt sind. Auf jeden Fall aber hat die strategische
Wende indenUSA gegen dieFortsetzung derEntspannungspolitik die
innenpolitische Situation in den westeuropäischen Ländern enorm un
terDruck gesetzt unddamit auch das politische Klima fürdiekonserva
tiven Kräfte, die sich als die entschiedensten Verfechter des Andsozia-
lismus und -kommunismus darstellen, verbessert. Obwohl die Konser-
vadven in denwesteuropäischen Ländern - soauchinderBRDundso
gar in Bayern - auch eigene geostrategische und vor allem außenwirt
schaftliche Interessen verfolgen, imd obwohl sie darum bemüht sind,
nadonale und europäische Autonomie auch gegenüber den USA zu
wahren (und deshalb auch »Realpolidk« betreiben), so fungieren sie
doch inderInnenpolitik als ideologische Apparate, die die neuen The
men der Kreuzzugsmentalimt und des Kalten Krieges im Massenbe
wußtseinverankernund die auchnoch politischvon der Angstprofide-
ren,diedievorgeblich schärfere Konfrontadon mitdeminternationalen
Kommunismus erzeugt.

DieCDU/CSU hat esin der Oppositionverstanden, sichals»Volk
spartei« undschließlich als»hegemoniale Kraft« zu regenerieren. (Vgl.
Fülberth, Blätter, 1982. 10, S. 1177 ff.). Zwischen 1969 und 1972 do
minierte nochdieParalyse angesichts der Krise des »CDU-Staates«; die
strategischen Optionender neuenOpposidon waren noch unklarund
durch lange fortwährende Führungskämpfe verdunkelt. Und schließ
lich erwies sichdieMobilisierung gegen dieOstverträge ebenso wieder
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Versuch,durch Manipulationenim Bundestagdie knappeMehrheitder
erstensozialliberalen Koalition auszutrocknen, alseinpolitischerMiß
erfolg. Gleichwohl hatesdieCDU/CSUverstanden, ihretraditionellen
Machtpositionen in den konservativ regierten Ländern zu sichern und
auszubauen, und dabei - mit ihrer Mehrheit im Bundesrat - der sozialli
beralen Reformpolitik Schranken zusetzen. DaßdieCDU/CSUzudem
über ihren traditionellen Einfluß auf die Wirtschaft, d.h. nicht nur auf
die Monopolverbände, sondern auch auf den Bauernverband und die
sog. Mittelstandsvereinigungen (vom Handwerk bis hin zu den Stan
desverbänden der Ärzte und Apotheker, der Professoren, der Juristen
undanderer Berufsgruppen), schließlich auch durchdenpolitisch-ideo
logischen Druck der Kirchen- und hier vor allemder katholischenKir
che- zudem die Reichweite gesellschaftspolidscher Reformen zu be
grenzen vermochte und »in letzter Instanz« das -mehrheidich konser
vativ zusammengesetzte - Bundesverfassungsgericht alsAppellations
instanzgegen solche Reformen angerufen werden konnte,zeigteimmer
wieder, daß ein durch dieWahlentscheidung ermöglichter politischer
»Machtwechsel« noch längst keine Veränderung der gesamtgesell
schaftlichen Machtverhältnisse bewirkt. Die konservativen »Behar
rungskräfte« derGesellschaft gewinnen vielmehr beieinersolchen poli
tischen Konstellation eindurchaus eigenständiges Gewicht.

Die Regeneration der CDU/CSU beschränkte sich jedochnicht auf
diese Ausnutzung ihrerungebrochenen Machtpositionen impolitischen
System sowie der gesellschaftlichen Kräfte des Konservativismus. Sie
vollzog sich zugleich alseinpolitisch-organisatorischer Prozeß,indem
einerseits der Apparatder Partei»nach unten« effekdviert wurde(u.a.
durcheineenormeAusweitung derMitgliedschaft) undindemanderer
seitsdieFührungsfähigkeitder CDU/CSU auf der kommunalenEbene
insZentrumgerücktwurde. Daß esder CDU/CSU in den 70erJahren
gelang, die kommunalpolitische Hegemonie der SPD in den Groß- und
Minelstädtenzubrechen (und daß siedabeieineganzeneueGeneradon
von qualifizierten »Nachwuchs-Politikern« heranbilden), beleuchtet
diesen Prozeß der »Regeneradon« besonders deutlich, obwohl dieser
Wandel nichtallein aufbesonderepolitische Anstrengungen der CDU,
sondernauchaufsozialstrukturelle Veränderungen inden Großstädten
selbst (Auflösungder tradidonellen Arbeiterwohnbezirke) zurückzu
führen ist. Darüber hinaus hat es diese Partei, in der nach wie vor das
oligarchische Element des »Regierens von oben«, das Moment der
»Honoradorenherrschaft« dominiert, in dieser Periode verstanden, die
konservadve Opposidonspolidkdurch Elemente einer»populistischen
Mobilisierung« zu verstärken.Die Gegenreformbewegung vor allemim
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Schulbereich (z.B.dieBewegung gegen dieGesamtschule oderdieAus
einandersetzung um die »Hessischen Rahmenrichtlinien«), aber auch
die vor allem von der katholischen Kirche getragene Bewegung gegen
die Reform des § 218 waren solche Formen einerpopulistischen Mobili
sierung,mit der die Reformpolitik vor allem im Bildungsbereich in die
Defensive gedrängt wurdeund mitder- z.B. alsEltemvertreter in den
Schulen - viele Aktivisten uiid Sympathisanten des Konservativismus
neu rekrutiert wurden.

Die Fähigkeit der CDU/CSU, bis zum 6. März 1983die »Wende«
herbeizuführen und dafür beträchtliche Stimmpotentiale, die sie auch
vorher schon in vielen Landtagswahlen anzusprechen vermochte, zu
sammeln, beruht also nicht allein auf ihrer traditionell engen, poli
tisch-ideologischen Verbindung mit Verbänden und Apparaten im vor
staatlichen Bereich (Unternehmerverbände, Mittelstandsvereinigun
gen, berufständische Organisationen, Vertriebenen- und Bauernver
bände, Bundeswehrverband, Beamtenbund, katholische Kirche und
großeTeileder evangelischen Kirche, der überwiegende Teilder Presse
und der Medien). Vielmehr war diese Fähigkeit auchein Ergebnis der
Aktivierung neuer Interessengruppen und schließlich auch der allge
meinen Angst und Verunsicherung, die einen Teil des alten Wähler
stamms der SPD, auch einen Teil der Industriearbeiter, zur Stimmab
gabe für die CDU/CSU getrieben hatte.

Imgleichen Maße, wiesichdieCDU/CSU inderOppositionregene
rierte,verlordieSPDdieFähigkeit, diepolitische Führungder Bundes
regierungund ihre Rolle alsgesellschaftliche Kraft, die vor allemin der
Industriearbeiterschaft der Ballungsregionen verwurzeltist, dynamisch
miteinander zu verkoppeln. Der Ubergang zur Regierung Schmidt/
Genscher (1974) markierte daher nicht nur das Ende der ersten »Re
formperiode« der sozialliberalen Koalition. Angesichts der nationalen
und internationalen Krisenprozesse gerietdieSPDjetzt immermehrin
den Widerspruch, auf der einen Seite die durch die Krise der Kapital
verwertung und derStaatsfinanzen bedingten engerenHandlungsspiel
räume für sozial- und gesellschaftspolitische Reformen imSinnederei
genen Machtsicherung alsgleichsam naturwüchsige Zwänge handhaben
und interpretierenzu müssen, andererseitsaber jedenAnsatz einer Re
formbewegung »von unten« als einepotentielle Gefährdung der Regie
rungspolitik und der sozialdemokratischen Regierungsbeteiligung
dämpfen zu müssen. Dieses Lavieren zwischen kapitalistischem Kri
senmanagement und der Konzentration der politisch-ideologischen
Kräfte »an der Spitze« aufdieSystemsicherung unddemgleichzeitigen
Versuch, denForderungen derSPD-Basis undder Gewerkschaften we-
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nigstens teilweise entgegenzukommen (vgl. z.B. die Parallelität des
Ubergangs zudenMaximen der»angebotsorientierten Wirtschaftspoli
tik undzumSozialabbau« und desVersuchs »Beschäftigungsprogram
me« wirksam werden zu lassen), sollhiernicht im einzelnen rekapitu
liert werden. Jeder SPD-Parteitaghat im übrigenseitder Mitteder 70er
Jahre diese paralysierende Spannung gleichsam exemplarisch konkret
werden lassen: Wann immer die Gefahr drohte, daß sich in der Panei
eine Mehrheit für eine politische Orientierung finden könnte, die der
Regierungspolitik in wesentlichen Punkten entgegenstand, brachteder
Bundeskanzler seine ganze politische Autorität (schließlich - bei der
Auseinandersetzung um dieRaketenstationierung - seinAmt selbst) in
dieDebatteein, um diePartei nicht in einen allzuschroffen Gegensatz
zur Regierungspolitik geraten zu lassen.

Hier interessieren eherdieFolgen desWiderspruchs, in densich die
SPD hineinmanövrierte. Entscheidend scheint dabei der Sachverhalt,
daß reformistische Parteien nur zu oft in der neueren Geschichte ge
scheitert sind, wenn sieeinerseits als Sachwalter fürdieModernisierung
des Kapitalismus (also auch als anti-revolutionäre Kraft), andererseits
alspolitische Kraftaufgetreten sind,diediese Modernisierung durchge
sellschaftspolitische Reformen, die auch im Interesse der Arbeiterbe
wegung liegen (z.B. Erweiterung der Mitbestimmung, Verbesserung
derSozialpolitik, Einführung vonElementen der volkswirtschaftlichen
Planung, Reform des Bildungswesens, Liberalisierung im Rechtssy
stem), erreichen wollen. Zumal in Periodender gesellschaftlichen und
politischen Krise, in denen die konservadve Opposition nach wie vor
überentscheidende Hebelder wirtschaftlichen, politischen und ideolo
gischen Machtverfügen kann, ist der Reformismus immerwiederdazu
gezwungenworden, die integrationistische SeiteseinerPolitik, d.h. die
Systemsicherung unddieAnerkennung derobjektiven (d.h. kapitalisti
schen)Handlungszwänge in den Vordergrund zu rücken und seineFä
higkeit, dieKräfte derArbeiterbewegung- besonders dieGewerkschaf
ten - »an die Kette zu legen«, auszuspielen. (Für diese Konstellation
finden sich derzeit in vielen west- und südeuropäischen Ländern, die
von Sozialdemokraten bzw. Sozialisten - in verschiedenen politischen
Koalitionen - regiertwerden, mannigfaltige Belege).

Einederentscheidenden FolgendieserPolitikistderAbbaubzw. der
Verlust von hegemonialer Kapazität. Beider Sozialdemokratie unserer
Zeit besteht diese darin, ihre Macht in den Kommunen und Ländern,
ihre enge Verbindung zu den Gewerkschaften, ihre Anziehungskraft
auf jugendlicheund intellektuelle Protestbewegungen (diesie vor allem
Anfang der 70er Jahre zu entwickeln und über die Aktivität der
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»Jungsozialisten« zu kanalisieren vermochte) als gesellschaftlichen und
politischen Druck für reformpolitische Initiativen, aber auch als
Druckmittel für die Beeinflussung der»öffendichen Meinung« und des
vorherrschenden gesellschafdichen und politischen Bewußtseins nutz
bar und fruchtbarzu machen. Fungiert sieaberselbstalsein Apparat,
der ebendiesen Druck, diese Vermitdung gesellschaftlicher »Basisbe
dürfnisse« in diePolidk abschneidet,so unterhöhlt siezwangsläufig die
Macht, die sie zeitweilig auszuüben vermag. Der Zynismus, der bei
Funkdonären—vorallemauchaus dem linkenParteispektrum—beson
ders häuHg anzutreffen ist, illustriert dabei nur eine der Formen, inde
nen sich dieser Widerspruch konkretisiert. Letzdich wirdderVerlustan
hegemonialer Kapazität sich darin zeigen, daß die Mobilisierung der ei
genen Mitglieder- und Wählerbasis brüchig und schlaffwird, daß Diffe
renzen zwischen der Regierungspolitik und den Gewerkschaften nicht
mehr vollständig zu verschleiern sind und daß neue Protestbewegim-
gen, die auch aus der Enttäuschung über die SPD-Politik Kraft gewin
nen, sich einen eigenen politischen Raum und eigene politische Organi
sationen schaffen. Daß die SPD bald nach dem Sturz der sozialliberalen
Koalition im September 1982 indie Defensive geriet (das Ergebnis der
Hessischen Landtagswahlen vom Oktober 1982 spiegelte noch die Em
pörung über das Verfahren des Regierungswechsels wider) und im März
1983 keine glaubwürdige Alternative gegenüber dem neuen konservati
ven Block darstellen konnte, war nur das vorläufige Ergebnis dieses
Prozesses, in dem die extreme Personalisierung sozialdemokratischer
Politik (Helmut Schmidt) die politische Handlungsfähigkeit derPartei
immer weiter unterminierte. Die Losung vom »kleineren Übel« ent
behrt zwar nicht einer gewissen Zugkraft und Rationalist (aus der Sicht
der bloßen Machterhaltung); dieZuflucht zu ihr (wie schon zwischen
1930 und 1933) ist jedoch ein eindeutiges Zeichen der politischen
Schwäche.

Die »Wende« vollzieht sich also in verschiedenen Etappen. Die ent
scheidende Weichenstellung erfolgte schon Mitte der70er Jahre, als die
sozialliberale Regierung dazu überging, die nationalen undweltwirt
schaftlichen ökonombchen Krbenprozesse als objektive Handlungs-
zwänge inihre politische Strategie zu übersetzen, die die Verbesserung
derKapitalverwertungsbedingungen und der internationalen Konkur
renzfähigkeit des BRD-Kapitals durch »Modernisierung« insZentrum
rückte und dabei als »Leitmotiv« die These akzeptiene, daß die Ziele
dieser Politiknur durchdie Beseitigung investitions- und innovations-
hemmender »Belastungen« des Kapitals (z.B. »überhöhte«" Löhne,
staatliche Sozialleistungen, gesetzliche Regelungen u.a.m.) erreicht
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werdea könnten. DieForderung nach »weniger Staat« bt daher keine
originelle Erfindung des Neo-Konservatbmus (obwohl dieser damit
auch immer denRufnach dem starken Ordnungs- undGewaltstaat ver
bindet, s.o.);denn schon die sozialliberale Regierung hat sich in der
zweitenHälfte der 70erJahre an dieserMaxime orientiert, die im we-
sendichen der Interessenlage des Großkapitals^ und des sogenannten
»Mittebtandes« entspricht, dersich durch Steuern, Sozialabgaben, Ar
beitsschutzgesetze und schließlich durch gewerkschafdiche Tarifver
träge inseiner Existenz- und Entwicklungsfähigkeit zunehmend einge
schnürt sieht. Außerdem sind auch Gruppen vonFacharbeitern bereit,
denkonservadven Parolen zufolgen, weil siedieInflation unddieSteu
erprogression nicht nur als Verminderung ihrer realen Leistungsein
kommen, sondern auch als Konsequenz einerwuchernden »Sozialstaat
lichkeit« empfinden, dieLeistungshierarchien einebnet undsie indirekt
zurSolidarität mit sozial schwächeren Gruppen zwingt, die - sobildet
sich dieser Sachverhalt im konservativen Bewußtsein ab - durch den
»Sozialstaat« davon abgehalten werden, sich aus eigener Kraft sowie
durch Leistungsbereitschaft aus ihrer bedrückenden sozialen Lage zu
»befreien«.

Diezweite, wesentliche Weichenstellung erfolgte dann 1981/82, als
inden Machtzentren des »konservadven Blocks« die Entscheidung reif
te, die SPD aus der Regierung zu entfernen, um die Strategie derkapital-
undprofitorientierten Krisenüberwindung entschiedener durchsetzen
zukönnen, und als im Massenbewußtsein- angesichts erneut steigender
Arbeitslosenzahlen - die Enttäuschung über die Politik der alten Regie
rung und der SPDdie Überhand gewonnen hatte.

Gleichwohl läßt diese knappe Darstellung der Vorgeschichte der
»Wende« erkennen, daß mit diesem Begriff zurückhaltend umzugehen
bt. Das Bemühen der neuen Regierung, politbche Kontinuifät - und
zwar nichtnur aufdemGebiet der Außenpolitik —zu demonstrieren,
kann daher nicht nur als ideologisches Verschleierungsmanöver abgetan
werden; denndieneue Regierung proklamiert zunächst kaum mehr, als
daß sie die von deralten Regierung bereits eingeleitete Politik entschie
dener und erfolgreicher verwirklichen will. Imübrigen scheint der Be
griff von der »Machtwende« auch wenig aufschlußreich, wenn die rea
len gesellschaftlichen und politischen Machtverhältnisse berücksichtigt
werden. Was nunaberdieWirtschaft und ihreVerbände, diekonserva
tiven Interessengruppen im vorstaatlichen Bereich, die Medien - und
schließlich auch den Kernbereich der staatlichen Machtapparate selbst
betrifft (Staatsbürokratie, Militär, Polizei, Justiz) - sohatsich hier mit
dem Regierungswechsel keine tiefgreifende Wende vpUzogen. Eher be-
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steht nunmehr durch den Regierungswechsel nach rechts ein größeres
Legitimationspotential für die konservative Politik, ein höheres Maß an
politisch-ideologischer Übereinstimmung zwischen diesen Zentren der
Macht und den Repräsentanten und Organisationen dieser Macht m
Parlament und Regierung. Es gehört überhaupt zuden klassbchen Illu
sionen über die bürgerliche Demokratie, daß es die Wahlentscheidung
sei, die die Macht legitimiere, zuweise und jeweils neu verteile. Inden
hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaften hat sich längst ein
Apparat der Macht herausgebildet, der gegenüber den - durch Wahlen
hervorgerufenen - Veränderungen in der Regierungsbeteiligung bür
gerlicher Parteien relativ resistent und stabil ist. Die Wahlentscheidun
gen sind - sofern die gesellschaftliche Integrationskraft des kapitalisti
schen Systems und auch die ideologische Integrationskraft des bürger
lich-parlamentarischen Systems noch stabil sind - darauf angelegt, die
Verteilung der Macht innerhalb des Blocks der bürgerlichen Kräfte zu
regulieren und zugleich Legitimationsbedarf für neue Varianten von
Anpassungsstrategien innerhalb dieses Blocks zu erzeugen.

Diese Hinweise legen den Schluß nahe, daß es für die Strategie der
Arbeiterbewegung und der Linken wenig hilfreich scheint, die »Wen
de« als eine Art»Revolution von rechts« zumystifizieren, die Veiwand-
lung der führenden Politiker in Marionetten des Monopolkapitals m
den grellsten Farben zu zeichnen und die Politik uisgesamt als eine Art
»Verschwörung« der Mächtigen und Reichen gegen die immer breiter
werdenden Volksmassen zu entlarven. Damitichnichtmißverstanden
werde, möchte ich sogleich hinzufügen, daß ich solche für die politische
Propagandaarbeit eingängigen Formeln nicht immer für falsch halte —
nur: ihre Schwäche liegt darin, daß sie die historisch-politische Beson
derheitder »Wende« nicht treffen und daß siedeshalb wohl auchden
strategischen Punkt verfehlen, von dem aus eine alternative Politik und
eine Mobilisierung gegen die Politik der neuen Rechtsregierung erfol
gen sollte,. Daß solche Formeln bei Gewerkschaftsversammlungen
wahre Beifallsstürme zuentfessein vermögen, mag auch als Zeichen da
für gelten, daß das Klassenbewußtsein in seiner einfachsten Form, als
»Klasseninstinkt« oderauchalsKlassenhaß auf »die daoben«,nachwie
vorvorhanden ist. Andererseits erzeugen solche Situationen aber auch
immer wiedervonneuem dasbittereGefühl derOhnmachtundSchwä
che, die inder Diskrepanz zwischen der Wahrnehmung der Macht der
Herrschenden und dergeringen eigenen Gegenmacht und Handlungs-
fiüiigkeit der Arbeiterbewegung gründet.

Fr^t man nach der Besonderheit der »Wende«, soweit diese schon
ausihrer Vor-Geschichteerfaßtwerden kann, so rückt zimächstdie Er-
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fabning inden Vordergrund, daßdiedurch dieökonomische Krise und'
die herrschende Politik erzeugte objektive Polarisierung der Klassenge
gensätze und -interessen bblang nicht zu einer subjektiven Polarisie
rung, d.h. zur Dynambierung des Klassenkampfes, zur Entwicklung
von Klassenbewußtsein und zurStärkung von gewerkschaftlichen und
politischen Klassenpositionen geführt hat. Im Gegenteil - die objektive
Polarbierung wbd durch neue Formen der subjektiven Integration, der
Anpassung an die Normen des kapitalistbchen Wirtschafts-, Herr
schafts- und Wertesystems begleitet; und das Wahlergebnis vom
6; März 1983 kann zunächst einmal abein eindeutiger politischer Aus
druck dieses widersprüchlichen Prozesses angesehen werden. Die ent
scheidende Frage lautet: Wie lange kann dieser Widerspruch fortbeste
hen und zugunsten der neo-konservativen Politik ausgenutzt werden?
Und: Welche politische Initiativen von links sind notwendig und mög
lich, um diesen Widerspruch aufzusprengen?

Esbt äußerst schwierig, inderGegenwart Antworten aufdiese Fra
gen zu geben; denn es handelt sich dabei nicht um ein ausschließlich
strategbch-theoretisches Problem. Politisch wirkungsvolle oder rich-
tungswebende Antworten können immer nur in dem Maße gegeben
werden, wie sich die theoretisch-strategbche Reflexion mit einer spon
tanen Bedürfnisartikulation und Aktionsbereitschaft»von unten« ver
bindet. Um jedoch diese Verbindung richtig vorzubereiten und dabei
die vorhandene theoretbche und praktische Kapazität der Arbeiterbe
wegung richtig auszuschöpfen, dazu bedarf es auch einer eingehenden
Beschäftigung mit diesen Fragen.

Die konservative »Wende« - sohaben wbfestgestellt- profitiert zu
nächst davon, daß sie sich auf eine Ubereinstimmung ganz heterogener
- z.T. objektiv gegensätzlicher - Interessen von Klassen und Klassen
fraktionen zu stützen vermag. Das Interesse des Kapitalisten oderseines
Managers an einer profit- und investitionsfördernden Politik unter
scheidet sich fundamental von dem Uberlebensinteresse eines Hand
werkers oderkleinen Selbständigen undnochmehrvondemInteresse
des Facharbeiters an der Erhaltung seines Arbeitsplatzes und seines Le
bensstandards. Dennoch können diese unterschiedlichen Interessen
konstellationen inPolitik und Ideologie sich auf einer gemeinsamen Li
nie treffen, die die Überwindung der Krise durch Wachstumsförde-
™ng, freie Konkurrenz und die Restauration der Staatsautorität pro
klamiert. Dazu flndet eine solche Politikstets Rückhalt beiTeilen der
unqualifizierten und der am meistenvon der Krisebetroffenen»Unter
schichten des Proletariats«, die inder Geschichte des Kapitalismus stets
für das Vorurteil offen waren, gesellschaftliche Minderheiten (Juden,
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Ausländer), Intellektuelle undvondiesen gesteuerte anonyme Mächte,
undschließlich auch der Liberalismus imUmgang mitsolchen Gruppen
seien dieeigentlich Schuldigen fürihreeigene miserable gesellschafdiche
Lage.

Die neo-konservative Politik bewegtsichaber ihrerseits in demWi
derspruch, daß sieaufdereinen Seite - zumal imbürgerlich-parlamen
tarischen System, in dem Regierungsmehrheiten durch allgemeine
Wahlen bestätigt werden müssen - auf dieses Bündnis objektiv gegen
sätzlicher Klasseninteressbn angewiesen ist,daßsieaberaufderanderen
Seitemit ihrer Wirtschafts-,Sozial-und Gesellschaftspolitik die objek
tive Polarisierung der sozialen Interessen zuspitzen muß. Diese
Zwangsläufigkeit ergibt sich nicht nur aus der dominanten Bindung
konservativer Regierungen andieökonomischen undpolitischen Inter
essen des Monopolkapitals; siefolgt auch ausden inneren Strukturen
des sozialen, technologischen undökonomischen Wandels, dersich in
der gegenwärtigen Krisenepoche vollzieht.

Esistnatürlich nicht genau vorauszusagen, wann dasvonderkonser
vativen Regierung repräsentierte Bündnis gegensätzlicher sozialer In
teressen zerfälltund wann die CDU/CSU ihre Fähigkeit zur Bindung
und Anbindung dieser Intercssenkonstellationen einbüßen wird. Auch
wirdmannichtannehmen können,daßessichdabeiumeinenquasi-ob-
jektiven Prozeß handelt, dersich unabhängig vom politischen Kräfte-
verhälmis und von der Handlungsfähigkeit der Arbeiterbewegung in
derVerteidigung derunmittelbaren Interessen derArbeiterklasse wiein
derEntwicklung gesellschaftspolitischer Alternativen durchsetzt. Indi
katoren dieses Bruchs werden nicht nur zunehmende Konflikte mner-
halb des »herrschenden Blocks« sein, sondern auch die wachsende Be
reitschaft zumaußerparlamentarischen Protest undWiderstand in der
Arbeiterklasse und schließlich das Drängen des rechten Flügels des
»herrschenden Blocks«, der zunehmenden Erosion von Hegemonie
durch denUbergang zur direkten Gewalt, zumforcierten Abbau der
Demokratie und zur Mobilisierung von nicht-ökonomischen, populi
stischen Ideologien - z.B. in der Form des Nationalismus - zu begeg
nen.

Gegenwärtig istdieMassenzustimmung fürdiePolitikderkonserva
tiven »Wende« noch labil. Ihre Mehrheit beruht noch aufStimmungen,
diedurch dieAngst voreiner Zuspitzung derKrisenfolgen auch fürdie
individuelle Existenzsowie durch die Enttäuschung auch über die ge
scheitertesozialdemokratische Regierungspolitik genährt werden. Da
beihandelt essichum Bewußtseinsformen- auch von großenTeilen der
lohnabhängig Beschäftigten -, die ihrerseits das Konkurrenzverhalten



zwischen denLohnabhängigen oderauch zwischen Fraktionen derAr
beiterklasse widerspiegeln, diealsomitanderen Worteninderindividu
ellen Anpassung andiegegebenen Herrschaftsverhältnisse (undande
renkonservative Stabilisierung) undeben nicht imkollektiven Wider
stand gegen die Abwälzung der Krisenlasten auf die Arbeitslosen und
die Lohnabhängigen eine Verhaltens- und Handlungsperspektive se
hen. Eszeichnet solche Stimmungen daher aus, daßsie—über dieWahl
entscheidung- diefehlende Bereitschaft oderauch nurFähigkeit, inAl
ternativen zu denken,in denpolitischen Raumprojizieren. Ob sichsol
cheStimmungen verfestigen, wird inhohem Maße davon abhängen, wie
esder konservativen Regierung gelingt, ihrepolitischen Versprechun
gen- zumal aufwirtschaftspolitischem Gebiet (Uberwindung derKrise
und der Arbeitslosigkeit) - in der Praxis einzulösen.
' Meinungsumfragen, die heute z.B. eine Mehrhdt in der BevölkeAing

gegen die Raketenstationierung erkennen lassen, unterstreichen zum
einen die These, daß die Massenzustimmung fürdie Politik derkonser
vativen »Wende« nach wie vor labil ist.-Andererseits unterstreichen sie
aber auch den Sachverhalt, daß für die Mehrheit der Bevölkerung der
zeitdieSorgen umdieZukunft dereigenen sozialen undökonomischen
Existenzbedingungen (und indiesem Zusammenhang die partielle An
erkennung der konservativen Antworten auf diese Sorgen) ein größeres
Gewicht haben als z.B. außen- und sicherheitspolitische Fragestellun
gen. Fürdie Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung ergibt sich jedoch
ausdiesen Widersprüchen die Chance, in der Kritikan der konservati
ven Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik und inder Vermitdung von
betrieblichem und gesamtgesellschaftlichem Widerstand gegen diese
Politik enttäuschte Erwartungen füreinen Lernprozeß nutzbar zuma
chen, indem sich nicht nur der wütende Protest gegen die »Wende« und
ihre Resultateartikuliert, sondern indemsich auchdie Bereitschaft und
Fähigkeit zum Denken in Alternativen in der Arbeiterklasse selbst ent
wickelt. Darin liegt zugleich eine entscheidende strategische Aufgabe
der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung und —so muß man einge
stehen-eine enorm schwierige Aufgabe. Angesichts des Charakters der
Krise und der gesellschaftlichen Strukturwandlungen, die sich in der
Folgeder »technischen Revolution« vollziehen,kanndasDenken in Al
ternativen nämlich nicht mehr darin bestehen, Helmut Kohl durch
Helmut Schmidt (oder irgend einen seiner Nachfolger) auszuwechseln.
Denken m Alternativenheißt die Bereitschaft, neue Modelleder Ent
wicklung undOrganisation dergesellschaftlichen Verhälmisse, derPla
nung von Produktion, Technologie und der Verteilungsverhältnisse,
neue Modelle der individuellen und kollektiven Lebensweise der Lohn-
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abhängigen und der Kultur nicht nurzudiskutieren, sondern auch als
mögliche, programmatische Ziele eines politischen Kampfes zuakzep
tieren.Daß dabeinichtnur konservative Einstellungen inder Arbeiter
schaft undindenGewerkschaften inFrage gestellt werden, sondern daß
dabei auch eine neue Verbindung vongewerkschaftlichen Schutz- und
Gestaltungsfunktionen ausgearbeitet werden muß, daß dabei notwen
dig die »enge« Bestimmung gewerkschaftlicher Aufgaben zugunsten ei
ner »weiteren« Fassung ihrer gesellschaftspolitischen Rolle überwun
den wird, unterstreicht nurdie Behauptung, daß essich um eine höchst
schwierige - und keineswegs kurzfristig zulösende - Aufgabe handelt.

Wie in früheren ökonomischen und politischen Krisenperioden des
Kapitalismus der Bruch mit Politik- und Organisationsmustern erfolgt
ist, die sich in Perioden der relativen Stabilität des Kapitalismus als
Leitmuster derArbeiterbewegung verfestigt hatten, wird im folgenden
Kapitel genauer behandelt (vgl. w.u. S. 105 ff.). An dieser Stelle istfrei
lich noch ein Aspekt der »Wende« anzusprechen, der in der TatEle
mente eines Bruchs mit den vorherrschenden Politik- und Wertemu
sternenthält unddersich indenpolitischen Erfolgen der»Grünen« und
dersog. alternativen »neuen sozialen Bewegungen« konzentriert. Der
Partei der »Grünen« ist es zum erstenmal seit dem Ausscheiden der
KPD aus dem Bundesug (1953) gelungen, das durch die 5%-Klausel
und andere Pivilegien geschützte Monopol der beiden großen Parteien
blöcke und ihrer bürgerlichen Koalitionspartner aufparlamentarische
Repräsentanz im Bundestag wie in den Länderparlamenten zudurch
brechen. Diese Erfolge lassen erkennen, daß diese Partei relevante poli
tische Strömungen und Bewußtseinsformen bindet und bündelt, die in
den70er und 80er Jahren immer mehraufPositionen einerFundamen-.
talopposition gelangt sind und die auch inder SPD keine wirkliche Al
ternative mehrsehen(obwohlsieüberdieFrage,ob dieGrünenalsKoa
litionspartner für die SPD zurVerfügung stehen, wieder an die Sozial
demokratie herangeführt werden).

Noch ist nicht abzusehen, ob die durchaus heterogene Basis der
»Grünen« stabilbleibt;denndieseumfaßtnicht nur Protestwähler, die
gegebenenfalls bereit sind, zueiner oppositionellen SPD (die sich dazu
der politischen »Erfolgsthemen« der »Grünen« annimmt) zurückzu
kehren, sondern auch Teile der sog. »alternativen Szene«, die den
»Grünen« bald ihreSympathien entziehen könnten, weil sie parlamen
tarische ArbeitundKoalitionspolitik sowie diedamit verbundenen An
forderungen an die internen Organisations- und Arbeitsstrukturen der
neuen Parteifüreinsinnloses odergarsystemstabilisierendes Unterfan
gen halten. Die bisherige politische und programmatische Entwicklung
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der »Grünen« hat jedoch schon zueiner gewissen Konsolidierung ge
führt: in dem Maße, wie sie die ökologischen Grundsatzpositionen
durch die Friedenspolitik, durch demokratische Initiativen gegen den
»Sicherheitsstaat« und schließlich auch durch die Öffnung zu wirt
schaftspolitischen Forderungen, dienichtmehr durch den unterstellten
Anugonismus von Ökologie und Ökonomie blockiert werden, ergänzt
haben (und dabei Gruppierungen ihres zunächst konservativ-ökologi
schen, rechten Flügels ausgeschieden sind), haben sich die »Grünen«
zurderzeit stärksten Kraft der linken und demokratischen Opposition
in der BRD entwickelt. Nach ihrem eigenen Anspruch wie nach ihrer
sozialen Basis sind die »Grünen« keine Organisation der Arbeiterbewe
gung —und auch die »neuen sozialen Bewegungen« (Ökologie-, Frau
en-, Friedensbewegung) werden keineswegs ausschließlich durch die
»Grünen« politisch repräsentiert. Dennoch wäre es ganz verfehlt, diese
sozialen und politischen Kräfte als lediglich temporären Ausdruck des
durch die Krise verstärkten Proletarisierungs- bzw. Deklassierungs-
drucks auf die Minelschichten (der vor allem aufJugendliche mittels der
wachsenden Diskrepanz zwischen den sozialen Erwartungen und An
sprüchen, die durch die ältere Generation verkörpert werden, und den
eigenen Zukunftsperspektiven wirkt) zu interpretieren. Wann immer
vom rechten Flügel der Gewerkschaften - in extremster Form in der
Zeitung »Einheit« der IG Bergbau und Energie - Schläge gegen die
»Grünen« (oder die Anti-AKW- und die Friedensbewegung) ausgeteilt
werden, die den Ober- bzw. Mittelschichten-Charakter dieser Bewe- •
gungen hervorheben, handelt essich nicht umKlassenbewußtsein, son
dern umdieMobilisierung vonkonservativen Vorurteilen, dieinihrem
Kern die Kritik odergar Infragestellung bestehender Herrschafts- und
Machtverhältnisse inderGesellschaft (aberauch indenGewerkschaften
selbst) diskreditieren soll.

Maßstab fürdiepolitische Bewenung der »Grünen« undder »neuen
sozialen Bewegungen« kann also nicht allein ihre soziale Basis sein.^
Ihrezukünftige politische Bedeutung wird sich vielmehr inderAusein
andersetzung um die Frage entscheiden, wie esihnen gelingt, die soziale
und politische Basis für ökologische, friedens- und wirtschaftspoliti
sche Altemativforderungen zuerweitern. DieAbkapselung ineinen il
lusionären ökologischen Fundamentalismus, der das Industriesystem
insgesamt ablehnt (und damit dieKooperation mitallen Kräften, diean
dieses System »gekettet« sind), muß letzdich jede Chance, dieBewe
gung für alternative gesellschaftspolitische Konzeptionen zu stärken,
zunichte machen. Ohne Bewegungen in der Arbeiterklasse selbst, die
auch ihren eigenen politischen undprogrammatischen Ausdruck finden
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werden, kanneskeine Machtveiänderungen geben, diedenWegfürdie
Lösungderökonomischen und ökologischen Krisen desKapitaiismus,
für dieEntwicklung einesneuenSystems der internationalen ökonomi
schenund politischen Kooperation, für eineNeuhestimmung.des Ar-
heitshegriffs und eineneueBeziehungzwischenGesellschaft und Tech
nik und schließlich auch für die Etahlierung einesneuen Typs der De
mokratie und der Kultur öffnen können.

2.2. Gewerkschaften in der Krise?

Beiden englischen Unterhauswahlenvom 9. Juni 1983 stimmtennur 39
Prozent der Gewerkschaftsmitglieder für die Lahour-Partei; im Jahre
1964 betrugdieserAnteilnoch 73Prozent (vgl. EG-Magazin, 1983. 7,
5. 20). Die »Vertrauenskrise« zwischen den gewerkschaftlich organi
siertenLohnabhängigen und der Sozialdemokratischen Partei,der im
merbin einige der größtenTUC-Gewerkscbaften als »kollektive Mit
glieder« angehören, kann also als eine wesentliche Ursache für die
Wahlerfolge der Konservativen und ihrer reaktionären Premierministe
rin, Frau Thatcher, gelten. Diese hat nun angekündigt, aufdemWege
einer »Reform« den englischen Gewerkschaftern «demokratische
Umgangsformen« beizubringen.

Auch die Stimmverluste der SPD bei den Bundestagswahlen vom
6. März 1983 werden in Wahlanalysen alsvorläufigerHöhepunkt eines
Trends bezeichnet, in dessen Verlaufsich die Bindungder Arbeiter
schaftan dieSPDgelockert hat. DieserTrendhatauchdieArbeiterder
Großbetriebe und die Gewerkschaftsmitglieder erfaßt. Zwar hat die
SPD bei diesen Gruppen auch noch im März 1983 den größten Vor
sprungvor der CDU/CSU; dennoch hat der z.T. drastischeAbbau die
sesVorsprungszu den entscheidendenStimmgewinnen der CDU/CSU
und zu ihremeindrucksvollen Wahlsieg geführt. Über dieVeränderung
derpolitischenBindungandieSPDimGewerkschaftsbereich heißtesin
einer Infas-Wahlanalyse: »Langfristig ist aber auch speziell unter Ge
werkschaftsmitgliedern ein Erosionsprozeß in Etappenzu beobachten.
Während die gewerkschafdich organisierten Arbeiter in ihrer Gesamt
heit bis 1980 verhältnismäßig stabil von der SPD gebunden werden
konnten und der Einbruch erst 1983einsetzte, haben sich organisierte
Arbeiter in Großbetrieben in zwei Etappen von der SPD abgewendet,
erstmals 1976 und in einem zweiten Schub 1983« (U. Feist u.a., in:
GeMo 1983. 7, S. 420).

Die Bindungskraft der DGB-Gewerkschaften für das Wahlverhalten
ihrer Mitgliederzugunsten der SPD ist alsooffenkundig geschwächt -
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immerhin haben, grob geschätzt, etwa40 Prozent der Gewerkschafts
mitglieder und mehr als 40 Prozent der Arbeiter der CDU/CSU ihre
Stimme gegeben. Die Gründe, die für diese Verschiebung angeführt
werden, ergeben zunächst einwidersprüchliches Bild: Die Vertrauens
und Kooperationskrise zwischen Gewerkschaften und SPD sei schon
im Herbst 1981 beidenGroßdemonstrationen der Gewerkschaften ge
gen die Haushaitsoperadon '82 deutlich geworden. Schließlich hätten
der Neue-Heimat-Skandal und die »Trendwende bei den Wirtschafts

erwartungen«, der Vertrauensschwund gegenüberder beschäfdgungs-
polidschen Kompetenz derSPD - vorallem auch bei Facharbeitern der
Großbetriebe,die noch biszu Beginn der 80erJahre ihre soziale Situa-
don als stabil und »krisenfest« beurteilten, dann jedoch zunehmend
verunsichert wurden - die entscheidende Wende im Wahlverhalten die
ser Gruppen herbeigeführt(vgl. ebd. S. 421/422). DiesesBildist schon
deshalb widersprüchlich, weildie Verunsicherung der wirtschafüichen
und sozialen Erwartungen gerade bei den Gewerkschaftsmitgliedern
keineswegs zwingend dieHinwendung zur CDU/CSU nahelegt; denn
immerhin standen undstehen dieForderungen undprogrammatischen
Vorschläge der DGB-Gewerkschaften zur Uberwindung der Krise
(u.a. Beschäftigungsprogramme, Verkürzung der Arbeitszeit, Siche
rungderRealeinkommen und der staatlichen Sozialleistungen, Auswei
tung der Mitbestimmung, Kontrolleder technologischen Entwicklung,
sektorale Strukturpolitik) in einem deudichen Gegensatz zur wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischen Programmatik der CDU/CSU.

Daß die politische »Bindungsfahigkeit« der Gewerkschaftspolitik
hierkeinen Erfolg zuerzielen vermochte, muß also einerseits damit zu
sammenhängen, daßschon unter der sozialliberalen Koalition dieGe
werkschaften tendenziell in einehöchstwidersprüchliche Situation der
politischen Isolationgerieten. Die Verwirklichung auchnur voneinzel
nen Bestandteilen des gewerkschafdichen And-Krisen-Programms
mußte an der politischenGrundlinie der sozialliberalen Koalinon, die
mit dem »Modell Deutschland« vorgegeben war, scheitern. Eine mas
sive ideologische und politische Gegenmobilisierung der Gewerkschaf
ten gegendiesePolidk war jedoch angesichtsder prinzipiellen Loyalität
der überwiegenden Mehrheitder gewerkschafdichen Führungsgruppen
gegenüber einer SPD-geführten Regierung blockiert.

Damit verschärfte sich aber letztlich - sowohl für die SPD als auch für
die DGB-Gewerkschaften - das Dilemma einerpolitischen Konstella
tion, inderHandlungs- und Führungsunfähigkeitbestimmendwurden.
Die SPD verlor an Vertrauen in der Arbeitnehmerschaft und die Ge
werkschaften wurdenmehrund mehrmit demSachverhalt der Erfolg-
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losigkeit ihrer Politik, der durch die herrschenden gesellschaftlichen
und politischen Machtverhältnisse immerengergezogenen Grenzenih
rer Handlungs- und Durchsetzungsfahigkeit konfrontiert. Zweifellos
hatdiese widersprüchliche Konstellation inerheblichem Maßediepoli
tischeVerunsicherung- auchinderForm der individuellen Resignation
- unter den gewerkschaftlich organisiertenArbeitern verstärkt und zu
gleich Teilevon ihnen bewogen, ihre politischen Hoffnungen auf den
»Konservativen Block« zu setzen. Um zu verstehen, warum die Ge
werkschaften die »Wende« nicht verhindern konnten, ist daher ein kur
zer Rückblick auf die Etappen jenerEntwicklung notwendig, die die
Gewerkschaften schließlich seit dem Ende der 70erJahre an die Gren
zen ihrer Handlungs- und Durchsetzungsfähigkeit geführt hat.

Als der DGB im Jahre 1979 sein 30jähriges »Jubiläum« feierte,
konnte auf eine recht eindrucksvolle Erfolgsbilanz zurückgeschaut
werden. Der frühere DGB-Vorsitzende L. Rosenberg hatte schon ei
nigeJahre zuvor das gewerkschaftliche Erfolgsbewußtsein zusammen
gefaßt: »Es ist, daran ist kein Zweifel möglich, niemals in der Ge
schichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung in so kurzer Zeit und
mit größerem Erfolgmehr für dieArbeitnehmer erreichtworden alsin
den wenigenJahren nach der völligenZerstörung der wirtschaftlichen
Grundlagen unseres Landesund der vorherigen Vernichtung allerge
werkschaftlichen Organisationen«, (zit. n. F. Deppe, Autonomie,
1979, S. 38} 1979 war aber auch schon die Erkenntnis vorhanden, daß
die Gewerkschaftspolitik an die Schwelle einer neuen Epoche geraten
war, in der ihre Handlungs- und Erfolgsbedingungen neu definiert
werden mußten.

Für die Gewerkschaftenwarendie Jahre zwischen1969und der Mitte
der 70er Jahre eine Periode, in der in vielen Bereichen die Stagnation
(und partielleErstarrung)der 60erJahre aufgebrochen und durch neue
Formen der Bewegung »von unten«, aber auch der Diskussion neuer
programmatischer Ziele, insgesamt durch einen - zumindest für die
Gewerkschaftsgeschichte etwaab 1955- neuenTypus der Verarbeitung
neuergesellschaftlicher und politischerErfahrungenund der Formulie
rung gesellschaftspolitischer Reformziele überwunden wurde (vgl.
F. Deppe u.a., Geschichte,1977, bes. S. 410 ff.). Ich haltees für völlig
verfehlt, den bestimmenden Inhalt dieserPeriode alsdie Überwindung
einer »Organisationskrise« zu charakterisieren, die durch staatliche
(hier durch die sozialliberale Koalitionseit 1969) und privatkapitalisti
sche »Bestandsgarantien« fürdie Gewerkschaften (vor allem aufderbe
trieblichenEbene)und einebinnenorganisatorische »Rationalisierung«
indenEinzelgewerkschaften (vorallemdurch dieAnwendungder EDV
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und die Entwicklung neuer Leitungsstrukturen in den Apparaten) er
reichtworden sei. InstitutionelleRationalisierung-und die Kooperation
mit Staat und Unternehmen sollenso in der Festigungeines »neo-kor-
porativistischen Systems« zusammengewirkthaben (Streeck, 1981).

Natürlich ist nicht zu bestreiten, daß durch die Regierungsbeteili
gung der SPD sowiedurch das Reformprogrammder ersten Regierung
der sozialliberalen Koalition politisch günstigere Bedingungen für die
DGB-Gewerkschaftenentstandenund daßz.B. durchdie Novellierung
des Betriebsverfassungsgesetzes (1972) über die freilich nur punktuelle
Erleichterung derArbeit der Betriebsräte auch die Gewerkschaftsmacht
in den Betrieben erweitert werden konnte. Und ebenso wird man nicht
jene empirischen Forschungsergebnisse in Zweifelziehen können, die
für diesen Zeitraum die Rationalisierung der Beitragskassierung, der
Organisationsstrukturen im Apparat und schließlich eine Veränderung
im Gefügeder Leistungen der Gewerkschaften für ihreMitglieder ein
deutignachweisen. Dennochvermageinesolcheorganisationssoziolo
gischverengte Analyse, diezudem unterstellt, imgegenwärtigen Kapi
talismus seider »Konflikt zwischen Kapital und Arbeit« alsfunktiona
les Element in einem »wohlfahrtsstaatlichen Organisationskomplex«
institutionalisiert (ebd., S. 1), überhaupt nicht mehr die Spezifik der
Klassenbeziehungen, das Verhälmis von Politik und Ökonomie, der
Veränderungen im Hegemonietypund der herrschendenideologischen
Muster zu begreifen.

Die »Wende« von 1969 steht vielmehr im Schnittpunkt vielfältiger
sozial-ökonomischer und politisch-ideologischer Prozesse, in denen
sich die Erosion des alten Hegemonietyps der sog. »Adenauer-Ara«
verdichtet.DasEndederlangenNachkriegs-Restaurationsperiode wird
nicht nur über die Erfahrung vom »Endedes Wirtschaftswunders« be
wußt, sondernauchdurchden Übergang vom »Kalten Krieg« zur Ent
spannungspolitikund schließlich inersterLiniedurch die fundamentale
Krise der herrschenden ideologischen Normen und Alltagskonventio
nen, wiesiedurch dieStudenten-und Jugendbewegung der späten60er

'Jahre offengelegt wird.DieGewerkschaften unddieArbeiterklasse wa
ren- zumal inder BRD - nicht dieInitiatoren bzw. die»Avantgarde«
diesergeistigen und moralischen »Ubersetzung« derKrisenerfahrung in
neue gesellschaftliche und politischeOrientierung. Und doch wirkten
alle diese konfliktreichen Übergangsformen auch auf das Bewußtsein
der Arbeiterklasse ein. Der »Reformstau«, der in vielen gesellschaftli
chen Bereichen zu politischenLösungendrängte, wurde auch von Tei
len der Arbeiterklasse, und hier besonders in den Gewerkschaften, auf
grund ihrer eigenensozialenErfahningenwahrgenommen;denn eswa-
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renjainersterLinie dieGewerkschaften gewesen, dieschon vorhereine
Verbesserung der- über die staadiche Politik vermittelten - Reproduk
tionsbedingungen derArbeitskraft, Chancengleichheit im Bildungsbe
reich, Mitbestimmung undpartielle Planung des gesellschaftlichen Re
produktionsprozesses gefordert hatten, und dienun auch - beiden er
stenAnzeichen vonwirtschafdichen Krisenprozessen - als organisierte
Macht erschienen, mitderdie Verbesserung derReallöhne durchgesetzt
werden konnte.

Diese Verschiebung in den Kräftekonstellationen der.Klassen und
Klassenkräfte nach links vollzog sich seitEnde der60erJahreinnahezu
allen hochentwickelten, kapitalistischen Gesellschaften Westeuropas,
wobei freilich die konkreten politischen Prozesse und Klassenkämpfe
durch die jespezifischen nauonalen Tradidoneh und diedamit gewach
senen poliusch-ideologischen Kräftekonstelladonen geformt wurden.
InderBRD profiderte die SPD politisch von einerModifikation derpo
litisch-ideologischen Kräftekonstellationen, bei der objektiv die Lö
sung einerAnpassungs- undModernisierungskrise desstaatsmonopoli
stischen Kapitalismus (als Inhalt derdritten großen Nachkriegsepoche)^
imMittelpunkt stand, subjektiv aber eine Eigenbewegung von Teilen
der Arbeiterklasse (die in der BRD zwischen 1969 und 1974 u.a. in der
kontinuierlichen Streikpraxis zumAusdruck kam), zugleich dieEigen
bewegung vonTeilen der Intelligenz undderJugend alsTriebkraft so
wohl für diese Anpassungsprozesse als auch für die Entwicklung von
politischen Positionen, die über das Ziel einer »Modernisierung« des
Kapitalismus durch Reformen hinausführten und entsprechende Ge
genmaßnahmen des »Sicherheitsstaates« schon zuBeginn der70erJahre
hervorriefen.

Daß diese Bewegung keine grundlegende Veränderung der.gesell
schaftlichen Herrschafts- und Eigentumsverhälmisse erreichen konnte,
hateinige mitVerbitterung erfüllt undauch diefalsche Vorstellung ge
nährt, derzufolge die Gewerkschaften selbst als eine Hauptstütze der
Systemstabilisierung, wirken. Dem konservativen Alltagsbewußtsein
und Journalismus hingegen erschienen schondie bescheidenen Refor
men dieser Periode sowie einige Erfolge derGewerkschaftspolitik (Re
allohnsteigerungen durch spontane und gewerkschaftliche Streiks, so
zialpolitische Verbesserungen und die bescheidene Erweiterung von
Arbeiterrechten inden Betrieben durch die Novellierung des Betriebs
verfassungsgesetzes 1972) als ein entscheidender gesellschaftspolitischer
Umbruch inderGeschichte derBRD, als eine Ofhiung zum unaufhalt
samen Abgleiten in den »Sozialismus«. Solche - in der Regel äußerst
primitiven- Denkfiguren dienten vorallem dergewaltigen Propaganda-
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Schlacht gegen die soziaUiberale Refonnpolitik in ihrer ersten Phase.
Gleichwohl eignete solchen konservativen Beschwörungen stets doch
einMomentvon Wahrheit;sieahnten wohl, daß die»Fahnenflucht« der
Intellektuellen zuprogressiven, antiautoritären, radikaldemokratischen
und auch marxistisch-revolutionären Positionen eine tiefe Hegemo
nie-Krise deralten ideologischen Staatsapparate undihrerEliten signali
sierte- undsieahntenzugleich, daßinzahlreichen Diskussionen, diezu
dieser Zeitin denGewerkschaften geführt wurden (z.B. überdie»Hu
manisierung derArbeit«, die Kontrolle dermultinationalen Konzerne,
über eine »arbeimehmerorientierte Wissenschaft«, über echte Chan
cengleichheit undvieles andere mehr), diepotentielle Grenzüberschrei
tungderHorizonte nicht nureiner Politik der»kapitalistischen Moder
nisierung«, sondern derGrundpfeiler derkapitalistischen Wirtschafts
und Gesellschaftsordnung sich ankündigte.

Schließlich konkretisiert auchdie Ungleichzeitigkeit von politischer
Reform und derDynamik dersozialen Bewegungen einen Sachverhalt,
der den Historikern der Arbeiterbewegung einigermaßen vertraut ist:
Reformendes bestehenden Gesellschafts- und Herrschaftssystems hat
ten immer nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn sich die herrschende
Klasse und ihre politisch-ideologischen Apparate gezwungen sahen,
angesichts einerdrohenden bzw. realen Massenbewegung »von unten«
Forderungen desreformistischen Flügels derArbeiterbewegung einzu
lösen. Die Geschichte der deutschen November-Revolution von
1918/19 liefertfür diesen Zusammenhang zahlreiche Belege (Anerken
nungdes8-Stunden-Tages und der Gewerkschaften, Abschaffung des
Drei-Klassen-Wahlrechtes und der Monarchie, Elemente von Sozial-
staadichkeit in derWeimarer Reichsverfassung usw.usf.).Der Nieder
gang der Weimarer Republik bis zum Jahre 1933 hat dann jedoch auch
die»Gegenreform« derherrschenden Klasse zumInhalt- biszumbitte
ren Ende dergewaltsamen Liquidadon der letzten »ErrungCTSchaften«
der November-Revolution und der Arbeiterbewegung selbst.

Entscheidend ist dabeijeweils das gesamte System der Klassenbezie
hungen und seine Veränderung, das sich um das Machtzentrum des ka
pitalistischen Staates gruppiert- und: solche Veränderungen imSystem
der Klassenbeziehungen leiten sichniemals ausschließlich ausdenstra
tegischen Konstellationen innerhalb eines »Klassenblocks« abj sondern
stets aus der - durch den Staat - vermittelten Wechselwirkung aller
Klassenktäfte. Dabeispielen wiederum gesellschaftliche und individu
elleKrisenerfahrungen einebedeutende Rolle: Nacheinerlängeren Pe
riode konservativer Stabilität wird sich die Krisenerfahrung in einer
Verbreiterung derMassenbasis des um dieArbeiterbewegung gruppier-
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ten linken »Blocks« übersetzen. Nach einer Reformperiode, die auch
von Kräften der Arbeiterbewegung gestaltet wird, bildet die Krisener
fahrung inderRegel den »Filter« füreine Rechtsverschiebung, inder
aufder einen Seite die Handlungsfähigkeit der reformistischen Arbei
terbewegung geschwächt wird. Aufder anderen Seite wird aberdieser
Prozeß oftmals begleitet von einer Umgruppierung und Kräftever
schiebung innerhalbdes reaktionären Blocks. Diese resultiert in erster
Linie aus den taktischen Differenzen überdie Frage, wie diewachsende
Massenunterstützung für die Rechtepolitisch organisiert und nutzbar
gemacht werden soll und in welchem Ausmaß sich die Politik der kon
servativen Gegenreform im Rahmen der bürgerlich-parlamentarischen
Legalität bewegen darf und kann. Die WeltwirtschaiFtskrise nach 1929
hat in diesem Sinne eine wesentliche »Filter«-Funktion für die Ver
schiebung im System der politischen Klassenbeziehungen ausgeübt.

FürdieDGB-Gewerkschaften inderBRD begann schon 1975, als die
offizielle Zahl der Arbeitslosen zum erstenmal die Millionen-Grenze
überschritt, eine neue Phase ihrer politischen Entwicklung, diesich bis
zur »Wende« von 1982/83 in zwei Etappen vollzog. Dieerste dauerte
etwa bis zum Anfang des Jahres 1979, also bis zum Abschluß des sog.
»Stahlarbeiterstreiks« im Bezirk Essen der IGM. Hier wurde zum er
sten Mal das Mittel des Arbeitskampfes angewandt, um eine Verkür
zung der Wochenarbeitszeit (Ziel: 35-Stunden-Woche) und damitzu
gleich eineSicherung vonArbeitsplätzen in derStahlindustrie durchzu
setzen. Die Streikstatistik weist für dieJahre 1976 bis 1979 (mitAus
nahme des Jahres 1977) eine Konzentration derStreikpraxis nach. Vor
allem das Jahr1978 bildete einen Höhepunkt inden sozialen Kämpfen
zwischenKapitalund Arbeit. Offensichtlich nutzten die Gewerkschaf
ten indieser Etappeihregewachsene Organisationsmacht, diesiein der
ersten Hälfteder 70erJahre gewonnen hatten, aberauch dasneueent
wickelte Selbstbewußtsein inderArbeiterklasse, das auch ein Ergebnis
derKampferfahrungen und derg'ewerkschaftspolitischen Lernprozesse
derfrühen 70er Jahre war,umangesichts derVerdichtung der Krisen
prozesse auch durch gewerkschaftliche Kämpfe.die Einkommensposi
tionen der Lohnabhängigen zu verteidigen (so z.B. im Druckerstreik
von 1976).

Aufderanderen Seite wird jedoch derInhalt dergewerkschaftlichen
Kämpfe mehr und mehr durch die Erfahrung derkonjunkturellen und
strukturellen Krisenprozesse bestimmt. Die Forderung nach der»Wie
derherstellung der Vollbeschäftigung« und nach staatlichen Beschäfti
gungsprogrammen (Vorschläge des DGB vom Juli 1977) rückt dabei
ebenso ins Zentrum der gewerkschaftlichen Diskussion, wiedie Kon-
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zeption, die »autonome Kraft« der Gewerkschaften (angesichts der ab
lehnenden Haltung derBundesregierung gegenüber den wirtschaftspo
litischen Forderungen des DGB) aufdem Gebiet derTarifpolitik einzu
setzen. Esistsymptomatisch, daß diegroßen tarifpolitischen Ausein
andersetzungen dieser Etappe (vor allem 1978/79) nicht aufderEbene
derjährlichen Lohnrunden stattfanden, sondern mit.dem Abschluß von
Lohnrahmen- bzw. Manteltarifverträgen verbunden waren, in denen
nichtdieLohnhöhe, sondern die Arbeitsbedingungen, dieArbeitszeit,
Urlaubs- und Pausenregelungen, Grundsätze derEntlohnung undEin-
gruppiertingsfragen Gegenstand der Verträge sind, die ihrerseits eine
längere Laufzeit haben.

Trotz der Teilerfolge, die dabei erzielt wurden, aber auch unter dem
Einfluß derEnttäuschung und der Proteste, diedurchden erfolglosen
Abbruch des Stahlarbeiterstreiks (erfolglos in bezug auf die zentrale
Forderung »Einstieg indie 35-Stunden-Woche) hervorgerufen wurden,
verbreitete sichbeiBetriebsräten und Vertrauensleuten, beiMitgliedern
und Funktionären der Gewerkschaften mehr und mehr die Einsicht,
daß die Gewerkschaften unter dem Druck der Kriseund der politischen
Machtkonstellationan die Grenze ihrer Durchsetzungsfähigkeit gera
tenwaren. Diese Erfahrungen wurden inden nachfolgenden Jahren bis
1982/83 durch sektorale Strukturkrisen (Beispiel: Stahl- und Werftin
dustrie), durch den Zusammenbruch von zahlreichen Unternehmen,
durch Fusionen und die Krise von großen Unternehmen (Beispiel:
AEG, Grundig) dramatisch verstärkt. Der deutliche Rückgang der
Streikaktivität nachdemJanuar 1979 isteinIndikatorfür diese tiefgrei
fende undkrisenhafte Verunsicherung, diedieGewerkschaftspolitik bis
in die Gegenwart erfaßthat.

Josef Esser hatineiner vielbeachteten Arbeit »Gewerkschaften inder
Krise« (1982) die These zu begründen versucht, daß diese Krise als das
Ergebnis eines —strategisch bewußten —Autonomieverzichtes derGe
werkschaften zu fassen ist. Er resümiert: »Diegesellschafdiche undpo
litischeStabilität ist durch die Gewerkschaften nicht geßhrdet. Die ge
meinsame, ausdenWeltmarktzwängen resultierende ökonomische In
teressenlage schmiedet weltmarktorientiertes Kapital, Staatsapparat
und Gewerkschaften zu einem>korporativistischen< Blockzusammen,
dergemeinsam die >Modernisierung derVolkswirtschaft< zurSicherung
der internationalen Konkurrenzfähigkeit vorantreibt und zugleich aus
derFunktionslogik dieses Weltmarktes herausfallende soziale Gruppen
auf Dauer ausgrenzt«. (S. 64)

Esser folgt nicht derKonzeption von Streeck, der den Korporativis
mus als eine zwangsläufige, politische Effektivierungsstrategie begreift.
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dieausder inneren Funktionslogik und denStabilisierungsimperativen
derstaatlichen wie dergewerkschaftlichen Apparate abgeleitet wird.Er
begreift dieÖkonomiealskapitalistische Ökonomie,diedurchdiekri
senhafte Gesetzmäßigkeit der Kapitalakkumulation beherrschtwird; er
bereift dieGesellschaft alsKlassengesellschaft, diedurch denAntago
nismus von Kapital und Arbeitstrukturiert ist; er begreift denStaatals
kapitalistischen Staat, der dieSicherung des Gesamtsystems der Klas
senbeziehungen gewährleistet - und er begreiftdie Gewerkschaften als
Klassenorganisationen, die »Träger des ökonomischen Klassenkamp
fes« sind. IndemEsseraberdiesen Zugangzur Gesellschafts- und Poli
tikanalyse mit Gramsci's Theorie des «integralen Staates« verknüpft,
dernicht nurdie Gewalt derKlassenherrschaft repräsentiert, sondern
auch »ideologische Hegemonie«, geistig-moralische Führung undKon
sensus»vonunten«organisiert,gelangter zu einemmarxistischen Kor
porativismus- bzw. Blockbildungskonzept, in das sich zunächstseine
Aussagen über die Gewerkschaftsintegration in die Politik des »Modell
Deutschland« bruchlos einzufügen scheinen.

Gewerkschaften sind für Esser »intermediäre Organisationen zwi
schen Gesellschaft und Staat«, daher keine »verstaatlichten« privaten
Organisationen(Hirsch). In ihrer Praxis und Ideologievermittelnsich
dieReproduktionsinteressen derArbeitskraft, dasKapitalverwertungs
interesse und schließlich das Interesse des Staates an der Systemsiche
rung, die nicht nur »gesamtwirtschaftliche Rationalität«,sondern auch
die »Massenintegration« als Neutralisierung des Antagonismus von
Kapital und Lohnarbeit erfordert.Die Gewerkschaftspolitik wird, so
fern siedieexistierenden gesellschaftlichen Verhälmisse unddieherr
schenden Politik-Konzeptionen nicht in Fragestellt, zum Ort der Ver
mittlung eines gesellschaftlichen Klassenkompromisses, dessen kon
kreteGestaltnach Esserinden70erJahrenalsjener»selektive Korpora
tivismus« des »Modell Deutschland« sichtbar wird, der die - auf die Si
cherung der Konkurrenzfähigkeit desBRD-Kapitals aufdenWeltmarkt
gerichtete - Modernisierungspolitik akzeptiert und dabei in Kauf
nimmt,daßdiesoziale Lastder Krisen-undAnpassungsprozesse voral
lemauf die sog. »Problem-« bzw. »Randgruppen« der Arbeiterklasse
(Frauen, unqualifizierte Arbeitskräfte, Ausländer, Behinderte, Jugend
liche), dieohnehin in den Gewerkschaften unterrepräsentiert sind, ab
gewälzt wird.

Betrachtet man einige Daten, in denen sich die sozialökonomische
Entwicklung seitdem Endeder70er Jahrewiderspiegelt, soßilltzuerst
der wachsende Widerspruch zwischen den gewerkschaftlichen Forde
rungen und der tatsächlichen Entwicklung auf —und dieser Wider-
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Spruch signalisiert zugleich diePositionderSchwächeundDefensive, in
diedie DGB-Gewerkschaften geraten sind. Ich beschränke michdabei
zunächst aufeinige allgemeine und grundlegende Forderungen, in de
nenauchdiewesendiche Aufgabenstellung derGewerkschaften: dieSi
cherung und Verbesserung der Reproduktionsbedingungen der Ar
beitskraft,enthalten sind, nämlich aufdieSicherung der Reallöhne der
Beschäftigten und der öffentlichen Sozialleistungen.

Die Reallöhne sind zwischen 1980 und 1983 um 5,5 Prozent zurück
gegangen (vgl. Tab. 1).

Solche allgemeinen Daten vermitteln freilich nur ein höchst unvoll-
srändiges Bildvon denWirkungen der KriseaufdieLebenserfahrungen
der Betroffenen. Für dierelauvprivilegierten Gruppender Lohnabhän
gigen mag dieser Einkommensverlust noch keine drastischeReduzie
rung ihres Lebensstandards zur Folge haben - und gerade bei diesen
Gruppen kann auch die konservativePropaganda aufeinegewisse»Op
ferbereitschaft« zählen, sofern diesedurch die Angst vor dem Verlust
des eigenen Arbeitsplatzeserhöht und zugleichin eine aggressive Hal-
tung gegenüber angeblichen »Sündenböcken«, die die soziale Lei
stungsfähigkeit des Staates strapazieren, kanalisiert werden kann.

Ein ganz anderes Bildzeigt sich jedochbei den Unterschichten und
Randgruppen der Arbeiterklasse, die am härtesten von den Krisenfol
genbetroffen sind. Hier ist längstdieBewältigung der Armut- mitden
bekanntenFolgender Kriminalität, desAlkoholismus, der Entwurze
lungundVerwahrlosung, steigenderSelbstmordraten u.a.m. -zurmas-
senhaften Alltagserfahrung geworden. Das »Memorandum *82« cha
rakterisiert diesen Zusammenhang folgendermaßen: »Arbeitslosigkeit,

Tabelle 1: Löhne und Gehälter

1980 1981 1982 1983

Tariflohn und Gehaltsniveau' + 6,7 + 5,6 4-4,1 4- 3,3
Bruttolohn und -gehaltssumme + 8,4 4- 4,3 4- 1,9 4- 1,2
Nettolohn und -gehaltssunune + 6,5 4- 3,8 4- 0,7 4-0,1

Je Beschäftigten + 5,0 4- 4,4 4- 2,8 4- 2,0
Reallöhne' -0,5 - 1.5 -2,5 - 1.0
Arbeitsproduktivität' + 0,8 4- 0,7 4- 0,8 4-2.7

1 Auf Monaubasis. ,
2 Nettolohn und gehaltssumme jeBeschäftigten, bereinigtumden AnstiegimPreisindex

der Lebenshaltung für alleHaushalle.
3 Bruttoinlandsprodukte je Erwerbstätigen.

Quelle: Blätter für deutsche und internationalePolitik, 1984.2, S. 227.
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soziale Demontage und Reallohnabbau haben schon im vergangenen
Jahrzehnt immer mehr Menschen gezwungen, auf das letzte soziale
Netz, dieSozialhilfe zurückzugreifen. SeitEnde1973 hatsichdieZahl
derSozialhilfeempfanger um fast25Prozentauf2,14Millionen erhöht,
derSozialhilfeaufwand istseitdem aufdas Doppelte gestiegen« (S. 52).

Die Zahl der Arbeitslosen, die in den Jahren des Wachstums
(1977—1980) unterdieEin-Millionen-Grenze gefallen war,hatsichseit
1981 (1,2 Mio) auf über 2 Mio im Jahresdurchschnitt 1983 erhöht. Da
dieGewerkschaften auch immer denAnspruch formulieren, durchihre
Lohnpolitik (Nachfragesicherung), durch die betriebliche Interessen
vertretung der Betriebsräte (Ausnutzung derMöglichkeiten desBtrVG,
um Entlassungen zu verhindern oder möglichst gering zu halten) und
schließlich auch durch ihren Druck auf die staatliche Wirtschafts- imd
Finanzpolitik (Forderung nach einem »Beschäftigungsprogramm«) Ar
beitsplätzeerhaltenzu wollen,erhellendieseDaten aufdrastischeWeise
die mangelnde Durchsetzungsfähigkeit der Gewerkschaftspolitik.

Auch beider Analyse der sozialstatistischen Daten über dieArbeits
losigkeit bestätigt sich beieiner Differenzierung derArbeitslosenquo
tennach besonderen Beschäftigtengruppen (vgl. Tab. 2)die These, daß
diesog.' »Problemgruppen desArbeitsmarktes« einerbesonderen sozia
len Diskriminierung und Verminderung ihrer Lebens- und Entwick
lungschancen unterworfen sind.

ImJahresgutachten 1982/83 des»Sachverständigenrates« wirdeben
falls aufdiehöchst ungleichmäßige Verteilung des Beschäftigungs-Risi
kosaufmerksam gemacht: »Hohe Arbeitslosigkeit wirdumsomehr zu
einem sozialen Problem, je sfärker sie auf einzelne Personengruppen

Tabelle 2: Arbeitslosenquoten einzelner Beschäftigtengruppen
1975-1981

Jahr alle Frauen . 20-25
Jahre

55-60

Jahre
o. abgeschl. Teilzeit Ausländer
Ausbildung

1975 4,4 5,5 6,5 4,2 5.3 9,8 5.8
1976 3,9 5.4 6.0 5,2 4.6 10,2 3,8
1977 4,0 5,7 6.2 5.6 4.9 11.1 4.3
1978 3.8 5.5 5,8 5,6 5.1 10,9 4.6
1979 3,2 4.8 4,5 5.7 4,5 9.9 3,9
1980 3,5 5.1 5.1 5.5 5.4 10.3 4.8
1981 5.4 7.1 8,5 6,6 13,4 8,5

Qudle: Memorandum '82, S. 40.
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konzentriertist.DasRisiko, seinen Arbeitsplatz zu verlieren, wieauch
das Risiko, längere Zeitarbeitslos zu bleiben, isterfahrungsgemäß un
terschiedlich verteilt.Wiedie Untersuchung der Bundesanstalt für Ar
beit vom Mai dieses Jahres (1982) zeigt, hat im Zugedes verschärften
Beschäftigungsproblems dasRisikodesArbeitsplatzverlustes allgemein
zugenommen, und nicht nur bei den sog. Problemgruppen, also etwa
bei ungelernten, älteren Arbeitnehmern oder Arbeitnehmern, die aus
gesundheitlichen Gründen keine volle Arbeitsleistung erbringen kön
nen; deren Chancen der Wiedereingliederung haben sich allerdings
überdurchschnittlich verschlechtert. Schon beigleichbleibendem Um
fang der Arbeitslosigkeit haben es Arbeitskräfte, die zu den Problem
gruppenzählen, schwer, einenneuenArbeitsplatz zu finden; bei stei
gender Arbeitslosigkeit wie 1982 gilt dies umsomehr« (S. 54/55).

Allerdings stellt der Sachverständigenrat für 1982 auch eine über
durchschnittliche Zunahme der Arbeitslosigkeit bei den Bauberufen
und in einer Reihe von Metall- und Elektroberufen, sowie bei den Or-
ganisations-, Verwaltungs- und Büroberufen fest (ebd., S. 56/57).
Darin deutet sich jene reale bzw. befürchtete »relative Depravation« bei
den »Stammarbeitem« an, die noch während der Krise 1975/76 ihre ei
geneökonomische und soziale Lage alsrelativ sichererlebten, dieaber
1982/83 die Möglichkeit des individuellen Arbeitsplatzverlustes sehr
viel pessimistischer bewerten und auchmit einerVerschlechterung der
eigenen wirtschaftlichen Situation rechnen. Daß dieser »Erwartungs
umschlag« bei den »Stammarbeitern« bei den Bundestagswahlen der
CDU/CSU zugutegekommen ist, wurdebereitserwähnt(vgl. GeMo,
1983. 7, S. 425/426).

Auch auf dem Feldeder staatlichenSozialpolitikist esden DGB-Ge
werkschaften - trotz der Demonstratlonswellen vom Herbst 1981 und
1982 - nichtgelungen, jene»Tendenzwende« zu verhindern, dienach
Auffassung des »Memorandum'82« mit den ersten tiefen Einschnitten
in Kembereiche der Sozialpolitik signalisiert wurde; »Diese Wende,
von konservativer Seiteseit langem gefordertund vorbereitet, zielt auf
einegrundsätzliche Infragestellung derin langen Ausemandersetzungen
erkämpften sozialpolitischen Fortschritte und Leistungen. Zugunsten
einerStärkung der Marktkräfte, der privaten Unternehmen und ihrer
Gewinn- und Herrschaftsinteressen wird das erreichte Maß an Sozial
staatlichkeit systematisch zurückgeschnitten. AufdieJahre der sozial
politischen Expansion (bis 1974) und der sozialpolitischen Stagnation
(bis 1981) droht einePhaseder Sozialdemontage zu folgen, derenver
heerende ökonomische, soziale und politische Konsequenzen schon
jetzt abzusehensind«(S.315). DieseWarnungist inzwischenlängstvon
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der Wirklichkeit eingeholt; denn die neue konservative Regierung hat in
ihrer kurzen Amtszeit schon weitere Schnitte in das Sozialbudget vor
genommen.

Diese negative Bilanz der gewerkschaftlichen Interessenvertretung
müßte bei einer ausführlichen historischen Analyse noch ergänzt wer
den um eine kritische Würdigung der gewerkschaftlichen Anstrengun
gen aufdem Felde gesellschaftspolitischer Reformen. DerDGBhatim
März 1981 ein neues Grundsatzprogramm verabschiedet (vgl. Arndt
u.a., 1981). Ich willhier nicht die Frage diskutieren, welchen Stellen
wert solche Grundsatzprogramme - vor allem ihre Entstehungsge
schichte in der Organisation - für das Selbstverständnis der Gewerk
schaften und namentlich für ihre Praxis haben. Allerdings gibt ein Pro
gramm immer Aufschluß darüber, welche Vorstellungen die Mehrheit
der gewerkschaftlichen Führungsgruppen (die freilich auch dem Be
wußtseinsstand derMehrheit derMitglieder entsprechen dürften) über
die Rolle und die Aufgaben der Gewerkschaften in der Gesellschaft,
über Wege und Ziele der Gewerkschaftspolitik haben. Dabei entspricht
esdem Zweck eines Grundsatzprogramms, eherdie grundsätzlichen ge
sellschaftspolitischen Forderungen ak die jekonkreten tarifpolitischen
Aktivitäten zuakzentuieren. »Bei nüchterner Betrachtung erweist sich
das neue Grundsatzprogramm auch als ein Katalog gewerkschaftspoliti
scher Deflzite«. (Deppe, in:Ebd., S. 45) Derganze Katalog von Forde
rungen - von den Arbeitnehmerrechten, der Humanisierung derAr
beit, der Mitbestimmung, über die Wirtschaftspolitik (Vollbeschäfti
gung, Rahmenplanung, Investitionslenkung) und die Sozialpolitik bis
hin zum Umweltschutz, zur Bildungs-, Medien- und Kulturpolitik -
markiert zunächst die fundamentale Differenz zwischen den Zielen der
Gewerkschaftspolitik und der Regierungspolitik der sozial-liberalen
Koalition seit dem »Reformknick« von 1973/74 - eineDifferenz, die
sich natürlich nach der »Wende« vertiefen wird.

Seit der Mitte der 70er Jahre sind keine Reformgesetze mehr durchge
setztworden, dieauch nurpartiell dengewerkschafüichen Grundforde
rungen entsprechen. Das»Mitbestimmungsgesetz« (1976) stieß aufdie
entschiedene verbale Ablehnung der Gewerkschaften, und das Urteil
des Bundesverfassungsgerichtes (1979) zu diesem Gesetz hat die Mög
lichkeiten für eine »echte Parität« zusätzlich eingeengt. Im Bereich der
Bildungs- und Wissenschaftspolitik hat die massive Gegenreform schon
lange vor der»Wende« gewerkschafüichen Reformpositionen politisch
den Boden entzogen und dieaktiven Gewerkschafter der GEWan den
Schulen und Hochschulen oftmals indie totale Resignation getrieben.
Uberhaupt hatseitdem Beginn derWirtschaftskrise undderKrise der
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sozialliberalen Reformpolitik die Rechtsprechung nicht nurdes Bun
desverfassungsgerichtes, sondern auch des Bundesarbeitsgerichtes —
trotzeiniger Zugeständnisse angewerkschafdiche Forderungen - mas
siv die Tendenz zur Einschränkung der gewerkschaftspolitischen
Handlungsspielräume flankiert und unterstützt. Auch hier fällt es den
Gewerkschaften schwer, wirkungsvolle Gegenstrategien zuentwickeln
(z.B. inder Frage der Aussperrung, aber auch im Bereich derrechtli
chen Interpreution des Betriebsverfassungsgesetzes, die angesichts der
Entlassungen undBetriebsstillegungen, aber auch angesichts derneuen
Probleme, mit denen Betriebsräte und Gewerkschaften durch »neue
Techniken« und arbeitsorganisatorische Rationalisierungsprozesse
konfrontiertwerden, einenbesonderen Stellenwert gewonnen hat). Es
kann nicht überraschen, daß mit der »Wende« von Seiten der Unter
nehmer eine neue Offensive eingeleitet wurde, die vorallem inden Be
trieben den Abbau von materiellen und sozialen Leistungen, eine grö
ßere Flexibilität in der Regelung der Arbeitszeit durch Leiharbeit,
Mehrarbeit, Jagd auf Kranke u.a.m., Arbeitsplatzvemichtung und
schließlich einen'konzentrierten Angriff aufdieBetriebsverfassung und
die Rechte der Betriebsräte zum Inhalt hat (vgl. IGM: Unternehmer-
verhalten in der Krise und gewerkschafdiche Gegenwehr, 1983).

Kehren wir zur zentralen These von Esser zurück, der die »Krise der
Gewerkschaften« als das Ergebnis einer »strategisch bewußten« Ent
scheidung für die korporatisüsche Blockbildung von Unternehmern,
Gewerkschaften und Staatbezeichnet. Die Bilanz der gewerkschafdi-
chen Mißerfolge bzw. Niederlagen seit 1979 scheint vordergründig mit
Essers Behauptung vom »Autonomieverlust« sowie von der bereits
vollzogenen ReduÜon der gewerkschaftlichen Interessenorganisadon
auf»bestimmte Klassenfrakdonen derLohnabhängigen« (S.267) über
einzustimmen. Zugleich läßt diese Bilanz aber berechtigte Zweifel an
den Thesen von Esser aufkommen. Wenn die Politik des »Modell
Deutschland« als ein »Block« der Zusammenarbeit divergierenderso
zialer und polidscher Klasseninteressen bestimmt ist, als ein »gesell-
schafdicher Klassenkompromiß«, sofragt man sich natürlich, worin ei
gentlich noch der Ertrag bzw. Vorteil dieses Kompromisses für die Ge
werkschaften unddieLohnabhängigen bestehen soll. Daßdie-gewerk
schaftlich hoch organisierten —Gruppen derFach- und »Stammarbei
ter« von dieserweltmarktorienderten Modemisierungsstrategie profi-
deren (durch die Stabilität ihres Arbeitsplatzes und die Sicherung ihres
relativ privilegierten Lebensstandards), kann allenfalls für die erste
Phase des Krisenzyklus der 70er und 80er Jahre gelten. Inzwischen hat
sich jedoch weitgehend die Erkenntnis durchgesetzt, daß inder Folge
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von Strukturkrisen ineuizelnen Branchen und der Anwendung neuer
Technologien ein massiver Abbau von Arbeitsplätzen erfolgt, der auch
die Fach- und Stammarbeiter erfaßt (vgl. »IG Metall untersucht nega
tive Folgen der Rationalisierung« in: Nachrichten, 1983. 8, S. 13 ff.).
Im übrigen wäre zufragen, was das Erklärungsmodell »Deutschland«
noch taugt, um die wirtschafts- und gesellschafüpolitischeEntwicklung
seit 1979 —vorallem aber seit der »Wende« vom September 1982 —an
gemessen zu beschreiben und, was noch wichtiger ist, daraus richtige
gewerkschaftspolitische Schlußfolgerungen zuziehen. Gewiß, die Mo
dernisierung der Kapitalstrukturen mit dem Ziel der Sicherung von au
ßenwirtschaftlichen Positionen - also: Primat des Weltmarktes gegen
über dem Binnenmarkt- ist nach wie vor Leitlinie der-durch die Regie
rungspolitik geförderten —Kapitalstrategien. Aufder anderen Seite ist
die zweite Dimension des »Modell Deutschland«, der korporativistisch
gestützte sozial-ökonomische und sozialpolitische Kompromiß zwi
schen Kapital und Arbeit, längst emer offenen Konfronutions- und
Disziplinierungsstrategie von Kapitalverbänden und Staat gegenüber
den Gewerkschaften gewichen.

Essers Korporativismus-These istdaher mitRecht vorgehalten wor
den, daß sie die der »Klassenkollaboration« zugrundeliegenden gesell-
schafdichen Machtverhältnisse ungenügend zur Kenntnis nimmt oder
auch falsch bewertet. »Gegen diese These ist einzuwenden«, schreibt
O. Jacobi, »daß mit ihrweniger eine neue Form korporativisdscherZu
sammenarbeit als vielmehr die Krise emer Gewerkschaftsbewegung be
schrieben wird, die angesichts eigener Schwäche und polinscher Alter-
nanvlosigkeit das kleinere Übel der Anpassung an den Modemisie-
rungsprozeß wählt und versucht, ihm die soziale Schärfezu nehmen«
(G. Brandt u.a., 1982, S. 253). Am »Modemisierungskartell« sind
keine gleich starken Partner beteiligt. Inwelchem Maße auch immer so
zialpartnerschaftlich orientierte Gewerkschaften den Kooperanonsver-
bund mit Kapital und Staat suchen, die Realisierung eines korporativi-
stischen Steuerungssystems scheitert an der »Interessenlage des Kapi
tals«, das einerseits kooperauve Gewerkschaften schätzt und fördert,
das jedoch andererseits weiß, »daß eine aufDauer gestellte korporatisti-
sche Austauschlogik dasgesellschaftliche Kräfteverhältnis ändern wür
de« (ebd.). Jacobi sieht im Verlauf der 70erJahre die Schaffung einer so
zialökonomischen Lage, »in der nicht nurdem Kapital Sanktionsmittel
zugewachsen sind, sondern auch der Staat indie Lage versetzt wurde,
seine gegenüber den Gewerkschaften zunächst noch vorherrschende
Kooperationsstrategie um Disziplinierungsstrategien zu erweitem«. (S.
254) Für den Beginn der 80er Jahre konstatiert Jacobi schließlich eine
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Konstellation, inderzwar diekooperativen Strategien längst nicht voll
ständig durch disziplinierende Strategen gegenüber den Gewerkschaf
ten abgelöst wurden, in der sich aber unverkennbar die disziplinieren
den Strategien in den Vordergrund geschoben haben.

Esser formuliert als Anspruch, daß erdiefcowArefe gewerkschaftliche
Politik analysieren will. Deren Wahrheit liege nicht in Resolutionen
undReden, sondern inderTarifpolitik, imkonkreten Verhalten bei ak
tuellen Problemlagen sowie derAkzeptanz/Nichtakzeptanz derbei den
Problemlösungen erzielten Resultate (S. III). Gegen dieses Verfahren
einer »empirischen Gewerkschaftsanalyse« ist auf den ersten Blick
nichtseinzuwenden. Esfragtsichaber,ob die von Esserausgewerteten
statistischen Daten wie die sozialwissenschaftlich-empirischen Unter
suchungen zurTarifpolitik, zuBetriebsstillegungen und zum Arbeiter
bewußtsein tatsächlich ausreichen,um die Wirklichkeitangemessen zu
beschreiben.

Greifen wirz.B.das Jahrder»Wende« 1982 heraus undversuchen, in
einigen - gewiß groben- Zügen die gesellschafts- und gewerkschaftspo
litische Entwicklung zu skizzieren. Das wirtschaftliche Wachstum
verminderte sichin diesem Jahr umreal1,2 Prozent,die Industriepro
duktion ging sogar um 3Prozent zurück. Das Volumen des Welthan
delsreduziertesichum 1Prozent und ließden Zuwachsder Exporteder
BRDvon 8,5Prozent (1981) auf2,7 Prozent absinken. Krisenverstär
kend wirkte sich aufjeden Fall der Rückgang des privaten Verbrauchs
(minus 2,2 Prozent) aus, dersowohl durch die weiter abgebauten Real
löhne (minus 2,3 Prozent) sowie durch das sprunghafte Ansteigen der
Arbeitslosigkeit (von ca. l,3Mio.-1981 auf 1,8 Mio.) verursachtwurde
(vgl. Nachrichten 1983. 2, S. 11). Dabei darf nicht übersehen werden,
daß der offizielle statistische Durchschnittswert der Arbeitslosigkeit
nicht nur den tatsächlich höheren Umfang der Arbeitslosigkeit ver
schleiert, sondern daß durch diese Zahldie tatsächliche Betroffenheit
kaum erfaßt werden kann. »Im Jahr 1982 beliefen sich dieZugänge bei
den Arbeitslosen aufannähernd 4 Mio., d.h. jedersechsteBeschäftigte
wurde im Jahre 1982 arbeitslos. Die Arbeitsämter konnten weniger ak
eineinhalb Millionen in neue Beschäftigungen vermitteln, davon etwa
600000 nur in vorübergehende Arbeitsverhältnisse. Die Relation von
fast 4 Mio. neuen Arbeitslosen zu weniger als 1 Mio. Dauerbeschäfti
gungen macht deutlich, wie gering die Chancen der Weiterbeschäfti
gung 1982 waren - neben der absoluten Höhe der Arbeitslosigkeit ein
zentrales Kriterium der Betroffenheit« (Dybowski u.a., 1983, S. 18).

Das Jahr1982 waraber nicht nurdas Jahrderschwersten ökonomi
schen Krise seit der Gründung der Bundesrepublik. Die innere Ent-
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Wicklung stand auch im Zeichen einer Zuspitzung der weltpolitischen
Interessengegensätze und KonfronudonsUnien, diein Afghanistan, im
Libanon und in Mittelamerika mit dem Mittel der direkten militärischen
Gewalt ausgetragen wurden. Der britische Imperialismus demon
striertebrutalseine Machtim »Falkland-Krieg« undzwischen demIran
und dem Irak begann ein langer und zäher Krieg - im Zentrum der
Golf-Region, die die USA schon unter der Regierung Carter zu einer
»Sicherheitszone« erklärt hatten, für die sie »Eingreiftruppen« bereit
stellten undausbildeten. In ElSalvador führteinvonden USA gestütz
tesMilitärregime einenbludgen Vernichtungskrieg gegen dieBevölke
rung und die Befreiungsbewegung der FLMN; die US-Regierung ver
stärkt den Druck auf das befreite Nikaragua. Nach wie vor beherrschte
die Polen-Krisedie Szene dieses Jahres. Nachdem im Dezember 1981
der Ausnahmezustand erklärt worden war, erreichte die Welle der Po
len-Solidaritätim Westen ihren Höhepunkt, obwohl reakdonäre Stra
tegen dieser Kampagnen innerhalbund außerhalb Polens ihr Zielver
fehlten, durch eineZuspitzung der polnbchen Krise- evd. auchdurch
einen militärischen Eingriffder Warschauer-Pakt-Staaten - im Westen
günsdgereBedingungen für die Aufrüstungs- und Konfronudonspoli-
dk zu schaffen. Alle diese Konfliktfelder wurden schließlich
»überdeterminien« durch die polidsche Generallinie der seit Anfang
1981 amtierenden Reagan-Administration in den USA. Diese wollte die
Polen-Krisenicht nur zu einem »Wirtschaftskrieg« vor allem gegendie
Sowjetunion nutzen,der bald- auchamWiderspruch der westeuropä
ischen Regierungen - »zusammenbrach«, sondern forcierte ihr gigand-
sches Aufrüstungsprogramm und versäumte keineGelegenheit, die an-
dkommunisdsche Kreuzzugs-Mentalität desKalten Krieges Wiederauf
leben zu lassen und zugleichdie Raketenstadonierungin Europa gegen
den wachsenden Widerstand der Friedensbewegung in Europa und in
den USA zu rechtferdgen und schließlich »termingerecht« Ende 1983
durchzusetzen.

Daß diewirtschaftlichen Krisenprozesse sowie diewachsende Span
nung und Konfrontadon auf dem Felde der interaadonalen Politik als
allgemeine Rahmenbedingungen auch die gewerkschafdiche Diskus
sion und Politik bestimmen, wurde schon zu Beginn des Jahres 1982
durch die beiden zentralen Themen der DGB-Politik unterstrichen:
Kampf gegen dieMassenarbeitslosigkeit/Beschäfdgungsprogramm und
Frieden, Abrüstung und Entspannung. Schon im März 1981 hatteder
DGB (neben der SPD-Bundestagsfrakdon und einem »Sofortpro
gramm zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit«, das die »Memo-Grup-
pe« vorgelegthatte) ein »Invesddonsprogrammzur Sicherungder Be-
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schäfdgung durch qualitatives Wachstum« veröffentlicht, das für 5
Jahre mit 50 Milliarden DM ausgestattet "werden sollte; iin Juli 1981
konkretisierte derDGB gegenüber dem Bundeskanzler sein Spar- und
Beschäftigungskonzept (vor allem: Einführung einer »Ergänzungsab
gabe« für höhere Einkommen) (vgl. dazu Pfeiffer/Muhr, in: GeMo,
1981. 10, S. 574ff., bes. S. 577ff.; Höhnen, in: WSI-Mitteilungen,
1982.10,1597 ff.). ZuBeginn des Jahres 1982 beherrschte die Debatte
überein»Beschäftigungsprogramm« derBundesregierung dieIimenpo-
lidk. Dieses Programm —unter dem Titel »Gemeinschaftsinitiarive für
Arbeitsplätze, Wachstum undStabilität« —wurde imFebruar 1982 von
derBundesregierung verabschiedet. Derwichtigste Hebel fürdie»An
kurbelung des Wachstums« sollte - wie schon bei den beschäftigungs
politischen Maßnahmen derJahre 1974/75-eine zeitliche begrenzte In
vestitionszulage sein. Im Inhalt und politischen Schicksal dieses Pro
gramms kristallisierten sich bereits alle Widersprüche, diedann den Re
gierungswechsel vom Herbst 1982 herbeiführten. Obwohl die »Ge
meinschaftsinidative« schon ganz auf der beschäfdgungspolidschen
Rückzugslinie lag, die dervom Sachversmndigenrat empfohlene »Kon
solidierungskurs« (Abkehr von der staatlichen Beschi^gungspolitik)
vorgegeben hatte (Zinn, GeMo 1981. 10, S. 601 ff.), soi^e nun der
Druck der FDP in der Regierung und schließlich der Druck der
CDU/CSU - über die konservative Mehrheit im Bundesrat- dafür, daß
dieErwartungen derDGB-Gewerkschaften enttäuscht wurden:». . . .
DasProgramm (ist) hinsichtlich derFörderung von öffentlichen Inve
stitionen insgesamt zugering dimensioniert, umwirksam dieArbeitslo
sigkeit abbauen zukönnen. Es istobendrein zueinseitig auf Wirtschaft
undEigentümerzugeschnitten«. (Tofaute, in:WSI-Mitteilungen, 1982.
5, S. 273 ff., hier S. 281).

AufdemFelde derFriedenspolitik hatteder DGBmitseinem eigenen
»Friedensaufruf«, der zum Anti-Kriegstag am1. 9.1981für eineUnter
schriftenaktion in dieOrganisation gegeben wurde, zunächst denVer
such unternommen,' die Gewerkschaften von der Friedensbewegung
und vor allem vom »Krefelder Appell« abzugrenzen. Auchdas für die
Gewerkschaftsjugend erlassene Verbot, sichanderFriedensdemonstra
tionder300000 m Bonn (10. 10.1981) offiziell zu beteiligen, lag noch
ganz auf dieser Linie. Im Verlaufe des Jahres 1982 zeichnete sich jedoch
immerdeutlicher einScheitern dieserAbgrenzungsstrategie ab. ZuBe
ginn des Jahres faßten zahlreiche DGB-Landesbezirkskonferenzen-Be
schlüsse, diesich klargegen den NATO-»Nachrüstungsbeschluß« rich
teten und z.T. dazu aufforderten, die bevorstehenden Aktionen der
Friedensbewegung zu unterstützen. Viele Gewerkschafter nahmen an
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den »Ostermärschena, die erstmals 1982 wieder stattfanden, sowie an
dergroßenBonnerFriedensdemonstration ausAnlaß desReagan-Besu
ches in Bonn (Juni 1982) teil. Zugleich waren die gewerkschafdichen
Veranstaltungen zum Anti-Kriegstag am 1. 9. 1982 geprägt durch den -
weiteren Abbau von Schrankenund wechselseitigen Vorbehaltenzwi
schenGewerkschafts- und Friedensbewegung. Symptomatisch für die
ses gewandelteVerhältnis war schließlich die Frauenkonferenzder IG
Meüill (September 1982); denn die Frauen verabschiedeten- trotz ener
gischer Intervendonen des Vorsitzenden und seines Stellvertreters -
eine Friedensresoludon, in der auch der »Krefelder Appell« und die
Ostermarsch-Bewegung positiv erwähnt wurden (vgl. Nachrichten,
1982. 10, S. 18 und S. 24).

Zu erwähnen bleibt noch der dritte Bereich, in dem die Gewerkschaf
ten Anstrengungenunternahmen, um die Abwälzungder Krisenlasten
aufdieLohnahhängigen undsozial Schwachen (Arbeitslose imdSozial-
empfanger, Rentner, Kranke und Behlndene, Studenten) zu verhin
dern. Nachdem schon die »Haushaltsoperadon *82« den Protest der
70000in Stuttgart (7. 10. 1981) hervorgerufen hatte, rief der DGB -
nochvordemRegierungssturz- angesichts derweiteren drastischen Be
schränkungendesSozialhaushaltes im Rahmender »Operation '83« zu
landesweiten Protestkundgebungen auf,an denen sichimOktober und
November 1982 ca. 600000 Menschen beteiligten. Zuvor hatte eine
neue »Zumutbarkeitsanordnung« für Arbeitslose einegewerkschaftli
che Protestdemonstration in Nürnberg ausgelöst. Gleichzeitigkam es
1982 zu ersten Formen der Koordination der verschiedenen Arbeitslo
sen-Initiativen (Kongreß in Frankfurt vom Dezember 1982). Die
DGB-Gewerkschaften haben große Schwierigkeiten, ein geradezu
strukturelles Dilemma gewerkschaftlicher Politik (das etwa in der
Weltwirtschaftskrise nach 1929 verhängnisvolle Wirkungen zeitigte)
gegenüber den Arbeitslosen zu bewältigen - nämlich die Arbeitslosen
nicht nur in den allgemeinen Vertretungsrahmen, der durch die wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischen Forderungen zur Beseitigung der
Massenarbeitslosigkeit abgesteckt wird, einzubeziehen (und dadurch
deren Passivitätzu verstärken), sondern in der gewerkschafdichen Pra
xis selbst Organisations- und Aktionsformen zuzulassen, die die Ar
beitslosen akdv —z.T. auch autonom - in den gewerkschaftlichen
Kampfeinbeziehen.Dazu kommen oft noch VorurteileeinesTeils der
Mitgliederund Funkdonäre gegenüberden Rand- und Unterschichten
der Arbeiterklasse.- und auf der anderen Seite Widerstände von Seiten
der Arbeitslosen selbst, die selbst schon Vorurteile gegendie »Organi
sationender Noch-Arbeitsplatzbesitzer«habenoder schlichtsubjekdve
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Barrieren aufbauen, um nicht aus der individuellen Anonymität eines
deklassierten Sozialstatus heraustreten zu müssen. Immerhin haben die
verschiedenen Arbeitslosen-Initiativen bewirkt, daß nunmehr auch in
einigen DGB-Kreisen diesen Problemen einegrößereAufmerksamkeit
zuteilwird, obwohlgerade aufdiesem Gebietnocherhebliche Defizite
abzuarbeiten sind.

DieserknappeUberblick, der zunächstdiegewerkschaftlichen Posi
tionen und Initiativen auf dem Felde der Sozial-, Wirtschafts- und Frie
denspolitik zum Gegenstand hatte, bestätigt keinesfalls die Behaup
tung, die Gewerkschaften verfolgtenbewußt einen korporativistischen
Steuerungsverbund zwischen Kapital, Staat und Gewerkschaften und
seien- gleichsam als Gegenleistung - dazu bereit, die Grundorientie
rung der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik passiv hinzunehmen.
Man mag beklagen und kritisieren, daß die Gewerkschaften - im Blick
auf die Rettung der sozialliberalen Koalition - immerwiederZurück
haltung beiderUmsetzung ihreralternativen Programmatik indiePra
xis eines gewerkschafüichen Massenwiderstandes geübt haben. Aber
schon diese Kritik trifftangesichts dertatsächlichen Protestbewegungen
nureinen TeilderGewerkschaften. Soll diepolitische Entwicklung die
sesJahresüberhauptin der Begrifflichkeit der Korporativismus-Theo-
rie interpretiert werden, so liegt es nahe, vor allem in der Beziehung
zwischen der Regierungspartei SPD und den DGB-Gewerkschaften
vom Beginn eines Bruchs im korporativistischen Konsensus zu spre
chen. Daßdieser Bruch auch diepolitische Bindungsföhigkeit derSPD
gegenüber den gewerkschaftlich organisierten Lohnabhängigen unter
graben hat, wurde bereits erwähnt; außerdem hatte dieser Prozeß we-
sendichen Einfluß auf die strategische Grundentscheidung der herr
schenden Klasse, möglichst bald einen Regierungswechsel zugunsten
des konservativen Blocks herbeizuführen.

Die gewerkschafdiche Tarifpolitik des Jahres 1982 stand voll und
ganz im Zeichen der Krisenprozesse und des konzentrierten Angriffs
von Staat und Kapital auf die Arbeits- und Lebensbedingungen der
Lohnabhängigen sowie auf die Machtder Gewerkschaften. Es zeigte
sich, »daß die 80erJahre für die Gewerkschaften und ihreTarifpolitik
dieschwierigste Phase werden, diesieseitBestehen derBundesrepublik
durchzumachen hatten« (H. Janßen, WSI-Mitteilungen, 1982. 9, S.
529).Die Lohnforderungenlagenbei 7bis 8Prozent und zieltenaufdie
Reallohnsicherung. »DieUntemehmerverbände machten deutlich, daß
sie einen Inflationsausgleich durch Tariferhöhungen nicht zulassen
würden. Anders als im vergangenen Jahr, in dem sie Niedrigst-Ab-
schlüsse propagierten mit dem Argument, daß dadurch nicht nur die
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Arbeitslosigkeit reduziert, sondern auch die Infladon eingedämmt
würde, und somit auchbei zweibis drei v.H. Abschlüssen die Realein
kommen gehalten werdenkönnten,forderten siefür diediesjährige Ta
rifrunde offenden Reallohnverzicht zugunsten höherer Gewinne. De
mentsprechend legten sie in den Verhandlungen meist sehr spät und
dann nur sehr niedrige Angebotevor, propagierten sogenannte Null-
Monate .oder gar den Verzicht auf jegliche Tariferhöhung«. (Ingrid
Kurz-Scherf u.a., in: WSI-Mitteilungen, 1982. 9, S. 519).

Die Eigebnisse lagen nach dem »Pilot-Abschluß« der IGM im ge
werblichenBereichbeica. 4,2Prozent (vgl.dieObersicht m: IMSF,In-
formadonen, 1982. 2, S. 9). Im öffentlichenDienst wurde eine Lohn-
und Gehaltserhöhungvereinbart, die jahresdurchschnitdich nur 3,0 bis
3,1 Prozent betrug. Die »Sonderopfer« des öffentlichen Dienstes, die
dieRegierung schonseit 1981 eingeholthatte, wurden alsodurch diese
Einkommensminderungen gegenüber demgewerblichen Bereich weiter
erhöht.ObwohlIGM,IG DrupaunddieGewerkschaft OTVzu Wam-
tmd Proteststreiks mobilisierten, erreichte der Druck dieserBewegun
gen längst nicht die Intensi^t des Vorjahres (vgl. Tab. 3).

Die Unternehmerund die Regierung hattenalsoihr Zielerreicht.Sie
hattendieTarifpolitikalseinKampffeld definiert, aufdemsiedenabso
luten Vorrangder Profitegegenüberder Reallohnsicherung verteidigten
- undsiewarensichschonderTatsachebewußt,daßdieAngstvor dem
weiteren Ansteigen derArbeitslosigkeit sowiedieOrientierungder Re
gierungspolitik ihren Machtinteressen entgegenkam. Daß sich diese
harte Klassenpolitik auch aufandereBereiche der Tarifpolitikerstreckt,

Tabelle 3: Offizielle Zahlen und utsächliche Mindestzahlen der an
Streiks und Aussperrungen Beteiligten 1975 bis 1982 m 1000

Jahr Offizielle Zahlen Mindestzahlen v. H.

1975 36 55 64,5
1976 169 589 28,7
1977 34 226 15,0
1978 488 1126 43,3
1979 77 174 44,3
1980 45 632* 7,1
1981 253 3076 8.2
1982 40 477 8,4

• eiiuchlieSlich Textil-Warnstreik
Qudle: IMSF, Informationen zur Wirtschaftaentwicklung und Lage derArbeiterklasse,
198),3, in; Nachrichten, 1983.9, S. 11.
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wurde außerdem deutlich, als die IGM in Baden-Württemberg den
Entwurf eines Lohnrahmentarifvertrages vorlegte (April 1982), mit
dem nicht nur auf die negativen Folgen der Rationalisierung und des
technologischen Wandels reagiert wird,sondern derdarüber hinaus - so
R. Bispinck-den großen Vorzug hat, »die zentralen betrieblichen Pro
bleme der Gesundheitsgefährdung, des Qualifikationsabbaus und der
drohenden Verschlechterung des Lohn-Leistungsverhältnisses auf ta
rifpolitischer Ebene handlungs- und konfliktföhig zu machen und auf
diese Weise den Gewerkschaften dieMöglichkeit zu eröffnen, aufdem
Konfliktfeld>Arbeitsbedingungen - Rationalisierung - Humanisierung
der Arbeit< wieder in die Offensive zu gelangen« (WSI-Mineilungen,
1982. 9, S. 570/71). Die Unternehmer haben diesenEntwurf für nicht-
verhandlungsfähig erklärtund stattdessen einePolemik gegen die IGM
eröffnet, die diese in die Rubrik der »Verfassungsfeinde« einordnet.

Im Verlaufe desJahres 1982 haben aber auchdie offenkundigenNie
derlagen der gewerkschafdichen Lohnpolitik dazu beigetragen, einen
Prozeß desNachdenkens und der Neuorienderungaufdem Gebietder
Tarifpolitik zu fördern. Im September 1982 wurden von einigen Ge
werkschaftsvorständen dieWeichenfür die Auseinandersetzung umdie
35-Stunden-Woche ab Ende1983 gestellt (IGM, IG Drupa).Mitdieser
Betonung der »qualitativen« Tarifpolitikwird die Auseinandersetzung
um einealternative Beschäfdgungspolitik, die freilich nach Auffassung
der Gewerkschaften durch entsprechende wirtschaftspolidsche und ge
setzliche Maßnahmen (z.B. Verkürzung der Lebensarbeitszeit) ergänzt
werdenmuß, bewußt zum Inhalt tariflicher Regelungen erhoben, wo
bei von Anfang an die Unternehmer einen entschlossenen Widerstand
gegen die Verkürzung der Wochenarbeitszeit angekündigt haben.Zur
gleichen Zeitleitete dieIGMimBezirk Stuttgart zur Vorbereitung der
Lohn-Tarifrunde vom Frühjahr 1983 die Aktion »Unternehmer auf
demPrüfstand« ein(vgl. Nachrichten, 1982.11, Dok. I ff.). ImVorfeld
desKonflikts solltendamitdieArgumentationen derUnternehmer und
der konservadven Kräftewiderlegt und die Voraussetzungen für eine
Massenmobilisierung in der Tarifrunde selbst geschaffen werden. Im
Ergebnis von3,2Prozentkamdiese Vorbereitung dannnichtmehrzur
Geltung. Dashatteu.a. darinseinen Grund, daßderVorstand derIGM
(schon beider Festsetzung der Forderungshöhe) dem BezirkStuttgart
keine »Vorreiterrolle« zubilligen wollte, der »Leitabschluß« also in ei
nemBezirk erfolgte (NRW), in demdieBeteiligung und Mobilisierung
der Mitglieder wesentlich schwächer geblieben war.

Schon zu diesem Zeitpunktwurde aber eine weitere Schwäche der
Gewerkschaftsbewegung deutlich. Auf dem Gebiet der »qualitativen
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Tarifpolitik« kristallisienen sichzweiKonzeptionea heraus: aufdereinen
Seite die Forderung nach der Verkürzung der Wochenarbeitszeit (35-
Stunden-Woche) aufderanderen Seite dasKonzept dersog.»Tarifrente«,
das den Lohnabhängigen die Möglichkeit eröffnen soll, im Alter von 58
Jahrenmit 75v.H. desletztenBruttoeinkommens ausdemArbeitsleben
auszuscheiden (vgl. WSI-Mitteilungen, 1982. 9, S. 527). Während die
35-Stunden-Woche inzwischen von einem Block von Gewerkschaften
vertreten wird, die eher die »linke Flanke« des politischen DGB-Spek
trumsrepräsentieren (IGM, IG Drupa, HBV, GHK), befürworten Ge
werkschaften vom»rechten Flügel« desDGB(IG ChPK,Gewerkschaft
NGG) die »Tarifrente« oder gar- wiedieGewerkschaft Textil und Be
kleidung - einen»Investivlohn«, d.h. Lohnabzüge, die für die Investitio
nen der Unternehmen zur Verfügung gestellt werden sollen.

Dieideologischen Differenzen zwischen Teilen der Gewerkschafts
führungen, dieschon indenJahren zuvorindenDebatten überdieGe
werkschaftsgeschichte oder das neue DGB-Grundsatzprogramm auf
gebrochen waren (und die zum Anlaß des 50. Jahrestages derfaschisti
schen Machtübertragung erneutvonrechts hochgespielt wurden), über
tragen sich nun auch aufeinen Kembereich derunmittelbaren gewerk
schaftlichen Interessenvertretung. Daß dieFührungder IG ChPK im
März 1983 einem Tarifvertrag zustimmte, der (für 12 Monate) eine
Lohnerhöhung von nur2,5Prozent, dafür aber den Einstieg indie Ver
kürzung derWochenarbeitszeit für Arbeitnehmer ab 58 Jahre vorsah,
konnte nur als demonstratives Zeichendes Bruchs der gewerkschafdi-
chen Solidarität angesehen werden; denn immerhin hatte auch der
DGB-Bundeskongreß imMai 1982 die»Entschlossenheit« aller Einzel
gewerkschaften bekräftigt, »durch ein gemeinsames Vorgehen eine
Verkürzung der tariflichen Wochenarbeitszeit mit dem Ziel der 35-
Stunden-Woche durchzusetzen« (vgl. Nachrichten, 1982,7,S.21).Die
Festschreibung derallgemeinen 40-Stunden-Woche bis1987 durch die
IG ChPK konntedahernur diejenigen Kräfte ermutigen, die in einem
Auseinanderbrechen dergesamtgewerkschafdichen »Einheitsfront« für
die 35-Stunden-Woche einen entscheidenden Faktor sehen, um den
Gewerkschaften im Frühjahr 1984 eine Niederlage beizubringen.

ImJahre 1982 häuften sichaberauchdieProbleme undSchwierigkei
ten der betrieblichen Interessenvertretung. Die sprunghaft gesdegene
Zahlder Insolvenzen sowiedashoheNiveau derFusionen (vgl. Tabelle
4)deuten nur unvollständig die Vielzahl dersozialen und rechtlichen
Probleme an, mit denen Belegschaften, Betriebsräte und Gewerk-
schaftsfunkdonäre angesichts der Welle von Betriebsschließungen und
Unternehmenszusammenschlüssen konfrondert waren.
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Tabelle 4: Insolvenzen und Fusionen

1970 1975 1976 1977

Insolvenzen 4201 9195 9361 9562

Fusionen 305 448 453 554

1978 1979 1980 1981 1982

Insolvenzen 8722 8319 9144 11653 15877

Fusionen 558 602 635 618 600

Quelle; IMSF, Informationen, 1983.1, in: Nachrichten, 1983.3, S. 9.

Die Strukturkrisen in der Stahl- und Werftindustrie hatten sich vor

her bereits abgezeichnet; die Kampagne »Hoesch-Stahlwerk jetzt!« in
Dortmund erreichteEnde 1980/Anfang1981 ihren ersten Höhepunkt.
1982 reagienen Beschäftigte und Gewerkschaften mit Protestdemon
strationen oder Warnstreiks z.B. gegen die Schließung des Schalker-
Vereinsoder gegen dieFusionder Bremer-Vulkan-Werft mit der Werft
AG Weser, ^de des Jahres stand die »Sanierung« des ARBED-Stahl-
konzems, und damit das Schicksal der gesamten Stahlindustrie des
Saargebiets im Mittelpunkt des Interesses. Auchhier reichten Protest
demonstrationen nicht aus, um Arbeitsplatzvemichtung und schließ
lichauch»freiwilligen« Lohnverzichtzu verhindern.DieneueBundes
regierung banddie Bewilligung von Subventionen ausdrücklich an die
Zustimmung derIG Metall undderBetriebsräte, aufeinen Teil des für
dieBelegschaft vertraglich vereinbarten Weihnachtsgeldes für dieJahre
1983 und 1984 zu verzichten.

Ohnmächtiger Protest kennzeichnete auch die gewerkschaftlichen
Reaktionen auf die Krise des AEG-Konzems, die im Jahre 1982durch
das »Abstoßen« ganzer Produktionsbereiche (Neff, Bauknecht,
AEG-Nachrichtentechnik, Telefunken u.a.) und durch Werksschlie-
ßüngen »bereinigt« werden sollte. Gewerkschaften und Betriebsräte
konntenaufden Ablaufdieses »Krisenmanagement«, dasvon den Kre
dit gegebenden Großbanken abgewickelt wurde, keinen Einfluß neh
men (vgl. Die Mitbestimmung, 1983. 1), zumal sie auch selbst über
keine Konzepte verfügten, um die eigeneOhnmacht zu überwinden.
Die AEG-Krise war jedoch nur der spektakulärste Fall. Die Dokumen
tation der IGM »Untemehmerverhalten m der Krise und gewerkschaft
liche Gegenwehr« (Januar 1983) belegt aneinerVielzahl vonFällen; »Es
gehört zum betrieblichen Alltag der Krise, daß vorhandene Schutz-
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rechtenichtbeachtetwerden,daßArbeitgeber nichtsunversuchtlassen,
solche Rechte zu tungehen oder außer Kraft zu setzen« (S. 148).

Gerade im Betrieb erfahren Beschäftigte, Vertrauensleute und Be
triebsräte ugtäglichdieUbermachtdesKapitals über dieArbeit. Unter
dem Druck von massiven Drohungen, die letztlich immeraufden Ver
lust des Arbeitsplatzes bezogen sind, werden sie genötigt, Teilendas-
sungen, Umsetzungen oder neuen Rationalisierungsmaßnahmen zuzu
stimmen oder sich erworbene Rechte - durch Tarifverträge oder Be
triebsvereinbarungen - abhandeln zu lassen. Siewerdengedemütigt, als
BittstellerbeidenUnternehmensleitungen oder Regierungen zu Kreuze
zu kriechen und dabei immer neue Unterwerfungs-Zugeständnisse zu
machen. Daßsolche Erfahrungen dasgewerkschaftliche Selbstbewußt
seinnichtstärkenund deshalb auchinalleanderen Bereiche der gewerk-
schafdichen Politik ausstrahlen, braucht nicht gesondert begründet
werden. Es bleibt derzeit nur zu hoffen, daß solche entmobilisierenden
Erfahrungen sichin das »koUekdve Gedächtnis« der. Betroffenen ein
schreiben und zur gegebenen Zeitauchalsemodonale Triebkrafteines
neuen Typs gesellschaftsverändemder Praxis reakdviert werden.®

In einigen Fällen haben sich 1982 Belegschaften durch Betriebsbeset
zungen gegen Betriebsschließungen und Arbeitsplatzvemichtung zur
Wehrgesetzt (Video-Color, Rockwell-Golde, Pokomy-Demag, Her
tel, Enka;vgl.Hautsch/Semmler, 1983). Nichtimmer wurden Erfolge
erzielt.Gleichwohl bedeutetdieEntwicklung dieserKampfform, diein
der BRD- im Unterschied zu anderenwesteuropäischen Ländernwie
Italien und Frankreich - kaum eine eigenständigeTradition hat, einen
wichtigen Schritt in einem Lernprozeß, derdieindividuelle Ohnmacht
oder auch das Versagen des sozialpartnerschafdichen Interessenaus
gleichs produktiv wendet und darin auch den perspektivischen An
spruch auf die Übernahme der Betriebe durch die Arbeiter selbst gel
tendzu machen vermag. Diese- wieimmerauchschwach entwickelte-
Perspektive istauchin den »alternativen Praxisansätzen« enthalten, die
in Konzeptenfür eine alternative Fertigung(z.B. für die Lösung der
Schiffsbaukrise in den norddeutschen Werftenoder auchfür den gesam
ten Komplex der »Rüstungs-Konversion«) in jüngsterZeit entwickelt
worden sind. Träger dieser Initiativensind meist Vertrauensleute, Be
triebsräte und Gewerkschafter, die die Defensive des bloßen Protestes
überwinden und zugleich die objektiven Möglichkeiten einer friedli-'
chen und umweltfreundlichen Produktionsumstellung, die die Arbeits
plätze sichern könnte, konkretisieren wollen. Wie immer auch solche
Konzepte nach ihren ökonombchen und politischen Realisierungs
chancenbewenet werden mögen, so demonstrierensie doch gleichzei-
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dg dieintellektuelle und konzepdve Fähigkeit der Arbeiterklasse, nicht
nur denZweckder Produkuon, sondern auchihren Inhalt entsprechend
qualitadvhöherwertiger gesellschaftlicher Bedürfnisse zu gestalten (vgl.
Kridsches Gewerkschaftsjahrbuch, 1982/83, S. 105ff.; Huffschmid,
1981; Die Mitbestimmung, 1982. 12).

Dieser knappe Uberblick über einige der wirklichen gesellschafts-
und gewerkschaftspolitischen Konflikt-und Handlungsfelder imJahre
1982ergibt ein komplexes und widersprüchliches Bild.Dieseszeigtdie
Gewerkschaften in der Defensive. Nicht nur im wirtschafts-, sozial-
und tarifpolidschen Bereich erlittensie Niederlagen - die gefährlichste
Bedrohung derGewerkschaftsmacht dürfte sich dagegen inden Betrie
benselbst,ander Basis und imwirklichen Zentrumdesgewerkschafdi-
chenWirkens vollziehen. DieDesorienderung, diegerade hiervielfach
manifest wurde, verstärkte sich im Laufe des Jahres 1982 durch den
Neue-Heimat-Skandal, der imFebruarvom »Spiegel« aufgedeckt wur
de. Daß die Gewerkschaftsvorstände von der »Bereinigung« dieserAf
färe absorbiert wurden und daß in einigen Gewerkschaften die Auf
merksamkeitder Führungsapparate in hohem Maße von der Frage in
Anspruch genommen wurde, wie die Nachfolgefür ausscheidendeVor
sitzendeund Vorstandsmitglieder zu regelnsei(sobeimDGB seihst,hei
der Gewerkschaft ÖTV, bei der DFG, der IG BSE und schließlich bei
derIG ChPK), hatgewiß nichtdazubeigetragen, solche Erscheinungen
der Niederlage, der Defensive und der Desorientierung »von oben« of
fensiv anzugehen und zu überwinden.

Auf der anderen Seite hat dieserJahresüberhlick Kontureneinerge
werkschaftlichen Gegenwehr - von der Unterstützung der Friedensbe
wegung über die Demonstrationen gegenSozialdemontage bis zu den
Betriebsbesetzungen - und auch Keimformen neuer und alternativer
programmatischer und strategischer Konzepte, Ansätze einer politi
schen Neuorientierung in der Gewerkschaftsbewegung erkennen las
sen: Die Orienderung auf die 35-Stunden-Woche gehört dazu ebenso
wiedieöffentlicheUnterstützung desMemorandums»Alternativen der
Wirtschaftspolitik« durch Hundene von hauptamtlichen Funktionä
ren, die - gewißnoch zurückhaltende- Öffnung für Diskussionender
Ökologie- und Alternativ-Bewegung (so beimKongreß »Zukunft der
Arbeit«, Bielefeld, Oktober 1982), die - immer noch unzureichende -
Öffnungzur Arbeitslosenbewegung und schließlich die Aufmerksam
keit, die auch in einem Teil der Gewerkschaftspresse der Diskussion
über »alternative Produktion« und Rüstungskonversion zuteil gewor
den ist.

Auf jedenFalllegenaberdieErgebnisse dieserAnalysedieSchlußfol-
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gerung nahe, daß die Gesamtkonstelladon überhauptnicht durch die
Thesevonder bewußten,strategischen EntscheidungderGewerkschaf
ten für einen korporativistischen Steuerungsverbund zwischen Staat,
Kapitalund Arbeit zu beschreiben ist. Im Gegenteil- die gesamteEnt
wicklung seit1979, die sichin den Ereignissen desJahresder »Wende«
verdichtet, belegteinewachsende Polarisierung indenBeziehungen von
Kapital und Arbeit,einensichintensivierenden Prozeß der Erosionso
zialpartnerschaftlicher Kompromisse. Die Spezifik dieses Prozesses
liegtdarin, daßdiesePolarisierung nichtaufderpolitischen Ebeneeiner
offenen Konfronution der Klassenkräfte erscheint, sondern daß sie zu
nächst zu einernachhaltigen Veränderung inden Kräftekonstellationen
zwischen Kapital und Arbeitzu Lasten vor allem der Gewerkschafts
bewegung geführt hat.DieGewerkschaftspolitik wirdgleichsam »indie
Zange genommen«. Sie wird durch objektiv-gesellschaftliche Krisen
prozesse und derenVermitdung in der Herrschaftsstrategie desStaates
wie des Kapitals, aber auch inderBewußtseinsentwicklung eines gro
ßenTeilsder lohnabhängigen Beschäftigten unter Druckgesetzt, in ih
ren Handlungsmöglichkeiten eingeengt begrenztund in die Defensive
getrieben. Natürlich spieltesfürdieHerausbildung dieser Gesamtkon
stellation eine Rolle, daß sich die Politik der DGB-Gewerkschaften in
der langen Periode des relativ störungsfreien kapitalisdschen Wachs
tums - durchaus erfolgreich - in derRegel derMethode dessozialpart
nerschaftlichen Interessenausgleichs, die stets noch die Anerkennung
der Grundverfassung der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesell
schaftsordnung beinhaltet, be^ent hat. Ein Bruch mit dieser Methode
ist aberkeineFrage dessubjektiven Wollens oderder bloßintellektuel
len Einsicht; er kann sich nur über Erfahrungen und Lernprozesse ver
mitteln, die schließlich - auch nach massiven Niederlagen —zu einer
Neuorientierung drängen.

Obwohl Esser durch den Rekurs auf Gramsci und die kritische An
eignung der neuerenmarxistischen Politiktheorie diegröbstenDeBzite
des »Neokorporadvismusparadigmas« vermeidet (vgl. seineKritik, S.
246 ff.), so teilt er doch eine fundamentale Schwäche dieses Ansatzes:
daß nämlich die innere widersprüchliche Struktur der Vergesellschaf
tungsprozesse,die neuen Formen der Klassenkooperadon und der An
passung des politischen Systems notwendig machen, insofern ausge
blendet werden, als sie nicht auf das Handlungspotendal sozialer und
politischer Kräfte bezogen werden, in denen sich die Möglichkeitder
Uberwindungund Aufhebung jenerFormender »Sozialpartnerschaft«
verkörpert. Esser wundert sich daher auch über Autoren, die offenbar
immernoch von den Gewerkschaften»altemadveDeutungsmuster«-•
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ganzzu schweigen von »altemaüven Praxisfonnen «- erwarten(vgl. S.
216). Fürdie gewerkschaftspolitische Praxis sind solche Festschreihun
gen allerdings wenig hilfreich. Letzdich treiben sie diejenigen Kräfte,
die in den Gewerkschaften für eine alternative und autonome Politik
eintreten, in die totale Resignation - sofern sie nicht dem Rat folgen,
ihre politischenHoffnungen aufdie Arbeiterbewegung aufzugebenund
sichden »neuensozialenBewegungen« anzuschließen. SeineHinweise
aufeineandereGewerkschaftspolitik, diesichden Zwängendes Korpo
rativismuszu entziehenvermag,bleibendaher auch abstrakt und blaß:
so fordert er z.B. ein neuesTechnik- und Staatsverständnis, das die Illu
sion von der Gesellschafts- und Interessenneutralität der Produktiv

kräftewiedesStaates abstreift (S. 195), undpostuliert: »An Autonomie
und politischem Klassenkampf orientierte Gewerkschaften eignen sich
kaum für einekapitalfunktionale Zusammenarbeit« (S. 249).

Das Problemist hier schon richtigformuliert- nur, der Zugang zur
Lösung des Problems ist durch den Ansatz von Esser blockiert. In der
gegenwärtigen Situationscheint esaußerordentlichschwierig, das reale
Ausmaß der gewerkschaftlichen Defensive, der Niederlagen und der
strategischen Desorientierunggenauzu bestimmen.Das gilt im übrigen
auchhir dieLohnpolitikder Gewerkschaften. Der HinweisaufdieRe
allohneinbußen ist notwendig, umdiewachsende Diskrepanzzwischen
gewerkschaftlichen Forderungen und Erwartungen der Lohnabhängi
gen und der Realität - alseiner Struktur von Machtbeziehungen - zu
verdeutlichen. Dennoch reicht dieser Hinweis nicht aus, um die Macht
positionderGewerkschaften in der Strukturdesgesamten Systems der
Klassenbeziehungen zu erfassen. Wirwerdenwahrscheinlich erstspäter
von Historikern und PolitikwissenschaftTem erfahren, ob die Ergeb
nisseder Tarifrunden der frühen 80erJahre tatsächlich Ausdruck eines
substantiellen Machtverlustes der Gewerkschaften waren oder ob diese
nach wie vor über starke Defensivpositionen verfügten, um der Politik
der »Wende« im wirtschafts-, lohn- und sozialpolitischen Bereich
Schrankenzu setzen und um der Verwertungsstrategie des Kapitals be-
sdmmte Wege aufzuzwingen, die von einer »optimalen« Variante der
Krisenüberwindungsstrategie vom Standpunkt der Profitproduktion
weit entfernt sind.

Nach den Erfahrungen der 70erund frühen 80erJahre ist es für die
Gewerkschaften zu einer entscheidenden Frage geworden, wie sie sich
aus dem »Zangengriff« der objektiven Krisenprozesse und der poli
tisch-ideologischen Machtkonstellationen befreien können, ohne der
Illusion anheim zu fallen, daß schon hei jedem der vielen alltäglichen
Konfliktfalle im »Guerillakampf zwischen Kapital und Arbeit«
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(K. Marx) das Blatt gewendet werden könnte. Selbst derZwang, inden
betrieblichen, tariflichen und allgememen politischen Auseinanderset
zungen die »Verteidigungslinien« weiter zurückstecken zu müssen,
braucht nicht notwendig zu bedeuten, daß die Arbeiterklasse und die
Gewerkschaften als wesendicher Machtfaktor imSystem dergesellschaft
lichen Klassenbeziehungen ausgeschaltet worden sind. Viel wichtiger er
scheint dagegen dieFrage, ob indiesen »Gefechten«, dieimmer auch mit
Niederlagen enden können, die Desorientierung - aufderpolitisch-stra
tegischen Ebene des organisierten Handelns wie aufder Ebene des ge
werkschaftlichen und politischen Bewußtseins der Lohnabhängigen -
und damit derZwang zur Anpassung undUnterwerfung zunimmt oder
obdabei Lern- undKlärungsprozesse stattfinden, dieihrerseits Weichen
stellungen für die zukünftigen Auseinandersetzungen ermöglichen. Der
Inhalt dieser Auseinandersetzungen wird- wieichamEndedesvorange
henden Abschnittes entwickelt habe (vgl. w.o., S. 43ff.) - durch den
Zerfall der hegemonialen Kapazität des herrschenden Blocks, klassen
übergreifenden Konsensus zustabilisieren, sowie durch den Versuch, die
Herstellung dieses Konsensus durch direkte politische Gewalt, durch eine
gewaltsame Verschiebung der gesellschafdichen Machtkonstellationen
zum autoritären Staat, zu ersetzen, bestimmt werden.

Gramsci hat den Prozeß des »Aufsteigens« von der »Basis« zum
«Uberbau« als »Katharsis«, also: als einen »Reinigungsprozeß« be
zeichnet. Er wollte damit nicht nur ein Problem der»Philosophie der
Praxis« thematisieren, das die Vermittlung von sozialökonomischen
Basisstrukturen und den verschiedenen »Stockwerken« des poli
tisch-ideologischen Überbaus zum Gegenstand hat. Ihm ging es dabei
auchum eineGrundfragedes Klassenkampfes und der Strategie der re
volutionären Arbeiterbewegung, über die er in der faschistischen Ker
kerhaft - zum Zeitpunkt einerschwerenNiederlageder Arbeiterbewe
gung - nachdachte. Der »Reinigungsprozeß« vollzieht sich in dem
Maße, wiesichdie bewußten, organisierten Kräfte der Klasse ausdem
»ökonomistischen Korporatismus«, d.h. der unmittelbaren, immerbe
rufsständisch bornierten Interessenvertretung, lösen und die Fähigkeit
gewinnen, dieArbeiterklasse undandere»subalterne« soziale Kräfte zu
einem »historischen Block« zusammenzuschließen, der auch auf dem
Feldedes ideologischen und politischen Klassenkampfes die Perspek
tive eines neuen, befreienden Typs der GesellschaÜichkeit und der
Menschlichkeit zu vertreten vermag. Hegemonie bedeutet für ihn in
diesem Sinne»geistig-moralische Führung«, die ebennicht nur ökono
mischeund soziale, sondern auch ideologischeund ethische Dimensio
nen umfaßt.
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Die Gewerkschaftsbewegung der BRD befindet sieb derzeit nicht in
einer Phase der »Katharsis«; sie ist vielmehr in erster Linie damit be
schäftigt, dieWirkungen derKrisenprozesse, derVeränderung derpoli
tischen Machtkonstellationen undauch des epochalen Wandels derge-
sellschafdichen Strukturen mehr oder weniger bewußt zu »verarbei
ten«. Dabei können sich aber Lernprozesse vollziehen, die jene »Ka
tharsis« einleiten - und auf jeden Fall gehört es zu den Aufgaben der
marxistischen Kiäftein der Gewerkschaftsbewegung, durch ihre theo
retischeund praktischeArbeitdieseProzessezu fördern bzw. abzukür
zen.

Wo setzt diese Intervention ein? Wie verbindet sie sich mit den aktu
ellen Verteidigungskämpfen und den Tagesaufgaben der Gewerk
schaftspolitik? Da ich die einzelnen Felder dergesellschafts- und ge
werkschaftspolitischen Auseinandersetzungen inden kommenden Jah
renineinem gesonderten Kapitel behandeln werde (s.w.u., S. 246 ff.),
beschiänke ich mich zum Abschluß dieses Abschnitts auf zwei Aspekte,
die die strategische Gesamtorientierung der Gewerkschaftspolitik wie
die Politik der Arbeiterbewegung insgesamt berühren:

Ich erinneremichrechtgut, wieWiUi Bleicher, der 1981 verstorbene
frühere Bezirksleiter der IGM Stuttgart, in einem Gespräch über ge
werkschaftliche Grundsatzfragen inunerwiederbetonte: Die Gewerk
schaften sind ihrem Wesen nach reformistisch! Er wollte damit einer
seits die jüngeren Kolleginnen und Kollegen vor lUusionen' über den
Charakter und die Möglichkeiten des gewerkschafdichen Kampfes
warnen - undandererseits faßtesichin dieser Bestimmung auchdieEr
fahrung eines marxistisch gebildeten Funktionärs der Arbeiterbewe
gungzusammen, der darumweiß, daß das gewerkschaftliche Streben
nach derVerbesserung derArbeits- undLebensbedingungen derLohn
abhängigen die materiell-gesellschafdiche Basis der Eigentums- und
Klassenverhälmisse des Kapitalismus nicht in ihrerSubstanz angreift.
Daherwußte einFunktionär wie Willi Bleicher auch sehrgenau, daß die
Erfolge des gewerkschaftlichen Ringens, die im zähen Kampf, unter
hartenEntbehrungen, aberauchin- oftmals blendenden - konjunktu
rellen »Schönwetterperioden« errungen wurden, immer wieder durch
kapitalistische Krisen undGegenangriffe der Reaktion nichtnur aufdie
»sozialen Errungenschaften« der Gewerkschaften, sondern aufdieBe
stands- undExistenzfähigkeit dergesamten Arbeiterbewegung inFrage
gestellt werdenkönnen. Lebensgeschichtlich habenWilli Bleicher und
viele andere Antifaschisten diese Reaktion durch den Sieg des Faschis
mus,idder»Nacht« desWiderstandes undderKonzentrationslager, er
fahren und durchstanden.
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Mitder »Wende« von1982(und, wiewirgesehen haben, ihrerVorge
schichte) ist eine Konstellation entstanden, die auch jüngere Gewerk-'
schafter an die Erfahrungen älterer Generationen der Arbeiterbewe
gung heranführt. Aber jede geschichtliche Epoche hat ihre eigenen
Strukturen und inneren Gesetzmäßigkeiten; daher kann das unver
zichtbare »Lernen aus der Geschichte« das bewußte Handeln in der Ge
genwart nur in dem Maße unterstützen, wie es sich mit der Gegen
wartsanalyse verbindet. Unter Krisenbedingungen zeigt sich zuerst,
daß die »Schutzfunktionen« der Gewerkschaften an Bedeutunggewon
nenhaben, daßabergleichzeitig in der Beschränkung aufdiese Schutz
funktionen eben jene ökonomischen Grundverhältnisse, die immer
wieder Krisenhervorbringen, und jeneHerrschaftsverhältnisse, diege
rade in Krisenperioden immer wieder die abhängige und subalterne
Lage der eigentumslosen Lohnabhängigen festschreiben, nicht zu ver
ändern sind. Zu seinerZeit hat KarlMarxdiese Einsichtwiefolgt for-
mulien: »Gewerkschaften tun guteDienstealsSammelpunkte desWi
derstandes gegen die Gewalttaten desKapitals. ... Sieverfehlen ihren
Zweckgänzlich, sobald sie sich darauf beschränken, einen Kleinkrieg
gegen dieWirkungen des bestehenden Systems zu führen, statt gleich
zeitigzu versuchen,es zu ändern, statt ihre organisiertenKräftezu ge
brauchenals einenHebel zur schließlichen Befreiungder Arbeiterklas
se, d.h. zur endgültigen Abschaffung desLohnsystems« (MEW, 16,S.
152).

Ausden Erfahrungen desvergangenen Jahrzehnts sind es vor allem
zweiLehren, die in dieproduktive Bearbeitung der Gegenwartsaufga
beneinbezogen werden sollten. Erstens mußsichdieGewerkschaftspo
litikvon der Erwartunglösen,daß ihre Erfolge von der Wiederherstel
lung einer ungebrochenen Dynamik des kapitalistischen Wachstums
abhängen und daßsiedaherselbstdie »gesamtwirtschaftliche Aufgabe«
haben, ihren »verantwortungsbewußten« Beitragzur Verwirklichung
dieses Zielszu leisten.Die Notwendigkeit dieserUmorientierungresul
tiert nicht nur aus den inneren Akkumulationsgesetzmäßigkeiten des
gegenwärtigen Kapitalismus, der die weitereEntwicklungder Produk
tivkräfte und des gesellschaftlichen Reichtums nur um den Preis einer
Vertiefung der sozialökonomischen Widersprüche zu gewährleisten
vermag. Sieresultiertauchaus demhistorischerreichtenNiveauder ka
pitalistischen Produktivkraftentwicklung und Vergesellschaftung, das
jedes weitere Wachstum, das den Zwecken der Profitproduktion und
der Machtsicherung (vor allemauch über die Steigerungder Rüstungs
produktion) unterliegt, nur um den Preis einer substantiellen Bedro
hung des »Stoffwechselprozesses von Menschund Natur« zuläßt. Die
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Überlegung, daß auchdieGewerkschaften ihrenBeitrag zur Entwick
lungtuidDurchsetzung eines Modells des»qualitativen Wachstums« zu
leisten haben, weist daher in die richtige Richtung.

Zweitens sind im vergangenen Jahrzehnt die Grenzen einergewerk
schaftlichen Gestaltungspolitik deutlich geworden, die durch gesell
schaftspolitische Reformen die Lebensbedingungen der Vielen verbes
sern und bestehende Herrschaftsverhältnisse demokratisieren will,
ohne daß die Veränderung wesentlicher Systemstrukturen in die pro
grammatischen Perspektiven der Gewerkschaften aufgenommen wird
(z.B. Mitbestimmung alsDemokratisierungder Leitungsstrukturender
Unternehmungen, Humanisierung der Arbeit alsAufhebung vonBela
stung und Entfremdung, Bildungsreform als Verwirklichung von
Chancengleichheit). Das Scheitern solcher Initiativen, das au^ der
»Wende« von 1982 den Weg bereitete, führt letzdichauchan dieFrage
nach dem Charakter des Staates heran; denn immerhin hat auch die Pra
xis einer sozialdemokratisch geführten Regierung den Sachverhalt be
stätigt, daßdieDurchsetzung von Reformen, dieauchnur in Teilberei
chen der Gesellschaft bestehende Herrschaftsverhältnisse modifizieren
könnten,sichnichtnur an den konkretenpolitischen Machtkonstella
tionen, sondern auch an der allgemeinen Aufgabe des Staates bricht,
solche Reformen nach Maßgabe derSystemsicherung (unddazugehört
auchdieSicherung eines Systems der Klassenbeziehungen, dasdieSta
bilitätdes Gesamtsystems nicht aufsprengt) zuzulassen und zu betrei
ben.

Ein entscheidendes Problem besteht für die Gewerkschaften darin,
ein politisches Handlungsdefizit auszugleichen, das insbesondere im
Bereich der gesellschafts- und reformpolitischen Forderungen aufiällt.
Die DGB-Gewerkschaften haben für nahezu alleaktuellen wirtschafts-,
sozial-und gesellschaftspolitischen Konflikte eigene Konzepte und al
ternative Forderungen ausgearbeitet. Aber oftmals reicht das gewerk
schaftliche Engagement nichtübereinePresseerklärung hinaus. Offen
kundig besteht hier ein Politikbedarf, dernicht nurderstrategischen
Reflexion, sondernauchder Entwicklung neuerFormender Mobilisie
rung und der gewerkschaftspolitischen Aktion notwendigwerden läßt.
Es handelt sich dabei auch um ein Dilemma, das mit dem Selbstver
ständnis der Einheitsgewerkschaft verknüpft ist. Die Unabhängigkeit
derEinheitsgewerkschaft verbietet es, daß sie über einen »direkten poli
tischen Arm« in Parlamenten und Regierungen verfügt. Daß die Ein
heitsgewerkschaft nicht mehr »Transmissionsriemen« einer Partei ist
bzw. seinsoll (in der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung be
trifft dieser Zusammenhang in erster LiniedasVerhälmis vonSPDund
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Gewerkschaften), mußzunächst ak einehistorische Errungenschaft der
Gewerkschaftsbew^unganerkanntwerden. Gleichwohl stelltsichda
mit die Frage, in welchenFormen- dieseUnabhängigkeitder Einheits
gewerkschaft einmalunterstellt- die gewerkschafdiche Intervention in
den politischenRaum erfolgt. In den Parlamentensitzen Abgeordnete,
diezugleich Gewerkschaftsmitglieder sind(vgl. Gewerkschafter im 10.
Deutschen Bundestag, in: GeMo, 1983. 7, S. 449 ff.). Ihr politisches
Verhalten alsParlamentarierläßt jedoch nicht erkennen, daß siesichals
»Gewerkschaftsfraktion« begreifen. Im Gegenteil- in ihrer überwie
gendenMehrheit haben siestets noch den Primat der Partei- und Frak
tionsinteressen anerkannt und - z.B. bei den Entscheidungen über das
Mitbestimmungsgesetz (1976) oder über die Wirtschafts-und Beschäf
tigungspolitik- die gewerkschaftlichen Forderungen mit dem Hinweis
auf die realen politischen Kräfteverhältnisse bzw. die Koalitionsver
pflichtungen ignoriert. Faktisch hat also diese »Achse« Gewerkschaf
ten-Parlamente als Blockadegewerkschaftlicher Politik gewirkt.

Der frühereDGB-Vorsitzende H.O. Vetter hat schon 1972 grund
sätzliche Überlegungen zur politischen Gestaltungsfähigkeit der
DGB-Gewerkschaften entwickelt. Dabei stellte er die Frage, ob im
Verhälmis der Einheitsgewerkschaft zu den Parteien nicht »kritischer
Abstand« not tut. »Ganz deutlich zeigt sich dies, seitdemsichdie politi
schen Parteien zu Volksparteien gewandelt haben. Arbeiterparteien al
ten Stilsgibtesnicht mehr. Damit verstärktsichfür die Gewerkschaften
dieAufgabe, mehrnochalsbisheralsZusammenschluß der Arbeitneh
merschaft Ziele zu entwickeln und zu verfolgen. Nicht, daß die Ge
werkschaften Parteiersatz werden sollten. Wir müssen jedoch aus uns
selbstherauspolitischeKonzeptionenzur Befreiungund Gleichberech
tigungder Arbeimehmerschaft, politischeModellefür die Gesellschaft
von morgen entwickeln. Auf der Grundlage solcher Modelle müssen
wir in die Parteien hineinwirken - nicht umgekehrt« (nach: Lemins-
ky/Otto, 1974, S. 72). Nach den ersten Erfahrungen mit der Krise
1975/76 und der »Einheitsfrontder Reformgegner ausWirtschaft,Poli
tik und Justiz« hat Vetter daxm 1978 den »Ausbau der autonomen
Handlungsmöglichkeiten der Gewerkschaften« gefordert: »Wir müs
senuns sehr vielmehr aufunsereeigeneKraftverlassen. Wir müssendie
eigenen Handlungsmögiichkeiten suchen und auswerten. D.h.: ein
Schwergewicht liegtaufder ErweiterungderTarifpolitikund ihrer Ver
zahnung miteinergewerkschaftlichen Betriebs- und Untemehmenspo-
litik« (zit. n. Deppe, 1979, S. 31/32).

Im Lichte der politischen Entwicklung seit 1979 erscheinen diese
Überlegungen freilich nicht als eine Beschreibung dertatsächlichen ge-
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werkschaftspolitischen Praxis. Sowohl das »Hineinwirken« indie Par
teien als auch dieEntwicklung der »eigenen Kraft« haben sich nicht als
erfolgreiche Methoden der Politik erwiesen. Auch die gesellschaftspoli
tische Gestaltungsfähigkeit, diez.B.durch Tarifverträge (etwa aufdem
Gebiet der »Humanisierung derArbeit« oderauch durch Schutzklau
seln gegenüber den Wirkungen der »neuen Techniken«) ausgeübt wer
denkönnen, sindanGrenzen gestoßen - obwohl mitderAuseinander
setzung um die35-Stunden-Woche eine Phase derTarifpolitik eröffnet
wird, inderdiestrategische Gesamtkonstellation derKlassenbeziehun
gen und der Machtverhältnisse ins Zentrum rücken wird.

Die Frage nach dem autonomen Politikbedarf der Gewerkschaften
führt daher notwendig zur Analyse der Möglichkeiten, über die die
Gewerkschaften im vorstaadichen bzw. außerparlamentarischen Be
reich verfügen, umihreForderungen und Ziele imKembereich des po-
lidschen Machtsystems zur Geltung zu bringen. DieBedeutung außer
parlamentarischer Bewegungen impolitischen System derbürgerlichen
Gesellschaft ist zunächst auch eine Folge der formalenTrennung von
StaatundGesellschaft, zugleich aberauch Merkmal desKlassencharak
terspolitischer Herrschaft imKapitalismus. Nachdemklassisch-libera
len Modell von Herrschaft war die Ökonomie als ein »politikfreier«
Raumbestimmt, dermöglichst wenig durchStaatsintervention inseiner
freien Bewegung gehemmt werden sollte. Solange noch das Zensus-
Wahlrecht dieArbeiterbewegung daranhinderte,indieParlamente ein
zudringen, mußte sich jede soziale Bewegung der Volksmassen imau
ßerparlamentarischen Raum artikulieren, wobei derStaat alsaußeröko
nomische Repressionsgewalt - konkretmitPolizei, Militär undJustiz-
einschritt, um Ruhe und Ordnung zu sichern. Das Anwachsen der
MachtderArbeiterbewegung im20.Jahrhunderthatwichtige Verände
rungen in der Funktionsweise despolitischen Systems erzwungen. Die
beständige Intervention des Staates in den ökonomischen Reproduk
tionsprozeß sowiein dasSystem der sozialen Beziehungen ist zu einer
politischen Aufgabe geworden, die für die »Zähmung« des Klassenge
gensatzes unabdingbar ist. Es ist dahernicht länger möglich, die »so
ziale Frage« als eine »private Frage« zu behandeln. DieSozialstaats-Po-
litikmußfortan dafürSorge tragen, daßdensozialen Gegensätzen- und
damitauch denpolitischen Klassenkonflikten - ihreSpannung undpo
tentielle Spreng^aft genommen wird. Das kann aber nur erreicht wer
den, wenn erstensdas Wirtschaftswachstum die materielle Basis für ei
nenwachsenden Staatsanteil am gesellschafdichen Wertproduktzuläßt
und wennzweitensin der Arbeiterbewegung (vorallen in den Gewerk
schaften) dieintegrationistischen Kräfte dominieren, diebereit sind, für
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verbessene staatliche Sozialleistungen unddiepolitisch-iijstitutionelle
Anerkennung ihrerOrganisationen denPreisder Anerkennung der ka
pitalistischen Wirtschaftsverfassung und des bürgerlichen Staates zu
zahlen (zum »Integrationismus«, vgl.Deppe, 1979, S. 163 ff.). Dieser
Kompromiß - Integration desReformismus aufderEbenedesStaates -
»impliziert zum einen eine Entpolitisierung derautonomen Klassenak
tion; denn die Autonomie von Öasisbewegungen und deren Politisie
runggegen denStaatbzw.außerhalb desinstitutionalisierten undlegali
siertet! Rahmens derKlassenzusammenarbeit tendierteoipsodazu,die
senRahmen selbstin Fragezu stellen bzw. zu sprengen. Zumanderen
ergibtsichhieraus alsKonsequenz, daßdieBewertung dergesellschaft
lichenund politischen Situation als >revolutionär< energisch zurückge
wiesen werden muß« (Deppe, 1981, S. 79).

Integrationismus bedeutet mithin nichtallein eineBewußtseinsform
(sozialparmerschaftliches Denken), sondernstetsaucheinen instituio-
nalisierten Praziszusammenhang, der - auf die Gewerkschaften bezo
gen- sichin einem Netzwerkvon Kooperations- und Beteiligungsfor
menimSystem der staatlichen Verwaltung, aberauchder vor-staatlich
institutionalisierten Konfliktregulierung von Kapitalund Arbeit mate
rialisiert. Diehistorische Forschung überdenNiedergangderWeimarer
Republik und der Arbeiterbewegung bis 1933 hat in den vergangenen
Jahren den Tatbestand hervorgehoben, daß die Paralyse - namentlich
der ADGB-Gewerkschaften - mit dem Einsetzen der ökonomischen
undpolitischen Krise aucheineFolgeihrei^ »Staatsfixierung«, d.h. ihrer
Unf^igkeitwar, sich zueinem Zeitpunkt von derIllusion des über den
»Sozialstaat« vermittelten Klassenkompromisses zulösen,alsdieKräfte
der kapitalistischen Reaktion schon längst diesen Kompromiß aufge
kündigt hatten und die Offensive gegen den »Sozialstaat« und die De
mokratieangetreten hatten(vgl. Deppe/Roßmann,1981, bes.S. 15 ff.).
Aufdiese Weise wurdedieFähigkeit der Arbeiterbewegung, durchau
ßerparlamentarische Aktion und Bewegung (vom Lohnkampf bis hin
zur antifaschistischen Aktion) der Reaktion entgegenzutreten, systema
tisch blockiert.

Wir befinden uns heute nicht in einer Situation, die mit der der Jahre
1930 bis 1932 gleichgesetzt werden könnte. Gleichwohl kann auch in
der Gegenwart der »Politikbedarf« nur noch durch die bewußte Hin
wendung zu neuen Formen des außerparlamentarischen Widerstandes
auch der gewerkschaftlich organisiertenLohnabhängigen ausgeglichen
werden.DieMachtverteilung indenParlamentenentscheidetwohlüber
die strategischenGrundorientierungen der herrschenden Politik; aber
sieentscheidetnichtdarüber, wiegesellschaftlich relevanteBedürfnisse,
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Widersprüche und Probleme in Konflikte und allgemein akzeptierte
Gegenstände der Politik»übersetzt« werden.DashängtinhohemMaße
vondemDruckab,denaußerparlamentarische Bewegungen auszuüben
vermögen. Die Ökologie- und die Friedensbewegung haben es ver
mocht, in einer relativ kurzen Zeitspanne neuepolitische Themen,die
vom Block der herrschenden Parteien weitgehend ignoriert wurden
oderauch- wiebeim»Nachrüstungsbeschluß« - eindeutig beantwortet
schienen, zu zentralen politischen Konfliktfeldem werden zu lassen.
Die politische Macht, die außerparlamentarische Massenbewegungen
so auszuüben vermögen, besteht nicht nur in der Gegenöffentlicbkeit,
mitdersiedieAufmerksamkeit aufihreForderungen lenken; siewächst
zugleich mit der Furchtder herrschenden Parteien, auch nur geringe
Legitimationsverluste für die herrschenden »Grundwerte« oder auch
nur geringe Verschiebungen in den Wählerpotentialen köimten die
Struktur desParteiensystems und damitdie institutionell-ideologische
Basisder politischenMachtkonstellation in der BRD entscheidendver
ändern.

Die Gewerkschaften können »neue soziale Bewegungen« und deren
Aktionsformen nichteinfach kopieren. Siekönnenaberdurcheinvor
urteilsfreies StudiumdieserBewegung lernen, daß sicheinmal in zahl
reichen programmatischen Positionen dieser Bewegungen soziale Pro
bleme und Widersprüche kristallisieren, die auchvonerheblichen Tei
len der Lohnabhängigen als Widersprüche erfahren werden. Und sie
könnenleinen, daß durch außerparlamentarischen Druck solche Pro
bleme zuzentralen, alle politischen Kräfte bewegenden Fragen erhoben
werden. FürdieGewerkschaftspolitik wirddabei notwendig dieWirt-
schafts- und Sozialpolitik, die Fragenachder Qualität desWachstums
und nach der gesellschaftlichen Kontrolle der Produktivkraftentwick
lungimMittelpunkt stehen.Sobald aberAlternativen der Wirtschafts
politik und der Produktion, Forderungen zur Arbeitszeitverkürzung
undzurBeschäftigungssicherung, Überlegungen zurOrganisierung der
Arbeitslosen, Modelle einer alternativen Nutzung von Technologien
und Energien einfließen in eine systematische außerparlamentarische
Mobilisierung (bei der sich klassische Formen der Massendemonstra
tionen mit FormendesArbeitskampfes, aber auchmit vielenneuenAk
tionsformen, wie sie von den neuensozialen Bewegungen entwickelt
sind, verbinden können), wird auch die gesamtpolitische Diskussion
über diese Fragen einen neuen Inhalt und Stellenwert gewinnen.

84



2.3. Die »geistig-moralische Wende« und die Antwort der
Arbeiterbewegung.

Hervorragende Intelligenz gehört nicht unbedingt zu den Qualifika
tionsmerkmalen führender Politiker unserer Zeit. Stattdessen sind eher
Willensstärke, Lust an der Macht, charismatische Ausstrahlung (die

, sichheutevorallem überdieWirkungimFernsehen definiert) sowiedie
Fähigkeitzur Beherrschung vonpolitischen Machtapparaten gefragt. Es
gehört zur politischen Kultur eines jeden Landes und ihrer Tradition,
daß sich eine spezifische Struktur der Beziehung von Intellektualität,
Kultur und Politik formt, die weitgehend das Profil der »politischen
Klasse« und ihrerSpitzen-Repräsentanten prägt.In Italien z.B. machen
- von der kommunbtischen bis zur christdemokratischen Partei - viele

führende PolitikerdurchdieQualitätihrerwissenschaftlichen undpoli
tischen Arbeiten auf einen besonderen Typ der Synthese von geistiger
Arbeit und praktischerPolitik aufmerksam. Auch die politischeKultur
Frankreichs lebt von demAnspruch, daß diefranzösische Sprache, Li
teratur sowie die Kunst ihre Besonderheit, ja(gelegentlich —bishin zur
Linken- chauvinistisch übersteigert) ihre Einzigartigkeit ausmachen.
Der Begriff »Nation« istselbst inseinerbonapartistischen undgaullisti
schen»Besetzung« immerauchaufdie Idealeder französischen Revolu
tion sowie aufdieTradition der französischen Kultur bezogenworden.

In den USAund in Großbritannienhing^en verkörperndieKonserr
vativen Ronald Reagan und Margaret Thatchergleichsam denPrototyp
des Anti-Intellektualismus. Uberhaupt scheint es ein Unterschei
dungsmerkmal zwischen Parteien der konservativen Rechten und der
progressiven-radikaldemokratischen oder sozialistisch-revolutionären
Linkenzu sein, daß politischengagierte Intellektuelle eher bei der Lin
ken als bei der Rechten zu findensind. Das magdamit zusammenhän
gen, daß vor allem in den angelsächsischen Ländern die besten Nach
wuchskräfte der herrschenden Klassen nicht für's »politische Ge
schäft«, sondern für das wirkliche »Business« ausersehen waren. Daher
wurden die Berufspolitiker lange Zeit als notwendige, aber doch als
»subalterne Geschäftsträger« betrachtet. Darüberhinaus liegen jedoch
die Ursachen für die größereAnziehungskraft, die die »Linke« auf In
tellektuelle auszuüben vermag, im Selbstverständnis und der histori
schen Funktion derIntellektuellen selbst begründet; denn diese reprä
sentieren eben jenes Potential der Gesellschafts- und Ideologiekritik,
dasseit der Aufklärungdie Kritik an den herrschendenVerhältnissen in
Gesellschaft und Politik, an dergeistigen Unmündigkeit derVolksmas
sen, wie sie durch mangelnde Bijdung oder religiösen Wahn festge-

85



schrieben wurden,formuliert und immerwiederdiepraktische Verbin
dung mitdemokratischen und sozialen Bewegungen gesucht hat, die
sich die Aufhebung jener Verhältnisse unddamit diepolitische undso
ziale Emanzipation zum Ziel setzten. Die »konzeptiven Ideologen«
(Marx) des modernen Konservatismus dagegen - von Edmund Burke
bisJohannes Groß—sinddurchweg elitärundantidemokratisch. Die—
gelegentlich vorhandene —formale Schärfe ihrerIntellektualität schlägt
nur zu oft in einen irrationalen Dezisionismus um, der sich nicht nur ge
gen die Vernunft alsMaßstab der Erkenntnis und des Handelns, son
dernvor allem auch gegen die moderne »Massendemokratie« wendet.

Schließlich steht der Anti-Intellektualismus des Konservatismus auch
in einem engen Zusammenhang mit seinereigenen sozialen Basis. Da
sichdie »Grundwerte« der ProfitprodukdonundderGeschäftemache-
rei- schon seitdemEnde des19. Jahrhunderts - nuneinmal schlecht für
einemassenwirksame, politische Ideologieproduktion eignen, mußdie
konservative »Weltanschauung« immer wieder auf die Ideologie des
kleinbürgerlichen Mittelstandes (bzw. in denUSAden »Common Sen
se« der Farmerdesmittleren Westens) zurückgreifen. In diesem Milieu
dominieren Traditionsbewußtsein und Religion; hierverbindetsichdas
Selbstbewußtsein des Kleineigentümers, das sich auf Arbeit, Familie
undeinefestgefügte Weltordnung gründet,mitder Ablehnung alljener
»modernistischen« Werte, die der industriell geprägten, großstädti
schenLebenswelt undihrenWertmusterneigensind. Nur zu oftschlägt
dieAngst,diediese fremde »neue Welt« erzeugt- alsAngstvorderBe
drohungder materiellen Existenz, aberauch alsAngst vor der geistig
moralischen Entwurzelung-, umindenoffenen Haßgegen jene, diedie
»neue Welt«,ihrenAnspruch aufRationalität, Liberalität und Emanzi
pation, aberauch ihre Widersprüche verkörpern. Intellektuelle, Jour
nalisten, Politiker, aber auch die Arbeiterbewegung, der Marxismus,

' die anonymen Apparate der Macht und schließlich auch Ausländer,
Fremde, Juden usw. erscheinen als die »Mächte des Bösen«, die zu
sammenwirken, um diegute »alte Welt« und ihrefestgefügte Wertord
nung aus den Angeln zu heben.

Emst Blochhat schon 1935den deutschenFaschismus mit den politi
schen Wirkungen der »Ungleichzeitigkeit« inVerbindung gebracht, die
den krisenhaften kapitalistischen Vergesellschaftungsprozeß durch die
Aktivierung von»vorkapitalistischem Material« abstützt.»DieVergan
genheit wirdvomKleinbürgertum heutefreilich geschönt, essetztsein
Unerfülltes gerade mitdem relativ Besseren derVergangenheit gemischt
dem Jetzt entgegen. . . . Die anachronistische Verwilderung der Erin
nerung wird erstdurch die Krise freigesetzt undantwortetaufderen ob-
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jektiv revolutionären Widerspruch mit einem subjektiv wieobjektiv re
aktionären, nämlicb eben ungleicbzeitig. Nur wird der ungleicbzeitige
Widerspruch, ist er auchdurch wachsende Verelendung, Zersetzung,
Entmenschlichung im Schoß des Spätkapitals, durch das Unerth^bare
seinerobjektiv gleichzeitigen Widersprüche freigesetzt, dem Kapital,
alsungleichzeitiger, vorerst nicht gefährlich. Im Gegenteil, das Kapital
gebrauchtdas ungleichzeitig Konträre wo nicht Disparate zur Ablen
kung von seinen streng gegenwärtigen Widersprüchen; es gebraucht
denAntagonismus einernochlebendigenVergangenheit alsTrennungs
und Kampfmittel gegen die in den kapitalistischen Anugonismen sich
dialektisch gebährendeZukunft« (zit. N. Lenk, Ideologie, S. 131).

Der Kanzler der neuen konservativen Bundesregierung, Helmut
Kohl, bezieht sich in seiner ersten Regierungserklärung (13. 10. 1982)
ausdrücklich aufEmst Bloch: Unter der FührungvonCDU/CSU und
von Konrad Adenauer hätten die Deutschen nach 1945 wieder »die
Würdedes aufrechten Ganges« gelernt (S. 8). Es wärenatürlich über
flüssig, dieFrage zu verfolgen, ob Kohlsichemsthaftin jeneTradition
des aufrechten demokratischen sozialistischen Ganges stellen will, die
das Werk von Bloch auszeichnet. Der CDU-Kanzler wird nicht müde,
sich als den Nachfahren Konrad Adenauers darzustellen; und damit
stellt er sich bewußt in eine Traditionslinie konservativer deutscher Po
litik, in der sich intellektuelle Schlichtheit mit einem durch und durch
kleinbürgerlichen - durch die katholische Soziallehre überformten -
Weltbild paart, aber zugleich durch einen ausgeprägten Willen zur
Macht,durch einegehörige Skrupellosigkeit im Umgangmit der eige
nen Partei, aber vor allem mit dem politischen Gegner, ergänztwird.
Wenn Helmut Kohl vor dem Parteit;^ der CDU (25./26. 5. 1983) er
kennt: »Es sind nicht nur Taten, es sind auch Gebete, die Geschichte
bewegen«, (S. 28) so nimmt er - mit der gebotenenWürde - seinenfe
sten Platz in dieser Traditionslinie ein.

Auch bürgerlicheJoumalisten attestieren dem neuen Bundeskanzler,
daß er im Unterschied zu seinem Vorgänger nicht ak Experte auf dem
Gebiet der Nationalökonomie und der Weltwirtschaftspolitik zu glän
zenversuchtund daß ihmauchdie Neigungen eines Franz-JosefStrauß
fremdsind, der aufseinProfil alsHistoriker besonderenWert legt. Das
ImagedesHelmut Kohlscheinteher umjeneBegriffe konstruiert, dieer
in semen Reden unendlich variiert, vermittels derer er die Menschen
»draußen im Lande« anruft und die im Zentrumseines Programms der
»Erneuerungder geistig-moralischen Grundlagender Politik«(ebd., S.
18)stehen. In seinerKritik an linken »Systemveränderem« kommt er so
recht in Fahn und schüttet vor den Paneifreunden sein Herz aus:
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»Liebe Freunde, ist es nicht merkwürdig: Ausgerechnet jene, die die
Kälte der modernentechnischen Zivilisation besonders heftiganpran
gern, sind zugleich die schärfsten Kritikerder althergebrachten Wert
ordnung? Mit Begriffen wie Treue und Heimat, Pflichterfüllung und
Vaterland, menschlicher Wärme und Familie treiben sie ihren Spott.
Die neue Gesellschaft, der neue Mensch, die die Linken in der SPD einst
schaffenwollten, sindUtopie geblieben. Aber ihr Umpflügenoder, wie
andere sagen, ihr Tiefpflügen in unserer Gesellschaft hat doch diese
Orientierungskrise mitausgelöst, diezu einertiefengeistig-moralischen
Verunsicherung vielerMenschen geführt hat« (S. 17). Das Programm
der Wendelautet also: »In den geistig-moralischen Grundfragen unse
rer Zeitwiederfesten Bodenzu gewinnen« (S.18).Mitdemkonservati
ven Vor-Denker Hermann Lübbe teilt KohldieAuffassung, »daßesge
rade in einer Zeit raschen wirtschaftlichen und technologischen Wan
dels mehr denn jedaraufankommt, gemeinsame Werte, Tugenden und
Traditionenzu bewahren«, (ebd.) »Diefür diePolitikgeforderte Wert
neutralität versandet in der Wirklichkeit des Materiellen« (ebd.) - mit
dieser tiefschürfenden Erkennmis gibt der Kanzler seinem Emeue-
rungs-Programm den letzten Schliff.

Das hohle Pathos solcher Phrasen, die dem »Volk. . . . neue Hoff
nung, neue Zuversicht, neues Selbstvertrauen« (13. 10. 1982, S. 26)
vermitteln, aber auch die »Tugenden der Klugheit, des Mutes und des
Maßes« (ebd., S. 7) zur Geltung bringen sollen, hat nicht nur Walter
Jens betroffen gemacht. Gleichwohl verlangt die Auseinandersetzung
mit der »Wende« eine eingehende Analysedieses Programms der gei
stig-moralischen Erneuerung;denn erstenskann der »ideologische Dis
kurs« des Konservatismus nicht von seinerpolitischenWirkung auf das
Massenbewußtsein abgelöst werden und zweitens bleibtzu fragen, wel
chen Stellenwert dieses Programm im Gesamtkonzept der neuen
Rechtsregierung einnimmt, welches Potential einerRadikalisierung der
konservativen Politiksichin ihmbereitsandeutet(vgl. dazu den ausge
zeichneten Aufsatz von K. Naumann, in: Blätter, 1983.6).

»Erneuerung« bedeutet für die neue Rechtsregierung: »Weg von
mehr Staat, hin zu mehr Markt; weg von kollektiven Lasten, hin zur
persönlichenLeistung;weg von verkrusteten Strukturen, hin zu mehr
Beweglichkeit, Eigeninitiative und verstärkter WettbewerbsMiigkeit«
(Kohl, 13. 10. 1982, S. 11).Die Verwirklichung dieses Programmsver
langt von den Bürgern »Opfer« und die »Bereitschaft zur Solidarität«
(ebd.). Dazugehören Lohnverzicht und dieBereitschaft, dieReduzie
rung sozialstaadicher Leistungen hinzunehmen. Als »Gegenleistung«
verspricht der Konservatismus mehr »Freiheit«, mehr »Menschlich-
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keit« und »Wärme« und schließlich auch mehr »Sicherheit«. Der Staat
soll »aufseine ursprünglichen Aufgaben« zurückgeführtwerden (ebd.
S. 20); denn die Festigung der Freundschaft mit den USA und der
NATO solldieäußereSicherheit und zugleich Handlungsspielräume in
der Ost- und Deutschlandpolitikgewährleisten. Der Staat- so formu-
lien Kohl in der Gedankenwelt des Spätmittelalters oder auch der
»Zwei-Reiche-Lehre« von Martin Luther - muß stark sein, um die
»Macht desBösen« zu bezwingen; denn: »Solange dieMacht desBösen
in und um uns nicht überwunden ist, verlangt eine verantwordiche
Friedenspolitik auchnachentsprechenden Sicherungen fürFrieden und
Freiheit nach innen und außen« (25./26. 5. 1983, S. 20).

Welchen Stellenwerthatdie»geistig-moralischeErneuerung« fürdie
ses Programm?Siesoll nicht nur aus der »Orientierungskrise« heraus
führen, sondern zugleich dieMenschen für jeneOpferbereitschaft koh-
ditionieren, die ihnenjetzt aufwirtschafts- und sozialpolitischem Ge
biet abverlangt wird. Die Menschen sollen begreifen, daßder Sinndes
Lebens in Gesellschaft undStaat nichtin derbes^digen Verbesserung
des materiellen Wohlstandes und in der Erwartung staadicher Wohl
fahrtssicherung liegen kann, sondern sich inpersönlicher Leistung, in
der Unterwerfung unter marktwirtschafdiche Normen, insgesamt in
einer neu gewonnenen »Freiheit« von der Bevormundung durch den
»anonymen, bürokratischen Wohlfahrtsstaat« (13. 10. 1982, S. 22),
durch den »Machbarkeitswahn von Sozialingenieuren« (25./26. 5.
1983), erfüllen. Angst, Einsamkeit, der Mangel anGeborgenheit und
Mitmenschlichkeit (13. 10. 1982, S. 21) werden durch den »Wärme
strom« einer neuen Menschlichkeit überwunden.

Dabei steht die Wiederaufwertung der Familiean erster Stelle: »Das
Fundament für eine Gesellschaft der Mitmenschlichkeit ist die Familie. -
Hier lernen die Menschen Verhaltensweisen, die unsere Gesellschaft
prägen: Liebe undVertrauen, Toleranz undRücksichtnahme, Opferbe
reitschaft und Mitverantwortung« (4. 5. 83,S. 12). Natürlich wird in
diesem Zusammenhang auch die »großaruge Leistung« derKirchen ge
würdigt, denn der religiöse Glaube - christliche Ethik und Nächsten
liebe- haben einen bedeutenden Anteil anderFestigung dieses gemein
samen»Wertebewußtseins« (ebd., S. 19).Bleibt nochdie »patriotische
Pflicht« (25./26. 5.1983, S.28), indersichdieHingabe andas»Ganze«
mit der Aufgabe allerDeutschen verbindet, »dieNation zu bewahren«
und »die deutsche Geschichte (mitihrerGrößeund ihremElend) in ih
ren europäischen Bezügen und Bedingungen« wieder zur »geistigen
Heimat« derjungen Generation werden zulassen (4. 5.1983, S.32,vgl.
dazu auch K. Schönwalder, Blätter, 1983. 8).
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Die ideologische Struktur der»Ungleichzeitigkeit« (Bloch) trägt also
auch dieses Programm der»gebtig-moralischen Wende«. Eszielt iner
ster Linie darauf ab —wie der konservative Historiker Michael Stürmer
formulierte die»Fähigkeit zu entwickeln, materielle Verzichte gelas
senzu tragen« (nach: Naumann, 1983, S. 855). Materielle Opfersollen
durch einen Zugewinn von nichtmaieriellen Werthaltungen undGrati
fikationen ausgeglichen, ja belohnt werden. Da aber diese Opferzu
nächst von den Vielen, von der Masse der Lohnabhängigen, Rentner
unddervonstaatlichen Sozialleistungen Abhängigen verlangt werden,
gewinnen solche Appelle eine spezifische, klassenpolitische Dimension.
Die Freiheit des marktkonformen Verhaltens leitet sich von der Freiheit
der Kapitalverwertung und Profitproduktion'ab - und diese Freiheit
folgt der objektiven Logik der Gesetze der Kapitalakkumulation, die
schon Ende der60er Jahre inersten Analysen zurEntwicklung derEin
kommens- und Vermögensverteilung die Erkennmis erzwang: Wer hat,
dem wird gegeben! Die Funktion der »geistig-moralischen Erneue
rung« best^t daher zunächst einmal darin, die sozialen Spannungen,
die potentiellen Klassenkonflikte, die die Verwirklichung des wirt-
schafts- und sozialpolitischen Programms der neuen Regierung auslö-
sen könnte, ideologisch zu neutralisieren.

DasBekenntnis zur »Erneuerung« des Kapitalismus reichtabernicht
aus, um diese Neutralisierung zu erreichen. Überzeugte Konservative
könnensichwohlandenThesendesAmerikaners GeorgeGilder(1983)
erfreuen, diedieZeitschrift »Capital« als »Pflichdektüre« empfiehlt. Da
heißt es: »Wir müssen uns damit abfinden, daß wir trotz des Überflus-

•ses, den uns die kapitalisdsche Wirtschaft beschert, immer ineiner Welt
vollerarmerMenschen lebenwerden« (S. 86/87). Die LösungdesPro
blems dersozialen Ungleichheit erscheint Gilder als einfach: »Der ein
zige zuverlässige Weg (aus derArmut) führt immer über Arbeit, Familie
und Glauben. Wer der Armut entkommen will, muß nicht nur arbeiten,
ermuß mehr arbeiten als diejenigen, die überihm aufdersozialen Leiter
stehen. Bisher hatdas jede Generation derunteren Schicht eingesehen.
AberdieArmen vonheute. . . . weigern sich, hartzu arbeiten« (S.88).
Wennauchbei Gilder diekonservative Dreifaltigkeit von »Arbeit, Fa
milie und Glauben« mit der Werthaltung des Bundeskanzlers harmo
niert, so stößtsein unverhohlener Zynismus doch in solchen Ländern
aufSchranken, in denen dieStrategie der herrschenden Klasse einSy
stem von Klassenbeziehungen zu berücksichtigen hat, in dem Macht
und Einfluß der sozialistischen und kommunistischen Arbeiterbewe
gung sowie der Gewerkschaften noch längst nicht so weit zurückge
drängt bzw. ausgeschaltet sind wie inden USA. Hier muß der Appell an
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die Opferbereitschaft mit demRekurs auf die katholische Soziallehre,
mit dem Angebot des »Dialogs« an »verantwortungsbewußte« Ge
werkschaften,mitdemAngebot, aufdem Gebietder Vermögenspolitik
aktiv zu werden, mit dem Versprechen, das »soziale Netz« in seiner
Substanz zu sichern und lediglichseinen Mißbrauch zu beenden, ver
bunden werden.

Dennochzeichnet sichdie »geistig-moralische Wende« dadurch aus,
daß hier der konservative Staat direkt an die Bürger- als Individuen-
appelliert. Ganz in der Tradition der autoritär-konservativen Staats
ideologie erscheinen die Interessenverbände - und hier vor allem die
Gewerkschaften - als Organisationen, die den Staat handlungsunfähig
machenoder - wieCarl Schmittformulierenwürde - »entpolitisieren«,
und dabei schreibensie zugleichden Zustand der »Unmündigkeit« der
Bürgerfest. KlausNaumann hat dieseFunktion des neuen »herrschaft
lichen Diskurses« prägnant beschrieben: » >Politische Führung< des
Staates besteht darin, die als Inhalt des >Gemeinwohls<erklärten Interes
sen der >freien Marktwirtschaft< und des >westlichen Bündnisses< konse
quentdurchzusetzen, unddie>geistige Führung< desStaates sorgtdafür,
daß diesin der Bevölkerung konsensfähig bleibtbzw. wird. Angestrebt
wird ein »autoritärer Populismus< (Hall), nach dessen Idealvorstellun
gensichder populistischeAppell»von oben< andie»gesunden, leistungs
fähigen Kräfte< und »echten Werte< und die »eigenen« Bedürfnisse und
Vorstellungen der »mündigen Bürger« unten nahtlos decken- nicht zu
letzt deshalb, weil Konflikte autoritär unterdrückt undklein gehalten
werden können« (S. 866).

Dieser »herrschaftliche Diskurs« ist zunächst darin ideologisch, daß
er die Funktion der Rechtfertigung und Verschleierungherrschaftlicher
Interessenhat. »Ideologische Urteile wollensozialeGegebenheiten ab
sichern, legitimieren, aufwenen. Siesind von konservierenderNatur«
(W. Hofmann, 1968, S. 54). Die »geistig-moralische Wende« soll in
diesemSinnedie Freiheit der kapitalistischen Marktwirtschaftund die
Ordnungs- und GewaltfunktiondesbürgerlichenStaatesabsichern.Sie
sollaber-durch denAppellandenIrrationalbmus der althergebrachten
Werte, des Familienglücksund des Glaubens - nicht nur diese klassen
politische Intention verschleiern, sondern zugleich den Widerspruch
verhüllen, daß durch die Förderung der Kapitalakkumulation und
neuenTechniken (Kohl: »Wir wollenden Weg freigeben für die An
wendung modemerTechniken unddie Entwicklung neuer Technologi
en, vor allem im Kommunikationswesen«, 13. 10. 1982S. 9/10) eben
jene Modemisierungs- und Vergesellschaftungsprozesse vorangetrie
ben werden, die die sozialökonomischen Widersprüche vertiefen und
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ebenjene»althergebrachten Werte« weiterauflösen, andiederKanzler
appelliert. UndschließlichbeziehtsichderIrrationalismus desideolo^-
schen Programms der »Wende« auchaufreale gesellschaftliche Erfah
rungen selbst; denn er übersetzt die Angst, Verunsicherung und Ent
fremdung; dienichtnur dieKrisenerfahrung, sondern auchdiekonkre
ten Formen der »Verdinglichung« der gesellschafdichen und zwi
schenmenschlichen Beziehungen imheutigen Kapitalismus hervorbrin
gen, ineinProgramm derLebensbewältigung, dasinderUnterwerfung
unter dieneue Führung, in der aggressiven Abwehrgegen die »Mächte
des Bösen« und die Schuldigen an der Kriseund schließlich in der Hin
wendung zu neuen, nicht-materiellen Werten eine neueStabilität ge
winnen soll.

Hier nun wird die politische Herausforderung dieses Programms der
»geistig-moralischen Erneuerung« für dieArbeiter- undGewerkschafts
bewegung offensichdich. Esgehtnichtnur umRechtferdgung und Legi-
dmadon von Herrschaftsinteressen, die mit dem Instrument der Ideolo
giekritik endarvtwerdenkönnen. Vielmehr handelt essichum den Ver
such, ideologische Sinnvermitdung »von oben« mit vorherrschenden
Deutungsmustern derbedrohlich gewordenen gesellschafdichen Realität
imAlltag zu verkenen - unddabei politische Einstellungen undVerhal
tensweisen zu fördern, die den einzelnen Bürger monvieren, nicht nur
materiellen Verzicht zu leisten, sondernzugleich eineneueBeziehung zu
Staatund Gesellschaft einzugehen. Idealbild desNeo-Konservansmus ist
nicht derBürger, derdieWende undihre Opferpassiv erduldet, sondern
derakdvdasProgramm der»Erneuerung« tiägtundunterstützt undeben
darin seineBedürhiisse nach Orientierung, Stabilität und Anerkennung
»von oben« zu befriedigen weiß.Daßdieser Typ der ideologischen Akti
vierunggegen die Politik und Wertorientierung der Arbeiterbewegung
gerichtet bt, vermag leicht eingesehen zuwerden; denn hierwerden nicht
Solidarität und kollektives Handeln derer angesprochen, dieWiderstand
gegen ihre gesellschafdiche Abhängigkeit und die zugrunde liegenden
Herrschaftsverhältnisse leisten, sondernindividuelle Anpassung und Un
terwerfung, die Bereitschaft, rationale Kritik dieser Verhältnisse und die
Perspektive ihrer Veränderbarkeit durch den Glauben an die »altherge
brachten Werte« zu ersetzen.

Die Bedeutungdesideologischen Klassenkampfes ist in der Arbeiter
bewegung- als Kampf um die Bewußtseinsentwicklung der Arbeiter
klasse- früh erkannt worden. Friedrich Engelshatte 1874die »Stärke
und Unbesiegbarkeit der deutschen Bewegung« darin erkennenwollen,
daß sieden »Kampfnachseinendrei Seitenhin- nachder theoretischen,
derpolitischen undderpraktisch-ökonomischen (Widersundgegen die
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Kapitalisten) - imEinklang und Zusammenhang und planmäßig« fuhrt
(MEW, 7, Si 541), Dpnoch hatdie Arbeiterbewegung die Erfahnmg
machen müssen, daß dietheoretische Klarheit (z.B. inderAnalyse der
ökonomischen Krisenprozesse und der Klassenverhältnisse) längst
nichtausreicht, umdiesenKampferfolgreich zu bestehen. Vor allem in
der Weltwirtschaftskrise nach1929und in der Auseinandersetzung mit
dem Faschismus wurde die Arbeiterbewegung mit dem Sachverhalt
konfrontiert, daßinder»Massenpsychologie desFaschismus« ideologi
scheFormenpolitisch bedeutsam wurden, diesichder rationalistischen
Kritikvon Intellektuellen ebensoentzogenwieden programmatischen
Alternativen undPerspektiven derArbeiterbewegung. Diefaschistische
Ideologie,dieganzeInszenierungder Politik-Ritualeder Nazis zielteja
daraufab, den Menschen angesichts ihrer Erniedrigungin der Welt der
kapitalistischen Kriseund angesichts des Autoritätszerfalls des politi
schen Systems eineOrientierung zu geben, die sieausdieser Erniedri
gungherausheben sollte, ihnendas Gefühlvermittelte, nicht alsAnge
hörigereinerKlasse odereinerPanei, sondern alsDeutschereinerüber
legenen Rasse anzugehören, an einer Bewegung teilzuhaben, die die
Ehre und Größe Deutschlands wiederherstellt.

Es war also geradeder Appell an nicht-materieUe und irrationalisti
scheWerte, derdieErfolge der Faschisten begleitete. Umsogrößerdie
Angst vor den Folgen der Krise, umso größer die Desorientierungim
Begriffderwirklichen gesellschaftlichen HintergründederKrise- umso
größer waroffenkundig dieBereitschaft, imblinden Gehorsam gegen
über dem Führer und einer neuen gesellschaftlichen Elite, in der Aner
kennung desganzen mysmchen Irrationalismus derNS-Ideologie eine,
neueIdentität zu finden, in der sich die Lust an der Unterwerfung mit
der offenen Aggressivität gegen Juden, Marxisten, Intellektuelle, »Sy
stempolitiker« usw. paarte.® Die psychologischen Mechanismen, die in
dieser Massenbasis desFaschismus zur Geltung kamen, sindseitFreuds
»Massenpsychologie und Ich-Analyse«, vor allem aber seit W. Reichs
»Massenpsychologie des Faschismus« vielfach analysiert worden.
Wenn auch dieReduktion derFaschismus-Problematik aufdiePsycho
analyse oder auf die Ideologietheorie nicht akzeptiert werden kann
(denn die psychischen Prozesse sind niemals als individuelle, sondern
immer nur als Momente und Formen objektiver Vergesellschaftungs
prozesseundihrerWidersprüche angemessen zu begreifen), sohatdiese
Problematik doch der »politischen Psychologie« dieAufgabe gestellt,
das Potential einer irrationalistischen Ubersetzung derKrisenerfahrung
in Bewußtseinsformen zu analysieren, diegleichsam offen sindfür den
autoritär-populistischen Appell von oben, die wie in der Religion so

93



auchin der irrationaiistischen Blut-und Boden-Mystik, imChauvinis
musund Führerkult, in der »Abfuhr« von Aggressivität und Angstge
genFremde undMinderheiten, Entschädigung fürdierealen Erfahrun
gen der Unterdrückung, Abhängigkeit und Unsicherheit suchen und
angeboten bekommen.

Wir erleben gegenwärtig eine Renaissance solcher Mechanismen.
Alte und junge Neo-Nazis, die ihre neuen Anhänger mdst aus den
durch die Krise besonders betroffenen Gruppen der arbeitslosen Ju
gendlichen rekrutieren, suchen nichtnur in der Symbolwelt der neuen
rechtsradikalen »Subkultur« und im Führer- und Kameradschaftsmy
thos solche Entschädigungen. Sielenken auchunverhüllt ihrenHaß in
derForm der Gewaltkriminalität auf Ausländer und »Linke«. Vor allem
die Ausländerfeindlichkeit, die auch unter den Lohnabhängigen ver
breitet ist, erscheint ihren »Führern« als ein Hebel, um aus der politi
schen Isolation auszubrechen. Man wird der neuen konservativen Re
gierung nicht vorhalten können, daß sie sich mitihrem Programm der
»geistig-moralischen Erneuerung« unmittelbar den primitivsten Va
rianten des Neo-Faschismus öffnet. Auch die Ideenwelt der »Rechtsau
ßen« der neuen Regierung an der Spitze des Innenministeriums (Zim
mermann und Spranger) wird über' die Berufung auf ihre christliche
Verantwortung stets den Unterschietj zur rechtsradikalen Szene her
auskehren. Dennoch werden gerade hier immer wieder Brücken ge
schlagen zwischen dem autoritär-populistischen Diskurs »von oben«
und der rechtsradikalen Ideologie und Aktivität. In dem Maße, wieei
nerseits Kommunisten und Friedensbewegung alspermanente Bedro
hungder inneren Sicherheit ausgegeben werden, dieRückführung von
Ausländern gefordert wird (bis hin zur lebensbedrohenden Ausliefe
rung von politischen Flüchdingen andie Militärdiktatur inderTürkei,
wo diese mitErmordung, Folter und KZ zu rechnen haben), Nachfol-
georganisanonen der SS »reingewaschen« werden undschließlich auch
die Freiheit der Kunst diskriminiert wird, im gleichen Maße wird die
rechtsradikale Szene ermuntert, nur noch offensiver aufzutreten.
•Es ist nochzu früh, denErfolgdesProgramms der »geistig-morali

schen Wende« zur Diskussion zu stellen. Die Wahrheit der neuen kon
servativen Regierung wird erstdann offenbar werden, wenn diePeriode
der »Flitterwochen« und der »Sonntagsreden« vorbei ist, wenn die
praktische Politik Antworten geben muß aufFragen nach nichteinzulö
senden Wechseln (Beispiel: »Lehrstellenlüge«), wenn sichdieVolksbe
wegung gegen dieRaketenstationiening aktiver indiepolitischen Aus
einandersetzungen einschaltet, wenn erste Positionen des aktiven Wi
derstandes von Seiten der Gewerkschaften eingenommen werden.
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Schon früh sindallerdings dieStationen einerweiteren Rechtsverschie
bung,alsoderzweiten Etappeder »Wende« markiertworden. Aufdem
Felde der Wirtschafts- undSozialpolitik hat E. Albrecht (CDU) mit
seinen 10Thesen zum Problem der Arbeitslosigkeit für eine Weichen
stellungplädiert, die u.a. die Verpflichtung, Sozialpläne (bei Betriebs
stillegungen) aufzustellen, die Kündigungs-und Jugendschutzbestim
mungen, die Mitbestimmung zur Disposition stellt und zugleich für
eine grundlegende Neuorientierung beiderFinanzierung des»sozialen
Netzes«, für eine drastische Senkung der Unternehmensbesteuerung
und für einereale Senkung der Arbeitskosten plädiert(vgl. Frankfurter
Rundschau,27. 8.1983). Auchder Vorschlag des CDU-Abgeordneten
George, die Reallöhne der Arbeitnehmerum mindestens zehn Prozent
zu senken, liegt auf dieser Linie. Auf dem Felde der »inneren Sicher
heit« schließlich hat die bereits verabschiedete Verschärfung des De-
mons^ationsstrafrechtes sowie die Vorbereitung auf den »heißen
Herbst«bereitspunktuellerkennenlassen, wiedieAutoritätdesStaates
im Blick auf kommende soziale und politische Ausemandersetzungen
erhöht werden soll. Hier zeichnen sich die Grundlinien einer Politik ab,
derenErfolgin zugespitzten Krisensituationen in hohem Maßedavon
abhängen wird, ob die populistische Anrufungdes »Volksganzen« im
Sinne der »geistig-moralischen Erneuerung« zugleich alsSchutzschild
für den Ausbaudes autoritärenStaatesund die Sicherungdesmonopol
kapitalistischen Wirtschaftssystems fungieren kann.

Dieseknappen Bemerkungen zum Inhalt und zur Funktion des Pro
grammsder »geistig-moralischen Erneuerung« sollen zunächst einmal
unsere Auhnerksamkeit auf den Sachverhalt lenken, daß die Kritik nicht
bei dem Nachweis seiner Rechtfertigungs- und Verschleierungsfunk
tion oder gar beimdistanzierten Amüsement über die geistigen»Nebel
bomben« des neuen Bundeskanzlers verharren kann. Das Programm
der »geistig-moralischen Erneuerung« muß vielmehr in doppelter
Weiseernst genommenund politisch beantwortet werden. Zum einen
bildetesebenjenen Bestandteil desautoritär-populistischen Diskurses,
der darauf abzielt, der Angst, den Ohnmachtsgefühlen, der Entfrem
dung vieler Menschen eine konservative »Erlösung« anzubieten und
diesedurch neue Formen der Unterwerfung unter den Staat, timer das
»Ganze«, unter die »althergebrachtenWerte« zu festigen, um auf diese
Weise »Opfei;bereitschaft« und ein neues Selbstwertgefühl im Kampf
gegendie »Mächtedes Bösen« zusammenzuschweißen. Das Progranun
appelliert geradedarin an den »autoritären Charakter«, der in der neue
ren deutschen Geschichte immer wieder Adressat und Material konser
vativer und reaktionärer Politik gewesen ist.
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Indem aberdieses Programm zumanderen anrealvorhandene^gste
anknüpft, wirdseine Ideologie, ihreVerviel^tigung durch dieideolo
gischen Staatsapparate selbst zu einem politisch manifesten Faktor;
denn sie organisiert Erfahrungen, Deutungsmuster, Fragmente von
Weltanschauungen und Formen des falschen Bewußtseins in Richtung
nicht nur auf politischeEinstellungen und Werthaltungen(konservati
ves Alltagsbewußtsein}, sondernaufsoziales undpolitisches Verhalten,
dasdie»Wende« selbstaktivträgt. Esistgerade dieseFunktionder kon
servativen Ideologie, die dieFrageund schließlich die Forderung nach
einemgeistig-moralischen Gegenentwurf der demokratischen und Ar
beiterbewegung aufwirft. DieseAntwort ist schon deshalb - auf einer
ersten Stufeder Reaktion- notwendig, weildie neo-konservativePro
pagandanicht müde wird zu behaupten, die Linke habe geschichtlich
die Substanz ihres geistig-moralischen Anspruchs resdos verbraucht:
die sozialistisch-revolutionäre Utopie sei in der Unmenschlichkeitdes
Kommunismus erstarrt; diesozialliberale Verheißung»mehrDemokra
tie wagen!« sei in Technokratie, staadicher Bevormundung und »im
Materiellen versandet« —und schließlich finde der Sozialismus über

haupt nur noch bei der frustrierten, aber letztlich kalten Radonalität
von Intellektuellen Resonanz.

Viele Gewerkschafter habenschon inder jüngsten Zeiterfahren, daß
die ideologischen Vergesellschaftungsprozesse, die mit der »Wende«
einhergehen, unmittelbardieRahmenbedingungen ihrereigenen Politik
strukturieren. Je mehr sich gewerkschaftliche Interessenveruetung in

.pardkidare Ziele aufspaltet, je mehr sie sich auf den klassischen »Tra-
de-Unionismus« reduzieren läßt, umsomehr wird sie mit Schranken ih
rer Machtkonfrondert, dieeinerseitsin der gesellschafdichen Machtdes
Kapitalsund desStaates,andererseitsaber in den ideologischen Macht
verhältnissen, die in die Gewerkschaftsbewegung selbst- über das Be
wußtsein von Mitgliedernund Funkdonären —eingreifen, ihre Wurzel
haben. Jede gewerkschaftliche Mobilisierungfür wirtschaftspolitische
und betriebliche Maßnahmen der Arbeitsplatzsicherung - bishin zum
Kampf umdie35-Stunde-Woche- wirdz.B. unterhalb derSchwelle der
notwendig zu entwickelnden Kampffähigkeit bleiben, solange ein be
trächtlicher Teil der Mitgliederund vor allem der nicht organisierten
Lohnabhängigen davonüberzeugtbleibt,daßder hoheAusländeranteil
andenBeschäftigten diewirkliche Ursache fürdieWirtschaftskrise und
die Massenarbeitslosigkeit sei. Aber schon bei den »normalen Lohn
runden« sinddieWirktmgen zu spüren, diederAppellandie»Opferbe
reitschaft« sowie an die »Solidarität mit den Arbeitslosen« zeitigt. Das
»schlechte Gewissen« marschiert auch dort mit, wo von den Gewerk-
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Schäften eine intensive Aufklärungsarbeit überdenideologischen Ge
baltdieser Appelle geleistet worden ist. Viele Lobnabbängige —voral
lem imöffendicben Dienst- glauben insgeheim dochdaran, daßLobn-
verzicbtArbeitsplätze sichert, daß man in Krisenzeiten den Gürtel en
gerschnallen muß, daß Bescheidenheit gegenüber den Unternehmern
eineangemessene Form der Solidarität mit den noch Schwächeren sei.
Solche Einstellungen werden natürlich immerwiedervonneuem durch
jenesVerantwortungsbewußtsein für das »Gemeinwohl«, dasTeileder
gewerkschaftlichen Führungsgruppen zumal in Tarifrunden demon
strieren, intensiviert. Abersieerhellen doch einewesentliche Aufgabe
gewerkschaftlicher Politik(diebewußtenFunktionärenselbstverständ
lich ist): Daßnämlich imZuge derEntwicklungundderVertretungvon
Einzelforderungen stets auch der Gesamtzusammenhang der Gesell
schafts- und Krisenanalyse, mehr noch; der Gesamtzusammenhang
gewerkschaftlicher Altematiworstellungen einbezogen werden muß,
und daßnur aufdiese Weise die notwendige Einsicht in dieökonomi
sche, aber auch diemoralische Legitimation der Forderungen erzeugt
und gefestigt werden kann.

Die Überlegungen zu einem geistig-moralischen Gegenentwurf zur
Politikund Ideologie der konservativen »Wende« könnensichjedoch
nicht auf diese - eher selbstverständlichen - Vermitdungen von Ge
werkschaftspolitik und Gesellschaftskritik, von Tageszielen und län-
gerfristigen Forderungen, beschränken. Nochwichtiger ist es,mitder
Kritik des konservativen Wertesystems eben auch jene geistigen und
moralischen Werte der Arbeiterbewegung zu verdeutlichen, die ihrer
seits die zahlreichen Einzelforderungen verbinden und über die sich
überhaupt erst der Zusammenhang zwischen der Perspektive des
Kampfes für eine bessere Welt undder Einsatz- und Opferbereitschaft
derer, diediese Bewegung akdv gestalten und tragen, herstellt. Diese
Rekonstruktion ist nichteinfach, denn sie verlangt dieFähigkeit, die
Geschichte neuanzueignen und die Gegenwart vomStandpunkt einer
Gesamtbetrachtung deshistorischen Charakters derbürgerlich-kapita
listischen Gesellschaft zu analysieren - und sie verlangt die Fähigkeit,
Widersprüche - auch in der Geschichte der Arbeiterbewegung - nicht
nur zu reflektieren, sondernpraktisch zu bearbeiten.

Darüber hinaus muß jede - auch noch so vorsichtige - Öffnung zur
Beschäftigungmit der demokratischen Alternative zur konservativen
»geistig-moralischen Erneuerung« notwendig mit jenem fest verwur
zelten Pragmatismus in Konflikt geraten, dernichtnur in der alltägli
chen gewerkschaftlichen Praxis, sondern im ganzen Selbstversöndnis
des integrationisdschen Flügels der Arbeiterbewegung vorherrschend
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gewordenist unddersich noch imImage vom hoch-qualifizierten »Ma
cher mit Augenmaß und Sachkompetenz« (Helmut Schmidt) wieder
spiegelt. Pragmatismus bedeutet abernichtnur »Theorieverlust«, den
dieJungsozialisten immerwieder beklagten. Er bedeutet in letzter In
stanzauchgeistig-moralischen Orientierungsverlust fürgroßeTeileder
Lohnabhängigen undwirktdaherals»Auflöser« bzw.alsBlockade von
Klassenbewußtsein. Pragmatismus erzeugt immer auch jene Orientie
rungskrise, diesicheinstellen muß, wenndie Lohnabhängigen über ei
nen langen Zeitraum davon überzeugt wurden, die bestehenden Ver
hältnisse(und die Politik ihrer Bewahrung)seienallemal das Beste,was
jemals erreichtwurde- und wenn schließlich durch ökonomische und
politische Krisenprozesse eben jener Glaube durch die Wirklichkeit
selbst erschüttert und in Frage gestellt wird. Der integrationistische
Pragmatismus kann daraufnur eineAntwort geben:DieVerhältnisse so
zu nehmen,wiesiesind, das »Beste« darauszu machenund gleichzeitig
jeden Versuch abzuwehren, alternativeModelle des politischen Den
kens und Handelns anzunehmen. Um nicht mißverstanden zu werden,
will ich schon hier festhalten, daß diese Kritik des Pragmatismus nicht
eine allgemeine Diskreditierung der gewerkschaftspolitischen Alltags
praxis beinhaltet. Diese Praxis der alltäglichen Interessenvertretung
wird- wieimvorangehenden Abschnittgezeigtwurde- inder Kriseso
gar wichtiger; der Hinweis aufdie Notwendigkeit einer demokratischen
Alternative zur konservativen »moralisch-geistigen Erneuerung« soll
zunächst nur daran erinnern, daß die Verselbständigung dieser Praxis
gegenüberdemBewußtseinvomnotwendigen,innerenZusammenhang
dervielHltigen Praxisfelder und auch gegenüber derBereitschaft, neue
Erfahrungen auch in neue Perspektivenvon Praxis zu übersetzen, zur
letzdich defensiven und orientierungslosen »Handwerkelei» führen
muß.

Ich habe nicht die Absicht, ein eigenes Alternativ-Programm vorzu
stellen.DasistAufgabe eines kollektiven Lernprozesses, nichtder indi
viduellen Reflexion. Ich kann mich allenfalls - soweit zunächst die hi
storischen Dimensionen dieser Problematik berührt sind - darauf be
schränken, die UmrisseeinessolchenProjektes zu skizzieren.Auf dem
Gebiet der sozialwissenschaftlichen und sozialgeschichdichen For
schung können dabei wichtige Hilfestellungen geleistetwerden; denn
nach wie vor bestehen erhebliche Defizite, um den Charakter der bür
gerlichen Herrschaft,vorallem aberdieideologischen Mechanismen bei
der »Verteidigung der alten Ordnung« genauer zu erfassen. Es sei nur
kurz erinnert an die marxistische Diskussion über das Klassenbewußt
sein, die zu Beginn der 70er Jahre eine äußerst wichtige Etappe im
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Selbstverständigungsprozeß der linken Intelligenz sowie in der »Re
konstruktion des Marxismus« darstellte. Liest man heute diese Texte
von neuem, erscheint vieles fremd und schwer verständlich - vor allem
die Konzentration auf die von der Marxschen Kritik der politischen
Ökonomieabgeleitete »ökonomische Formbestimmung« desBewußt
seins, diezwar die verschiedenen Formen des notwendig falschen Be
wußtseins zu rekonstruieren vermochte, in denen sich - über die Zirku
lationssphäre desWarentausches und der Geldform - dieMystifikatio
nen der Kernstrukturder kapitalistischen Gesellschaft (dasKapitalver
hältnis als gesellschaftliches Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnis)
manifestieren, die aber gleichzeitig den Zugang zum Begriff jeneraus-
serökonomischen, ideologischen Vergesellschaftungsprozesse ver
sperrte, die die Integration der Individuen in das bestehende Herr-

.Schaftssystem regulieren. Erst die Rezeptionvon Gramsci hat danach
denBlickgeweitet fürdievielfältigen FormenderVermitdungvon »Ba
sis« und »Uberbau« und damit auch für die institutionellen und ideolo
gischen Prozesse, in denensichpolitische und geistig-moralische He
gemonie reproduziert.

Die »Verteidigung der alten Ordnung« (vgl. Milliband, 1977, S.
43 ff.) vollziehtsichstetsüber einNetzwerk von Institutionen(Familie,
Kirchen, Schule, Massenmedien, Vereineusw.), in denen konservative
Wertvorstellungen und -haltungen im Alltagweitergegeben und einge
übt werden: religiöser Glaube, Nationalismus, Traditionspflege, Dis
ziplin und Unterwerfung, Anpassungsfähigkeit. Die Bedeutungdieser
»ideologischen Apparate« bzw. »politischen Sozialisationsagenturen«
hat sichim Verlaufder Geschichteder kapitalistischen Gesellschaft ver
ändert. Sohat z.B. der Einflußder Kirchenund der Religion(obwohler
nach wie vor außerordentlich bedeutsam für die ideologische Herr
schaftssicherung ist)gegenüber demEinfluß der Massenmedien undder
ideologischen Funktion neuer Formen der Massenkultur (man denke
nur an die Gewaltkultur, die sich in den Fußball-Stadien entwickelt hat)
nachgelassen. Beider Erforschungdieser Zusammenhänge darf freilich
nicht außerachtgelassen werden, daß dieseTraditionen der Alltagskul
tur keineswegs monolitisch wirken und eindimensional im Sinne der
»Verteidigung der alten Ordnung«, der Erzeugung eines konformen,
sozialenVerhaltens funktionieren. In allenGesellschaften gibt es neben
der Tradition der Konformität auch die Tradition des Nonkonformis
musund desDissens, der Rebellion sowieder autonomenAbgrenzung
der »Volkskultur« gegenüber den herrschenden ideologischen Mustern
und Apparaten.

Arno Klönne hat in der Diskussion des »Forums: Perspektiven ge-
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werkschaftlichen Handelns in der Krise« die »historische Substanz« der
Arbeiterbewegung und der Gewerkschaften darin bestinunt, »daß sie
das Recht aufsozialeEgalität,auf ein menschenwürdiges Leben für alle
zum Springpunktpolitischer Entscheidungen machen«. Daher können
siesichauchinder Gegenwart»nichtaufKonzepteeinlassen, dieaufdie
Fi;age nacheinerSicherung der materiellen Existenzfür alleund zu glei
chen Bedingungen keine Antwort suchen oder diese Frage kulturpessi
mistisch beiseite schieben« (GeMo 1982.4, S. 204). Die Arbeiterbewe
gung des 19.Jahrhunderts hatte sich das Programmder französischen
Revolution von 1789 »Freiheit - Gleichheit - Brüderlichkeit« zu eigen
gemacht, diesem jedochzugleich einenneuen Inhalt gegeben. Sieent
stand nicht nur ausder Auflehnung gegen materielles Elend, Entfrem
dungund politische Unterdrückung. Ihr Anspruchauf»geistig-morali
sche Führung« konnte sich erst in dem Maße entwickeln, wie sie die
Kritikund Negationdesherrschenden Systems derÖkonomie, der Po
litikund der MoralmitdemProjekteinerneuenGesellschaftsordnung
verband, inderdurch die Vergesellschaftung derProduktionsmittel und
durchdie kollektive Planung des Reproduktionsprozesses die Voraus
setzungengeschaffen werden sollten, Klassenherrschaft und politische
Gewalt ebenso aufzuheben wie Krisen und materielle Not, zwischen
menschliche Entfremdung und geistige Unterdrückung.Die sozialisti
scheTheorie war - nach dem Anspruch von Marx und Engels- gerade
darinpolitisch, daßsiesichmitden wirklichen Bewegungen und Orga
nisationen der Arbeiterklasse verband; und sie war darin wissenschaft
lich,daßsiediegeschichtliche Möglichkeit dieserGesellschaftsverände
rung nicht ausdem Bewußtsein und dem subjektiven Wollen des Prole
tariats und seiner »organischen Intellektuellen«, sondern aus den inne
ren Entwicklungsgesetzen und -Widersprüchen der kapitalistischen Ge
sellschaftsformation ableitete und begründete.

Die »große Kraft der Solidarität«, die immer wieder enorme indivi
duelle und kollektiveEnergien freisetzte, entsprang auch der alltägli
chen Arbeits- undLebenserfahrung und festigte sich in den ökonomi
schen und politischen Klassenkämpfen selbst. In ihr wirkte schon ein
mächtiges Altemativ-Prinzip gegenüber der herrschenden Moral. Der
Kapitalismus kann nur existieren, indem er die Subjekte »atomisiert«,
sie als formal gleiche und freie Individuen den Zwangsgesetzen der
Konkurrenz unterwirft. Das Verhältnisvon »Basis« und politisch-ideo
logischem Uberbau im Kapitalismus zeichnet sich geradedadurch aus,
daß - um die Stabilität des Systems zu sichern - diese strukturelle
Atomisierungdurch den Staatund die »ideologischen Apparate« imau
ßerökonomischen Bereich überbrückt und »gebunden« werden muß.

100



Da sich diese Bbdung aberniemals vonderDoppelstruktur der Kon
kurrenz - Konkurrenz der IndividuenalsfreieTauschsubjekteund An
tagonismus vonLohnarbeit und Kapital - emanzipieren kann, jastets
die Sicherung dieser ökonomischen Grundverhältnisse verfolgen muß,
muß sienotwendig zuideologischen Formen greifen, indenen Gemein
schaftlichkeit, seiesalsdirekte Unterwerfung unter dasdurch den Staat
repräsentierte Gemeinwohl (»illusorische Gemeinschafdichkeit«,
Marx), sei esals metaphysische undirradonalisdsche Mystifizierungder
zwischenmenschlichen Beziehungen (Beispiel: Religion und Nationa
lismus) bestimmtist (vgl. Deppe, 1982).

Der Humanismus, derdemPrinzipderproletarischen Solidarität in-
newohnt, vertritt einProgramm der Gemeinschaftlichkeit, das gerade
diesen Widerspruch aufhebt. Schon inden ersten Phasen des Kampfes
der Arbeiterbewegung manifestiert sich die Aufhebung des Konkur
renzprinzips nicht nur in den ersten gewerkschafdichen Zusammen
schlüssen, sondernauchin denvielfältigen Formendergenossenschaft
lichen Selbsthilfe, in deneneinerseits dasUberleben gesichert wird, an
dererseits aber das Prinzip einer neuen gesellschafdichen Organisa
tionsform und einer neuen Moral der zwischenmenschlichen Solidarität
praktiziert und antizipiert wird. Auch die »moralische Ökonomie«, die
als Forderung nach einer »gerechten« Wirtschaftsordnung in den
Volksbewegungen des 18. Jahrhunderts gegenwärtig und dabei auch
durch vorkapitalistische Denkformen bestimmt ist (vgl. Thompson,
1980, bes.S. 66 ff.), wirkt an der Herausbildung dieses neuenTyps der
Solidarität mit;dennmihr machtsichauchperspektivisch der Anspruch
geltend, die»Wolfsgesetze« derKonkurrenz durcheine Organisations
form der Gesellschaft aufzuheben, in der die Arbeits- und Lebensver
hältnisse einschließlich des gesamten politischen Systems nicht mehr
durchdieGesetze derProfitproduktion undder »Ausbeutung desMen
schen durch den Menschen«, sondern durch die individuellen und ge
sellschaftlichen Bedürfnisse, durch kollektive Einsicht, bewußte Ge
staltung des Lebensprozesses und Selbstbestimmung bewegt werden.

Es ist diese »neue Moral«, die die Arbeiterbewegung zu einerpoliti
schen Kraft geformt hat, dieneben ihrenökonomischen undpolitischen
Zielen immerauchdasPrinzipder Solidarität und der Egalität vertreten
hat und die der »herrschenden Moral« en^egentrat: dem Chauvinismus
und der Kriegsverherrlichung setzte sie die Völkerverständigung, den
Frieden und das Prinzip der »Internationale« entgegen; der Rassismus
und alle Formen des Sozialdarwinismus'wurden zurückgewiesen; seit
Bebel's »Die Frau und der Sozialismus« setzten sich die fortschritdichen
TeilederArbeiterbewegung fürdieBefreiung derFrauen auspatriarchali-
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sehen undkapitalisdschen Unterwerfungsformen einundwirkten auch in
der Praxis für einen neuen Typus der Beziehung zwischen Mann und
Frau, zwischen Elternund Kindern;die»Bildungsbestrebungen« derAr
beiterbewegung habennichtnur auf Klassenschranken des herrschenden
Bildungssystems reagiert, sondernzugleich - gegen dieherrschenden re
ligiösen undirrationalistischen Weltanschauungen - einen Zugang zur ra
tionalen Erkenntnis der Welt und der Natur, der Geschichte und des
Menschen vermittelt;gegen den »Führerkult« und dieVerherrlichung der
Diktatur durch den Faschismus verteidigte sie die demokratischen und
sozialistischen Ideale der politischen Selbstbestimmung.

DieseAufzählungbleibt unvollständig-aber sie deutet doch an, daß
die Arbeiterbewegung der Gegenwart nicht zu erschrecken braucht,
wenn sie durch das Programm der neu-konservativen »geistig-morali
schen Erneuerung« herausgefordert wird, ihre eigene Geschichte nach
Alternativen und Gegenpositionenzu befragen.Natürlich führt dieAr
beit mit diesen Fragen zu Differenzierungen und zum Begreifen von
Widersprüchen, die auch in der Arbeiterbewegung selbst wirken. Ei
nerseitsistzu lernen, daß Elementedieserhistorischüberlegenen Moral
immer auch von bürgerlichen bzw. kleinbürgerlichen, radikal-demo
kratischenStrömungen- oftmals im Zusanunenwirken mit der Arbei
terbewegung - vertreten wurden, daß alsoauchaufder Ebeneder gei
stig-moralischen Alternative Bündnisse möglich und notwendig sind.
Aufderanderen Seite werden wirmitdenverschiedenen Strömungen in
der Arbeiterbewegung, mit ihrer Konfrontation, mit Fehlentwicklun
gen und Niederlagen konfrontiert. Den Anspruchzu verteidigen, daß
die geistig-moralische Substanz der Arbeiterbewegung der Ideologie
der Herrschendenund der konservativen»Erneuerung« auchin der Ge
genwartüberlegenist, kann nicht bedeuten,dieseWidersprüchezu ver
schweigen oder die Geschichte der Arbeiterbewegung alseinenquasi-
naturgesetzlichen Prozeß des beständigen »Vorwärts-Stürmens« zu
mystifizieren. Die Proletarier sind keine »Götter« - wie Marx in der
»Heiligen Familie« formulierte- sondern- »inden Lebensbedingungen
des Proletariats (sind) alle Lebensbedingungen der heutigen Gesell
schaft in ihrer unmenschlichen Spitze zusammengefaßt« (MEW, 2, S.
38).Daher ist esauchunvermeidlich, daßsichder Kampfder Klasse und
ihrer Organisationen immerin dem Widerspruch zwischen den realen
Wirkungen dieser unmenschlichen .Bedingungen und dem theoretisch
postulierten, in der Praxis der Solidariüt stets nur partiell realisierten
Anspruchaufderen Uberwindung bewegen muß. Dialektisches Lernen
aus der eigenen Geschichteschließtdaher nicht nur dieBereitschaft ein,
solche Widersprüchemit besonderer Aufmerksamkeit zu analysieren.
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sondern derenBearbeitung auch in diekonkrete Bestimmung desGe
genwartshandelns einfließen zu lassen.

Schließlich führt auchdie Beschäftigung mit der Geschichte desgei
stig-moralischen Anspruchs der Arbeiterbewegung an dieFrageheran,
wie es kommen konnte, daß viele dieser Traditionen verschüttet wurden
und aus dem »kollektiven Gedächtnis« der heutigenArbeiterklasse ver
drängt sind, warum es also angesichts der Krise des Kapitalismus und
der konservativen »Wende« mit zu den wichtigsten Aufgaben gehört,
diesen Schuttabzuräumen, dieErkenntnis dergeistig-moralischen Sub
stanz der Arbeiterbewegung von neuem einzubringen in die gewerk
schaftliche undpolitische Antwort aufdie»Wende«, wiederjenenKlas
senstolzzur Geltungzu bnngen, deralsMottodemFilmvonWilliBlei
chervorangestellt ist: »Dusollstdich nievoreinemlebendenMenschen
bücken«. Dabeiwird die Beschäftigung mit den Wirkungendes »Wirt
schaftswunders«, des »Kalten Krieges« und des sozialparmerschaftli-
chen Pragmatismus in der Arbeiterbewegung selbst aber auch - und
zwar nicht nur am Beispiel der Lebensgeschichte von Willi Bleicher
(vgl, jetzt Benz,u.a., 1983)-die Erkenntnis freimachen,daß dieTradi
tion des »aufrechten Ganges« niemals vollständig verschüttetbzw. li
quidiert wurde. Die ungebrochene Moral der Antifaschisten, die sich
nach1945 füreineantifaschistisch-demokratische Neuordnungeinsetz
ten, wurde zwar im »CDU-Staat« Konrad Adenauers nicht ak die an
ständige Seite der neueren deutschen Geschichte gewürdigt; abersiehat
doch wesentlich dazu beigetragen, auchinder Gewerkschaftsbewegung
immerwiederdemokratischeund sozialistische Gegenmachtpositionen
(von der Auseinandersetzung um Remilitarisierung und Atomwaffen
bb hin zum Kampfgegen die Notstandsgesetze) zur Geltung zu brin
gen. Der Geist und die Moral, die in dieser Tradition Bestand hatten,
unterschieden sich fundamental von der »herrschenden Moral« der
Adenauer-Ara, andiejetztder neueBundeskanzler anknüpfen möchte.
Hierwar nochjene »große KraftderSolidarität« lebendig, derenInhalt
nicht durch die Gesetze der Konkurrenz, durch das individuelle Streben
nach Reichtum und Macht, durch den Irrationalbmus der »altherge
brachten« Werte und Traditionen und damit auch durch die Verstrik-
kungin die Verbrechen desFaschbmus, sonderndurch die Erfahrung
einer kollektiven Klassenlage, die Erfahrung von materiellerNot und
politischerUnterdrückung, durch die Schrecken der imperialistischen
Kriege dieses Jahrhundertszu Dbziplin, Handlungsvermögen, Wider
standskraft und einem ganzanderen Typ vonOpferbereitschaft - näm
lichder Opferbereitschaftfür einebessere, friedliche und humaneWelt
- geformt worden war.
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Diese geistig-moralische Alternative der Arbeiteibewegung zu for
mulieren und politisch wirksam werden zulassen, istkeine Aufgabe des
Augenblicks. Und dochist sienichtvoraussetzungslos. In der gewerk
schaftlichen Kulturarbeit der vergangenen Jahre sind nicht nur ver
schütteteTraditionent-z.B. dieLiederder Arbeiterbewegung, in denen
sichjaimmerwiederauchihr geistig-moralischer Anspruch aufdieZu
kunft artikuliert—neu angeeignet worden;vielmehr verbindet sichdie
ser historischeLernprozeß mit der Entwicklung neuer Formen kultu
reller Praxis, in denen das Bedürfnis nach humanen Arbeits- und Le
bensbedingungen, nach Frieden, nach Selbsttätigkeit und nicht-ent-
fremdeten zwischenmenschlichen Beziehungen, also das Bedürfnis
nacheinerkämpferischen Solidaritäteineneigenständigen Ausdruckge
funden hat. Aber auch das Zusammenwirken von Gewerkschafts- und
Friedensbewegung wirdüberdaskonkretepolitische Ziel,dieRaketen
stationierung zu verhindern, hinaus das Bewußtsein entwickeln, daß
durch den Friedenskampf nicht nur alle Seiten der unmittelbaren ge
werkschaftlichen Interessenvertretung berührt werden, sondern daß
hierzugleich einegeistig-moralische Auseinandersetzung stattfindet, in
der letztlich auch die doppelte Frage nach der Verhinderung einer
menschheitsvemichtenden Katastrophe und nach einerhumanen und
rationalenGestaltungder Welt gestelltist. Wärendie Aggressions- und
Kriegsplanungen der Reagan-Administration weniger bedrohlich,
könntemansichmitdemkritischen Hinweisbegnügen, hierinszeniere
in unserer Epoche die herrschende Klasse einer untergehendenGesell
schaftsformation ein neues Szenario zu der Losungder untergehenden
Feudalklassenim Frankreich des 17. Jahrhunderts: »Nach uns die Sint
flut« ! Da aber angesichts des heutigen Standes der gegenseitigen Ver
nichtungspotentiale, des schon vorhandenen »Over-Kill« und der
neuen Rüstungs- und Vemichtungstechnologien die Katastrophe nur
zu schnellausgelöstwerden kann, kommt esdaraufan, der dekadenten
Moralder Reagan, Weinberger, Colin Gray u.a., deren menschenver
achtender Zynismusauch durch die zur Schaugestellten Frömmigkeit
kaum noch verhüllt werden kann, offen die Moral einer neuen huma
nen, friedlichen und auf dem Prinzip der genossenschaftlichen Solida-
riät aufgebauten Gesellschafts- und Weltordnung als politisches Pro
gramm entgegenzustellen.
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3. Historische Erfahrungen - Aspekte einer
politischen Krisengeschichte
des 20. Jahrhunderts

Diehochentwickelten kapitalistischen Länder inNordamerika undEu
ropa erfreuten sich seit 1950 über einen Zeitraum von mehr als zwei
Jahrzehnten einer außergewöhnlichen Stabilität: Die ökonomische
Wachstumsdynamik übertrafdieDurchschnittswerte allervorangegan
genen Jahrzehnte, die Reallöhne der abhängig Beschäftigten stiegen
kontinuierlich an, dieArbeitslosenquote wurdein einigen Ländern auf
Wene unter 1 Prozent gedrückt. Große politischeAuseinandersetzun
genund Erschütterungen blieben aus;biszumEndeder60erJahrehiel
tensich(vonwenigen regionalen Ausnahmen, wiez.B. inSkandinavi
en, abgesehen) konservative Parteien bzw. Mitte-Rechts-Koalitionen
an der Regierung. Diese Erfahrungen, diedazuvon der herrschenden
sozialwissenschaftlichen Meinung als endgültige historische Ablösung
des»alten« Kapitalismus und alsUberwindung der Klassengesellschaft
ausgegeben wurden, haben oftmals denBlick fürdas innere Krisenpo
tential dieser Gesellschaften, aber auch für die veiänderten globalen
Existenzbedingungen des kapitalistischen Systems getrübt- und dazu
diefalsche Vorstellung genährt, alsob wir in einemrelativkrisenfreien
und stabilenJahrhundert lebten. Auch der Pessimismus von Teilender
linken Intelligenz, diedieErwartung derprogressiven Veränderbarkeit
der gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsverhältnisse in den USA
undWesteuropa längst aufgegeben haben,scheint vondieserSichtweise
beeinflußt.

In Wirklichkeit ist aberdieses Jahrhundert wiekaumeinandererAb
schnitt der Weltgeschichte durch tiefgreifende Erschütterungen und
Umwälzungen gekennzeichnet. Die beiden Weltkriege stellen nur
schreckliche Höhepunkte in einer kontinuierlichenKette von militäri
schen Konflikten dar, derenSchwerpunkt sich mehr und mehr in die
Regionender ehemaligen Kolonienund Halbkolonien in Afrika,Asien
und Lateinamerika verlagert hat. Immerhin ist in diesem 20.Jahrhun
dert diese Welt zu einem waffenstarrenden Arsenal von konventionellen
und atomaren Vemichtungspotentialen geworden, die zum Atisgang
dieses Jahrhunderts eine fürdieMenschheit historisch ganz neue Frage
aufwerfen: wie nämlich das Überleben derMenschheit gegen die De-
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struktivkräfte, dieihreeigenen wissenschaftlichen undtechnischen Fer
tigkeiten hervorgebracht haben, gesichen werden kann. Die Kriege
standen meist imSchnittpunkt vonweit- und innenpolitischen Krisen;
selbst die »Atempausen« zwischen den Kriegen waren durch Wirt
schaftskrisen, dasElendder Nachkriegsperioden, harteKlassenkämpfe
und autoritäre-faschistische Gegenschläge belastet. Daß dies einJahr
hundert extremer Krisenanfälligkeit und einerenormenKonzentration
von Gewalt ist, macht schon darauf aufmerksam, daß es sich um eine
Epoche bedeutenderVeränderungen indenMachtstrukturen undHerr
schaftsverhältnissen der »Weltgesellschaft« handelt. EtwaumdieMitte
desJahrhunderts - alsokurz nach dem Ende des zweitenWeltkrieges -
war die Beherrschung der Welt durch die.biirgerlich-kapitalbtischen
Staaten, dieim 16.Jahrhundertbegonnen hatte, endgültig zuende. Mit
dem Scheitern des Versuchs, die Sowjetunionim zweiten Weltkriegzu
liquidieren, festigte sich nicht nur das weltpolitische Gewicht der So
wjetunion; es entwickeltesich auch ein Systemsozialistischer Staaten.
Weltgeschichdich nichtminderbedeutsam istder Zusammenbruch des
Kolonialsystems, dasdurchdie »imperialistische Aufteilung der Welt«
entstanden war. Die weltpolitischen Hegemonial- und Konfliktkon
stellationen waren biszumEndedesersten Weltkrieges nochdurchdie
Konkurrenzverhältnisse zwischen denkapitalistischen Großmächten in
Europa geprägt. Bisin die Gegenwart festigten sichjedoch »Konflikt-

' formationen«,diehistorischzwar durch diewidersprüchliche Dynamik
desmodernen Kapitalismus produziertwurden,* indenenabergleich
wohl antikapitalistische und antiimperialistische Kräfte entscheidende
Gegenmachtpositionen errungenhaben, die die herrschende Politik in
den kapitalistischen Metropolenseitdemzwingen,dieseGegenmachtin
alle ihre strategischen Kalküle und Planungen einzubeziehen.

Aber auchdie Innenpolitik in den Zentrender kapitalistischen Welt
blieb von diesenglobalen Strukturveränderungenin der »Internationa
len Gesellschaft« nichtunberührt. Das20. Jahrhundert ist dasJahrhun
dert derArbeiterbewegung-genauer gesagt: fürdieherrschenden Klas
sen- vor allem in Europa - wird der Umgangmit der »sozialen Frage«
sowiemit den politischen Parteiender Arbeiterbewegtmg und denGe
werkschaften zum Brennpunkt ihrer Innenpolitik. Zwar hat es in den
hochentwickelten kapitalistischen Gesellscharten Westeuropas in die
sem Jahrhundert bislang keine erfolgreiche sozialistische Revolution
gegeben. Dennoch wardieFrage derSystemsicherung und -stabilbie-
rung in allen Entwicklungsetappen determiniert durchdieBewältigung
und Regulierung der Klassenbeziehungen im staatsmonopolbtbchen
Kapitalismus. Die strategischen Antworten aufdiese Grundfragen wa-
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ren jeweils abhängig von den ökonomischen Reprodukdonsbedingun-
gen, von den Konkurrenzverhältnissen und Machtstrukturen auf dem
Weltmarkt sowie dem internationalen wie nationalen Kräfteverhältnis
der Klassen. Ob es sich- wie in den kurzen Nachkriegsperioden (nach
1918/19 und nach 1945) —um die Abwehr einer grundlegenden Verän
derungder Herrschafts- und Eigentumsverhältnisse, um die Einbezie
hung desReformismus in den Staatoder um die Integrationspolitik im
Zeichen der Wohlfahrts- und Sozialstaatlichkeit oder schließlich auch
umdiefaschistische, gewaltsame Ausschaltung derDemokratie undder
Arbeiterbewegung handelte - immerreagierte die herrschende Politik
aufden Anpassungsdruck, der nicht nur durch diemonopolkapitalisti
schen Vergesellschaftungsprozesse, sondern auchdurchdasKräftever-
hälmisder Klassen erzeugt wurde. Die Arbeiterbewegung - vor allem
ihrlinker Flügel - hatindieser wechselhaften - und immer auch durch
extremepolidsche Gewalt charakterisierten- Geschichtevielfach Nie
derlagen hinnehmen müssen. Ihre Kämpfe habenjedochForm und In
halt bürgerlicher Herrschaft maßgeblich beeinflußt; denn die polid-
schen Herrschaftsformen (Technokratie plus plebbzitäre Massende
mokratie) sowiediezunehmende Intervendon desStaates in dengesell
schaftlichen Reproduktionsprozeß (Staatsinterventionismus), die sich
nachdemEndedeszweitenWeltkrieges für einelangePeriodefesdgten,
entstanden im Zusammenhang mit dem zunehmenden gesellschaftli
chen Charakter derProdukdv^ftennd deranwachsenden (nadonalen
und mtemadonalen) Herausforderung durch die Arbeiterklasse und
den Sozialismus (vgl. Therbom, 1978, S. 54).

Diese ersten Hinweise auf den krisenhaften und gewaltsamen Cha
rakter dieses Jahrhunderts lassen schon erkennen, daß zwischen den
großen sozialen und politischen Veränderungen und der Anwendung
außerökonomischerGewalt ein unmittelbarer Zusammenhang besteht.
Wann immer Völker für ihre nationale Unabhängigkeitvon kolonialer
bzw. neo-kolonialer Abhängigkeit und Ausbeutung eintraten, wann
immer die Volksmassen für die Beseitigung der Herrschaft des Mono
polkapitalsoder einheimischer landbesitzenderOligarchienkämpften,
wann immerdie Arbeiterklasse und ihre Organisationen (oft mit poli
tisch höchst divergierenden Zielen) aktiv wurden, um die Macht des
Kapitals oder der aristokradschen Elemente des herrschenden Blocks
einzuschränken oder aufzuheben—stetswurden diese Bewegungenmit
der ideologischen, polidschenund militärischen Gewalt der herrschen
den Klassen konfrondert, die diese demokratischen und sozialen Ver
änderungen nicht freiwillig hinzunehmen bereit waren. Die Erfahrun- '
gen eines jeden Gewerkschafters, derheute lernt, daß auch die gering-

107



sten Fortschritte in der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin
gungen denUntemehroem unddemStaat mühsam abgerungen werden
mußten und immer wieder - zumal in Zeiten der Krise - in harten
Kämpfen verteidigt werden müssen, können daherdurchaus verallge
meinert werden: Der »rote Faden«, der die Krisengeschichte des 20.
Jahrhunderts durchwirkt, konkredsiert sich in der beständigenAusein
andersetzung zwischen Kapital und Arbeit und den vielfältigen poli-
dsch-ideologischen Formen, die dieser Kampfannimmt.

Welchen Nutzen kanndie Beschäftigung mit der politischen Krisen
geschichte des 20. Jahrhunderts haben? In der jüngstenZeit haben Hi
storiker, Ökonomen und Politikwissenschafder dasModellder »langen
Wellen« wiederentdeckt. Es besagt, »daß die industrielleEntwicklung
seitder französischen Revolution in langfrisdgen Periodenverläuft, die
zwischen40 und 60 Jahre dauern können, und deren jedesich als eine
Folgevon Aufstieg Abstiegdarstellt, von beschleunigter imd verlang
samter Entwicklung, von Flut und Ebbe, so daß in jedePeriode gewis
sermaßeneine >gute< und eine >schlechte< Zeit fallt, ganz wie die fetten
und diedürrenJahre inder Bibel« (Huber, 1982, S. 16).Das Interessean
diesem Modell ist offensichtlich in den Gegenwartserfahrungen be
gründet; denn die späten 70er und frühen 80erJahre sind eine Periode
desUmbruchs und desUbergangs.Daß einelangePeriodeder relativen
Stabilität und Prosperität(in den Zentrender kapitalistischen Welt)zu
Endegegangen ist, bedarfkeinerbesonderen Erläuterung. Welches aber
dieökonomischenund politischenKemstrukturen sowiedie nationalen
und internationalen Machtverhältnisse einer neuen »langen Welle«
bzw. Entwicklungsperiode derkapitalistischen Gesellschaft sein wer
den, kann nichtmit Gewißheitprognostiziertwerden;denn dieFormen
des Umbruchs und Ubergangs werden immer auch durch Inhalt und
Ergebnisder politischen Kämpfebestimmt, in denensichdie krisenhaf
ten ökonomischen und sozialen Vergesellschaftungsprozesse politisch,
ideologisch und kulturell »übersetzen«.

Von der Seiteder Produktivkraftentwicklungher können freilich ge
nauere prognostische Bestimmungen gewonnen werden. Aufjeden Fall
wird die neue »lange Welle« durch die Verallgemeinerung der »neuen
Techniken« - und zwar nicht nur der Mikroelektronik und der neuen
Kommunikationstechnologien, sondern auchder Gentechnik, Biomas
se, Solartechnik und Okotechnik- bestimmt sein. Und damit kann auch
schon eine Aussage über den sozialen Inhalt dieses epochalen Um
bruchs getroffen werden: Im Zentrum werden soziale und politische
Auseinandersetzungen stehen, die durch den Widerspruch zwischen
der enormen Produktivi^tssteigerung durch diese neuen Techniken
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undderVerwertungslogik des Kapitals hervorgebracht werden. Öko
nomisch wirdsich dieFrage stellen, wiedieProfitproduktion und-an-
eignung angesichts derriesigen Kapitalaufwendungen, diedieerfolgrei
che Anwendung der neuen Techniken erfordert, und angesichts der
Realisierungsprobleme, diedurchMassenarbeitslosigkeit indenkapita
listischen Metropolen und die mangelnde Zahlungsfähigkeit der Ent-
wicklungs- undSchwellenländerverschärft werden,zusichern ist. Poli
tisch wirdsich daraus dieFrage ergeben, wie derStaat unddieideologi
schen Vei^esellschaftungsprozesse jene Konfliktpotentiale bewältigen
oderneutralisieren können, diein derFolge jener sozialökonomischen
Widersprüche notwendig entstehen.

Der Friedensforscher Senghaas hatdaraufaufmerksam gemacht, daß
zwischen denlangen ökonomischen ZyklenunddenKonfliktkonstella
tionen auf dem Felde der internationalen Politik ein unmittelbarer Zu
sammenhang besteht. »Warum interessieren gerade heute wiederum
solcheVorstellungen über lange Wellen der Konjunktur und über He
gemoniezyklen? Der Grund dürfte darin bestehen, daß wir derzeit ei
nerseits den Übergang von einer langen weltwirtschaftlichen Auf
schwungsphase in eine erneute lange Abschwungphase miterleben und
gleichzeitig eine entsprechende Veränderung in der internationalen
Machtstruktur, die in einer Zerbröckelung der einst unumstrittenen
Hegemonialposition der USA begründet ist. Das Zusammentreffen
beider Entwicklungendürfte besondere Gefahren für den Weltfrieden
heraufbeschwören. Denn nach aller historischen Erfahrung wächst die
Wahrscheinlichkeit von Kriegen dann besonders, wenn ein weltwirt
schaftlicher Abschwung dazuführt,daßVerteilungskonflikte nichtnur
innerhalb von Gesellschaften, sondern auch zwischen ihnen sich häu
fen. Nichtumsonst istdannoftdieRede von>Handelskriegen<, diesich
in der Geschichte nicht selten in offene militärische Auseinandersetzun
genausweiten. Auch dürftedieKonflikttiächtigkeit internationaler Po
litikdannzunehmen, wenn dieVormachtstellung einerehedem eindeu
tigen Hegemonialmacht reitirto zu schwinden beginnt, seiesalsErgeb
niseigener innererSchwäche und- wasinderRegel ebenso wahrschein
lichist- alsFolge der Herausbildung von neuen, offensiv auftretenden
Gegenmächten. In einer solchen weltwirtschaftlichen und weltpoliti
schen Konstellation ist zu erwarten, daß die alte Hegemonialmacht
entweder versucht, sich andieveränderten Umweltbedingungen anzu
passen oderaber,daßsiesichbemüht,durchbesondere, wenngleich in
derRegel aussichtslose Anstrengungen dieeinmal eingenommene Vor
machtstellung wiederzugewinnen, umweiterhin diealte weltpolitische
Rolle spielen zu können« (GeMo, 1983.3, S. 140).
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Ich habe nicht die Absicht, hier die Theorie der »langen Wellen« zu
überprüfen. DasModell erklärtnichtsundgerätsogarindieNäheeiner
spätantiken oder (z.B. bei Machiavelli) frühbürgerlichen Geschichts
philosophie, diesichan diemethaphysische Vorstellung vombeständi
genAufstieg und Zerfall der Staaten klammert, wennnichtzugleich die
historische Tendenz derantagonistischen Vergesellschaftungsprozesse
im Kapitalismus berücksichtigt wird. Es kann aber eine Hilfestellung
bieten, um die längerfristigen Veränderungen in den Handlungs- und
Kampfbedingungen der Arbeiterbewegung genauer zu erfassen. Die
Fragestellungen, die dabei zu verfolgen sind, sollten ausden aktuellen
Erfahrungen abgeleitet werden. Deren erste Analyse hat gezeigt, daß
die Gewerkschaftsbewegung in den letzten Jahren nicht offensiv imd
mit einer klaren Altemativkonzeption auf die Krisedes Kapitalismus,
auf die sozialen und technologischen Widersprüche, in denen sich der
Ubergang in eine neue Epoche konkretisiert, sowie auf die poli
tisch-ideologische Rechtsverschiebung geantwortethat. Nach einerPe
riode des Machtzuwachses und der gesteigerten gewerkschaftspoliti-
schenAktivität ist sie in dieDefensivegeraten,die nochdurch dieDes
orientierung im Massenbewußtsein der Lohnabhängigen (Entsolidari-
sierung, Offenheit für konservative Deutungsmuster, Verlustvon kol
lektiver Handlungsbereitschaft) verstärkt wird.Zwarzeichnen sichAn
sätzeeinerNeuorientierung in verschiedenen Bereichen der Interessen
vertretung ab; gleichwohl kann nicht exakt vorausgesagt werden, ob
und wann sich diese Ansätze mit der Bereitschaft zu massivem Wider
stand »von unten«, zum Kampf für dieseAlternativenverbinden (vgl.
w.o. S. 64 ff.). Wennalsodie Realitätnicht die Erwartung eines Um
schwungs in die aufsteigende Phaseeines neuen Kampfzyklus der Ar
beiterklasse stützt, so drängt siedoch zu der Einsicht, daß- verbunden
mit dem krisenhaften Ubergang in eine neue Epoche - ein Tief- und
Wendepunkt zwischen zwei längerfristigen Kampfzyklen erreicht ist.

Der nachfolgende Rückblickauf einigeEtappen der politischenKri
sengeschichte soll zum einenverdeutlichen,daß dieseErfahrungenkei
neswegs neu sind. Es wird sich zeigen, daß die Verarbeitung von öko
nomischen Krisenprozessen im Bewußtsein und der Handlungsbereit
schaft der Lohnabhängigen wie in der strategischen Orientierung der
Organisationen der Arbeiterbewegung meist ungleichzeitig verläuft.
Mit anderenWorten: Veränderungen in der Struktur und in der Dyna
mik des ökonomischen Wachstums produzieren einen »Problemstau«,
der erst in einem schrittweisen Lernprozeß politisch bearbeitet wird
und der oft zu einer Blockadeder Handlungsßihigkeit führt, die daim
erst bei einer Zuspitzung zur politischen Krise durchbrochen wird.
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Dieseentstehtnach J. Hirschdann, »wennaufgrund derstrukturellen
Widersprüche des bürgerlichen Herrschaftsapparates die ideologische
Integration der Massenzusammenzubrechen droht und/oder die Her
stellung des >Kompromißgleichgewichtes< des Blocks an der Macht
nicht mehr gelingt, d.h. hegemoniale Fraktionskämpfe offen ausbre
chen« (Hirsch, 1976, S. 142).

DieKampfzyklen derArbeiterbewegung(vgl. Deppe, 1981,5.54 ff.)
sindalsodurch diebloßeAnalyse der Binnen-Prozesse in der Arbeiter
klasse und ihrenOrganisationen nicht hinreichend zu begreifen. In der
kapitalistischen Gesellschaft werden die Kampfbedingungen vorab
nicht durch die Arbeiterklasse, sondern durch die ökonomischen Ge
setzmäßigkeiten, die objektiven Vergesellschaftungsprozesse und die
politisch-ideologischen Strategien der Herrschenden definiert. Daher
entwickelt sich dieserKampfstets in einem System von Klassenbezie
hungen,das auf der politischen Ebenealsdas um den Staatgruppierte
Kräfteverhältnis der Klassen erscheint. Veränderungen in diesem Sy
stemwerdenimmerauchmaßgeblich durchdieReaktionen desbürger
lichen Herrschaftsapparates auf Krisenprozesse bestimmt. Die ent
scheidende Fragedabeiist die, ob und zu welchem Zeitpunktdie herr
schende Klasse mitHilfedesStaates dazuübergeht, dieKriseder Kapi-
talverwemng und dieGefahreinesanwachsenden Einflusses der Arbei
terbewegung mit dem Mittelder direkten, politischen Gewaltnach in
nen und außen überwinden zu wollen. Der Vorrang der »politischen
gegenüberder bürgerlichenGesellschaft« -, so hebt A. Kramer in ei
nem Aufsatz über »Gramsci's Interpreution des Marxismus« hervor-
istein»Kennzeichen vonUbergangssituatiqnen«: »UmdieUmwälzung
des bestehenden historischen Blocks zuverhindern, greift die Bourgeoi
sie zurück auf die Unterdrückungsinstrumente der politischen Gesell
schaft. DieHerrschaft wirdausschließlich demunmittelbar physischen
Zwang ausübenden Staatsapparat aufrecht erhalten. Diese »extreme
Formder politischen Gesellschaft« (Gramsci) kennzeichnet alsoeinehi
storische Situation, in der das bisherige hegemoniale System zerstört
und noch nicht durch ein anderes ersetzt worden ist oder - wenn die
Schaffung eines »neuen« historischen Blocks mißlingt - sich noch nicht
wieder konsolidiert hat« (Kramer, 1975, S. 90).

Indenfolgenden Abschnitten willichversuchen, einige Aspekte des
EpochenWandels sowieder Hegemonie- und Kampfzyklen historisch
zu konkretisieren. DerThematik dieses Buches entsprechend werdeich
mich vorallem aufZusammenhänge konzentrieren, diedieBearbeitung
vonökonomischer undpolitischer Krisenerfahrungen indenStrategien
des »Blocks an der Macht« und in der Arbeiterklasse, damit auch Pro-
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bleme der »Ungleichzeitigkeit« der politischen Reaktionsweisen auf
diese Prozesse betreffen.

3.1. Vom Kaiserreich zur Weimarer Republik.

ImJahre 1909 veröffentlichte KarlKautsky,damals der fuhrendeTheo
retiker der deutschenSozialdemokratie und der II. Internationale,seine
Schrift »DerWegzur Macht. Politische Betrachtungen über das Hin
einwachsen in die Revolution.« Darin vertrat er die Auffassung, daß
sich nunmehr - nach einer langen Periode der relativen Stabilität des
Kapiulismus, die mit der Niederschlagung der Pariser Kommune
(1871) begonnen habe - eine Epochenwende vollziehe: »Wir haben
Gründe anzunehmen, daß jetzt endlich der lang ersehnte Zeitpunkt
naht, in demder Bann der politischen Stagnation gebrochen wird und
wieder frisches, fröhliches Leben des Kämpfens und siegreichen Vor
dringens aufdemWege zur politischen Machtersteht« (Kautsky,1972,
S. 62).

Kautsky hattein derTat denEpochenwandel richtig vorausgesehen:
indenimperialistischen Staaten undinderWeltpolitik ging eine Periode
des Wachstums, der Ausdehnung des Weltmarktes und der relativen
Beständigkeit zu Ende. Eine neue Periode zugespitzter weltpolitischer
Gegensätze undKonflikte undverschärfter Klassengegensätze kündigte
sich an. Er begriff schon, daßdas intemationale Wettrüsten aufeinen
Krieg zutriebunddaßdiesteigenden Rüstungskösten überSteuern und
Preissteigerungen vor allem auf die Arbeiterklasse abgewälzt wurden.
Die militärischen »Randkonflikte« seiner Zeit erkannte er so als Vor
spielfür einen großeneuropäischen Krieg. Kautsky wollte zwarmitgu
temGrund keinePrognose überdiebevorstehende politische Entwick
lungabgeben; dennoch bezeichnete erdie»allgemeine Unsicherheit« als
die vorherrschende Erscheinung dieses krisenhaften Ubergangs: »Si
cher, daß wir in eine Periode allgemeiner Unruhe, steter Machtver
schiebungen eingetreten sind,die,wieimmer ihreFormen undihrDa
sein sein mögen, nicht eher mehr in einem Zustande länger dauernder
Ruhe enden kann, alsbis das Proletariat die Kraft erlangt hat, die Kapi
talistenklassen politisch und ökonombch zu expropriieren und damit
eineneue Ära der Wel^eschichte zu inaugurieren« (eh. S. 112).

Der erstaunliche historische Optimismusvon Kautskysoll uns hier
zunächstnichtweiterbeschäftigen. WiedieDatenüberdasWachstum
der Produktion von Industrie und Handwerk zeigen(vgl. Tab. 1 und
Schaubild I), handeltessichnichtum eineschwere ökonomische Krise;
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Tabelle1:Datenzurökonomischen,sozialenundpolitischenEntwicklung1900bis1913
SPD- JahrPtoduktionArbdtS'Lebens-Arbeitslosen-StreiksfreieSPD-

Jndwt^eiakt^enhaltunn-quoie*)au^aUeneGewerkschaftenMhdieder*)
Hsndwerii')proJahH)kosten*)Arbeiutagc*)Mitglieder*)

Wahlen-Rekhsiag*)

m3s't9mBMark1900-1900»
10O100100100

"2,6iniom1900-in10001905»
<^100100100

in10001905»
100

SPD
%Man

date

ZentrumKonsenrative
%Man-%Man

datedate

1900
1901
1902

1903
1904
1905
1906

1907
1908
1909

1910
1911

1912

61.4
58.7
60,2
64.8
67.5
70,0
73,0
78.7
78,0
81.4
85.5
90.7
97.2

1913100,0

100
95
98

105

109
114

118

128
127

132
139
147

158

162

843
847

857
879

902
928
975

1018
1020
1030
1063
1102
1135
1163

100
100
101

104

106
110

115
120
120

122
126

130
134
137

100
101
102
102

103
107
113
114
114
117

120
124
130

130

2.5
7,2
3,2
2.7
2.1
1.6
1.2
1.6
2,9
2.8
1.9
1.9
2.0
2,9

963188.6'100
2762311,672
1231326,8
1032815,5
803623.0
6114536.2
468176.3256
616204.5194

III2258,970
1072812,988
734582,0143
737731,3242
767711,8241

III8819,3276

41

88
113
455

680.450
677.550
733.254
887,766

1052,178
1344,8100
1689,7125
1865.5138
1831,7136
1832,706
2128.0158
2421,5180
2583.5192
2525,0187

384,3100
530.5138
587,3152
633,3164
720.0187
836.6217
970.1252
982,9255

1085,9282

31,58119,69,9

28,84319,31059.4

34,611016,29,2

Quellen:

2)WiraduftuiiderMiltedei19.Jahrhunden«,Berliaddeideibei^ewYork1945,S.39},
l"P"«ellungderLagederArbeiterinDeuuchlandvon1871bis1900.Berlin1942,S.443. 4)F.Niess,GeschichtederArbeitslosigkeit,Köln1979,S.223.

2wwt'(Hijg.),Streik.ZurGeKhichtcdesArbciukampfeainDeutschlandwährendderIndustnalisierunR,München1981,S.305. 6)W.Hirsch-Weber,GewerkschafteninderPolitik,KölnundOpladen1959,S.145.
91872-1972,Stuttgart,Berlin1972,S.136. 8)D.Fnckc,DiedeutscheArbeiterbewegung1869bis1914,WestlwUn1976,S.245,
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denn auch zum Ausgang der»Belle Epoque« bis1913 wirdnoch einmal
einklüftiges Wachstum erzielt. Unddoch bahnt sich indieser Zeit eine
schwere politische Krise an,dieschließlich 1914 inden ersten Weltkrieg
einmündet. Nach dem Ende dersog.»langen Depression« umdieMitte
derneunziger Jahredes19.Jahrhunderts folgte biszurZeitvordemer
sten Weltkrieg eine »lange Welle« der ökonomischen Expansion. Die
Ursachen dieser Bewegung waren nach E. Mandel: »Die Kapitalanla
gen indenKolonien, derDurchbruch des Imperialismus, die Verallge
meinerung der Monopolisierung, zusätzlich von nur langsam anstei
genden Rohstoffpreisen profitierend unddurch die zweite technologi
sche Revolution (die verbreitete Anwendung des Elektro- undExplo
sionsmotors in sämtlichen Industriezweigen) mit stark gewachsener
Arbeitsproduktivität undstarksteigender Mehrwertrate begünstigt, er
lauben eine allgemeine Hebung derProfitrate, die die rasch wachsende
Akkumulation des Kapitals erklärt. Starke Expansion desWeltmarkts
(Asien, Afrika, Ozeanien)« (Mandel, 1972, S. 124).

Im Deutschen Reichfolgtenach der Krise 1907 bis 1909 eine Kon
junkturperiode, in der die Industrieproduktion einen Höhepunkt er
reichte. An der Produktionssteigerung hatten diejenigen Industrie
zweige den größten Anteil, diemitderSchwerindustrie, vorallem mit
derRüstungsproduktion, am engsten verbunden waren. In derzweiten
Hälfte des Jahres 1913 begann eine neue Überproduktionskrbe, die
baldauchaufdieEisen-und Kohlenindustrie übergriff. Die Arbeitslo
senquote stieg von 1,9 Prozent (1910) auf3,2Prozent (1914) - diese An
gaben vermitteln freilich angesichts der Ungenauigkeit derStatistiken
zudieser Zeiteinhöchst unzulängliches Bild dersozialen Wirklichkeit.
Obwohl die führenden Wachstumsindustrien dieser Zeit, die Elektro-
undChemieindustrie, fastungestört ihrenAufstieg fortsetzten, sozeig
ten doch »die letzten Jahrebis 1914, daß dieSchwierigkeiten, diesich
der Entfaltung des zyklischen Aufschwungs entgegenstellten, größer
wurden; eine Zeit der Verlangsamung des industriellen Wachtums,
insbesondere auch indenführenden kapitalistischen Ländern, kündigte
sich an« (Mottek u.a. 1974, S. 192). Der Druck der Überkapazitäten
undderrelativen Verengung des Marktes wurde stärker. »Der versuchte
Ausweg derSchwerindustrie, eine akute Absatzkrise zuvermeiden, be
standeinmal inder Außenhandelsexpansion, verbunden mitKapitalex
portund zum anderen inder Ausweitung des staadichen Absatzmarktes
mittels Steigerung derRüstungsnachfrage: Dasaber bedeutete eine Ver
schärfung derinternationalen Spannungen und Widersprüche« (ebd., S.
194/195).

Diepolitische Vorkriegskrise wurde also einerseits durch dieDesta-
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bilisierung der internationalen imperialistischen Machtverhältnisse be
stimmt. Der- um die Schwerindustrie gruppierte undvom herrschen
denBlock derStaatsbürokratie, derMilitäiführung unddenRechtspar
teien politisch organisierte - aggressive Flügel der herrschenden Klasse
ging zunehmend dazu über, sich auf die Durchsetzung seines Haupt
ziels: Veränderung des imperialistischen Kräfteverhältnisses zugunsten
des Deutschen Reiches,mit militärischerGewalt vorzubereiten. Dabei
spielte aber nicht nur der Druck der Kapitalüberschüsse eine Rolle. Bei
den strategischen Optionen der herrschenden Klasse dieser Zeit mußte
immer auch derinnere Klassengegensatz von Kapital, Feudalaristokra
tieund autoriüirem Staatsapparat aufdereinen und derArbeiterklasse
und der sozialdemokratischen Bewegung (SPD, freie Gewerkschaften
undGenossenschaften) aufderanderen Seite als potentielle Gefährdung
nicht nurder Kriegspolitik nach außen, sondern auch des ökonomi
schen und politischen Gesamtsystems in Rechnung gestellt werden.
Ende 1905, alsdie Welle der Streiks einen Höhepunkterreicht hatte,
wardemKaiser dieser Zusammenhang klargeworden: »Daß wirwegen
unserer Sozialdemokraten keinen Mann aus dem Lande nehmen kön
nen, ohne äußerste Gefahr für Leben und Besitz der Bürger. Erstdie
Sozialisten abschießen, köpfen und unschädlich machen, wenn möglich
perBlutbad und dann Krieg nach außen; aber nicht vorher und nicht ä
tempo« (nach: Fischer 1979, S. 20).

Nach 1910 hatte sich die Kräftekonstellation im Innern jedoch ent
scheidend verändert - und damit kommen wir zu dem zweiten Element
der politischen Vorkriegskrise. Die Daten, die inTab. I sowie in den
Schaubildem I-III (die lediglich deroptischen Verdeudichung einiger
sozialer und politischer Prozesse dienen sollen) enthalten sind, ermögli
chen einen ersten Zugang zum Begriff dieser Veränderung. Vor allem
das Schaubild IIIzeigt für die Zeit ab 1909 eine Fonsetzung des steil an
steigenden Wachstumstrends der Mitglieder der SPD und der Freien
Gewerkschaften. Zugleich erzielte die SPD bei den Reichstagswahlen
des Jahres 1912 einen bedeutenden Erfolg, während Zentrum und Kon
servative, die Parteien der »schwarz-blauen Koalition« imReichstag,
Verluste hinnehmen mußten. Aufschlußreich sind auch die Prozesse,
diedasSchaubild II zusammenfaßt. BiszumJahre 1910 bestehteinein
deutiger Zusammenhang zwischen der konjunkturellen Entwicklung,
der Arbeitslosenquote und der Streikhäufigkeit: Ziehtdas ökonomische
Wachstum an,fällt die Arbeitslosenquote und- miteiner germgen Zeit
verzögerung - steigt die Streiktätigkeit sprunghaft an. Umgekehrt geht
die Streiktätigkeit zurück, wenn die Arbeitslosenquote aufgrund ver
minderten ökonomischenWachstumssicherhöht. 1912/13 aberkehrte
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sich derTrend um: Trotz des Ansteigens derArbeitslosenquote stiegdie
Zahl derdurch wirtschaftliche Streiks ausgefallenen Arbeitstage noch
einmal deutlich an. Dabei darfnicht außer acht gelassen werden, daß die
statistischen Angaben überwirtschaftliche Streiks diepolitische Bewe
gunginderArbeiterklasse nurhöchst unzureichend widerspiegeln. Ab
1910kam es zu einer neuen Wellevon Massendemonstrationen, die zu
nächst eine Wahlrechtsreform (Abschaffung des preußischen Drei-
Klassen-Wahlrechts) und danach den Kampf gegen Militarismus und
Kriegsgefahr zum Inhalthatten.Daß jetzt inderSPDderzweiteTeilder
»Massenstreikdebatte« (nach den Diskussionen 1905/06) abgehandelt
wurde, bestätigt nurdenSachverhalt, daßsich - wieKautsky dies vor
ausgesagt hatte- dieGegensätze zwischen Kapital undArbeitinderof
fenen politischen Konfrontation zuspitzten. Auch die von Tilly und
Hohorstzusammengetragenen Protestfälle lassen ab1910 ein Ansteigen
der Protesthäufigkeit erkennen, das nur mit den revolutionären Stim
mungslagen der Jahre 1830 und 1848 bis 1850 vergleichbar ist (vgl.
Schaubild 4).

Angesichts dieser Entwicklung mußtesichfürdieherrschende Klasse
derZusammenhang vonAußen- undInnenpolitik neustellen. FritzFi
scher beschreibt einige dieser Überlegungen wie folgt: »Auch in dieser
Krise (der zweiten Marokko-Krise 1911) war neben dem außenpoli
tisch-ökonomischen Moment(Marokko-Mittelafrika), daseineMacht
probe mit Frankreich, jamit der Entente, beinhaltete, unterschwellig
ein innenpolitisches Kalkül des Wilhelminischen >Machtkartells< im
Spiel. Wenn dieschwerindustrielle >Post< am26. August 1911 in emem
Krieg »neben der Klärung unserer prekären politischen Lage« vorallem
auch die»Gesundung vieler politischer undsozialer Zustände« gewähr
leistetsieht;unddas»Armeeblatt« lapidarschrieb:»Für dieinnerendeut
schen Verhältnisse wäre ein großzügiger Waffengang auch recht gut,
wenn er auch den einzelnen Familien Tränen und Schmerzen bringt«.
Alsnun, kurz darauf imJanuar 1912 dieSozialdemokratie zur stärksten
FraktionimReichstag aufstieg, sodaßesfüreinen Staatsstreich, dendie
Alldeutsch-Konservativen forderten, zu spät schien, verstärkten sich
die Hoffnungen auf die heilsamen innenpolitischen Wirkungen eines
Krieges« (F. Fischer, a.a.O., S. 22/23).

Fürdie herrschende Klasse kam esdarauf an,dieKrise zugunsten der
Sicherung und Expansion ihrer ökonomischen und politischen Herr
schaftzuüberwinden. Derpolitische Weg, densieeinschlug, hattenicht
nurden Widerstand derArbeiterklasse undihrer Organisationen imIn
nernunddiegewaltsame Konfrontation mitdenimperialistischen Kon
kurrenten auf der internationalen Bühne zu kalkulieren. Zudem erfor-
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Schaubild 4; Protesthäufigkeit nachJahren

mo ns9 rj» ' litö

Es hanileltsichum kollektive gewaluame»Protestfalle« mit mindestens 20 Teilnehmem -
darunterwerden z. B.Zusammenrottungen undDemonstrationen, diesichgegen diebeste
hende Ordnungrichteten undzugewaltsamen Zusammenstößen zwischen PolizeioderMi
litär und Demonstranten (uhtten, gerechnet. Als Quellenbasis wurden systematisch Zei
tungsberichte ausgewertet. Esdarfnichtdavon ausgegangen weiden, daßdiese Faßsamm-
lungabsolut vollsdindig ist;esstehtjedoch zuvermuten, daßsiesowohl zeidich alsauchre
gional gesehen eineAuswahl darstellt, diesichder wirklichen VerteUimg - diewirfreilich
nicht kennen- gutaimähert. Darüberhinaus handeltessich umdiegegenwärdgwohl umfas
sendste Fallsammlung fürDeutschland. Quelle; TQly, Richard undGerdHohorst,Sozialer
ProtestinDeutschland im19.Jahrhundert: SkizzeeinesForschungsansatzes, dettinächst in;
Jarausch, Konrad (Hrsg.),Quantifiziertmg inderGeschichtswissenschaft. Düsseldorf1975
(Droste-Verlag).

Nach: G. Hohorst u.a.. Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch. Materialien zur Statistik des
Kaiserreichs. I870-19I4. München 1975, S. 130/131.
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derte die Lösung dieser krisenhaften Widersprüche, daß die Konkur
renz-und Konfliktverhältnisse innerhalb des herrschenden Blocks zu
mindest abgeschwächt wurden. Dabei ging eszum einen umTeile des
Kleinbürgertums, die bereit waren, sich für die sozialdemokratische
Wahlrechtsreform-Kampagne zu öffnen und die auch eher zum Pazi
fismus als zur alldeutsch-chauvinistischen Kriegsbegeisterung neigten
(Bildung der linksliberalen Fortschritdichen Volkspanei im Jahre
1910). Andererseits durfte die Konkurrenz zwischen den führenden
Monopolgruppen (die auch in zwei verschiedenen Untemehmerver-
bänden organisiertwaren) um die Beherrschung des Staatsapparates und
seiner Politik aufkeinen Fall einen Punkt erreichen, bei dem die gesamte
Position des Monopolkapitals gegenüber der ausländischen Konkur
renz und gegenüber der Arbeiterklasse geschwächt worden wäre und
womitdiepolitische Krise einequalitativ neue Stufe erreicht hätte. Ob
wohl diebeiden Monopolgruppierungen (Schwerindustrie - »neue In
dustrien« :Elektro-, Chemie-Industrie) darin übereinstimmten, daß die
Differenz zwischen der ökonomischen Potenz und derweltpolitischen
»Unterbewertung« derMacht des deutschen Imperialismus durch Ge
walt ausgeglichen werden müsse, bestanden auf dem Gebietder Wirt-
schafts-, Händeb- und Sozialpolitik zahlreiche strategische undtakti
sche Differenzen. DerLosung derMontanindustriellen »Gegen Sozial
demokraten helfen nur Soldaten!« stand das Bemühen der flexibleren
und »moderneren«.Kapitalisten gegenüber, durch sozialpolitische Teil
reformen das revolutionäre Potential in der Arbeiterklasse zu neutrali
sieren und kooperationsbereite Teile der sozialdemokratischen und ge
werkschaftlichen Führung in den Staat zu integrieren (Gossweiler,
1971, bes. S. 21 ff.). Die Kriegspolitik-deren Vorbereitung ebenso wie
der Eintritt in den Krieg selbst - diente demnach auch dazu, eme ge-
memsame politische Linie zur Lösung der bis 1914 akkumulierten so
zialen undpolitischen Widersprüche gewaltsam durch den autoritären
Obrigkeitsstaat zu erzwingen, die Raub- und Eroberungspolitik als
»Bmdemittel« zurDämpfung derzwischenmonopolistischen Konkur
renz, dieallgemeine Kriegsbegeisterung oderauch nur dieBereitschaft
zur »Vaterlandsverteidigung« als ideologisches Bindemittel für das
Kleinbürgertum und auch für das Proletariatund schließlich auch die
Etablierung eines Systems der staatsmonopolistischen Kriegswirt
schaftsverwaltung dazu zu benutzen, führende Vertreter der »neuen
Industrien« und des rechten Flügels der Arbeiterbewegung inden impe
rialistischen Staatzu integrieren.

Welche Ursachen hatte derAufschwung der»Protestfälle« sowie der
Streikbewegungen vor1914? Nach langen Jahren eines kontinuierlichen
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wirtschaftlichen Aufschwungs, der auch zu einer relativen Verbesse
rung der Lebensbedingungen führte, war nun inverschiedenen Erfah
rungsbereichen eine »Wende« zuspüren: DiePreissteigerungen und die
Verlangsamung derLohnsteigerungen konfrontierten Teile derArbei
terklasse mit ReallohnVerlusten (vor allem die Bergleute, die sich 1912
miteinem - imErgebnis freilich gescheiterten—Massenstreik zurWehr
setzten); die wachsende Kriegsgefahr rief zunädist - auch unter der
Führung derSPD, die maßgeblich andenFriedensaufrufen der II. In
ternationale (die noch einmal 1912 in Basel bekiüftigt wurden) mitge
wirkt hatte- massenhafte Protestbereitschaft gegen dieimperialistische
Kriegspolitik hervor (bis zu den »Friedensdemonstrationen« vom
Juli/August 1914); und schließlich provozierte die Weigerung derpreu
ßischen Regierung, das Drei-Klassen-Wahlrecht abzuschaffen, Anfang
1910 eine Welle von Massenversammlungen und -protesten. Julian
Marchlewski hat damals dieStimmung in der Arbeiterklasse wiefolgt
charakterisiert: »FürdieArbeiterklasse ergab sich diebittere Lehre, daß
in der jetzigen Phase der kapitalistischen Produktion auch die >fetten
Jahre« nur den Unternehmern zugute kommen, nicht aber denen, die
durchihrerHändeArbeitdieWerteschaffen« (Deutsche Geschichte, 2,
1967, S. 747).

Karl Kautsky hatte in dem bereits erwähnten Buch »Der Weg zur
Macht« auch dieneuen Kampfbedingungen derArbeiterbewegung, die
sich aus derEpochenwende ergaben, analysien. In dem Maße - so be
hauptete er-, wie sich dieweltwirtschaftlichen und-politischen Wider
sprüche zuspitzen, politisieren sich die Kämpfe derArbeiterklasse. Die
gewerkschahlichen Auseinandersetzungen um Löhne undArbeitsplät
ze, dieKämpfe fürFrieden undDemokratie gewinnen einen neuen In
halt. Die herrschende Klasse bt dazu übergegangen, die inneren und
äußeren Hindernisse der Kapitalakkumulation und ihrerMachtexpan
sionmitdirekter Gewalt zubeseitigen. Daherführt- soKautsky - jeder
Widerstand gegen diese Politik an dieMachtfrage heran.

Dievon dersozialdemokratischen Bewegung dieser Zeit - nach den
Organisations- und Wahlerfolgen dervergangenen beiden Jahrzehnte-
anerkannte Trennung des ökonomischen vom politischen Kampf, also
die »Arbeitsteilung« von Gewerkschaften und Partei, erwebt sich
ebenso wie die Trennung vonTagesaufgaben und dem »Endziel« der
proletarischen Revolution als eine Schranke, die die Anpassung an die
neuen Kampfbedingungen erschwert.

Das Buch von Kautsky stiftete einige Verwirrung. Der Parteivor
stand der SPD versuchte, die zweite Auflage zu blockieren, und das
»Correspondenzblatt« der freien Gewerkschaften antwortete miteiner
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wütendenPolemik.Kautskywurde der »Feindseligkeit« gegen dieGe
werkschaften beschuldigt; er leugne ihre »positiven Erfolge«, mache
ihre Organisationsarbeitverächdich. Kautsky erwiderte, daß er diese
Erfolge keineswegs geringbewerte. »Ichbehauptete bloß, wir dürften
nicht erwarten, daß die Gewerkschaften durchreingewerkschaftliche
Methoden das Proletariat in Deutschland noch einmalso mächtigvor
wärts bringen würden, wiees ihnen von 1895bis 1907gelang.Nicht das
Vorwärtsbringen, sondernüeMethode wirddamitinFragegestellt« (S.
10).Er macht daraufaufmerksam, »daßdie relauveBedeutungdespoli
tischen und des ökonomischen Kampfes innerhalb der Arbeiterbewe
gung im For^ang der kapitalistischen Entwicklung wechselt« (S. 11).
Das Festhalten an den alten gewerkschaftlichen Methoden sowieam
»Errungenen« müssenotwendigdieMachdosigkeitgegenüberdenneu
en, aggressiven Strategien der herrschenden Klassenkräfte nach sich
ziehen.»Überwindung der Rüstungspolitik, Überwindungder Beherr
schungdesStaatesdurch Krautjunker und Schlotjunker, alsoDemokra
tisierung desReiches, daswerdenjetztdiewichtigsten praktischen Auf
gaben des deutschen Proletariats. Sie müssen gelöst werden, soll sein
Aufsdeg seinen Gang nehmen. Mitrein gewerkschafdichen Methoden
sind sie sicher nicht zu lösen. Ebenso sicher aber nicht ohne starke,
kampffähige und ihrer Kraft bewußte Gewerkschaften« (S. 12). Kauts-
kys Prognosen waren von außerordendicher Präzision. Aber schon ab
1910-vor dem Hintei^rund der Massenbewegung für die Wahlrechts
reform- grenzte er sich als Wortführer des »Marxistischen Zentrums«
gegen die vor allem von Rosa Luxemburg vertretene revoludonäre
Linkein der Partei ab (Grunenberg, Massenstreikdebatte, 1970). Wäh
rend Luxemburg- wie Kautsky noch 1909 - vom Beginneiner revolu-
donären Phase ausging, in der die Massenbewegungen in den polid-
schenMassenstreik mitder Losung»Demokratische Republik« Überge
führtwerden müßten, setzte Kautskydieser»Niederwerfungsstrategie«
sein Konzept der »Ermattungsstrategie« entgegen. Kautsky verstand
darunterdiePraxis, »denKrieg gegen denbestehenden Staatunddiebe
stehende Gesellschaft in einer Weise zu führen, die das Proletariat be
ständigstärkt, seineGegner beständigschwächt, ohne sichdabeizu ei
ner Entscheidungsschlacht provozieren zu lassen, so lange wir die
Schwächeren sind« (ebd. S. 186). Er wolltealso nicht den politischen
Massenstreik verwerfen, sondernlediglich in der konkretenpolitischen
Situationdas »Kmftesammeln« inden Vordergrundrücken, umeineka
tastrophale Niederlageder Arbeiterbewegung zu vermeiden.

Der rechteFlügelinder Partei- vor alleminder Partei- und Gewerk-
schaftsführung - wolltejedochwedervonder »Niederwerfungs-« noch

121



von der »Ermattungsstrategie^ etwaswissen. Er versuchte, dieMassen
bewegung dieser Periode (von den Wahlrechtsdemonstrationen über
dieStreiksbis hin zum Wahlerfolg desJahres 1912) alsein Druckmittel
zu benutzen (und gleichzeitig zu begrenzen), um in Reichstag und in
Länderparlamenten dieÖffnung zu einerKoalitionspolitik mit den Li
beralen(Anfänge des »Sozialliberalismus«) durchzusetzen und um die
klassischen Forderungen der Reformpolitik umsowirksamer zu vertre
ten. Gleichzeitig stärkten organisatorischeReformenin der Partei, Ein
griffeindas Pressewesenu.a.m., diePositiondes rechtenFlügels,wobei
vor allem die Gewerkschaftsführung auf der möglichst unpolitischen
Vertretung der unmittelbaren Tagesinteressen der Lohnabhängigen be
stand (vgl. ausführlich, Fülberth/Harrer, 1974, S. 84 ff.).

Während also auf der einen Seite die Politik des herrschenden Blocks
immereindeutiger dieKriegsvorbereitung und den Krieg selbstalsMit
tel zur Lösungder sichverdichtenden, krisenhaften Widersprüche be
griff, vollzog sich innerhalb der sozialdemokratischen Arbeiterbewe
gung eine Rechts-Links-Differenzienmg, die die spätere Spaltung
schon im Keim vorwegnahm. Obwohl erst in der zweiten Hälfte des
Krieges und in der revolutioiüren Nachkriegskrise diese Differenzie
rung organisatorische Konsequenzen zur Folge hane (USPD, 1917,
KPD 1918/19) und zugleich imMassenbewußtsein nachvollzogen wur
de, so zeichnete sich doch schon vor 1914 - und vor allem dann bei
Kriegsbeginn imAugust1914 - eineLiniesozialdemokratbcher Politik
ab, die bereit war, für ihre staatspolitische Anerkennungsowie für die
Anerkennung von Teilen ihres Reformprogramms den hohenPreis ei
nes Klassenkompromisses zu entrichten, der- vor allem dannmitdem
Eintritt in den Krieg- als ein Blockdes »nationalen Notstandes« zur
Bewältigung einer »Existenzkrise der Nation« installiert wurde.

Es mag zunächst als ein Widerspruch erscheinen, daß diese sozial
partnerschaftliche Integrationspolitikdominant wurde, als sich gerade
in der Arbeiterklasse ein Radikalisierungsprozeß anzudeuten schien,
wie er in der höheren Streik- und Demonstrationsbereitschaft zum
Ausdruck kam. Daß er verhüllt wurde und dann in der chauvinistischen
Welle vomAugust 1914 zugunsten der Kriegspolitik aufgelöst wurde,
hane zahlreiche Ursachen: Zum einen bediente sich auch der rechtsso
zialdemokratische Integrationismus einer radikalen Rhetorik und er
identifizierte sichzugleich mitdenunminelbaren Interessen undForde
rungen, diein denMassenaktionen zur Geltung kamen (Demokratisie
rung, Lohnsteigerung, Abwehrder Kriegsgefahr). Wenn solche Aktio
nen immer wieder »von oben abgewürgt« wurden (z.B. die Wahl
rechtsdemonstrationen imFrühjahr 1910 oderder Bergarbeiterstreik im
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März 1912),konnte dies daher noch als taktisches Manöver nnißverstan-
den werden. Zudem entsprach diese Politik auch dem Bewußtsein gro
ßer Teileder Arbeiterklasse selbst, die zwar eineReform der bestehen
den Verhältnisse und eine schrittweise Verbesserung ihrer Lebensbe
dingungen (wie inden Jahren zuvor) - aber eben keinen gewaltsamen,
revolutionären Bruch wollten, und die sich dem Einfluß der herrschen
den Vaterlands- und Kriegspropaganda nicht entziehen konnten.
Schließlich hatauch diequantitative undorganisatorische Schwäche der
Linken, die bei Kriegsausbruch in offene Hilflosigkeit umschlug, ver
hindert, daß die erhöhte kämpferische Bereitschaft inder Arbeiterklasse
mitderpolitischen Perspektive revolutionärer Veiänderungen verbun
den werden konnte.

Sowaresunvermeidlich, daßmitdemAusbruch desKrieges eine Si
tuation entstand, in der die strategische Kalkulation desherrschenden
Blocks voll aufging. Ichwill weder dieEreignisse dieser Periode imein
zelnen rekapitulieren nochdieDebatte aufgreifen, inwelchem Ausmaß
tatsächlich die deutsche Arbeiterklasse vom Hurra-Patriotismus der
»Augusttage« erfaßt und aufdieStraße getrieben wurde (vgl; Deppe,
u.a., Blätter, 1979.4,S. 489 ff.). Vielmehrinteressierthier in erster Li
nie dieFrage, wie angesichts derZuspitzung derpolitischen Krise klas
senübergreifender Konsensus mobilisiert werden konnte, der die
sozialökonomischen Erfahrungen derMassen neutralisierte bzw.inden
Hintergrund treten ließ. DerKrieg bedeutet dieVerabsolutierung der
Gewalt, die allenpolitischenVerhältnissen innewohnt. Die Verschleie
rungdertatsächlichen ökonomischen undpolitischen Machtinteressen,
um derentwillen derKrieg gefuhrt wird, vollzieht sich injener ideologi
schenForm einer extremen »illusorischen Gemeinschaftlichkeit«, wie
siesichin der Vaterlandsverteidigung sowie im Appell andiehöchste
Form der Opferbereitschaft - nämlich die Bereitschaft, das Leben zu
geben—konzentriert. Esgibt—wie derKaiser proklamierte—keine Par
teien mehr, sondern nur noch Deutsche. Alle stehen m der »Stunde der
höchsten Gefahr« zusammen, um den »Mächten des Bösen« zu wehren.
Sie stellen ihre partikularen Interessen zurück, sie unterwerfen sich
freiwillig dem politischen Zwangssystem, das mit dem Ausbruch des
Krieges installien wird, und ihre Opfer werden - bis zumExtremdes
»Heldentodes« - mitdem Heiligenschein des nationalen Gemeinwohls
versehen.

Dieser politisch-ideologische Mechanismus derKrisenbewältigung,
der auch Ende 1914 große Teile der Arbeiterklasse gefügig machte,
konntenur funktionieren, weil dieFührungderSPDundder Gewerk
schaften Anfang August 1914 auf diese Linie der »Gemeinschaftlich
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keit« (Burgfriedens-Policik) überging, die Propaganda vom »Verteidi
gungskrieg« vollübernahm unddieBeteiligung imApparat derimperia
listischen Kriegspolitik durch den demonstrativen Verzicht auf alle
Kampfmittel sowie durcheinezumTeilzügellose chauvinistische Pro
paganda in der Presse der Arbeiterbewegung honorierte. Erst im Ver
laufedesKriegs brachdieser reaktionäre »nationale Block« auseinander
- bis damiim Jahre 1918 eine revolutionäre Situation heranreifte. Die
Widerspruchskonstellationen, die sich schon in der politischen Vor
kriegskrise abgezeichnet hanen, wurden jetzt durch die Kriegserfah
rung selbst erhärtet. Auf der einen Seitebereitete die Kriegsniederlage
einePolarisierung innerhalb der herrschenden Klasse vor: Während die
aggressivsten Kräfte auf unbedingte Offensive, Annexionsfrieden und
Verschärfung der Diktatur nach innen orientierten,gingen die »gemä
ßigteren« Kräfte des Monopolkapitals angesichts der zunehmenden
Aussichtslosigkeit, den Krieg zu gewinnen, auf Positionen über, die
nachaußeneinen»Verständigungsfrieden« undnachinnendieHerstel
lung einer politischen Bündnisachse mit dem rechten, integradonisti-
schen Flügel derArbeiterbewegung anstrebten. Auf der anderen Seite
hatdieKriegs.erfahrung - ander Frontwieinder Kriegswirtschaft - all
mählichdie Opferbereitschaftder Arbeiterklasse zerstört und Positio
nendesWiderstandes aufgebaut, indenensichderProtestgegen dieun
erträglichen Lebensbedingungen mit der Forderung nach der Beendi
gungdesKrieges und- inden linken,organisierenden ZentrendesWi
derstandes - nach einer revolutionären Umwälzung der Herrschafts
verhältnisse imeigenen Landverband. Soentwickelte sichauchim»La
ger« der Arbeiterbewegung eine Polarisierung, diedannab 1918/19 in
derSpaltung ihres rechten undlinken Flügels manifest wurde: Während
der rechte Flügel diePolitik der »Klassenzusammenarbeit« auch wäh
rend und nach der Revolution fortsetzte (jetzt freilichmit den gemäßig
ten Kräften des Monopolkapitals und auf dem Boden der Republik, die
durch den Zusammenbruch des alten Herrschaftsapparates und den
Druck der Massenbewegung erzwungen worden war), konzentrierte
sichdieLinkeaufpolitische Kämpfe, indenendieVerteidigung derLe
bens- und Uberlebensinteressen der Lohnabhängigen mit der Frageder
politischen Macht,der Infragestellung der Staatsmacht und der gesell
schaftlichen Machtdes Kapitals, verschmelzen sollte.

Kautsky hane also recht,alser 1909 prognostizierte, inder bevorste
hendenEpocheseien mitdenklassischen Methoden gewerkschaftlicher
Politikkeine Erfolge mehrzu erzielen. Und - wennmandieEntwick
lungab 1917/18 berücksichtigt - auch Rosa Luxemburg hatte richtig
vorausgesehen, daßin einer Periode derzugespitzten politischen Krise
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der politische Massenstreik zur wirksamsten und notwendigen Waffe
des proletarischen Klassenkampfes wird. Beide hatten aber 1909/10
nicht vorausgesehen, daß mitdem Eintritt indenKrieg zunächst einmal
eine geradezu unglaubliche Wende nach rechts durchgesetzt werden
konnte, diegroße Teile der Arbeiterklasse an den herrschenden Block
und seineIdeologie band und zugleich einetiefgreifende Spaltung der
sozialdemokratischen Arbeiterbewegung einleitete. Erst nachdem die
herrschenden Klassen mit dem Kriegseintritt die nationalistische Ho
mogenität undOpferbereitschaft biszumExtrem gesteigert hatten(und
dabei alle sozialökonomischen Konflikte aus dem »politischen Feld«
gleichsam herausdrückten) underst nachdem dasScheitern dieser Stra
tegie, dieKrise mitdenMitteln derunmittelbaren, militärischen Gewalt
und der ihr entsprechenden ideologischen Massenmobilisierung zu lö
sen, im Verlaufe des Krieges (ab Ende 1915) auch für dieVolksmassen
physisch und materiell erfahrbar wurde- erst jetzt reifteimpolitischen
Krisenzyklus eine Konstellation heran, in der - alsFolgeder militäri
schen Niederlagen und ihrer Rückwirkungen auf den Herrschafts
apparat wie die alltäglichen Lebens- und Arbeitsbedingungen der Ar
beiterklasse - jedeAktion und Forderung nach der Verbesserung der
Lebensmittelversorgung, nacheinerLockerung der Kriegsdiktatur (vor
allem in den Betrieben der Rüstungsproduktion), nachder Beendigtmg
desKrieges zugleich einepolitische Forderung war. Diesewurdenäm
lich nicht nur mit der offenen Gewalt der staatlichen Repressionsappa
ratekonfrontiert, sondernsignalisierte gerade dasAuseinanderbrechen
jenes nationalistischen Konsensus, der den herrschenden Klassen die
Kriegspolitik als Mittel zur Sicherung ihrerHerrschaftsinteressen und
zur Neutralisierung des inneren Klassenantagonbmus von Lohnarbeit
und Kapital überhaupt erst ermöglichthatte.

Der politische Krbenzyklus verlief alsoin verschiedenen -kurz auf
einanderfolgenden-Phasen: Ab 1910zeichnetsichder Epochenwandel
ab und wird von einigenTheoretikern des linken Flügelsder Arbeiter
bewegung deutlich - auch in seinen politischen Konsequenzen—er
kannt. Die Arbeiterbewegung reagiertauf die neuenWidersprüchemit
einer Wellevon politischenDemonstrationen und Streiks. Der aggres
sive Flügel des herrschenden Blocks bereitet den Krieg als Mittel zur
Uberwindung jenerSchrankenvor, dieseinerMachtexpansion aufdem
Weltmarktwie im eigenen Lande entgegenstehen. BeimAusbruchdes
Krieges kommteszueiner»Wende nachrechts«, zurBildung eines »na
tionalistischen Blocks«, dessenBindungsfähigkeitgegenüberder Arbei-
terklässe auch durch die Einbeziehung des rechten Flügels derArbeiter
bewegung in den imperialistischen Herrschaftsapparat erhöht wird.
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ErstimVerlaufe desKri^es, alsdieweltpolitischen Ziele derKriegspo
litikscheitern, derHerrschaftsapparat »von derSpitze her« zerfallt und
»vonunten« hersichMassenwiderstand, derab1917dieFormvonpoli
tischen Massenstreiks annimmt, formien, entwickelt sich eine revolu
tionäre Situation, in der der nationalistische, klassenübergreifende
Konsensus vom August 1914 zerbricht und eineUmgruppierung der
Klassenkräfte erzwungen wird.

DieArbeiterklasse hatte also zunächst dieZiele, fürdiesieinderPe
riode derPolarisierung vor1914 eintrat (Demokratisierung, Verhinde
rung eines Krieges, Lohnsteigerung) nicht erreichen können. Im Ge
genteil - mit Kriegsbeginn erfolgte gerade auf diesen Gebieten ein
furchtbarer Rückschlag, der freilich zunächst durchdiechauvinistische
Begeisterung verschleiert wurde. Erst in dem Maße, wie durch die
Kriegserfahrungen selbst die wirklichen Ziele der herrschenden Klasse
für die Massen erfahrbar und erkennbar wurden, konnte auch dieser
Rückschlag bewußt werden. Die Niederlage der Arbeiterbewegung
wurde dahermiteiner zeitlichen Verzögerung verarbeitet - jetztwarje
doch angesichts des Scheitems derKriegszielpolitik derHerrschaftsap-
parat desalten Systems enormgeschwächt und konntenur daraufhof
fen, durch ein Bündnis mit dem rechten Flügel derSozialdemokratie
(das freilich erhebliche politische und wirtschaftliche Zugeständnisse
erforderte) den revolutionären Ansturm auf die Macht zu überstehen.
UnsereAnalyse hat jedoch verdeudicht, daß diese Verzögerung durch
die»geistig-moralische Wende« vom Augüst 1914 nachhaltig beeinflußt
würde. Zugleich scheint sich die- auch durchdieAnalyse desvorange
henden Kapitels unterstützte - Vermutung zu bestätigen, daßder »au
toritär-populistische Diskurs von oben«, die nationalistische »Anru
fungdesVolkes« nichtnur dazudient,Herrschaftsinteressen und -Stra
tegien ideologisch zu verschleiern, sondernvor allem über dieNeutrali
sierungvon sozialen und ökonomischen Konflikt- und Widerspruch
serfahrungen beider Masse der »Subalternen« eineMassenbasis für die
Politik der reaktionären Wende zu mobilisieren.

3.2. Die Krise der Weimarer Republik

Die gesamtePeriode der WeimarerRepublik unterscheidet sich in ihren
sozialökonomischen und politischen Strukturmerkmalen grundlegend
von der Vorkriegsentwicklung. Währendwir hier ein kontinuierliches
ökonomisches Wachstum bis 1913 sowie eine - vor allem über die
Weltmarktkonkurrenz vermittelte - Verdichtung von politischen Kri
senprozessen in der unmittelbaren Vorkriegsphase festgestellt haben.
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Tabelle 2; Daten zur ökonomischen, sozialen und politischen Entwicklung 1920 bis 1933

Jahr Induscrie- Arbeitseinkonuneii Lebens- Arbeitslosett- Sueilu- ausgef. FreieGcwerksch./ Wahlen - Reichstag')
produk- Industrie/ Haltung/ quote*) Arbeitstage*) MltgUedei^)

tion*} Handwerk') Preisindex*)
Arbeiterblock Recbtsradik. Büigerl.Mitte

1928 » 100 Mark 1928 » 100 1928 »100 \n % 1928 » 100 in 1000 1928 - 100 Mio. 1928 - 100 % - 100 % IOC % 100

1920 54 ./. ./. ./. ./. 15444 181 8,5 170 41,7 113 15.1 49 41,0 146

1921 65 ./. U8 28 22596 265 8,1 162

1922 70 1>1 17 23383 274 8,5 ' 170
1923 46 ./. ./. 4,1 65 11014 129 7.6 152

1924 69 1332 66 86 -' 4,9 77 13427 157 5,0 100
33,9

35,3

92

96

26,0
23,5

85

77

33,9
37,0

120

131

1925 81 1677 83 93 3,4 53 11259 132 4,5 90

1926 78 1711 85 93 10,0 158 886 10 4,3 86

1927 98 1854 92 97 6,2 98 2669 33 4,5 90

1928 100 2001 100 100 6,3 IOC 6519 100 5,0 100 40,5 HO 16,8 55 33,3 IIS

1929 100 2131 106 101 8,5 134 1852 21 5.3 106

1930 87 2131 106 97 14,0 222 3600 42 5,2 104 37,6 102 .25,3 83 27,0 96

1931 70 1947 97 89 21.9 347 1569 18 4,8 ' 96

475 1127 13 3.9 78
36,1 98 43,2 142 18,3 65

1932 58 1651 82 80 29,9
37,3 101 41,4 136 18,2 64

1933 66 1566 79 78 25,9 411 70 0 ./. ./. 30,6 83 51,9 170 15,9 56

Quellen;
1)p. Petzinau. a., Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch, III, München1978,S. 61.
2) W. G. Hoffmann, Das Wachstum der deutschen Wirtschaft, a.a.O., S. 471.
3) D. Petzina u.a., a.a.O., S. 107.
4) Ebd., S. 119.
5}Ebd., S. 114.
6) F. Deppe/W. Rofimann, Wirtschaftskrise, Faschismus, Gewerkschaften 1929-1933, Köln 1981,S. 41.^
7) D. Petzinao.a., a.a.O., S. 74. Arfaeiteiblt^i'SPD, USPD, KPD; Recburadikalet NSDAP, DNVP; Bürgerliche Mitte: DVP, BVP, Zentrum, DDP, Wirtschaftspartei.



veraiittelt schon em erster Blick auf die ökonomische und soziale Ent
wicklungzwischen 1919/20 und 1930 einvollständig verschiedenes Bild
(vgl. Tab. 2 und Schaubilder 4 bis 6). Nur in der Phaseder »relativen
Stabilisierung« (1924—1928/29) findetein kräftiges Wirtschaftswachs
tum statt, das von einer Erhöhung der Arbeitseinkommen begleitet
wird. Allerdings mußbeider Analyse derReallohnentwicklung beach
tet werden,daßdiese- nachAngaben vonJ. Kuczynski - »nureinmal,
imJahre 1928, dasVorkriegsniveau von 1913/14 (erreichen). Siestiegen
mit einer Unterbrechung im Jahre 1926 von 1924 bis 1928und gingen
dann, diesmal ohne Unterbrechung, bis 1932 zurück, als sie sich um
rund 15Prozentunterdemniedrigen Standvon 1924 bewegten undwe
nigeralszwei DrittelderReallöhne von1928 ausmachten« (Kuczynski,
1966,S. 218). Die gesamtePeriode vom Beginn des ersten bis zum Be
ginndeszweiten Weltkrieges (1914—1939) istalsodurchdenRückgang
der materiellen Produktion, die Zerrüttung des Welthandels, die Ver
elendung derArbeiterklasse unddurchwachsende Verwertungsschwie
rigkeiten des Kapitals, die dann in der Weltwirtschaftskrise nach 1929
kulminieren, charakterisiert.

Die Schaubilder lassen deutlich die Drei-Phasen-Einteilung der
Weimarer Republik erkennen;

Die nachrevolutionäre Phase dauert bis 1923. Es handelt sich hier of

fenbarumeinehochpolitisierte Zeit; denneinige der >normalen< sozial
ökonomischen Gesetzmäßigkeiten sind außer Kraft gesetzt. Beiinsge
samt schwachem —1923 unter dem Einfluß der Inflation und der Ruhr
besetzung noch einmal stark abfallendem - Wirtschaftswachstum,
bleibt gleichzeitig die Quote der Arbeitslosigkeit auf einem niedrigen
Niveau.Dieseungewöhnliche Beziehung weistebensowieder enorme
Anstieg der Streiktätigkeit bis 1922 auf eine Kräftekonstellation der
Klassen hin, in der das Kapital ökonomisch und politisch relativ
schwach warundaufderanderenSeitedieMachtder Arbeiterbewegung
gesrärkt worden war. Nicht nur dieStreikpraxis (diefreilich mehr und
mehr defensiven Charakter gewann), sondern auch die Mitgliederzah
len der Gewerkschaften und die Stimmanteile des »Arbeiterblocks«^ bei
den Wahlen- bei gleichzeitiger Schwäche des rechtsradikalen, antire
publikanischen Blocks - unterstreichen diese Linksverschiebung im
Kräfteverhältnis der Klassen. DieRadikalisierung undPolitisierung der
Arbeiterklasse, die der Weltkrieg bewirkt hatte, hielt auch noch nach
dem gescheiterten »Ansturmauf die Macht« an. Der Widerstandgegen
die fortdauernde materielle Verelendung verbandsichmit der Verteidi
gung der sozialpolitischen Errungenschaften der November-Revolu
tion (vor allem: 8-Stunden-Tag) und dem Kampfzur Abwehr reaktio-
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närerAnschläge auf die Republik (Kapp-Putsch 1920). Die Kampffä
higkeitder Arbeiterklasse, dieauchin deraußergewöhnlichen Verdich
tung der politischen Streiks zum Ausdruck kam (vgl. Tab. 3), wurde
durchdieVollbeschäftigung unddurchdieKonzentration aufeinheitli
cheZielsetzungen (z.B.Verteidigung des8-Stunden''Tages, Kampf ge
gen die Inflation 1922/23) erleichtert (Stolle, 1980, S. 242 ff.).

In der Phase der »relativen Stabilisierung« stellen sich kurzfristig
wieder »normale« Verhältnisse her. Die Industrieproduktion erhöht
sich um gut 30 Prozent; die Arbeitslosenqüote folgt jetzt wieder den
Schwankungen der Konjunktur (vgl. das Jahr 1926), bewegt sich aber
aufeinem wesentlich höheren Niveau als inderVorkriegszeit. Auch die
Streiktätigkeit reflektiert jetzt wieder den Druck der sozialökonomi
schen Gesetzmäßigkeiten: sie fällt ab 1924 kontinuierlich ab und er
reichtnur imJahre 1928 einen letztenHöhepunkt. Darinspiegeln sich
natürlich nicht nur ökonomische Prozesse wieder, denn die Stabilisie
rungder Weimarer Republik vollzieht sich nichtnur in der Folge der
Währungsscabilisierung und der Lockerung der Reparationsverpflich
tungen durch den Dawes-Plan, sondern auch auf dem Boden einer
schweren politischen Niederlage, diedieArbeiterklasse indenKämpfen
bis zum Spätherbst 1923 hatte hinnehmen müssen. Der Einbruch bei
den Gewerkschaftsmitgliedern (Verlust von 4 Mio. Mitgliedern zwi
schen 1920 und 1925) signalisiert diesen Wandel ebenso wiederStimm
verlustdesArbeiterblocks (beistarkenGewinnen der Rechten) beiden
Reichstagswahlen desJahres1924. Dennochdeutet sichzum Endedie
ser Phase (1928/29) eine»Erholung« derArbeiterbewegung an. DieEr-

Tabelle 3; Politische Streiks 1918-1923

Jahr Zahl der betroffene Geaamtzahl der Höchstzahl der Sunune der

Streikt Beniebe in diesen gleichzeitig durch Streiks
Betrieben Streikenden entfallenen

Beschäftigten einschl.der ge Arbeitstage
zwungen Fetemden

1 2 3 4 5 6

1918 241 6302 1760385 934300 3766456

1919 902 12871 3568403 2593636 12934768

1920 4408 149535 7260500 6797179 36504142

1921 435 2768 716596 513497 3751504

1922 160 4824 443573 352565 346306

1923 47 3506 470672 320801 1032952

Quelle:TenfeUe/Volkmano (Hng.), Streik, München 1981, S. 312.
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Schöpfung, diederNiederlage von 1923 gefolgt war,schebt nunmehr-
auch angesichts der veränderten ökonomischen und politischen Rah
menbedingungen —durch neue Ansätze der Kraftentfaltungüberwun
den zu werden; Die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder steigt noch ein
malan und beidenWahlen desJahres 1928 erzieltdie Linkebeträchtli
che Sdmmengewbne, während der Rechtsblock starke Verluste hm-
nehmen muß.

Die Krise der Weimarer Republik beginnt mit dem Einbruch der
Konjunkturab 1930 undder Vervielfachung derArbeitslosenzahl. Jetzt
wirken die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten wie em brutaler Hebel,
der- natürlich flankiert durchdiepolitische Offensive derRechtsktäfte
und des Faschismus - die Arbeiterklasse b die Defensive trieb, fort
schreitendentmachteteund schließlich dieZerstörungder Republikwie
dieVernichtungder Arbeiterbewegung ebleitete. AlleIndikatoren, die
die Macht und Kampffähigkeitder Arbeiterbewegungausdrücken, rut
schen jetzt dramatisch nach unten ab: Die Streikpraxis ebenso wie die
Anzahlder Gewerkschaftsmitglieder. Die Stimmanteile des »Arbeiter
blocks« bleiben zwischen 1930 und der November-Wahl 1932 kon-
stanif - gleichwohl signalisiert nunmehr der steile Anstieg der
NSDAP-Stimmen, der vor allemdurch Einbrüche in die »bürgerliche
und klebbürgerliche Mitte«begünstigtwird, die »Wendenachrechts«,
die dann am 30. Januar 1933 mit der Einsetzung des ersten Kabbetts
Hider politisch zementiert wird.

DieseDaten vermittelnatürlichein unzulängliches Bildvon den sich
verändernden Beziehungen und Kräfteverhälmbsen der Klassen sowie
derpolitischen und ideologischen Strategien, mit denendieorganisier
ten Klassenkräfte und der Staat auf die Veränderungen im ökonomi
schenReproduktionsprozeß und den Machtstrukturen reagierten. Und
doch hat uns die knappeInterpretationder Daten schonganz dicht an
die Problematik herangeführt, zumalwir jetzt- nach der Analyse des
»Vorkriegszyklus« - die Entwicklung des Systems der Klassenbezie
hungenb der Weimarer Republiknicht vorausse.tzungslos betrachten.
Der herrschendeBlock, der 1914 die militärische und ideologische Mo
bilisierung für den Krieg alsInstrumentzur Überwindung der Krisege
nutzt hatte, mußte 1918 eineschwereNiederlage hinnehmen. Die Re
publik, als Ergebnis der November-Revolution, und der »Versailler-
Vertrag« alsDiktat der siegreichen imperialistischen Konkurrenten wa
ren gleichsam die Eckpfeiler dieser Niederlage und wurden deshalb
auchvonder völkischen, deutsch-nationalen Propagandaattackien, die
die»Überwbdung vonVersailles«, denKampf gegen die»November
verbrecher« und »Verzichtspolitiker« in den Mittelpunkt rückte.
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Die politische Strategie des Monopolkapitals und der politischen
Kräfte, dieesumsich zugruppieren vermochte, mußte sich aufdie Be
seitigung von zwei entscheidenden - eng miteinander verflochtenen -
Hindernissen für dieSicherung und EntfaltungihrerMachtkonzentrie
ren: Auf der einen Seite ging es darum, mit der Rekonstruktion und
Modernisierungdes Produktionsapparates erneut auf dem Weltmarkt
an eine Spitzenpositionzu gelangen. Dazu mußte vor allemder Druck
derReparationen aufdie Akkumulationsfähigkeit des deutschen Kapi
tals gelockertwerden. Auf der anderen Seitemußte die Republik stets
alsein Unsicherheitsfaktorfür die Realisierung dieserStrategieerschei
nen- nicht nur, weil sie 1919in der Form einesKlassenkompromisses
begründet wurde, in dem die Sicherungdes Privateigentums mit dem
(freilich niemals verwirklichten) Anspruch auf Sozialstaatlichkeit und
die »Parität« von Kapitalund Arbeit (sodieWeimarerReichsverfassung
im Art. 165) verbunden war, sondern auch, weil die politische Form der
demokratischen Republik den Parteien der Arbeiterbewegung einen
größeren Freiheitsraum für ihre Betätigung und - über Wahlen - den
Zugang zur Teilhabe an der staatlichenMacht eröffnete. Obwohl der
realistischer denkende Flügel desMonopolkapitals-zumalin Perioden
zugespitzter Klassenauseinandersetzungen wie nach 1918/19 - die
Notwendigkeit solcherKompromissemitder SPDdurchausanerkann
te, so mußteer einesozialdemokratische Regierungsbeteiligung (ebenso
wiedierechtlich institutionalisierte Kooperation mitdenGewerkschaf
ten) immer auch als Zeichen der eigenenSchwäche ansehen. Die Ver
wirklichung der Hauptziele des deutschen Imperialismus, die Ober
windung der Niederlagedes ersten Weltkrieges, war blockiert, solange
der Staatsapparat und seineMacht nicht tmeingeschiänkt für die »Re
vanche für 1918« - nach innen und außen - eingesetzt werden konnte,
sonderninseinerHandlungsfähigkeit durchsozialstaatliche und -politi
scheAnsprücheder Arbeiterbewegung sowiedurch eineAußenpolitik
behindert war, die auf dem Wegeder »Verständigung« (vor allemnach
Westen) den Druck der Diskriminierungen des Versalller-Vertrages
zwar lockerte, aber nichtbereit und in der Lagewar (u.a. aufGrund der
begrenztenSchlagkraft der Reichswehr), dieseAuflagen mit Gewaltzu
beseitigen.

Erst in der Krisenach 1930 reiften mitdem AufschwungdesFaschis
musBedingungen heran,um diesestrategische Linievollständig durch
zusetzen. Allerdings war in den vorangegangenen Phasen die gesell-
schafdiche und politische Machtdes Kapitals Schrittum Schrittrestau
riert worden. Ging es in der revolutionären Nachkriegsperiode - mit
Unterstützung der Sozialdemokratie und desrechtenFlügelsder Freien
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Gewerkschaften - noch um die Abwehr des revolutionären »Ansturms
aufdie Macht« und damit von grundlegenden Veränderungen derHerr-
schafts- und Eigentumsverhältnisse, so konnte schon abEnde1923 zu ,
einem systematischen Ausbau der bürgerlichen Machtverhältnisse
übergegangen werden. MitHilfe vonausländischem - vorallem ameri
kanischem - Kapital wurde nicht nurdieWirtschaft angekurbelt; viel
mehrwurde jetzt- durchaußerökonomischen wirdirekten ökonomi
schen Zwang- die gesellschaftliche Macht des Kapitals überdieArbeit-
vorallem in denBetrieben selbst - gefestigt. Dasersterein bürgerliche
Kabinett der Weimarer Republik verfügte daherüber Notverordnun
gen das Zwangsschlichtungssystem (dessen politische Wirkung erstin
derWeltwirtschaftskrise voll zur Geltung kam) sowie die Aufhebung
des 8-Stunden-Tages. Diese Schwächung derGewerkschaften, die noch
durch die »Massenflucht« der Gewerkschaftsmitglieder verstärkt wur
de, erlaubte nunmehr den Unternehmern die Durchsetzung einer um
fassenden Rationalisierung der Produktions- und Arbeitsmethoden
(Taylorisierung, Fordismus), die mit Arbeitsintensivierung, Dequalifi-
zierungsprozessen und einer enormen Freisetzung von Arbeitskräften
einherging. E.G. Schöck hatden Zusammenhang zwischen der Ratio
nalisierung undden Veränderungen des politischen Kräfteverhältnisses
vonKapital undArbeit wiefolgt charakterisiert: »Die Niederlage 1924,
die den Unternehmern erneut die zeitliche ungehemmte Verfügungs
gewalt überdie Ware Arbeitskraft verschaffte, sowie die Krisenphase
1925/26 unddiesie begleitende Arbeitslosigkeit, die esden Unterneh
mernermöglichte, dieSchwäche der Arbeiterklasse nun auchinnerbe
trieblich für eineungeheuer gesteigerte Arbeitsintensität auszunutzen,
müssen als entscheidende Einschnitte und Voraussetzungen für das
Kräfteverhältnis ab 1928 gewertet werden« (Schöck, 1977, S. 175).

Gleichwohl zeichnet sich das System der Klassenbeziehungen bis
1930noch durch ein relatives »Gleichgewicht« aus: Die Restauration
der gesellschafdichen Macht des Kapitals vollzog sich imRahmen der
republikanischen Institutionen, die 1928 einen Wahlverfolg der SPD
und deren Regierungsbeteiligung (Kabinett Hermann Müller) zuließen
undzugleich Zugeständnisse aufsozialpolitischem Gebiet (z.B.diege
setzliche Neuregelung der Arbeitslosenversicherung 1927) erzwangen.
Diese Gleichgewichtsbeziehung wurdeerst mit dem Beginn der Wirt
schaftskrise in Frage gestellt. Die Kapitalverbände eröffneten schon
1929ihre Offensive. Als Instrumente wurden nunmehr die »Kapitalbil
dung«, d.h. die Beseitigung von tarif-und sozialpolitischen sowievon
arbeitsrechtlichen Schranken der Profitproduktion sowie eine konse
quente staatliche »Deflationspolitik« gefordert, die im Innern die
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Staatsausgaben (eben vorallem imsozialpolitischen Bereich) undnach
außendie Reparationsschulden vermindern sollte. Ausder Interessen
lage des Kapitals stellte sich also die »Gewerkschaftsfrage« zunächst als
Problem der Kapitalverwertung: Die Macht der Gewer^chaften mußte
ökonomisch durch die Wirkungen der Krise, vor allem durch den
Druck der »Reservearmee« der Arbeitslosen, substantiell geschwächt
werden - und zugleich mußte dieser Druck durch politische Eingriffe
desStaates flankiert werden, diedieTariffreiheit (durchdasInstrument
derZwangsschlichtung und derNotverordnungen) beseitigen undüber
dieKürzung derstaadichen Sozialleistungen unminelbar aufdie Unter-
und Randschichten der Arbeiterklasse abwälzen.

Diepolitische Rechtsverschiebung, dieab 1930 indreiEtappen über
die Präsidialkabinette Brüning (1930—1932), Papen und Schleicher,
und dann - am30. Januar 1933 - durch das erste Präsidialkabinett Hit
ler durchgesetzt wurde, folgte dieser Logik. ErnestMandel hat diese
»Lösung der Gewerkschaftsfrage«, wie sie während der Weltwirt
schaftskrise inDeutschland bis zum Sieg des Hitler-Faschismus erfolg
reich betrieben wurde, wie folgt beschrieben; dabei hater zugleich die
allgemeine Interessenkonstellation herausgearbeitet, die in jeder Pe
riode der kapitalistischen Krise der Auseinandersetzung um die Ge
werkschaftsfrage zugrunde liegt: »Gelingt es freilich dem Kapital, die
Gewerkschaften undandere Selbstverteidigungsorganisationen derAr
beiterklasse - auch die politischen - entscheidend zu schwächen, jazu
zerschlagen; gelingt es ihm, das Proletariatsoweit zu atomisieren und
einzuschüchtern, daß jegliche Form kollektiver Verteidigung unmög
lich und die Arbeiterschaft wieder indie vom Standpunkt des Kapitals
>ideale< Ausgangsposition einerverallgemeinerten Konkurrenz vonAr
beitergegen Arbeiter versetzt wird, dann istessehrwohl möglich, 1.die
Reallöhne unterdem DruckderErwerbslosigkeit bedeutsam zusenken;
2. auchin der auf die Krise folgenden PhasedesAufschwungs den Ar
beitslohn nicht mehr aufden einstigen Ausgangspunkt zurückkehren zu
lassen, d.h. den Wertder Ware Arbeitskraft kurzfristig zu senken; 3.
durchManipulation, Abzüge und Gaunereien jeglicher Art den Preis
derWareArbeitskraft sogarunterdiesen gesenkten Wertzudrücken; 4.
gleichzeitig die durchschnittliche gesellschafdiche Arbeitsintensität
deutlich zuerhöhen undsogar tendenziell denArbeitstag zuverlängern.
DasErgebnis alldieser Änderungen kannnur ein rasches und bedeut
sames Wachstum der Mehrwertrate sein« (Mandel, 1972, S. 148/149).

Die Zerstörungdesrelativen Gleichgewichts der Klassenkräfte ist je
doch niemals ein ausschließlich ökonomischer Vorgang. Obwohl die
Notverordnungs-Kabinette schon in der politischen Form der Präsi-
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dialdiktatur die wirtschafts- und gesellschaftspolitische Programmatik
des Reichsverbandesder Deutschen Industrie (RDI) exekutierten (dazu
noch - im Falledes Brüningschen Kabinetts - mit der »Tolerierung«
durch SPD und ADGB), bestanden nachwievor erhebliche Unsicher-
heitsfaktoren und Defizite: Die Bestandsfähigkeit des politischen Sy
stems gegenüber einem Linksrutsch bei den V/ahlen gehörte dazu
ebenso wie die abnehmende Integrationsfähigkeit der Parteien der
»bürgerlichen Mitte« undschließlich dieUnsicherheit darüber, ob sich
dieRadikalisierung der Teileder Arbeiterklasse, diesichder KPD zu
wandten, nicht doch zu einer revolutionären Infragestellung des Ge
samtsystems erweitem könnte bzw. obnicht doch inderArbeiterbewe
gung - etwa durch »Druck von unten« unddurch spontane Massenak
tionen - die Einheitsfront verwirklicht werden könnte. Außerdem hatte
deraggressive Flügel desMonopolkapitals auch inderPeriode der »rela
tiven Stabilisierung« nichtdasZiel aufgegeben, dieNiederlage imersten
Weltkrieg durch denerneuten gewaltsamen »Griffnach derWeltmacht«
wettzumachen.

Hier nun bot sich die faschistische Lösungsformder Krise an. Wie
immerauchTeile des Kapitals bis Ende 1932 einegewisse Distanz ge
genüber der NSDAPwahrten, so wußtensiedoch den Sachverhalt zu
schätzen, daß die Massenmobilisierung und die »geistig-moralische
Wende« nach rechts, die diesePartei mit ihrem Programmder gewalt
samen »Erneuerung« Deutschlands und der Korrekturder Ergebnisse
desersten Weltkrieges erreicht hatte,zugleich einen Aktivposten fürdie
radikalste Variante der kapitalistischen Krisenüberwindungsstrategie
bildete. In der epochalen Krise der bürgerlich-kapitalistischen Gesell
schaftder Zwischenkriegsperiode, die durch den Weltkrieg,die Okto
ber-Revolution in Rußland, die Weltwirtschaftskrise und in einigen
Ländern durch die Krisedes bürgerlichenParlamentarismus sowie ins
gesamtdurch eine tiefe Krise des auch im Alltag verhaltensrelevanten
»althergebrachten Wertesystems« erschüttert war, in dieser Krisensi
tuation resultiene die strukturelle Offenheit der monopolkapitalisti
schenwiederkleinbürgerlichen Interessen fürdenFaschismus zunächst
einmalausder Erfahrung, daß dieHomogenität der büi^erlichenpoliti
schen Herrschaft nicht mehr durch den spontanen Prozeß der politi
schenWillensbildung (imRahmender Institutionen desbüi^erlich-par-
lamentarischen Systems) sowie durch die Integration geseUschaftlicher
InteressenWidersprüche aufderEbenedes Staates und der ideologischen
Vergesellschafttmgsprozesse gesichertwerden kann. Diese Krise wird
eben darin politisch, daß der Staat nicht mehr die »maßgebende politi
scheEinheit«ist (CarlSchmitt).Die Massendemokratie (mitder Polari-
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sierung despolitischen Kräftefeldes) und der Kompromiß der »Sozial-
staatiichkeit« produzieren einen »Ausnahmezustand«; der Staat wird
darin handlungsunfähig, daß er gleichsam zur »Beute« organisierterge-
sellschafdicher Interessenwird und daß er nicht mehr ip der Lage ist,
den Klassengegensatz zu bändigen. Gerade hier greiftdas faschistische
Programm der »politisch-ideologischen Revolution« ein; denn es pro
klamiertdie»organische Vereinigung allerKräfteder Bourgeoisie inei
nemeinzigen Organismus unter der Kontrolle einereinzigen Zentrale«
(Gramsci), die gewaltsame Zerstörung der bürgerlichen Demokratie
und der Arbeiterbewegung, also eine»geistig-moralische Erneuerung«
über den autoritären Staat, der die Eigentumsverhältnisse sichert und
alle »zersetzenden Elemente« gewaltsam ausschaltet. Die »akut faschi
stische Situation« entsteht aber - wie Opitz gezeigt hat - erst dann,
wenn das »Versagen aller Instrumente der monopolkapitalistischen In
tegration«(Opitz, 1974, S. 588)offenkundigwird - und einesolcheSi-
tuadon war im Deutschen Reich Ende 1932/Anfang 1933 herangereift.

Die Eingabe beimReichspräsidenten Hindenburg, mit der führende
deutsche Industrielle, Bankiers und Großagrarier im November 1932
nicht nur die weitere Beseidgung des »bisherigen parlamentarischen
Parteienregimes«, sondern auch die Beteiligung von Hide'r und der
NSDAP an der Macht forderten, illustriert noch einmal besonders deut
lich die innere Struktur der Kriseninterpretation und der polidschen
Lösungsstrategie desreaktionären Blocks. Darinheißtesu.a.: »Wirbe
kennen uns frei von jeder engen parteipolitischen Einstellung (i.e.:
»GemeinwohU-Orientierung, F.D.). Wir erkennen in der nationalen
Bewegung, die durch unser Volk geht, den verheißungsvollen Beginn
einerZeit,diedurchÜberwindung des Klassengegensatzes dieunerläß
licheGrMnd/<ige/mV einenWiederaufstieg derdeutschen Wirtschaft erst
schafft. Wirwissen, daß dieser Aufstieg noch vieleOpfererfordert. Wir
glauben, daß diese Opfer nur dann willig gebracht werden können,
wenndiegrößteGruppediesernationalen Bewegung (i.e.: dieNSDAP,
F.D.) führendan der Regierung beteiligt wird«(nach:Kühnl, 1975, S.
161). Eineder wichtigsten Funktionen der NSDAPwirdalso daringe
sehen, daß sie daS Volkideologisch und politisch für die Opfer bereit
macht, die der neue Aufschwung der Wirtschaft erfordert.

Die Krise der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung in der End
phasederWeimarer Republik istindenvergangenen Jahrenintensiv be
arbeitet und diskutiert worden. Auf der einen Seite lebten gelegentlich
die alten Konfrontationsmuster aus der Periode der extremsten Spal
tung der Arbeiterbewegung wieder auf; andererseits hat die aktuelle
Krisenerfahrung immerwieder Fragen nachgeschichtlichen Parallelen
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aufgeworfen (zuletzt beim Sturz dersozialliberalen Regierung, derdie
Erinnerung an den Sturz des sozialdemokratisch geführten Kabinetts
Hermann MüllerimJahre 1930 wachrief).IchwilldieErgebnissedieser
Debatten nicht im einzelnen wiederholen (vgl. zuletzt Deppe/Roß-
mann, 1983), sondern mich darauf beschiänken, die wichtigsten Ein
sichten für den Zusammenhang von Krisenprozeß, Klassenauseinan
dersetzungen und die Politikder Arbeiterbewegung zu rekapitulieren:

DieArbeiterklasse wurdedurch die Krisenerfahrung geschwächtund
verunsichert. Schon nach der Niederlage von 1923/24war eine gewisse
»Erschöpfung« eingetreten. Jetzt riefen dieMassenarbeitslosigkeit und
der sozialpolitische Kahlschlag, aberauchder Aufschwung der faschi
stischen Massenbewegung Angst und Verunsicherung hervor. Die
Atomisierung der Arbeiter in der Konkurrenz umsÜberleben wirkte
also auch in dieserKrisenperiode, obwohl die politische Bindungder
Arbeiterschaftandiepolitischen OrganisationenderArbeiterbewegung
uiid an die Gewerkschaften, deren Organisationsmacht freilich durch
starke Mitgliederverluste ausgehöhlt wurde, relativ stabil blieb.
Gleichwohlwurde dieSchwäche der Arbeiterbewegung durch dieSpal
tung und Konfrontation zwischen SPD/ADGB und KPD verstärkt.
Deren Wurzelnreichenweitzurück (zumindestbisindieZeitdesersten
Weltkrieges, vgl. w.o.,S. ff.). Angesichts derKrisenerfahrung polari
sierten sich jedoch die strategischen Grundorientierungen von KPD
und SPD umso schärfer. Die SPD war nicht bereit und in der Lage, ei
nen Bruch mit der Logik der Klassenkooperation, des sozialpartner-
schafdichenIntegrationismus zu vollziehen,diesich zunehmendgegen
sie selbst richtete. Die Illusion, daß noch die »Tolerierung« der Brü
ning-Regierung den Bestand derRepublikgegen denAngriffder faschi
stischen Reaktion sichern könne, mußte letzdich die Handlungsunßi-
higkeitund Glaubwürdigkeitvon SPD und ADGB subsiannellschwä
chen. Die legalistische Fixierungauf den Staat, dessen demokradsche
Legidmadon nicht nur »von außen« bedroht, sondern »von innen«
schonlängstunterminiert war, verhindertezusammen mit demstarren
Antikommunismus und der bürokratischen Unbeweglichkeit der
SPD-Führung dieEntwicklung einerneuen politischen Linie, inderder
Kampffür die Verteidigung der Republik und die Abwehr des Faschis
mus mit neuen Formen des außerparlamentarischen und gewerkschaft
lichen Kampfes für die Verteidigung der unmittelbaren Lebensinteres
sen und eine Perspektive sozialisdscher Umgestaltungen (damit auch
neue Formen des einheitlichen Handelns der gesamten Arbeiterbewe
gung)hätte verbunden werden können. Der oftmals beklagte»Immobi
lismus«des Reformismus in dieser Periode hatte daher auch zur Folge,
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daß inderArbeiterklasse selbst Handlungsunfähigkeit, Ohnmachtsge
fühle und schließlich auch Resignation sich ausbreiteten.

Die KPDreagienestrategisch aufdieKrisemiteiner»revolutionären
Offensive«: Die»Todeskrise« des Kapitalismus wurde als Beginn einer
neuenPhaserevolutionärer Massenkämpfe angesehen, wobeiesfür die
Kommunisten auch darauf ankommen sollte, die sozialdemokratische
Hegemonie inder Arbeiterbewegung zu ihrenGunstenzu überwinden,
um auf diese Weise eineideologbch-politische Barriere für die revolu
tionäre Mobilisierung der Arbeiterklasse zu beseitigen. Zwar propa
gierte dieKPD immer wieder die»Einheitsfront« imKampf gegen den
Faschismus, dieökonomische Krise unddie Anschläge aufdieDemo
kratie. Gleichwohl hattesie immer wieder den Kampf gegen den »So
zialfaschismus« der SPD dermaßen überzogen, daß ihre durchaus
emsthaften Bemühungen indenJahren 1932 undAnfang 1933, auch mit
denFührungen vonSPDundADGB Kampfmaßnahmen gegen dieRe
aktion durchzuführen, ins Leere gingen - bei den Führungen derange
sprochenen Organisationen ebenso wiebeider großen Mehrheit ihrer
Mitglieder, die man noch für die revolutionäre »Einheitsfront von un
ten« gewinnen wollte.

Die Gewerkschaften wurdenzeitweilig zum »Schlachtfeld derfeind
lichen Brüder«. Da jedoch die linke Opposition in den ADGB-Ge-
werkschaften seitdemEndeder20erJahrekeinebedeutende Rollemehr
zu spielen vermochte, entbrannte derStreit weniger in der Organisa
tion, sondern bei Demonstrationen, Streiks oder Betriebsrätewahlen.
Und dochwaren esnichtinersterLinie diese internen Kämpfe im »Ar
beiterblock«, diedie schrittweise Entmachtung der Gewerkschaftsbe
wegung verursachten. Die ADGB-Gewerkschaften hatten bis 1928
mehrheitlich einPolitik-Modell akzeptiert, dasvonder Vorstellung ei
neskrisenfreien, »organisierten Kapitalismus« (Hilferding) ausging, die
Rationalisierung fast ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der»so
zialen Abfederung« bewertete unddasschließlich denEingriff desStaa
tes in die Beziehungen von Lohnarbeit und Kapital (z.B. über das
Schlichtungswesen oderüberSozialpolitik undArbeitsrecht) prinzipiell
alspositivanerkannte. MitdemBeginn der Krise wurdediese Konzep
tion in Fragegestellt; aberdie Gewerkschaften zögenen lange, umsich
politischaufdie neueSituationeinzustellen.Die neuenAntworten, die
dann mit denPlänen für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und schließ
lichmit demProgramm zum »Umbau deskapitalistischen Wirtschafts
systems« 1932gegeben wurden, kamennichtnur zu spät. Siezeichneten
sich außerdem durch denstruktureUen Mangel aus, daß siesichan den
(längst in die konservativePräsidialdiktatur verwandelten)Staat und an
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die ohnmächtige sozialdemokratische Reichstagsfrakdon richteten.
Daher zeigtensiekeinenWegfür eineautonomegewerkschafdiche Ak-
donsperspekdve, diedieeigenen Mitglieder, aberauchdieNicht-Orga
nisierten und die Arbeitslosen für den Kampf gegendie Krisenfolgen
und die Notverordnungspolitik hätte mobilisieren können. Obwohl
führenden Gewerkschaftern durchaus bewußt war, daß »an der Basis«
im Verlaufe des Jahres 1932 (bb zur Herbst-Streikwelle) die Bereit
schaftzur Gegenwehr,auchdieBereitschaftzum einheitlichen Handeln
der Arbeiterparteienstärker geworden war und daß - nach dem »Pa-
pen-Staatsstreich« gegen die PreußbcheRegierung vom20. Juli 1932 -
viele (auchsozial-demokradsche) Arbeiterund Funktionärekampfbe
reit waren und ein entschlossenes Handeln ihrer Führung (bis hin zum.
Generalstreik, der die Fragedes bewaffneten Widerstandes aufgewor
fen hätte) erwarteten,verharrtensie auf einerPosition des Immobilis
mus,der Abschottung nachlinks,desAppells andieDisziplin, der Illu
sion, durch die Wahl der SPD noch eine Veränderung des Kräftever
hältnisses herbeiführen zu können. Die »Öffnung nach rechts«, die
dann ab Ende 1932 von Teilen der ADGB-Führung betrieben wurde,
d.h.: die zunehmende Distanz gegenüber der SPD und die Anbiede
rungsversuche an die Nazi-Diktatur, die im April 1933 mit dem
ADGB-Aufruf zum 1. Mai 1933 einen beschämenden Höhepunkt er
reichten, warenso auch düe Konsequenz einerPolitik, die weitgehend
passivauf die Krise reagiert hatte und letztlich ihr Heil in der Rettung
der Organbation suchen mußte.

Diesestrategische Schwäche der Arbeiterbewegung wurdevonihren
Gegnern jedoch nicht zum Anlaß genommen, den »sanften Weg« der
Integrations-oder Kompromißpolitikzu wählen.Im Gegenteil- diefa
schistischeLösungsform der Krise nutzte diese Schwächenaus, um die
Arbeiterbewegung vollständig zu vernichten. Ausder Sichtder Profit
produktion und der kapitalistischen Herrschaftssicherung repräsen
tierte die organisierteArbeiterbewegung - auch im Zustande extremer
Spaltung und Desorientierung - nach wievor ein gewaltiges Stör- und
Bedrohpotential. Die herrschende Klasse fürchtete vor allem das Er
starken der revolutionären KPD seit 1930; die russische Oktober-Revo
lution und die erfolgreiche Verteidigung der Sowjetmacht in den Bür
ger- und Interventionskriegen hatte ebensowie der Schrecken der No
vemberrevolution, zumal angesichts der realen Verelendung der
Volksmassen in der Weltwirtschaftskrbe dievon der KPDpropagierte
reale Utopieeines »Sowjetdeutschlands« (indemaufgrund deshöheren
Industrialisierungsgradesauch ein höheres Lebensniveauab in der So
wjetunion möglich sei) bei Teilen der Arbeiterklasse mobilbierenden
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Anklang fand. Aberdie herrschende Klasse fürchtete auchden Refor
mismus - nicht nuraufgrund derorganisatorisch-politischen Macht, die
SPD undADGB nach wie vorrepräsentierten, sondern auch aufgrund
derTatsache, daßdas Kapital bei einer Wende der Konjunktur damit
rechnen mußte, mit den »aufgestauten« Forderungen der reformisti
schen Arbeiterbewegung konfrontiert zuwerden. Schließlich spieltebei
denpolitischen Planungen desreaktionären Blocks auch stetsdieÜber
legung eine Rolle, daß im Falle eines Zusammengehens derArbeiterpar
teien—sei es durch spontanenDruck von unten, seies durch bewußte
politische Korrekturen des bisherigen Kurses - schlagartig eine Verän
derungdespolitischen Kräfteverhältnisses zu Gunstender Arbeiterbe
wegung eintreten könnte. DieArbeiterbewegung jenerZeit leitete ihre
Macht nämlich nicht nuraus ihren politischen undgewerkschaftlichen
Organisationen ab. Die Klassenidentität des proletarischen »Lagers«
stütztesich zudem aufdieVielzahl derkulturellen Organisationen und
Selbsthilfeverbände, die den proletarischen Lebenszusammenhang wie
das Klassenbewußtsein der Arbeiter stabilisierten und in denen - trotz
derzumTeil verheerenden Wirkungen derpolitischen Spaltung - sich
doch immer auch wieder Ansätze zum einheitlichen Handeln und Wi
derstand entwickelten.

Die Niederlage,desJahres1933 war- vor allem auchimBlickaufdie
schrecklichen Folgen derfaschistischen Diktaturbis1945 - dieschwer
ste, die die Arbeiterbewegung in ihrerbisherigen Geschichte erlitten
hat. Vor 1914 reagierten dieherrschenden Klassen durchdieVorberei
tung des Krieges aufdie Verwertungsprobleme des Monopolkapitals,
die Weltmarktkonkurrenz und auf die wachsende Macht der Arbeiter
bewegung und setzten dabei mit dem Ausbruch des Krieges im August
1914 eine »geistig-moralische Wende« nach rechts (chauvinistische
Kriegsbegeisterung) durch, die auch die überwiegende Mehrheit der
Arbeiterbewegung integrierte. Im Jahre 1933 vernichtete der Faschis
mus - mit Unterstützung der herrschenden Klasse - die Demokratie
unddieArbeiterbewegung, um aufdiese Weise dieVoraussetzungen für
die Realisierung der mittelfristig zentralen und alle politischen und
ökonomischen Einzelfragen übergreifenden Zielsetzung desdeutschen
Imperialismus zu schaffen: Die Revanche für die Niederlage im ersten
Weltkrieg und die gewaltsame Erringung einer hegemonialen Welt
markt- und Weltmachtpbsition, die ihrerseits eben nicht nur die Aus
schaltung der Arbeiterbewegung undder politisch-ideologischen Kon
kurrenzverhältnisse und Machtkämpfe innerhalb der herrschenden
Klasse durch die Etablierung einer terroristischen Diktamr, sondern
auch Aufrüstung, Militarisierung der Gesellschaft, Liquidierung der
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Fesseln des Versailler Vertrages als Mittel derKriegsvorbereitung erfor
derten.

Die Arbeiterbewegung war in der Weimarer Republik - trotz der
Spaltung - sriürker als in der Periode vor dem ersten Weltkrieg. Ihr
Machtpotential bildete - zumindest aus der Sicht der konservativen
Staatsrechtslehre dieser Zeit- gleichsam eine strukturelle Konstante der
politischen Krise der bürgerlich-kapitalistischen Ordnung. Diesem
Sachverhalt trugdiereaktionäre Krisenüberwmdungsstrategie msofem
Rechnung, alssieeinerseits neue Formen derideologischen Massenmo
bilisierung durchden Faschismus akzeptiene, andererseits mit terrori
stischer Gewalt gegen die Arbeiterbewegung vorging. Diese Politik
scheitene nicht am Widerstandvon innen. Erst als der deutscheImpe
rialismus und der faschistische Staat im zweiten Weltkrieg ihre Kräfte
maßlos überschätzten und nach den ersten militärischen Erfolgen die
Sowjetunion überfielen (um auf diese Weise das Ziel der imperialisti
schen Raub- und Eroberungspolitik mitdem Ziel derVernichtung des
ersten sozialistischen Staates zu verbinden), bahnte sich der Um
schwung in den internationalen Kräfteverhältnissen an, der zum Zu
sammenbruch des Jahres 1945 hinführte. Im ersten Weltkrieg hatten
sichschon nacheinerrelativkurzen Zeit aus der Arbeiterbewegung die
Kräfte des Widerstandes gegen die Kriegspolitik formiert, die die
»Wende nach links« vorbereiteten. Jetzt dauerte eszwölfJahre, bis die
Arbeiterbewegung daran gehen konnte, dieNiederlage desJahres 1933
in der Praxis der antifaschistisch-demokratbchen Neuordnung zu ver
arbeiten.Die faschistische Krisenüberwindungsstrategie und Kriegspo
litik (die noch durch die Massenvernichtung der Juden und der slawi
schen Völker überhöht wurde) hatte nicht nur zur Katastrophe der
Kriegsverwüstungen geführt,sondernauchdie Position desdeutschen
Imperialismus enormgeschwächt: Im Ergebnis deszweiten Weltkrieges
miüßten territoriale Verluste hingenommen werden, Deutschland war
von den Alliienen der Anti-Hitler-Koalition besetzt und schließlich
entwickelte sich in der SBZ und dann in der DDR ein soziaUstbches Ge
sellschaftssystem, in dem die ökonombche und politbche Machtdes
Kapitab beseitigtwurde.

Gleichwohl entstand nunmehr für die Arbeiterbewegung keineswegs
automatisch ein »Freiraum« oder ein »Machtvakuum«, in dem sie ohne
größere Widersmnde ihre Neuordnungspläne hätte durchsetzen kön
nen. Dieneuen Kräftekonstellationen inderWeltpolitik - mitdenbei
den neuen Hegemonialmächten USAund UdSSR -, die freilich insge
samt eine Schwächung des Imperialismus bedeuteten (nicht nur in
Deutschland, sondern auch im gesamten Europa,wo nachder Befrei-
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ungvomFaschismus dieArbeiterbewegung unddieLinke anderMacht
beteiligt wurden), determinierten nunmehr auch die innenpolitischen
Kräftekonsteilatidnen und Handlungsspiehäume. Die »Restauration«
des Kapitalismus, die ab 1947/48 inden Westzonen und inWesteuropa
forciert wurde und sich schließlich gegen das Neuordnungsprogramm
der Arbeiterbewegung durchsetzte, war daher nicht nurein Ergebnis
der relativen Schwäche sowie vonFehlorientierungen in der Arbeiter
bewegung. Sie konnte nurindem Maße erfolgreich sein, wie dieneue
Konfrontationspolitik des »Kalten Krieges« und der Systemkonkur
renz eineneue, tiefe Spaltung in der Arbeiterbewegung (mit der Bin
dung ihres reformistischen Flügels an die USA-Politik) produzierte,
und zugleich - wasnoch wichtiger gewesen ist- dieRehabilitation der
durch die Kollaboration mit dem Faschismus und durch die Folgen des
Krieges diskreditierten herrschenden Klasse, die sich nunmehr unter
das »Schutzschild« derUS-amerikanischen Politik begab, ermöglichte
(vgl. Deppe, 1982, Einheitsgewerkschaft).

3.3. »Bonn ist nicht Weimar«?

Im zweiten Kapitel habeichdie »Wende« und ihre Vorgeschichte aus
fuhrlich behandelt. Ich kann mich daher hier daraufbeschränken, die
Verlaufsformen wie die innere Struktur des Krisenprozesses kurz zu
umreißen unddabei zusammenfassend einige besondere Merkmale des
gegenwärtigen Krisenzyklus anzusprechen.

Die Symptome der ökonomischen Labilität werden zunächst durch
die inTab. 4sowie in den Schaubildern 8-10zusammengefaßten Daten
nur unzureichend wiedergegeben. Das Wirtschaftswachstum hat sich
insgesamt verlangsamt. DieIndustrieproduktion, diesich nochin den
60er Jahren jahresdurchschnittlich um 5,3 Prozent erhöhte, vermin
derte sich im Durchschnitt der 70erJahre auf ein Wachstum von nur
noch 2,3 Prozent pro Jahr. Deutlich sinddie beiden zyklischen Ab-
schwungsperioden; 1973 bis 1975 und 1980bis 1982 zu erkennen. Die
Investitionstätigkeit ist inden 70er Jahren drastisch zurückgegangen -
der Anteil der verarbeitenden Industrie an den Investitionen sank von
26,4 Prozent (1970) auf 17,6 Prozent (1978). Die Arbeitslosenquote
stieg in diesem Zeitraum kontinuierlich an, lediglich gebremst in den
Aufschwungsjahren 1979 und1980. Dabei signalisiert schon derchroni
sche Charakter der Massenarbeitslosigkeit, daß die Verbesserung der
Beschäftigungssituation nach der Krise 1974/75 nicht durch zyklische,
sondern durch strukturelle Faktoren, die namentlich durcK Ratiönali-
sierungsprozesse in der Folge der Anwendung der »neuen Techniken«
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Tabelle 4; Daten zur ökonomischen, sozialen und politischen Entwicklung 1970bis 1982

Jahr (nduiirie- Reallohn- Ver-
produk- Position der braucher

lion*) Arbelt- preise^)
nehmer')

Arbeitslose*) Streiks

autgefallene
Arbeitstage')

Mi^eder
DGB-

Gewcrkschaftcn')

Wahlen (Bundestag)^)

1975 » 100 % %' in 1000 1975 = 100 in 1000 « 911

« 100
in 1000 1970 = 100

SPD

% • 42,4

« 100

FDP

% - 8.47
e 100

CDU/CSU

% «46,85
B 100

Grüne

1970 99 + 3,4 + 3,4 149 13 93 10 6713 100

1971 100 + 1,2 + 5,3 185 17 4484 492 6869 102

1972 104 - 1,0 + 5,5 246 22 66 7 6986 104 45,8 108 8.4 99 45,8 97

1973 109 + 0,0 + 6,9 273 25 563 61 7168 106

1974 107 + 2,4 + 7,0 582 54 1051 115 7406 110

1975 100 - 1,8 + 6.0 1074 100 69 7 7365 109

1976 108 - 1,6 + 4,5 1060 98 534 58 7400 110 42.6 100 7.9 93 48,6 103

1977 110 -0,2 + 3,6 1030 95 24 1 7471 III

1978 113 - 0.9 + 2,6 993 92 4281 469 7752 IIS

1979 119 + 0,4 + 4.5 876 81 483 53 7844 116

1960 118 + 1.7 + 5.5 889 82 128 14 7883 117 42,9 101 10.6 125 44,5 94 1,5

1981 116 - 0,4 + 5,9 1272 118 58 6 7957 118

1982 113 - 1,9 + 5.0 1838 171 13 0 7950 118 38,2») 90 7.0 82 48,5 103 5.6

Quellen:
t) Sashverstättdigengutaehten 1982/83,S. 261; IPW-Bcrichte, 1983.8,S. 23.
2) Ebd.. S. 69.
3) SaehvcmiAdigenginaehsen 1979/80, S. 13;Saehverständigenguuehcen 1982/83,S. 18.
4) Ebd., 1982/83,S. 50.
5) Kritisches Gcwerfcsdufuiahrbuch 1982/83, S. 154; IPW-Bertcbie, 1983.8, S. 44.
6) G. Brandtu. a., Anpassung an die Krise: Gewerkschaften in den 70erJahren, Frankfurt/NewYork 1982,S. 93; Kritisches Gewerkschaftsjahrbiich 1982/83, S. ISO.
7) G.Fölherth, Geschichte der Bundesrepublik, Köln 1982, pass.; Blitter für deutKhe und internationale Politik, 1983.4.
8) Wahlen 1983.
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wirken, blockiert wurde.Schließlich zeigen auch dieAngaben überdie
Entwicklung der Verbraucherpreise, daß sichnicht nur das Inflations
tempobeschleunigte (60erJahre: plus2,7Prozent pro Jahr; 70erJahre:
plus 5,1 Prozent pro Jahr), sondern daß sich die Preisentwicklung -
auch unter demEinfluß von Erschütterungen desPreisgefüges aufdem
Weltmarkt (»Erdölschock«) - gegenüber dem Wachstumszyklus ver
selbständigte. Zusätzlichkam esin den 70erJahren zu einerdrastischen
Beschleunigung derStaatsverschuldung. Sostieg inder BRDder Anteil
der Nettokreditaufnahme an den Ausgaben der zentralen Haushalte
von 4,9 Prozent (1970) auf knapp 12 Prozent (1980), erreichte aber im
Jahre 1975 mit 22Prozent einen Höhepunkt (vgl. dazu insgesamt Ko
walski, 1983, S. 10 ff.).

Allerdings vermitteln diese Daten auch Zusammenhänge zwischen
ökonomischen, sozialen und politischen Prozessen, die schonausder
Analyse früherer Krisenzyklen bekannt sind. Besondersdeudich fällt
ab 1979/80 eineVerdichtung vonWiderspruchskonstellationen auf, in
denen sich die Veränderung des Kräfteverhältnisses der Klassen zuun
gunstender Arbeiterklasse widerspiegelt. Ab 1980verschlechtert sich-
mitdemerneuten konjunkturellen Einbruch - dieReallohnposidon der
Arbeitnehmer. Gleichzeidg gehtdieStreiktätigkeit mitdem Ansteigen
der Arbeitslosigkeit aufeinextremniedriges Niveau zurück.DieWahl
ergebnisse vermitteln auch einen Eindruck davon, in welchem Maße die
politischen Stimmungen von derökonombchenKonjunkturbeeinflußt
werden. Der sozialliberale Block profltiert jeweils von den Auf
schwungsphasen 1970bis 1972und 1976 bis 1979. Die CDU/CSU hin
gegen- unddann1983 dieneueRechtskoalidon- steigert ihreSdmman-
teilenach den Abschwüngenvon 1973 bis 1975 und von.1980 bis 1982.

Gleichwohl signalbiert die Entwicklung der Anzahl der Gewerk
schaftsmitglieder eineBesonderheit: Der positive Trend,dervorallem
in den beiden Wachstumsphasen wirkte, kam zwar Anfang der 80er
Jahre zum Stillstand. Doch sind —trotz der alarmierenden Mitglieder
verluste —bislang unter dem Druck derKrisenwirkungen noch keine
substantiellen Einbrüche in das gewerkschaftliche Mitgliederpotential
gelungen. Auch die offlziellen Angaben überdie Streiktätigkeitsind un
zureichende Indikatoren für das gesellschafts- und sozialpolitbche
Klima; denn immerhin belegt die Auswertung der sog. »informellen«
Streiks durch das »Archiv für soziale Bewegungen« des IMSF, daß die
amtliche Arbeitskampfstatistik nureine geringe Aussagekraft hat, denn
seit 1980bt der Anteil der offiziellen Zahlen an den tatsächlichen Min
destzahlen von Arbeitsniederlegungen erheblich zurückgegangen (vgl.
w. o. S. 69).
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Jederhistorische Vergleich vonKrisensituadonen muß sich davor hü
ten, Parallelen zu übertreiben. Gewiß, das Wesen der kapitalisdschen
Krisebestehtdarin, daßin ihr dieGrenzendesKapitals an dieOberflä
che treten: Der »Konflikt zwischen Ausdehnung der Produkdon und
Verwertung« macht sich - wie Marx im dritten Band des »Kapital«
nachwies - periodbch »in Krisen Luft«: »Das Mittel - unbedingte Ent
wicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte - gerät in fortwähren
den Konflikt mit dem beschränkten Zweck, der Verwertungdes vor
handenen Kapitals. Wenn daher die kapitalistische Produktionsweise
ein historisches Mittel ist, um die materielleProduktivkraft zu entwik-
kelnund denihrentsprechenden Weltmarkt zu schaffen, istsiezugleich
derbeständige Widerspruch zwischen dieser ihrerhistorischen Aufgabe
und den ihr entsprechenden gesellschaftlichen Produktionsverhältnis
sen« (MEW, 25, S. 260). Entsprechend seiner immanenten Verwer-
tungs-und Herrschaftslogik suchtdasKapital, jedeKrise dazuzu nut
zen, jene Schranken derVerwertung und der Produktivkraftentwick-
lung zu beseitigen, diesich der»Reinigungsfunktion« derKrise inden
Weg stellen. Dazu gehört - wie unsere bisherige Analyse gezeigt hat-
nichtnur die Vernichtung von überschüssigem Kapital sowie die Er
schließung neuer Anlagesphären und Märkte. Vielmehr erheischt die
Logik der Profitproduktion, daß in Krisenperioden auch jene politi
schen Schranken beseitigt werden, diedieBewegungsfreiheit des Kapi
tals einschränken: Die Macht der organisierten Arbeiterbewegung -
und namentlich der Gewerkschaften —, die die Flexibilität der Löhne
»nachunten« behindert, die institutionalisiertebzw. gesetzlich fixierte
Intervention des Staates in den Reproduktionsprozeß, die entweder
»soziale Kosten« verursacht oder - wie im Fall von Mitbestimmungs
rechten der Gewerkschaften und der Betriebsräte - die betriebliche und
gesellschaftliche Macht des Kapitals modifiziert - undschließlich auch
die je historisch-konkreten Macht- und Kräfteverhältnisse auf dem
Weltmarkt und inderWeltpolitik, soweitdiese alsSchranke der Expan-
sionsrähigkeit dernationalen Kapitale oder gar als Schranke derMacht
des Imperialismus überhaupt wirken.

Diegroßen Kriseneinbrüche des vergangenen Jahrhunderts markie
rendemnach auchÜbergänge zwischen verschiedenen Stufen bzw.Sta
dien der Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaftsformation. In
ihnenvollziehtsichnichtnur eineReorganisation der Kapitalstrukturen
(Monopolisierung), sondern auch derstofflichen Beziehung zwischen
Kapitalverwertung und Produktionsbedingung und schließlich auch
derFormen der Arbeitsteilung (zwischen denSektoren derProduktion
und Distribution, im Produktionsprozeß selbst und auf dem Welt-
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markt). Daaberdie Kapitalverwertung als Motor eines antagonistischen
Vetgesellschaftungsprozesses wirktunddadieallgemeine Systemerhal
tung,dieAußen- undAußenwirtschaftspolitik unddieRegulierung der
Klassenbeziehungen stets der Interventation des Staates bedarf, wird
derKampf umden Ausweg aus der Krise stets inpolitischer Form ge
führt- und zwarnichtnur als einKampf umdieStaatsmacht, sondern
auch als einKampf um hegemoniale Positionen, Ideologien undStrate
gien, die auf eine Reorganisation des politischen Herrschaftssystems
und des »Blocks an der Machte zielen.

DieUberwindung seiner Entwicklungsschranken überläßt das Kapi
tal niemals nur den spontanenökonomischen und sozialen Gesetzmä
ßigkeiten (z.B.denWirkungen derMassenarbeitslosigkeit). Stets wur
den in Krisensituationen Herrschaftsstrategien konzipiert, die diese
Gesetzmäßigkeiten durch direkte politische Interventionen, durch die
Anwendung repressiver politischerGewalt nachinnen und außen flan
kierten. Daß diese Gewaltanwendung im 20. Jahrhundert unvorstell
bare Dimensionen erreicht hat, reflektiert zugleich die veränderten
Kräftekonstellationen von Kapital und Arbeit, von Kapitalismus und
Sozialismus. Vom Standpunkt der Verwertungslogik und der Herr
schaftssicherung des Kapitals aus sind eben vorallem dieKrisenperio
den stets auch darin politisch, daß sie nicht nurdie Gefahreiner System
veränderung, sondern auch eines Verlustes hegemonialer Positionen in
der Auseinandersetzung mit dem Sozialismus beinhalten.

Auch inderArbeiterbewegung istdiese Politisierung des Klassenan
tagonismus in Krisenperioden immer wieder erkannt und diskutiert
worden. Freilich hat die bisherige Analyse eine wichtige Differenzie
rung bei der Verarbeitung dieses Sachverhaltes verdeutlicht:Am linken
Flügel derArbeiterbewegung wurden stets Antworten gegeben, inde
nen sich die Kritik an der Unwirksamkeit von Politikformen und -inhal-
ten,dieinStabilitätsperioden durchaus erfolgreich waren, mitderFor
derung verband, den real vorhandenen Ansätzen bzw. Möglichkeiten
des Massenwiderstandes durch dieOrientierung aufdieMachtfrage und
aufqualitative Veränderungen derbestehenden Eigentums- undHerr
schaftsverhältnisse eine Perspektive zu geben. Am rechten Flügel der
Arbeiterbewegung dagegen reflektierte sich das Bewußtsein von der
krisenhaften Politisierung aller gesellschafdichen Beziehungen in der
Regel in einer erhöhten Bereitschaft, durch die Integration inden Staat
dem»Gemeinwohl« zu dienen und dieOpferbereitschaft sowie dieak
tive Teilhabe ander Entschärfung derpolitisch-ideologischen Polarisie
rung durch die Anerkennung der Organisation und ihrer Führungsap
parate sowie durch die Hoffnung auf spätere sozialpolitische Erfolge
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nach dergemeinschaftlichen ÜberwindungderKrise zulegitimieren. Es
wäre also ganz falsch, den integrationistischen Flügel der Arbeiterbe
wegung ab »unpolitisch« bzw. »nur-tradeunionistbch« zubezeichnen.
Seine positive Beziehung zum bürgerlichen Staat und seine Grundkon
zeption, durch die Integration der Lohnabhängigen in den Staat die
Klassengegensätze abzuschwächen, prädestinieren ihn nachgerade
dazu, in Krisenperioden eine aktive politische Rolle zu spielen.

Beim historischen Vergleich vonKrisenperioden mußaberauch stets
derbesondere Charakter derjeweiligen Krbebeachtet werden. Derge
rade in der innenpolitischen Diskussion derBRD oft strapazierte Satz
»Bonn ist nichtWeimar« kann zwar angesichts der Dauerarbeitslosig
keitund derstaatlichen Deflations- und Restriktionspolitik nichtmehr
mitjenem Ton derSelbstgefälligkeit undderÜberheblichkeit vorgetra
gen werden wie noch inden 60er Jahren - und doch eignet ihm nach wie
voreinMoment vonWahrheit; dennesgibtinderTatganzwichtige so
zialökonomische und politische Unterschiede zwbchen der Krise der
Weimarer Republik und der Krise der entwickelten, »reifen« Bundesre
publik:

Die Krise nach 1929 erfolgte namentlich in Deutschland nach einer
Periode der relativen Sugnation, von Verzerrungen des Wachstums
durch den Krieg und die revolutionäre Nachkriegsperiode. DerRück
gang der Produktion sowie der Anstieg der Arbeitslosigkeit nahmen
daherdramatbcheFormenan, diein der Perzeptionder Arbeiterbewe
gung durchaus als »Zusammenbruch« derFunktionsföhigkeit des Kapi-
talbmus interpretiert werden konnten. Die Krise der 70erJahre dagegen
bezeichnet eine Wende zurStagnation nach einer langen Periode des au
ßergewöhnlichen Wachstums, der Vollbeschäftigung, der Verbesse
rungder Reallöhne der Lohnabhängigen, des Ausbaus eines »Netzes«
der sozialen Sicherheit, eines außerordentlich hohen Niveaus der
Weltmarktverflechtung, dasder Kapitalismus bisdahin nichtgekannt
hatte. »Die reale Industrieproduktion unddamit dermaterielle Reich
tum, derin unserem Lande zur Verteilung steht(ist) heute ziemlich ge
nauzehnmal so großwieim Krisenjahr 1932« (Judick, 1983, S. 255).
DerAnstieg der Arbeitslosen auf die Zahl von 2,5 Mio. und mehr als 1
Mio. Kurzarbeiter istschlimm genug; aberim Vergleich zu 1932 wird
dochdeudich, daßdieArbeitslosenquote sichbislang aufeinem bedeu
tend niedrigeren Niveau gehalten hat. Außerdem verfügt der Staat heute
—trotz der Einschnitte in das »sozialeNetz« —über sehr viel mehr mate
rielle Ressourcen, um den Verelendungsprozessen entgegenzuwirken.

Während der Krise 1929 bis1932 ging derWelthandel umgut25Pro
zent zurück. Auch hier verschärfte die Krisedie Zerrüttung der Welt-
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Wirtschaft, dieseitdemersten Weltkrieg zumnationalen bzw.kolonia
len Protektionismus eingesetzt hatte. In den 70erJahren erhöhte sich
das Volumen des Welthandels- noch einmal kräftig, wobei schon die
Ungleichmäßigkeit zwischen denexportstarken und denexportschwa
chen Ländern - widerspiegelt in den Disparitäten der Leistungsbilan
zen, der Währungsstabilität und der Devisenreserven, der Verschul
dungunddesZinsniveaus - einständiges, wenn auch wirkungsloses in
ternationales Krisenmanagement notwendig machten. Gleichwohl be
steht die Besonderheit der gegenwärtigen Krise gerade darin, daß sie
aufsengstemit dem außerordentlich hohen Niveau der internationalen
Verflechtung der Produkuon und desAustauschs,der Direktinvesdtio-
nen und der intemarionalen Kredite verflochten ist, das in den beiden
Jahrzehnten zwischen 1950 und1970 erreicht wurde unddas vielßltige
Formen der transnationalen Integration und Regulierung hervorge
bracht hat. Erst 1982 erfolgte zum ersten Mal einrealer Rückgang des
kapitalistischen Welthandels um 2 Prozent (IPW-Berichte, 1983.8, S.
35). Zugleich werden im Sachverständigen-Gutachten 1982/83 - wie
auch indenJahren zuvor-die Gefahren desProtektionismus beschwo
ren: »Protektionistische Tendenzen haben in der Einschätzung der
weltwirtschaftlichen Lage eine immer größere Bedeutung gewonnen.
Diejenigen Kräfte, diesich, auch im eigenen Interesse, für einenfreien
Welthandel einsetzen und von denen man sich wirksamen Widerstand
gegen dieEinführung neueroderdie Verfestigung alterprotektionisti-
scher Praktiken erhoffen könnte, sind gegenwärtig weitschwächer als
während der Liberalisierungsphase der 50erund 60erJahre« (S. 28).

Die Weltmarktkrise des Kapitals verwandelt die Konkurrenzbezie
hungen dernationalen Kapitalein den »Kampfderfeindlichen Brüder«,
dienichtnur dieWirkungen derKrise durchderen Abwälzung aufan
dereNationen mildem wollen, sondern auchdanachstreben, die Reor
ganisation der Verwertungsbedingungen mit einerNeustrukturierung
der internationalen Arbeitsteilung sowie mit einer Neuverteilung dfer
Macht imSystem derWeltpolitik zu verbinden. Gegenwärtig erscheint
dieserKampfnicht nur in den verschiedenen Formen des Protektionb-
mus, sondern u.a. auch in der Form des »Zinskrieges« zwischen den
USAsowieWesteuropaund Japan, in der Konzentrationder nationalen
Wirtschafts- und Währungspolitik auf die Verbesserung der Leistungs
bilanzen. Dennochwerden angesichts deshohenaußenwirtschaftlichen
Verflechtungsgrades undangesichts derweltweiten politischen Kräfte
verhältnisse den führenden imperialistischen Mächten traditionelle
Wege der Krisenbewältigung abgeschnitten. Die »Autarkiepolitik«
kann dabei nicht mehr als eine realistische Alternative gelten und die
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Möglichkeit einer»Abwälzung« der Krisenlasten vondenreichen kapi-
talistbchen Metropolen auf die armen Rohstofflieferanten der Dritten
Welt wird - obwohl dieser Mechanismus vermittels der Weltmarkt
preise undder »Terms of Trade« nachhaltig wirkt- schondadurch be
grenzt, daß die extrem hohe Verschuldung der meisten Entwicklungs
länder nicht nur deren Kaufkraft extrem vermindert, sondern auch das
internationale Kreditsystem zunehmend einer Zerreißprobe aussetzt.
Auchder traditionelle Weg der Kriegsvorbereitung erscheint heutean
gesichts der militärischen Vemichtungspotentiale und des Systemge
gensatzes von Kapitalismus undSozialismus als eine wahnwitzige Al
ternative. Und doch werdenwir sehen, daß nebenden vielfältigen For
mender Integration, also nichtdergewaltsamen Auflösung der Krisen
widersprüche, zu denen in der Gegenwart das Kapital gezwungen ist,
auchdiese Variante der Krisenbewältigung, diezu einerForcierung der
Aufrüstungund zu neuenstrategischen Kalkülen eines Atomkrieges ge
gendieUdSSR führt, in der Politikder USA-Regierung die Oberhand
gewonnen hat.

Die »Zwischenkriegskrise« hatte sich in einem sozialen Milieu ent
wickelt, in dem die dominanten kapitalistischen Produktions- und die
ihnen entsprechenden Klassenverhältnisse in ein nach wie vor stark
vor-kapitalisdsches Milieu eingebettet waren. Das regionale Entwick
lungsgefälle im damaligen Deutschen Reich war ebenso wie die Rolle

, des alten, nicht-lohnabhängigen Kleinbürgertums sowie der ostelbi-
schen Großgrundbesitzer, die zwar kapitalistisch produzierten, aber
spätfeudal-aristokratisch dachten, ein Element dieser Ungleichzeitig-
keit, in der sich auch der besondere »preußisch-deutsche Weg« zum
Imperialismus widerspiegelte (vgl. Deppe/Fülberth, 1982, Preußen).
Die Krisenverarbeitung hat - wie schon im vorangehenden Kapital ge
zeigtwurde(vgl. S. 93 ff.)-besonders reaktionäre, zumFaschismus di
rekt hinführende Deutungsmuster entstehen lassen - und ein erhebli
cher Teil des Führungspersonals in den Schaltstellen der staatlichen
Machtapparate rekrutierte sich gerade aus diesem Milieu. -

In der FolgedesKrieges (z.B. Verlust der »Ostgebiete«) und dergro
ßenIndustrialisierungswelle seitdemBeginn der50erJahrevollzogsich
daher auchein »Modemisierungsschub«, der zwar nicht- wiediebür
gerlichen Ideologen unterstellten - die Klassengegensätze aufhob, der
aberzahlreiche dieservorkapitalistischen Elemente der Sozialstruktur
vernichtete undder zugleich tendenziell dieLebensweise derMenschen
nivellierte. Die »Amerikanisierung« desAllts^sund der Kultur bedeu
tete u.a., daß auf der Ebene des Massenkonsums die Klasseng^ensätze
nicht mehr in der Form einer extremenPolarisierungder Lebensbedin-
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gungenerscheinen.Die soziale.Basis diesesWandelsist im kontinuier
lich steigenden Anteil der »Arbeitnehmer« an den Erwerbstätigen zu
erkennen: Im Jahre 1982 erreichte er87,5 Prozent -1933 betrug ernur
67,1 Prozent. Wichtig isthierzunächst einmal derSachverhalt, daßdie
Erfahrung und Deutung dergesellschaftlichen Realität übereinen lan
gen Zeitraum durch den Status des »Arbeitnehmers« und schließlich
auch derzunehmenden materiellen Prosperität sowie der relativen Ni
vellierung der Lebensweise geprägt worden ist. Disparitäten wurden
eher übergesellschaftspolitische Randkonflikte, die nicht direkt aufden
Gegensatz von Kapital und Arbeit zu beziehen sind, oderauch durch
unterschiedliche soziale Erfahrungen verschiedener Arbeitnehmer
gruppen (etwa zwischen Facharbeitern und Ungelernten, im Handel
und im privaten wie staatlichen Dienstleistungssektor) wahrgenom
men. Mit anderen Worten: Die lange Welle der Nachkriegskonjunktur
reproduzierte eine kapitalistische Klassengesellschaft, in derzwar die
objektiven Klassenverhältnisse fortbestanden und sich sogar klarer po
larisierten, in der aber die Erfahrung dieser Klassengegensätze im gesell
schaftlichen und politischen Bewußtsein weitgehend neutralisiert wur
den. Sozialwissenschaftliche Untersuchungen haben zwar immer wie
der nachgewiesen, daß die Mehrzahl der Lohnabhängigen nach wie vor
die gesellschafdiche Klassenspaltung und die subalterne Lage der Arbei
terklasse wahrnehmen. Zugleich wurde aber auch deutlich, daß diese
Wahrnehmungen zwar noch in die gewerkschafdichen Bindungen ein
fließt, aber kaum noch für die politischen Einstellungen und Verhal
tensweisen handlungsrelevant ist.

Während also die Krise nach 1929 in einen proletarischen Erfah
rungszusammenhang eingriff, derdurch die Klassenspaltung und durch
Gewalt (als die Form der Politisierung dieser Spaltung) bestimmt war,
trifft die Krise der 70erJahre aufein System der Klassenbeziehungen, in
dem die Gewaltverhältnisse verschleiert sind, ein hohes Maß an Integra
tion und rechdich-institudoneller Regulierung von sozialen und polid-
schen Konflikten verwirklicht worden ist. Diese Veränderung macht
sichauchin der Reakdonsweise unterschiedlicher Generationen aufdie
Krisenerfahrung geltend: Dieälteren Geherationen erwarten ehereine
durch den Staat vermittelte, institutionalisierte Konfliktbearbeitung,
die d^ Gesamtsystem der sozialen Beziehungen und des Konsensus
nicht in Frage stellt; bei den jüngeren Generationen zeigt sich hingegen
eine weitaus größere Bereitschaft, Modelle der Krisenlösung und Kon
fliktverarbeitung auch außerhalb des vorgegebenen politischen sowie
rechtlich-institutionellen Handlungsrahmens zu akzeptieren und zu su
chen.
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Beim Vergleich der Funktionsbedingungen des politischen Systems
in den beiden Krisenperioden scheint eine einfache Antwort möglich -
unddiese gehört zugleich zumherrschenden geschichdichen Selbstver
ständnis derBRD: DieWeimarer Republik seidurch dieSchwäche der
demokratischen Parteien und durch den Radikalismus von links und
rechtszerstört worden. Die Stabilität der BRD beruhedagegen aufder
»Solidaritätder Demokraten« und wirksamen Ausschaltung des Radi
kalismus ausdem politischen Leben. Daß es sichdabeium einenjener
konservativen »Geschichtsmythen« handelt, der in ersterLinie dieak
tiveRollederIndustrieunddergesellschaftlichen Eliten beider Zerstö
rungder Demokratie sowiebeider Machtübertragung an den Faschis
musverschleiern soll,erscheint nachderAnalyse desletztenAbschnitts
plausibel. Die Wirksamkeit politischer Ideologien bindet sich freilich
stets daran, daß sie ein Moment von Wahrheit und Realitätsbezug ent
halten. Bislang bliebdasdemokratische System der BRDinderTat we
sentlich stabiler als in der Weimarer Republik. Ökonomische Krisen
habenbeidenWahlen nur geringfügige »Ausschläge« imKräftefeld der
Parteien ausgelöst: In der Krise 1966/77 schaffte die neofaschistische
NPD denSprung ineinige Landtage-und ab 1979 haben die»Grünen«
dasökologische, radikal-demokratische undz.T. sozialistische Protest-
und Oppositions-Potential erfolgreich' gebunden. Die Wahlen vom
6. März 1983 haben aber ebenso wie die Landtagswahlen diesesJahres
den »demokratischen Parteien« (wiesiesichselbstnennen) weitmehr
als90ProzentderStimmen zugeföhrt. Dieprinzipielle Koalitionsfähig
keitzwischen diesenParteien der »Mitte« hat bislang auf jedenFalleine
Rechts-Links-Polarisierung zwischen großen Blöcken und damiteine
Radikalisierung der politischen Verhälmisse erfolgreich verhindert.

Gleichwohl erschließt sich aus der Betrachtung der parlamentari
schen Kräftekonstellationen nur die Oberfläche des politischen Herr
schaftssystems. DerMechanismus derpolitischen Integration undKon-
flikmeutrallsierung durch Wahlen kann nursolange wirken, wiedieso
zialen undideologischen Vergesellschaftungsprozesse einepolitisch-re
levante Radikalisierung größererTeilederBevölkerung verhindern und
wiederstaadiche Herrschaftsapparat tendenziell von der ideologischen
Wirkungsweise der»politischen Öffentlichkeit« abgekoppelt wird. In
sofernbesteht zunächst einengerZusammenhang zwischen den- zuvor
charakterisierten —sozialen Vergesellschaftungsprozessen und derSta
bilität des politischen Systems. Diebürgerliche Hegemonie imSpätka
pitalismus hatzurVoraussetzung, daß inderAlltagserfahrung derMas
sen (Arbeit, Familie, Freizeit) dieKlassengegensätze weitgehend neu
tralisiert sind und daher die herrschenden Ideologien und Konventio-
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nen auchalsDeutungsmuster für diese Erfahrungen »greifen« und ak
zeptiertwerden.SolcheMusterwerdennochdurch Ideologie und Pra
xis der herrschenden Parteien verstärkt, die als »Volksparteien« ihre
subjektiveKlassenbindung demonstrativaufgegeben haben. Auf dieser
Grundlage können Formendespolitischen Radikalismus marginalisiert
und dann auch repressiv ausgeschaltet werden (KPD-Verbot, 1956,
»Extremistenerlaß« 1972, Kampf gegen den Terrorismus etc.). Diese
Formen der Integration reichen jedoch nicht aus, um dieStabilität des
Gesamtsystems zu gewährleisten. Der Ausbau der sozial-integrativen
wie der repressiven Staatsapparate, des Interventions- wie des Sicher
heitsstaates, demonstriertden Zwangzur konnnuierlichen Regulierung
undKontrolledergesellschaftlichen und Klassen-Beziehungen. Aufder
einen Seite sind also die politischen Verhältnisse im Spätkapitalismus
bislangnicht durch jeneoffenePolarisierungder politischenKräftecha
rakterisiert,wiesiein der WeimarerRepublikvorherrschendwarenund
selbst noch dafür sorgten, daß auch die krisenhafte Alltagserfahrung
durch diese gespaltenen, politisch-ideologischen Uberbaustrukturen
gefiltert undgedeutet wurde. Aufder anderen Seite resultierte offen
sichtlich aus der inneren Logik der permanenten Systemregulierung -
nebender sozialpolitischen Entschärfungvon Konfliktpotentialen - der
Zwang zuni Ausbau der Sicherheitsorganedes Staatesund auch der mi
litärischen Gewaltpotentiale.

Welche Wirkungen übt die Krise aufdaspolitische System aus? Ob
wohl sichdieWirtschaftskrise noch längst nicht in einepolitischeKrise
übersetzthat, greiftsiedoch jeneRegulierungsmechanismen an, diedie
integrative LösungsozialerKonflikteund Widersprüchebewerkstelligt
haben.SiezersetztzunächstdieFähigkeitdesStaates,durch sozial-poli
tischeKompromisseweiterhin einen Zustand der »Befriedung« herzu
stellen. Der Appell an die »Opferbereitschaft« tritt an die Stelleeiner
Politik, dieaktivdie Beseitigung dieser Widersprücheproklamiert. Die
Re-Privatisierung des »sozialen Risikos« entspricht ja geradeder herr
schenden Vorstellung, die Krisekönne durcheineEntpolitisierung der
Ökonomie, durch die Rückbesinnung desStaates auf seine »eigendi-
chenOrdnungsfunktionen«, überwunden werden. Zum anderen pro
duziert die Krise LegitimationsdeHzite im politischen System selbst.
Angesichts der Stabilidit der »demokratischen Parteien« in der BRD er
scheint es zwar reichlich übertrieben, mit C. Offe von einer Entinstitu-
donalisierung, Ictzdich »Entstaatlichung« beim Austrag politischer
Konflikte zusprechen (Argument, 1980.124, S. 812/3); gleichwohl gibt
esdochvieleSymptome,dieeinewachsendeUnzufriedenheitinder Be
völkerungmit den herrschendenParteien, einenVertrauensschwund in
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staatliche Problemlösungskompetenz, allgemein einen »Überdruß an
der Politik« und auch Ansätze einer alternativen Form von Politik - in

den »neuen sozialen Bewegungen« und Protestformen —erkennen las
sen. Solche Bruchstellen des herrschenden politischen Konsensus sind
selbst höchst widersprüchlich: Sie markieren eine Offenheit für den
»autoritär-populistischen Diskurs von oben« (vgl. dazu Kap. 2,
S. 85 ff.), aberauchdieMöglichkeit desUmschlages einerdiffusen Pro
testhaltung oder der Unzufriedenheit mit den herrschenden gesell
schaftlichen und politischenVerhältnissen in organisierteBewegungen,
diesich fürKonzepte einer alternativen Politik derKrisenüberwindung
engagieren.

Dasspätkapitalistische Herrschaftssystem erweistsichalsoinsgesamt
alsrelativ flexibel, umdasÜbergreifen derWirtschaftskrise ineinepoli
tische Radikalisierung undPolarisierung zu hemmen. Da aberdiese Fä
higkeit vonder»politisch-vermittelten« Regulierung vonhochkomple
xen Vergesellschaftungsprozessen abhängt, ist dieses System extrem
störanfällig. Störungen dieser Regulierung durch die Krise - z.B. die
»Überlastung« der staatlichen Haushalte durch dieKosten, diedieAr
beitslosigkeit verursacht - lösen gleichsam »Kettenreaktionen« aus,die
nichtnur neuenRegulierungsbedarfproduzieren, sondernauchmassive
Widersprüche und Konflikte innerhalb des Staatsapparates auslösen
(z.B. durch die Überwälzung von Sozialkosten auf die kommunalen
Haushalte, die längst an die Grenze der HandlungsBihigkeit gelangt
sind). Wenn auch diese Regulierungskrisen - solangesie nicht in eine
Hegemoniekrise überspringen - nichtden Bestand deskapitalistischen
Systems gefährden, so verstärken siedochdieWidersprüche imRepro
duktionszusammenhang des kapitalistischen Systems, die ihrerseits
Antworten der politischenund gesellschafdichen Kräfteherausfordern,
die Auseinandersetzung um alternative Strategien zur Bewältigung der
Krise in die Öffentlichkeit tragen und schließlich auch die Integra
tionsmuster der Alltagserfahrung mehr und mehr beeinflussen.

JedeStrukturkrisedesKapitals verlangt eine»Restrukturierung« der
Formen, in denen bislangsich die gesellschaftliche Reproduktion orga
nisierte (Altvater, 1983, S. 80 ff.). Für das Kapital unddieihm aggre
gierten politbchen Kräfte geht es - wie wir gesehen haben - darum,
schon frühzeitig die krisenbedingte Schwäche der Arbeiterbewegung
(durchdieWbkungender Massenarbeitslosigkeit oderdurchdie»Krise
des Wohlfahrtsstaates«) zu nutzen, neue Herrschaftsstrategien zu for
mulieren und ideologisch zu propagieren, umdasÜbergreifen derWirt
schaftskrise in eine Hegemoniekrise, in ein Auseinanderbrechen des
Machtapparates »vonder Spitzeher«, zu verhindern. Die Politbierung
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der sozialen Widersprüche und Konflikte erfolgte in der Regel durch
solche strategische Optionen des »Blocks an der Macht«: Die Lösung
derkrisenhaften Widersprüche durchdirekte politische Gewalt - nach
außen, um die Position auf dem Weltmarkt und in der Weltpolitik zu
verbessern, nachinnen,umdieMachtpositionen der Arbeiterbewegung
zuschwächen odergarzu liquidieren und umzugleich einen neuenTy
pusdesklassenübergreifenden, ideologischen Herrschaftskonsensus zu
etablieren, der eben durch die gleichsam erlösende, »Knoten-durch
schlagende« Funktiondieser Gewaltunddurcheineneue- höchstirra
tionalistische-politische Romantik, dieden»Mythos derGewalt« und
der»Volksgemeinschaft« an dieStelle der rational-bürgerlichen Prinzi
pienderRechtsförmigkeit unddesäquivalenten Tausches inderbürger
lichen Gesellschaft sowieder gesellschaftlichen Klassenspaltung treten
läßt, neueFormeneinerrechtsextremen, politischen Massenkultur mo
bilisiert (Steil, 1984).

Die »große Krise« der 70erund 80erJahre hat »Restrukturierungs-
strategien« in den Vordergrund treten lassen, die einerseits demGrad
derVergesellschaftungsprozesse und der Produktivkräfte, der interna
tionalen Verflechtung derProduktionunddesAustauschs, dernachwie
vor wirkenden Integrationskraft des politischen Systems, andererseits
dem Kräfteverhältnis von Kapital und Arbeit, von Kapitalismus und
Sozialismus imnationalen Rahmen wie aufdem Felde derWeltpolitik
Rechnung tragen.Da ich dieseOptionen des Neo-Konservatismus im
zweiten Kapitel über»die Wende« ausführlich behandelt habe, kannich
mich hier darauf beschränken, wesentliche Elemente dieser strategi
schen Optionen zusammenzufassen: Mehr Markt stattSozialstaat; Ab
bau der Gewerkschaftsmacht zugunsten der »individuellen Freiheit«;
Ausbauder staatlichen Ordnungsfunktionen - ideologische Mobilisie-
runggegen »Kollektivismus« und Kommunismus, Appell an nationali
stischeund rassistische Bewußtseinsformen, Opferbereitschaft und ein
neuerBegriff von »Führung«, der letzdichaufdie Diskreditierung des
Parlamentarismus und der pluralistischen öffendichkeit zielt (Gold
schmidt/Hund, 1983).

Der Weltmarktund dieWeltpolitiksind in der gegenwärtigen Krise-
mehrals je zuvor in früherenKrisenperioden - der Bezugsrahmen sol
cher strategischer Überlegungen und Entscheidungen. Der Kampfum
dieSicherung vonHegemonie kann in der gegenwärdgen Epocheüber
haupt nicht von den weltwirtschafdichen und -politischen Machtver-
bälmissenabstrahiert werden. AusderSichtder jeweiligen entwickelten
kapitalisdscben Nationen ist esgleichsam zu einerÜberlebensfrage ge
worden, wiesieeinerseits durch die Modernisierungder Produktion im
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Inneren sowiedurch verstärkte Kapitalexporte, andererseits durch die
Abwehr von Protektionismus die außenwirtschafdiche Posidon des na-
donalen Kapitals stärken. Das export-orienderte »Modell Deutsch
land« vertratdiese Strategie, diedazunochdieVorteile desinneren »so
zialen Kompromisses« ausnutzen wollte, schon Mitte der 70cr Jahre.
Selbst in Frankreich, woseit 1980 eineLinksregierung denAusweg aus
der Krisemit einemProgramm verfolgt, dasElemente einerlinks-key-
nesianischen Wirtschaftspolitik mit Fragmenten sozialistischer Vei^e-
sellschaftung, Planung und Demokratisierung kombiniert, macht sich
der Druck der Weltmarktkonkurrenz und -krise als eine beständige
Schrankefür die Einlösung der programmatischen Ziele geltend. Den
noch ist die Problematikder Hegemonieaus der Sichtdieser»subimpe
rialistischen Nationen« nicht angemessen zu erfassen. Die Posidon und
Politik der USA, alsder westlichen Führungsmacht, ist vielmehr ent
scheidend für die weltwirtschafdichen und -polidschen Auseinander
setzungen, die massiv auf die verbündeten Staaten in Westeuropa und
Japan zurückwirken.

Der reladve Hegemonieverlust der USA begann schon in den 60er
Jahren, als Westeuropa (abgesehen von Großbritannien) und Japan
durchProdukdvitätssteigerungen ihre Konkurrenzfähigkeit gegenüber
den USAbeträchtlich verbessert hatten.Schwere außenpolitische Nie
derlagen (z.B. im Vietnam-Krieg), wachsende Konflikte mit den we
steuropäischenStaaten (vgl. Kissinger, 1982, S. 153 ff., »Das Europa-
Jahr«),Erfolge dersozialistischen Staaten undweitererandimperialisd-
scher Befreiungsbewegungen waren der politische Ausdruck dieses
Wandels. Das Programm von Ronald Reagan läßt sich daher in der
Formel »die USA müssen wieder die Nr. 1 werden« zusammenfassen.

Die Mittel zur Verwirklichung dieses Programms treiben gerade jene
Politisierung der Konkurrenz- und Machtverhältnisse in der Weltpoli
tik voran, die zugleichdie außerökonomische Gewalt alsMittel der Kri
senüberwindung und der Neustrukturierung der ökonomischen wie
politischenStrukturen im internationalenSystem in den Vordergrund
treten läßt. Die Steigerung der militärischen Nachfragedurch neue, gi
gantischeAufrüstungsprogramme und monetäre Maßnahmen (z.B. der
»Zinskrieg«), die die Position der US-Währunggegendie der wichtig
sten Konkurrenten stärken und dort die wirtschafts- und geldpoliti
schen Maßnahmen zur Abwehr der Krise unterminieren, gehören der
zeit in den Katalogder Mittel, diedie US-Regierung anwendet,um ihre
hegemonialen Ziele zu erreichen. Die Abkehr von der Politik der Ent
spannung, die bewußte Konfrontation mit den sozialistischen Staaten
und den Befreiungsbewegungen fungiert dabei gleichsam als Schutz-
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Schild, um auch diekonservativen Kräfte inWesteuropa undJapan,die
bei handeis- undwährungspolitischen Fragen durchaus nach autono
men Positionen gegenüber den USA streben, ideologisch und vorallem
milltär-politisch an dieFühningsrolle der USA zu ketten.

Wie diese inner-imperialistischen Konfliktpotentiale und Konkur
renzverhältnisse letztlich in der Form einer neuen Machtstruktur des in
ternationalen Systems und der Arbeitsteilung gelöst werden, kann jetzt
gewiß nicht vorausgesehen werden. Auf jeden Fall wird jedoch dabei -
sofern es gelingt, den abenteuerlichsten Varianten derUS-Politik, die
den »atomaren Erstschlag« und die »Gewinnbarkeit eines atomaren
Krieges gegen die Sowjetunion« ernsthaft prüfen, einen Riegel vorzu
schieben —die gewachsene ökonomische und politische Potenz der
EG-Staaten undJapans eine Rolle spielen. Diese Zusammenhänge wer
fen im übrigen ein neues Licht aufdiepolitische Funktion derFriedens
bewegungen —vor allem in Westeuropa und der BRD. Diese mögen
wohl derAngst vorder- rational kaum noch zukontrollierenden - Rü
stungsspirale sowie vor der näherrückenden atomaren Katastrophe der
Menschheit ihre wichtigsten Antriebskräfte verdanken. Zugleich aber
bilden diese Bewegungen eine authentische politische Kraft, diediePer
spektive einer politischen Weltordnung jenseits derUS-amerikanischen
Hegemonie zu artikulieren vermag. Die »Abkoppelung« dereuropä
ischen Sicherheit und Zusammenarbeit von der US-amerikanischen
Hegemonie, damit auch das Herauslösen konservativer Kiäfte aus jenen
Zwangsmechanismen, die ihre europäischen Interessen in der Unter
werfung unter die US-Hegemonie gleichsam ersticken, könnte daher
»Freiräume« und »Atempausen« schaffen, diedie imperialistische Lo
gik derPolitisierung der Krisenprozesse (durch deren gewaltsame Lö
sung) unterbrechen und zugleich der Alternative einer neuen europä
ischen Friedensordnung eine größere Durchsetzungsföhigkeit verlei
hen.

In den kritischen Gewerkschaftsanalysen der vergangenen Jahre ist
oftmalsder Satzdes sozialdemokratischen Politologen Franz Neumann
zitiert worden, den dieser ein Jahr vor der Machtübernahme des Fa
schismus in Deutschland geschrieben hat: »Geschichtlich hat dasVer
hältnis von Staat und Gewerkschaften vier Stadien durchlaufen: Vom
Verbot über die Duldung zur Anerkennung und zur Inkorporierung
der Koalition« (nach: MüUer-Jentsch, 1976, S. 151). Sowohl die Ana
lyse des zweiten Kapitels als auch die- gewiß kursorische- Betrachtung
der politischen Krisengeschichte des 20. Jahrhunderts haben freilich
nachgewiesen, daß diese bestechend schlichte Erkenntnis derhistorisch
widersprüchlichen Krisengeschichte des Kapitalismus —auch in seiner
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spätkapitalistischen Phase - nicht gerecht zuwerden vermag. Wederdie
Geschichte des Kapitalismus noch die derArbeiterbewegung lassen sich
nachMaßgabe einersolchen eindimensionalen Kontinuitätslinie der In
tegration der Gewerkschaften in den Staat angemessen beschreiben. Es
handelt sich dabei offensichdich um eine Variante jenes systemtheore
tisch eingefärbten »Politizismusa, derdie Widersprüche imReproduk
tionszusammenhang des kapitalistischen Systems negiert odermitder
Anerkennung des »organisierten Kapitalismus« für überwimden
glaubt. Diehistorische Analyse zeigt, daßzwischen denvonNeumann
genannten vierStadien jeweils Brüche liegen, die ihrerseits durchVer
wertungskrisen des Kapitals, Hegemoniekrben im politischen System
sowiedurch heftige Klassenauseinandersetzungen bestimmt sind. Die
Formen, indenen dieDuldung undAnerkennung derGewerkschaften
sich jeweilsdurchsetzt, sind »in letzter Instanz« von den ökonomischen
Entwicklungsbedingungen sowie von den je konkreten Kräfteverhält
nissen der Klassen abhängig. Stets geht es dabei um die partielle Lösung
und Institutionalisierung des »Grundwiderspruchs« von Kapital und
Arbeit - und auch die verschiedenen Formen der »Inkorporierung«
(vonder gewaltsamen Inkorporation etwaimZeichen des »Vaterländi
schen Hilfsdienstgesetzes« von 1916 oder der Etablierung der »Deut
schen Arbeitsfront« nach 1933 bis hin zum freiwilligen »Korporativis
mus« derWeimarer Republik oderderBRD nach 1967) zielen aufdie
Neutralisierung von sozialen und politischen Widerspruchskonstella-
donen, die die Stabilität des Gesamtsystems bedrohen können.

Die historische Analyse hat aber auch deutlich werden lassen, daß
solche Formen des institudonalisierten Klassenkompromisses höchst
labil sind. Zum einen haben sie materielle Ressourcen zur Vorausset
zung, dienurdurch ökonomisches Wachstum, dieVermehrung des ge
sellschaftlichen Reichtums, erzeugtwerden können. Zum anderen be
deuten sienichtnur einezeitweilige Festschreibung des Kräfteverhält
nisses vonKapital undArbeit, sondern ermöglichen derArbeiterbewe
gung auch einen zeitweiligen Einfluß auf die Form und Funkdon des
bürgerlichen Staates (selbst wenn dieser Einfluß sich nicht inderdirek
ten Beteiligung an der Staatsmacht,sondern in einer Veto-Machtkon
kretisiert). Die historische Diskontinuität im Verhältnis von Arbeiter
bewegung und bürgerlichem Staat wird nun gerade dadurch erzeugt,
daßdieherrschende Klasse undihrepolitisch-ideologischen Machtap
parate immer dann den zeitweiligen Klassenkompromiß aufgekündigt
haben, wenn aufgrund derVerwertungskrisen des Kapitals seine mate
rielle Basis zerstörtundzugleich diepolitbche Macht desStaates massiv
eingesetzt wurde,umdiepolitbchenRahmenbedingungen für eineRe-
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Organisation des Verwertungsprozesses neu zu strukturieren und dabei
die Macht derArbeiterbewegung zuschwächen oder gar ausziuchalten
(von derEbene des Betriebes bisaufdieEbene des politischen Systems).
DieGewalt, diezurVerwirklichung dieser Ziele mobilisiert wurde, hat
—wie wirgesehen haben —zuschweren Niederlagen derArbeiterbewe
gung geführt. Aber sie hat auch inden beiden Weltkriegen politische
Krisen des »Blocks an der Macht« nachsichgezogen, dienichtnur das
internationale Kräfteverhältnis von Kapitalismus und Sozialismus ent
scheidend verändert haben, sondern gleichzeitig der herrschenden
Klasse jeweils neue Formen derAnpassung (etwa mitderAnerkennung
der Demokratie und von Elementen der Sozialstaatlichkeit) au^e-
zwungen haben. Die Krisenerfahrung der späten 70er Jahre und frühen
80er Jahre bestätigt diese Zusammenhänge, obwohl sich die Verände
rungen imSystem der Klassenbeziehungen und derKlassenstrategien
niemals als bloße Kopie historischer Vorbilder, sondern imKontenje
ner Vergesellschaftungsprozesse und politisch-ideologischen Formen
realisieren, die sich in der langen Periode der relativen Stabilität und
Prosperirät entwickelt haben. Daß die Arbeiterbewegung - und na
mentlich die Gewerkschaften - unter dem Druck der Wirtschaftskrise
und der konservativen »Wende nach rechts« in die Defensive geraten,
erscheint beim historischen Vergleich nahezu als eine Gesetzmäßigkeit.
Die Ungleichzeitigkeit inder politischen Verarbeitung dieser Erfahrun
gen inder Arbeiterbewegung, die wir für die Niederlage von 1914 und
fürdieNiederlage von1933 festgestellt haben, macht aufeinen weiteren
Sachverhalt aufmerksam (den ich freilich nicht als »Gesetzmäßigkeit«
bezeichnen möchte): Die Kritik von linken Minderheitspositionen an
dervorherrschenden Strategie in der Arbeiterbewegung, diesich noch
amModell dervergangenen Prosperitäts- undRuheperiode orientiert,
hat immerauchdenInhaltunddiePerspektiven jenerBewegungen und
Kämpfe antizipiert, die dann nach dem Scheitern derimperialistischen
Gewaltpolitik ausgelöst undvorangetrieben wurden.
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4. Die »historische Tendenz« des
Kapitalismus und die Politik der
Arbeiterbewegung

Die bisherige Analyse hat an das Verständnis von Beziehungen zwi
schen Ökonomie und Politik, von Kapitalverwertungskrise und politi
schen Strategien herangeführt. Dabei ist zunächst deutlich geworden,
daß zwischen den »kleinen« Krisen und den »großen« Krisen unter
schieden werden muß. Sofern die Jahre der ökonomischen Stagnation
bzw. einer Verminderung der Wachstumsraten sich im Rahmen eines
langfristigen Aufschwungtrends bewegen (wie inderBRD von 1948/49
bis zum Ende der70er Jahre), entsteht kaum ein»Problemstau«, derauf
eine Neu-Definierung der wirtschafts- und gesellschaftspolitischen
Konzepte undStrategien derpolitischen Kräfte drängt. Solche »kleinen
Krisen« üben eineReinigungsfunktion aus. In ihnenvollzieht sichdie
Anpassung derstofflichen Voraussetzungen derProduktion sowie der
kapitalistischen Verwertungsbedingungen an das erreichte Niveau der
Vergesellschaftung. Im entwickelten staatsmonopolistischen Kapita
lismus werden diese Anpassungsprozesse vor allem durch den Staat
vermittelt. D. h.:Die Proportionalität von Wachstum und Kapitalver
wertung, von Weltmarkt und Binnenmarkt, von Produkdv^aftent-
wicklung und derQualifikation des Arbeitsvermögens, von individuel
lerundgesellschaftlicher Reproduktion derArbeitskraft mußdurch die
Intervention und Steuerung über den Staat hergestellt werden. In der
BRD hatz. B. die Krise von 1966/67, indersich allerdings schon die
Wende zum Ende des »Wirtschaftswunders« andeutete, einen Schub
neuer staatlicher Interventionsinstrumentarien ausgelöst.

In den »großen Krisen« dagegen erzwingen die Widersprüche der
Kapitalverwertung neue wirtschafts- undgesellschaftspolitische Strate
gien, die jedoch stets dem jeweiligen Vergesellschaftungsgrad der Pro
duktivkräfte entsprechen müssen. Die Beziehungen von Kapitalverwer
tung und Produktivkraftentwicklung, vonStaat undgeseUschafdicher
Reproduktion, von Kapital undArbeit werden politisch neu definiert.
Dabei vollzieht sich diese polidsch-strategische Ubersetzung ökonomi
scher Entwicklungswidersprüche keineswegs nach Maßgabe einer be
wußten und rationellen Ardkuladon der ökonomischen und Klassenin
teressen. Diese werden vielmehr gebrochen und gefiltert; denn der
Kampf umdieFunktionalisierung derpolidschen Macht füreine solche
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umfassende Reorganisation derFormen, indenen die geselischafdiche
Reproduktion bislang stattgefunden hatte,vollzieht sich impolitischen
Kräftefeld, in demunterschiedliche und antagonistische Interessen und
Kräfte miteinander ringen: die konkurrierenden Interessen vonKapital
fraktionen, die Ansprüche von Mittelschichten,fraktionelle Interessen
inder Arbeiterklasse - undschließlich auch dasdurch denStaat repiä-
sentieneallgemeine Interesse ander Regulierung der Klassenbeziehun
genzum Zwecke der Systemsicherung. Die relative Selbständigkeit des
Staates beruht jageradedarauf, daß er inseinerinstitutionellenStruktur
undseinerkonkreten Tätigkeit diese Widersprüche indemSinnezu ver
einheitlichen hat, daß sich eine dominante Linie der herrschenden Poli
tik durchsetzt.

Peter Heß hat in einem neueren Aufsatz, der sich mit den »Grenzen
desKapitals« beschäftigt, dieThesevertreten,daß unterdemDruckder
»großen Krise« des Kapitals zugleich diestaadiche Steuerungskapazität
geselbchaftlicher Widersprüche reduziert wird und dabei der Gegen
satz zwischen der begrenzten Klassenfunktion des Staates und seinen
(aus dieser Funktion selbst nochhervorgehenden) allgemeinen Aufga
benderSystemsicherung evident undzugleich zumGegenstand politi
scherAuseinandersetzungen wird; »Die Widersprüche des staatsmo
nopolistischen Kapitalismus treten massiver in Erscheinung: dasFort
schreiten des kapitalistischen Vergesellschaftungsprozesses, der gesell
schaftlichen Maßstäbe der Produktion, der gesellschafdichen Macht des
Kapitals, die der Staatgegenüber den privatmonopolistischen Verfü
gern überdieProduktionsbedingung - abergleichzeitig zu ihren Gun
sten - vertretenmuß; der Gegensatzzwischender Rolle desStaatesals
Instrumentder herrschenden Klasse überhaupt und als>Zusammenfas-
sung derbürgerlichen Gesellschaft<, in derereine große Vielfalt vonIn
teressen zu berücksichtigen hat, diez. T. das Kapital inderVerfolgung
seiner engerenZieleüberhaupt nichts angehen. Diesemiteinanderver
flochtenen Gegenständebedeutenzum einen . . ., daß alledieseErfor
dernisse dem engen Ziel des Kampfes derindividuellen Monopolkapi
talegegen dieSenkung ihrerProfitrate untergeordnet werden müssen.
Sie bedeuten zum anderen, daßder Staat ganz allgemein diese Gesell
schaft erhalten muß, um auch den Kapitalismus zu erhalten, daß er als
Instrument des Monopolkapitals auch allgemeine Gesellschaftsaufga
ben zuerfüllen hat, die mit dem Stand derGesellschaftsentwicklung zu
tunhaben unddienurpartiell odernur indirekt mitihrem spezifischen
monopolkapitalistischen Charakter« (Heß, 1983, S. 1370/71).

DieWidersprüche, diein denPerioden derKrise undStagnation aus
getragen werden, sindjedoch niemals ausschließlich aufdieKapitalver-
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wertungsprobieme sowie aufdieAuseinandersetzung um dieBAerr-
schung des Staates zu beziehen. Natürlich handelt essich dabei um die
beidenbestimmenden Formendes Grundwiderspruchs in der kapitali
stischen Gesellschaft - aber diese erscheinen nicht in reiner Form. Ihre
Formverwandlung istzumeinen einErgebnis der relativen Selbständig
keit der ideologischen und politischen Übersetzung gesellschafdicher
Grundkonflikte. Zum anderen jedoch zeichnet es geradedie Perioden
der »großen Krisen« aus, daß sich in ihnen nicht nur dasProblem der
Anpassung derKapitalstnikturen undderProduktion andenVergesell
schaftungsgrad der gesellschafdichen Arbeit, sondern zugleich »über
zyklische Krisentendenzen« (Huffschmid, 1983, S. 240 ff.)verdichten.
Der Ausweg ausder Krise mußdaherstetsdiesen überzyklischen Kri
sentendenzen, diesichindervorangehenden langen PeriodedesWachs
tums entwickelt haben und die sich nun mit der Verwertungskrise des
Kapitals verbinden, Rechnung tragen. Daß diefrüheren Regulierungs
krisen (1873/75 bis in die 80erJahre, 1929/32 bis zum Ausbruch des
Zweiten Weltkrieges, vgl. Kowalski, 1983, S. 7, und D. Klein, IPW-
Berichte, 1983, S. 22 ff.) sich über einen längeren Zeitraum erstreckt
haben, bestädgt nur die These, daß die Überwindung der Krise auch
von der Reorganisation jener Bedingungen abhängt, die diese über
zyklischen Widersprüche hervorgebracht haben.ImletztenKapitel ha
ben wir gesehen, daßdas Kapital aufgrundseinerimmanenten Verwer-
tungs-und Herrschaftslogik gezwungen ist, beider Lösung dieser Wi
dersprüche bestimmte Wege einzuschlagen - derÜbergang zur gewalt
samen Korrektur des Kiäfteverhältnisses zwischenden Kapitalfraktio
nen und den imperialistischen Staaten auf dem Weltmarkt sowie des
Kräfteverhältnisses von Kapital und Arbeit war dabei immerwieder
Ausdruck der Tatsache,daß das Kapital in letzter Instanz zu einer »or
ganischen« Lösung seiner antagonistischen Vergesellschaftungslogik
unfähig ist.

Das Zusammenwirken von zyklischen und überzyklischen Krisen
tendenzen bedeutet für unsere Analyse der Bedingungen, Inhalte und
Perspektiven der Gewerkschaftspolitik zunächst zweierlei:
- Die Auswege ausder Krise, die sichstrengnachder kapitalistischen
Logik (Förderung der Investitionen und der Profite) richten, können
nur um den Preis einerVerschärfung überzyklischer Krisentendenzen
zeitweiligen Erfolg haben. JörgHuffschmid hatdiesen Widerspruch im
Blick aufdie derzeit herrschenden wirtschaftspolitischen Konzeptionen
wie folgt beschrieben: »Die traditionelle Strategie ziir Krisenbekämp
fung ist die Förderung der privaten Investitionen und des Wachstums
der Produktion. Um auf diesem Wege jedoch die Arbeitslosigkeit in
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spürbarem Umfang abzubauen, müßtenWachstumsraten der Investi
tionenunddesSozialprodukts erreichtwerden, dieweitüberdenreali-
stischerweise im zyklischen Aufschwung zuerwartenden liegen. Versu
che, solche Steigerungen dennoch, etwa ineinem wachstumspolitischen
Gewaltakt, herbeizuführen, würden dieLebensbedingungen derMen
schen auf andere Webe gefährden. Sie würden dieökologbche Krise
verschärfen und die natürlichen Grundlagen derWirtschaft untergra
ben: die Verschmutzung des Wassers, die Verpestung der Luft, das
Sterben derWälder, derAngriff aufdieOzonschicht derAtmosphäre
und die Schadstoffbelastung von Lebensmitteln haben während der
über eineinhalb Jahrhunderte dauernden Periode kapitalistischer Ent-
wickludg in Deutschland zugenommen und mittlerweile einekritbche
Schwelle erreicht, deren Uberschreiten mit unkalkulierbaren Risiken
und möglicherweise mit katastrophalen Folgen für dieGesundheit und
das Leben derMenschen verbunden wäre« (Huffschmid, 1983, S. 235).
- Für die Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung ergeben sich daraus
zunächst die folgenden Schlußfolgerungen: erstens bestätigt sich hier
derillusionäre Charakterdervoneinigen Funktionären undnichtweni
gen Lohnabhängigen aufrechterhaltenen Hoffnung, man müsse nurden
krisenhaften Prozeß des »Gesundschrumpfens« (d. h.auch der sektora
len »Strukturbereinigung« in der Wirtschaft, z. B. bei Stahl und im
Schiffsbau) aushalten unddurchstehen, umspäter wieder mdenGenuß
der sozialen »Wohltaten« eines erneuten Aufschwungs zu gelangen
(vgl. Esser, in: GEMO, 1983. 10, S. 675 ff.). Zweitens konfrontiert
aber dieses Zusammenwirken vonzyklbchen undüberzyklischen Kri
sentendenzen dieArbeiterbewegung mitderAufgabe, ihren Kampf für
alternative Konzepte der Wirtschafts- und GeseUschaftspolitik nicht
nur auf den engerenBereich der unmittelbaren, materiellen Interessen
vertretung der Lohnabhängigen (Arbeitsplatz- und Lohnsicherung,
Abwehr der Intensivierung der Arbeit, der Dequalifikation der Ar
beitskraft u. a. m.) zu beschränken, sondern zugleich Konzepte zu
entwickeln, die—vomStandpunktder Lebensbedürfnbse der Arbeiter
klasse aus - Auswege aus derKrise, die dieLebensbedingungen inihrer
Totalitäterfaßthat, zu zeigen.

In denvergangenen Jahrensind- ausgehend vonderersten Studie des
Club of Rome über die »Grenzen des Wachstums« —zahlreiche Bücher
erschienen, diesich mit»globalen« oderWelt-Problemen beschäftigen.
Dabei werden das Wachstum der Bevölkerung und des Hungers, die
ökologische Krise, dieVerknappung derRohstoffressourcen, dieSiche
rungderEnergieversorgung undschließlich auchdiemilitärische Hoch
rüstunggenannt (z. B.Opitz, Hrsg., Weltprobleme, 1982). Dieglobale
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Krise des Kapitalismus verschärft diese Widersprüche; denn vor allem
dieLänderder Dritten Weltwerdendurchden Rückgang desWelthan
delssowiedurchdieIntensivierung derinnerimperialbtischen Konkur
renzweiter zurückgeworfen. Gerade in denjenigen Ländern, in denen
imvergangenen Jahrzehnt Industrialisierungsprozesse forciert wurden,
brechen nunmehr die ökonomischen, sozialen und ökologischen Wi
dersprüche um soheftiger auf. Diese Debatte überdie »Weltprobleme«
spiegelt zumeinen den moralischen Protestgegen diezunehmende so
ziale Ungleichheit, die Polarisierung von Reichtum und Armut im
»Nord-Süd-Verhältnis«; zum anderen wird sie durch die Angst inspi
riert, das Fortschreitender Ausbeutungder Dritten Weltund dernatür
lichen Ressourcen müsse zu einer Katastrophe führen, die dieÜberle
bens-Fähigkeit der Menschheit selbst in Frage stellt. Dabei stellt sich
freilich oft auch die Illusionein, eineneue Form der »Weltpolitik«, die
von der MachtstrukturdesWeltmarktes und des internationalen politi
schen Systems abstrahiert, könne diese Probleme lösen.

Wann immer jedoch diese Fragen auf der Ebenevon theoretischen
Modellen erörtert werden, gehteinewesentliche - politisch höchstbe
deutsame- Erkennmis verloren: Daß nämlichdieseWidersprüche,die
sich in der Dritten Welt konzentrieren, durch deren imperialistische
und neo-kolonialistische Abhängigkeitund Ausbeutung erzeugt wor
den sind; daß die fortbestehendeAbhängigkeitdieserLänder vom Im
perialismus (diesichinnenpolitisch überdieHerrschaftvonOligarchien
oder Militärdiktaturenfortsetzt) deren ökonomische, soziale und kul
turelle Emanzipation blockiert, und daß der Kampf der Volksmassen
gegen diesen TypusderAbhängigkeit undUnterdrückung zugleich die
härtesten Repressionsmaßnahmen vonSeiten derHerrschenden hervor
ruft. Die Kämpfe, die gegenwärtig Mittel- und Lateinamerika erschüt
tern, zeichnen sichdurch vielfältige nationale und kulturelle Besonder
heiten aus- aufder einenSeitedieVerteidigungder Revolution in Nica
ragua, der bewaffnete Kampf in ElSalvador undGuatemala, aufderan
deren Seite der nationale Protest und Widerstand, der den Sturz der Mi
litärdiktaturinChilebeschleunigen soll.Und dochzeichnetesallediese
Bewegungen aus,daßmitderBefreiung desVolkes vonextremer politi
scherUnterdrückung zugleich die »imperialistische Kette« der Abhän
gigkeit und Unterentwicklung zerrissen werden soll.

Gewiß handelt es sich bei diesen Volksbewegungen um die »Entla
dung« lang aufgestauter Entbehrung und Empörung. Gleichwohl ist
derZusammenhang zwischendieser neuen Welle revolutionärer Aktivi
tät indieser Region undderkapitalistischen Weltwirtschaftskrise nicht
zuEillig. Die Krise hatdie ökonomische Labilität dieser Länder bis hin
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zumkatastrophalen Kollaps (wieer z. B. indenRatenderInflationund
der Arbeitslosigkeit, aberauchinderfinanziellen Abhängigkeit vonden
Metropolen zum Ausdruck kommt) gesteigert und damit die soziale
Ungleichheit sowiedasMassenelend weitervorangetrieben. Siehataber
auchden Handlungsspielraum der herrschendenOligarchienund Mili
tärcliquen drastisch eingeschränkt. So wird hier eine Krisenüberwin
dungsstrategie ins Werk gesetzt, die in den hochentwickelten kapitali
stischen Ländernbislang noch im Hmtergrund gehalten wird: der Ein
satzderstaatlichen Repressionsgewalt, umjedenWiderstand mitmilitä
rischen Mittelnzu ersticken. Gleichwohl tretenganzunverhülltdieim
perialistischen Dimensionen dieserPolitikzutage;denndieUSAunter
stützen nicht nur jeneDikuturen, die aufdieseWeiseihr Überlebenzu
sichern trachten, sie organisieren zugleich den konterrevolutionären
Angriff aufdieSandinistische Revolution in Nicaragua und haben die
»rote Insel« Grenada überfallen. Unter der Reagan-Administration hat
die US-Politik auf den Anspruchverzichtet, der »Retter« für die von
Hunger, Armut und Unterdrückung geplagten Völker Mittel- und La
teinamerikas zu sein. Sieproklamiert(und praktiziert) nunmehroffen
die gewaltsame Ausschaltung von Bewegungen und Regierungen, die
eine Gefahr für die »Sicherheit« der USA bilden könnten - und: diese
Politik ist inzwischenlängstaufden Nahen Osten ausgedehntworden,
wo die USA direkt in den Libanon-Konflikt eingegriffen haben.

Ichwilldiese Überlegungen hiernichtweitervertiefen. Siesollen zu
nächst einmal darauf aufmerksam machen, daß für die Arbeiterbewe
gungeineAnalyseder Krisenotwendigist, dieüber einebloß ökonomi
scheoder nationale Wahrnehmung von Widersprüchen der kapitalisti
schen Entwicklung hinausgeht.' Die gegenwärtige Krise ist gerade
darin eine strukturelle Krise, daß sich in ihr ein Bruch vollzieht, der die
Gesamtheit der Vergesellschaftungsprozesse (auch in ihren internatio
nalenVerflechtungen) ergreift, durchdringt und die Frage ihrer Neu-
Strukturierung aufwirft. Dieser Bruch erscheint in den Grenzen des
Kapitals. Die Kriseder Kapitalverwertung bedeutetallgemein, daß ein
wachsender Teildesgesellschaftlichen Reichtums nichtmehr in Käpi-
talform entwickelt werden kann. Daher sind umfassende Kapitalver
nichtungsprozesse notwendig. Das Kapital muß sich durch fortschrei
tende Zentralisation(Monopolisierung) an die neuen Akkumulations
erforderungen und den über die nationale und internationaleKonkur
renz vermittelten Zwangzur Produkivkraftentwicklung anpassen. Der
Staat muß intervenieren, um sowohl durch Umverteilimg die privaten
Kapitalaufwendungen für dieprofitbringende Nutzung des neuenEf
fektivitätspotentials zu vermindern, als auch den gesamtgesellschafdi-
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chen Reproduktionsprozeß andierasche Entwicklung derProduktiv
kräfte anzupassen.

In den bisherigen Krisendes Kapitalismus haben sichdieseGrenzen
stetsalsrelative, d. h. alshinausschiebbar und überwindbar, erwiesen.
Unsere historische Krisenanalyse hat freilich gezeigt, daß z. B. die
letzte Periode der »großenDepression« vom Begiiui des Ersten Welt
krieges biszum Ende desZweiten Weltkrieges dauene, daß sich in ihr
Phasender relativen ökonomischenStabilisierung und der scharfenDe
pression,der Zuspitzungder sozialenund politischen Klassenauseinan
dersetzungen und der extremen Repression gegen die Arbeiterbewe
gungund schließlich auchder Externalisierung der Gewalt in der Form
des Krieges abwechselten. Der marxistische Ökonom A. G. Frank hat
daher- ineinerAnalogie zursogenannten »Zwischenkriegskrise« - den
historischen Platz der gegenwärtigen Krise wie folgt bestimmt: »Wir
beflnden uns noch in den zwanziger Jahren und sindnoch nichteinmal
in die dreißigerJahre hineingelangt« (Frank, 1983, S. 3). Das soll hei
ßen: Wir befinden uns zu Beginn der achtziger Jahre noch längstnicht
amTiefpunkt und - was im Hinblick aufdie politischen Auseinander
setzungen nochwichtiger ist- dieRestrukturierung der Arbeitsteilung
und der sozialenwie politischenKräfteverhältnisse, die die Krise letzt
lich erzwingt, steht noch bevor. DiesePrognosebertiht vor allem auf
der Erkenntnis,daß die Mittel, die bisherangewandt wurden, um die
Verwertungsschranken des Kapitals hinauszuschieben, nicht nur unzu
reichend sind, sondern daß sie selbst noch krisenverschärfend wirken.
Das gilt für die Anwendung der neuen Produktionstechniken und
Kommunikationstechnologien ebensowiefür den ganzenKomplex der
»Sanierungsmaßnahmen«, die im Zeichen der »Austeri^tspolitik« ein
geleitet wurden,um dieInflation zu bremsen, dieSuatsverschuldgung
abzubauenund insgesamt die staatlichenAusgabenvon den konsumti
ven zu den investivenAusgaben zu verlagern.Schon heute ist zu erken
nen, in welchem Umfang durch die Anwendung dieserMitteldieMas
senarbeitslosigkeit festgeschrieben underhöht, dieMassenkaufkraft der
Lohnabhängigen und der von staadichen Sozialleistungen undTrans
ferzahlungen Abhängigen reduziert und damit das Realisierungspro
blem, der Widerspruch Produktion/Markt zugespitzt wird.

Gleichwohl signalisiert die Weltmarktkrise des Kapitals - über sin
kendeWachstumsraten, protekdonistische Praktiken, zähes Feilschen
über Vereinbarungen zur internationalen Fmanz-und Wirtschaftspoli-
dk, die EG-Krise und über die wachsende Verschuldung und Zah
lungsunfähigkeit der Entwicklungsländer - eine weitere, krisenhafte
Grenze der erweiterten Kapitalakkumulation: das Ventil der Abwäl-
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zung der Krisenlasten auf andereNationen und Regionen ist sehr viel
enger geworden. In den kommenden Jahren drohen sogar Rückwir
kungen der Krise in der »Dritten Welt« auf die Metropolen, die diese
nochtiefer indieKrise reißen können (ein Zusammenbruch desinterna
tionalen Kreditsystems könnte dabei ähnliche Signalfunktionen aus
übenwie die Finanz- und Spekulationskrise am berühmt-berüchtigten
»Schwarzen Freitag« anderNewYorkerBörseimJahre 1929). Einwei
teres Mittel, die Verwertungsgrenzen des Kapitals hinauszuschieben,
wird derzeit vor allemin den USA genutzt: die gigantische Steigerung
der Rüstungsausgaben, die der militärischen Produktion, Forschung
und Entwicklung zufließen. Aber auch dieses Mittelproduziert schon
baldengereGrenzendes Kapitals. DieökonomischenWachstumseffek
te, vor allem die Beschäftigungseffekte durch die Militarisierung der
Produktion sind gering. Dagegen werden die Inflation und die Staats
verschuldung (in deren Konsequenz: das Zinsniveau) in die Höhe ge
trieben - ganz zuschweigen vom Anwachsen derKriegsgefahr, dieganz
andere Grenzen des Kapitals und der Menschheit markiert.

Die »Uberforderung« der traditionellen Regulierungsformen des
staatsmonopolbtischen Kapitalismus, die durch die Kapitalverwer
tungskrise und durch die wissenschaftlich-technische Revolution de
terminiertwerden,hatPeterHeß amBeispiel der monopolistischen und
gesellschaftlichen Anforderungen an die Staatstätigkeit analysiert:
»Gleichzeitig ist der Staatangesichts der raschenEntwicklungder Pro
duktivkräfte in dieserEtappemehrdenn jeim gesamtgesellschaftlichen
Reproduktionsprozeß gefordert. Es ist nicht schwer zu begreifen, in
welchenDimensionen Aufgabenim Bereichdes städtischen, zwischen
städtischenund internationalenVerkehrs-,Transport- und Kommuni
kationssystems gestelltwerden, welche Aufgaben im allgemeinen Bil-
dungs- und Berufsbildungssystem, beider Standortverteilung der Pro
duktivkräfte und der Schaffung neuer Energiesysteme entstehen. Es
wachsen dabeiauchdie>klassischen< Anforderungen des Gesundheits
und Sozialwesens, der Städteentwicklung, des Umweltschutzes und
nicht zuletzt gerade in dem Bereich, der unmittelbar mit der wissen-
schafdich-technischen Revolution verbunden ist, der Forschung und
Entwicklung . . . Gleichzeitig muß der imperialistische Staat aber sei
nenMachtapparat ausbauen, umdie—wieesneubürgerlich heißt—>ge-
sellschaftliche Akzeptanz< des wissenschafdich-technischen Fort
schritts angesichts der jetzt schon sichtbaren ökonomischen, sozialen
und poliuschen Folgendurchzusetzen. Er muß mit seinen Machtmit
teln den internationalenKonkurrenzkampfseinerKonzerne unterstüt
zen, wobei es in hohem Maße vom Druck, den er ausüben kann, ab-
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hängt, welche Abteilung des internationalen Monopolkapitals die grö
ßeren Anteile am Profit erzielen kann, bzw. den größeren Anteil am
Verlust tragen muß.DerStaatwirdgefordert, Kapital in dieEntwick
lungsländer hineinzupumpen, dasdie intemationdenKonzerne in viel
größerem Umfang vorher herausgepumpt haben, damitdieserProzeß
des Herauspumpens fortgesetzt werden kann. DerStaat istaber kein
ProduzentvonWertundMehrwert; erkanninderHauptsache nurum
verteilen. DieAnforderungen andenimperialistischen Staat lösen sobei
der Verwandlung von Geldkapital in produktives Kapital Kämpfe um
Gewinn und Verlust, umdieStellung und dieExistenzbedingungen der
Klassen wie einzelner Gruppierungen innerhalb derKlasse aus« (Heß,
1983, S. 1382).

Angesichts derVielfalt derWidersprüche, diesich indenKrisenpro
zessenseitdemBeginnder siebzigerJahre kpnzentrierenund derenZu
spitzung für das kommende Jahrzehnt prognostiziert wird, kann es
nicht verwundem, daß unter marxistischen Gesellschaftswissenschaft
lern erneut die Frage nach dem »Zusammenbruch« des Kapitalismus
bzw. nach den absoluten Grenzen des Kapitals aufgeworfen wird. Diese
Fragestellung ist - historisch betrachtet- reichlich diskreditiert. Karl
Marxhatte schon nach der Revolution von 1848 dieTheseformuliert,
daß»angesichts derallgemeinen Prosperität, diejetztvorherrscht, keine
Redevon irgendeiner realen Revolution seinkann. EineneueRevolu
tion wirdnur imErgebnis einer neuen Krise möglich sein« (MEW, 7,
S. 440).Späterhat AugustBebelmit dem Hinweisaufden bevorstehen
den »großen Kladderadatsch« dieVorstellung genährt, daßeinZusam
menbrach des Kapitalismus bevorstehe und daß die revolutionäreAr
beiterbewegung ihreKräfte zusammeln habe, umfürdiesen geschicht
lichen Augenblick bereitzu sein,die Machtzu übernehmen. RosaLu
xemburghat in ihrer imperialismustheoretischen Schrift»DieAkkumu
lation des Kapitals« (1913) den Zusammenbruch des Kapitalismus als
Folge der absoluten Schranken der Kapitalakkumulation entwickeln
wollen, undindenzwanzigerJahren hatHenrykGrossmann einegroße
theoretische Arbeitverfaßt, die der Analyse des »Akkumulations- und
Zusammenbruchsgesetzes des Kapitalismus« (1929) gewidmet war.
Auch Lenin hat in seiner Imperialismus-Schrift (1917) vom »letzten
Stadium« des Kapitalismus gesprochenund dabei immerwieder Arbei
ten und eine Politik inspiriert, die die Krisen als letzte bzw. allerletzte
Phasen in der »allgemeinen Krise« des Kapitalbmus interpretieren.

Mechanistische Vorstellungen über den Zusammenhang von ökono
mischer Krise und politischem »Zusammenbruch« des Kapitalismus
haben nicht nurdieFlexibilität undAnpassungsfähigkeit des Kapitalis-
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mus unterschätzt, sondern auch schwerwiegende Fehleinschätzungen
inderPolitik der Arbeiterbewegung begünstigt: auf dereinen Seite den
»revolutionären Attentismus«, der letzdich die Positionen des Refor
mismusgestärkthat, aufder anderenSeitedieultra-Iinke»revolutionäre
Offensive« alsAntwort auf die vorgestellte»Todeskrise« des Kapitalis
mus, die - wie in der Weltwirtschaftskrise 1929- einen Teil der Arbei
terbewegung dazugebracht hat, die Gefahren einerautoritären, politi
schenRe-Organisationdes Kapitalismus inder Form desFaschismus zu
unterschätzen. Dennoch besteht ganz zweifellos ein Zusammenhang
zwischen den »großen Krisen« inderGeschichte des Kapitalismus und
der Entwicklung des politischen Kräfteverhältnisses von Kapital und
Arbeit. In der ersten »großen Depression« (von der Mitte der siebziger
bis zur Mitte der neunzigerJahre des 19. Jahrhunderts) gelingtder so
zialistischen Arbeiterbewegung - namendich in Deutschland - der
»Durchbruch zur Massenorganisation«. Die Konzeptionen der herr
schenden Klasse, im Ubergang zum Imperialismus zugleich diesoziali
stische Arbeiterbewegung gleichsam »im Keime« zu ersticken (z. B.
durchdasSozialistengesetz), scheiterten. In der zweiten»großenKrise«
markierte zunächst die russische Oktoberrevolution von 1917 einen er
sten entscheidenden Einbruch in das kapitalistische Weltsystem. Der
Faschismus wird letzdich, obwohl er der Arbeiterbewegung schwere
Niederlagen und Verlustebeigebracht hat, geschlagen und dieser Sieg
setzt zugleich nach 1945 eine neue Dynamik revolutionärer Verände
rungenfrei. Natürlich handeltessichbeialldiesenVeränderungen nicht
um ein unmittelbares Übergreifen der ökonomischen in die polidsche
Krisedes Kapitalismus. Eine genauereAnalysewürde sehr schnelldie
komplexeWechselwirkung von ökonombchen, polinschen und ideo
logischen Faktoren, von intemadonalenKrisenprozessen und nadona-
len Besonderheiten, insgesamtdie ungleichmäßige und ungleichzeidge
Entwicklungdes Kapitalismus wie des Sozialismus enthüllen. Obwohl
esder Kapitalismus verstandenhat, sich in seinenMetropolen während
der langen Welle des Aufschwungs in den 50erund 60erJahren gegen
grundsätzlicheVeränderungen zu schützen, so war er doch nicht in der
Lage, jene Veränderungen im weltweiten Kräfteverhältnis von Kapital
und Arbeit, die auch Grenzen des Kapitals repräsentieren, zu seinen
Gunsten zu revidieren.

DieDebatte über die »absoluten Grenzen« des Kapitalismus ist also
wenig hilfreich, sofernsie lediglich eineneueVariante desZusammen
bruchsgesetzes hervorbringt. Sie kann jedoch unser Bewußtsein für die
bevorstehenden politbchen und sozialen Kämpfe schärfen; denn die
Frage,ob und wiedie »Grenzendes Kapitals« hinausgeschoben werden
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können, ob sie die Bestandsfahigkeit des Systems markieren und zu
welchenFormen der Anpassungsieden Kapitalismus zwingen- diege
schichtlichen Antworten daraufhängen letztlich davon ab, ob die Ar
beiterklasse in der Lage ist, subjektiv und praktisch-politisch diese
Grenzen zu überschreiten. Peter Heß bewertet die »Aussicht auf abso

lute Grenzendes Kapitals« in dieserPerspektive: »Natürlich kann eine
solcheSichtder ZukunftdesKapitalismus aufSkepsis stoßen, daessich
historisch erwiesen hat,daßsich dasSystem ökonomisch stetsanzupas
senvermochte, solange dieArbeiterklasse eszuließ. Manmuß sichtat
sächlichdavor hüten, die Flexibilität des Kapitalismus zu unterschät
zen, und es ist zu betonen, daß es einen automatischen Zusammenbruch
nachwie vor nicht geben kann. Dies darf aber nicht den Blickvor der
neuen Qualität der kapitalistischen Problematik verschließen. Es kann
nicht gesagt werden,dieAussicht aufabsolute GrenzendesKapitals sei
Utopie . . .« (Heß, 1983, S. 1387).

Wenn aber die Bestandsfähigkeit desSystemsletztlichauf der politi
schen Ebene, durch die Klassenauseinandersetzungen entschieden
wird, dannstelltsichfür die Arbeiterbewegung nichtnur die Aufgabe,
ihre alternativen Modelle und Projekte einer fundamentalen Gesell
schaftsveränderung zu präzisieren; siemußdiese Projekte vielmehr aus
einer konkreten Analyseder jeweiligen historischen Bedingungen des
Klassenkampfes ableiten.Siemuß dasspezihsch Neue aufspüren, das-
ausgehend von der inneren Logik der kapitalistischen Vergesellschaf
tungsprozesse - diese Kampfbedingungen strukturien. Mit anderen
Worten: Die Alternative zur kapitalistischen Krise und zur herrschen
denPolitikberührtzugleich dieFragenachdensozialen Kräften,diefür
dieseAlternative wirkenkönnen, nach der Bedeutung des Staates und
seinerPolitikfür dieDurchsetzungderForderungender Arbeiterbewe
gungund schließlich auchdieFragenachdemZusammenhang zwischen
spezifischen sozialen Interessen und Bedürfnissen, die sich im hoch
entwickelten Kapitalismus herausgebildet haben, mitdenZielen wie der
politischen Praxis der Arbeiterbewegung. In den folgenden Abschnit
tenwill ich einige dieser Fragen diskutieren, die auch fürdie Gewerk
schaftsbewegung von Bedeutungsind.

4.1. Strukturveränderungen in der Arbeiterklasse

SeiteinigenJahren beschäftigen sich linke Intellektuellemit der »Krise
des Marxismus«. Sie beklagen dabei Niederlagen, Stagnationstenden
zen und Deformationender marxistisch orientierten Arbeiterbewegung
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in den entwickelten kapitalistischen Industriegesellschaften sowie in
den sozialistischen Ländern. Undsie haben inzwischen einen ganzen
Katalog von Theorie-Defiziten zusammengestellt, der die Unfähigkeit
des traditionellen Marxismus demonstrieren soll, auf die sozialökono
mischen, politisch-ideologischen und ökologischen Fragenund Wider
sprüche unsererZeit eine theoredsche und prakdsche Antwort - im
Sinne seiner eigenen, revoludonären Perspektive - zu geben. Einige
TeilnehmerdieserDebatte sehendiegrößteSchwäche desMarxismus in
seinerBindung andieArbeiterklasse; denndiese Klasse sei- hierschei
den sich die Geister - entweder noch nie in der Geschichte des Kapita
lismus(so Andre Gorz in semem »Abschied vom Proletariat«)oder in
derGegenwartjeneshistorische Subjektdergesellschaftlichen undpoli
tischenTransformadon gewesen, das KarlMarx und seine Nachfolger
»entdeckt« zu haben glaubten. DieseArbeiterklasse sei schicksalshaft
an die Produkdonslogik des Industriesystems gekettet und deshalb
nicht in der Lage, über das Industriesystem hinaus zu denken und zu
handeln. Siesei- auchaufgrund der Erfolge, diedie reformistische Ar
beiterbewegung im Verlaufe des vergangenen Jahrhunderts errungen
habe - zu einem konservierenden Element des kapitalisdschenSystems

. geworden. Sie sei aufgrund der inneren sozialen Fraktionierung der
Klasse strukturell unfähig, eineneinheitlichen politischen Willenzu ar
tikulierenund dazu seisiedurch die Integrationsmechanismen desherr
schenden Systems (»fordistische Vergesellschaftung«) der »Fähigkeitzu
selbständig-solidarischem und selbstbewußt-gesellschaftsverändem-
demHandein beraubt« (Hirsch/Roth, 1980, S. 16/17;alsbislang beste
Kritik solcher Positionen vgl. Peter, 1983).

Als neue Subjekte einer fundamentalen Kritik und der potentiellen
Veränderung derkapitalistischen Gesellschaft werden die»neuen sozia
len Bewegungen« ausgegeben: die Frauen-, die Ökologie-, die Frie
dens- und die Jugendbewegungen. Ihre historische Überlegenheitbe
stehegeradedarin, daß sie nicht durch ihre Bindungan Klasseninteres
sen blockiert seien. Indem sie sich politisch »jenseitsder Klassen« arti
kulieren, konfrontieren sie die herrschende Ordnung zugleich mit
»universalistischen Werten« und Forderungen: die Befreiung der Frau
und eine neue Beziehung zwischenden Geschlechtem, die Erhaltung
der Natur zur VerhinderungeinerallebedrohendenökologischenKata
strophe, die VerhinderungeinesKrieges zur Sicherungdes Uberlebens
der menschlichen Gattung, die Etablierung einer neuen, repressions
freien und autonomen Kultur als die Form neuer zwischenmenschlicher
Beziehungen jenseitsder ZwängedesArbeitsprozesses undder Produk-
tipnslogik usw. usf. Mit der»Entdeckung« dieser neuen Subjekte habe
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der linke Intellektuelle zugleich einen neuen Ort gefunden. Er bricht
radikalmit derdogmatischen Fixierung desMarxismus aufdieProduk
tivkraftentwicklung, die Arbeiterklasse und die Arbeiterbewegung,
macht sich zum Sprachrohreines neuenTyps von »kultureller Hege
monie« und wundert sich über die Rückständigkeitjener Intellektuel
ler, die nach wievor in der Entwicklung des Klassenbewußtseins und
der autonomen Handlungsfähigkeit der Arbeiterklasse, im Klassen
kampfvon Lohnarbeitund Kapital, den wesentlichen Bezugspunkt ih
rer theoretischenwiepraktischenArbeit sehen. Ich beschäftige michan
dieserStellenoch nicht mit der Beziehungzwischenden »neuensozia
len Bewegungen« und der Arbeiterbewegung. Vielmehrgeht es um die
voneinigen intellektuellen Wortführern dieser Bewegungen imterstellte
Konfrontation ihrer »universalistischen« Orientierung mit dem »Klas-
senreduktionismus«, der dem traditionellen Marxismits angeblich an
haftet. DiesesProblemistkeinesweg neu. Die Ausarbeitungdeswissen
schaftlichen Sozialismus durch Marx (etwa in seiner Entwicklung von
den »Pariser Manuskripten« bis zur »Deutschen Ideologie«) bewegt
sichgeradeinder Reflexion desWiderspruchszwischendem universali
stischen Anspruch der bürgerlichen Ideologie (von der politischen
Ökonomiebiszu jenerpolitischen Aufklärungsphilosophie, diesich in
den ersten »Erklärungen der allgemeinen Menschenrechte« konkreti
sierte)und der systematischen Negation diesesAnspruchsin der sozia
len und politischen Realität der bürgerlich-kapitalistischen Gesell
schaft. Daß Marx und Engels mit der Ausarbeitung des historischen
Materialismus und der Kritikder politischen Ökonomiediesem Wider
spruch»aufden Grund« gingen, seineWurzeln in den materiell-gesell-
schafdichen Verhältnissen und Bewegungsgesetzen dieser Produk
tionsweise, alsoim »Kapital«, entdeckten, brachtesiedazu, nicht mehr
wie noch in den frühesten Schriften von der »Emanzipation der Gat
tung« im allgemeinen zu sprechen, sondern die emanzipative Lösung
der Gattungsprobleme mit dem Kampfder Arbeiterklasse und schließ
lich mit dem Kampffür den Sozialismus zu verbinden.Damit gabensie
dem Kampfum die Lösungder Menschheitsfragen einen Klasseninhalt
- und zwar nicht deshalb, weil sie die Proletarier für »Götter« hielten,
sondern weilsiedasProletariat alsdasSubjektdes Vergesellschaftungs
prozesses, als den kollektiven Produzenten des gesellschaftlichen
Reichtums,alsdieperspektivisch zahlreichsteKlasse der modernenGe
sellschaft und zugleichalsdiejenige Klasse erkannten, die nicht nur die
Unmenschlichkeit diesesSystemsim Alltagerfährt, sondern alseinzige
Klasse historisch befähigt ist, mit der Aufhebung der Klassenherrschaft
der Bourgeoisie zugleich die Klassenherrschaft überhaupt aufzuheben.

172



Georg Lukacs hat in diesem Zusammenhang von Klassenbewußtsein
undUniversalismus späterdie»Überlegenheit desProletariats der ihm
sonst in jeder intellektuellen, organisatorischen usw. Hinsicht überle
genen Bourgeoisie« festgemacht. Diese liegt für ihnausschließlich dar
in, »daß das Proletariat die Gesellschaft vom Zentrum aus, als zusam
menhängendes Ganzes zu betrachten und darinzentral, die Wirklich
keitverändernd, zu handeln fähig ist, daß für seinKlassenbewußtsein
Theorie und Praxis zusammenfallen« (Lukacs, 1923, S. 81).

Wolfgang Abendroth hat m einem Gespräch überdieFriedensbewe
gungdieseBestimmung des Zusammenhangs von Gattungs-und Klas
senfrage erneuert: »Natürlich ist die Friedensbewegung und die Erhal
tung des Friedens, also die Bewahrung vor dem atomaren Untergang
auch Gattungsfrage indem Sinne, daß esum die Erhaltung dermensch
lichen Existenz überhaupt geht. Aber in Wirklichkeit steckt ja dieses
Problem der Erhaltung menschlicher Existenz in größerem histori
schem Zusammenhang von Anfang an in der Arbeiterbewegung. Zur
Gattungsfrage gehört die Frage der Reproduktion der Gattung, die
vermittelt ist durch deren ökonomisch-sosüale Existenz als deren Vor
aussetzung. Zu Beginn der Arbeiterbewegung ist man sich durchaus
klardarüber, daß dieVertretungder Interessender eigenen Klasse iden
tischist mit derSicherung derFortexistenz der Menschheit. Aberdiese
für die Arbeiterbewegung von Anfangan selbstverständliche Position
ist eben verbunden mit der Klassenfrage: mitdem Interesse welcher
Klasse identifiziertsich der Fortschritt der Menschheitim Weitergang
zu ihrer nächsten Existenzform? Die Interessen welcher Klassen wider
sprechen diesem Fortschritt und der Bewahrung der menschlichen Exi
stenz? In Wirklichkeitstehen ako beide Definitionen gar nicht als un-
aufhebbarer Widerspruch einander gegenüber, sondern beide Defini
tionen ergeben sich auseinander und sind dialektisch verbunden. Die
Arbeiterbewegung geht dabei von vornherein von dem Gesichtspunkt
aus, in ihremInteresse verkörpere sichdas Interesse desgesellschaftli
chen Fortschritts entgegendem Interesseanderer Klassen, die, weilsie
an engenVorteilen des Tages kleben und da sie am Profitinteresse für
einzelne Wirtschaftsuntemehmen festgenagelt sind . . ., dieser Fort
entwicklungentgegenstehen müssen. Diese Problematikist auch heute
diegleiche geblieben, dahatsichprinzipiellnichtsverschoben« (Abend
roth, 1982, S. 65/66).

Ich höre schonden Chor desProtestes: Das ist diealteLogikdespro-
duktivistischen Fortschrittsglaubens und des Klassenreduktionismus!
Wir müssen dieneueLogik, dieuns ausdiesen Fesseln befreit, entdek-
ken und fördern! Die Frage ist aber, ob dasemanzipative Potential, das
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sichumdieneuen, universalistischen Werte gruppiert, dieherrschende
Logik der kapitalistischen Gesellschaft nur im Kopfe oder auch in der
Wirklichkeit außer Kraft zu setzen vermag. Und daran schließt die
Frage an, ob es nichtgerade für marxistische Intellektuelle notwendig
ist, die neuensozialen Bewegungen und ihre Kritikder herrschenden
Ordnung solidarisch zu unterstützen, abergleichzeitig den universali
stischen Idealismus dieser Bewegung, der inder Abkoppelung vonden
Produkdons- und Klassenverhälmissen des real existierenden Kapita
lismus seinen wesentlichen Grund hat und der sie zugleich von einer
Perspektive der fundamentalen Veränderung dieserVerhältnisse (und
der notwendigen Massenbasis dafür) isoliert, zu kritisieren.

Angesichts derErfahrung derKrisenwirklichkeit dürfte esnicht allzu
schwer fallen, die fortbestehende Wirkung der vonMarx analysierten
ökonomischen Entwicklungsgesetze dieser Produktionsweise aufzu
spüren,diekrisenhafte Tendenzder Kapitalakkumulation, dasabsolute
PrimatderProfitproduktion, dieobjektive Polarisierung derKlassenin
teressen, die Klassenbindung der Staatstätigkeit u. a. m. Der Schrift
steller Michael Schneider hat jüngst in einer Debatte zu der Frage
»Schweigen diedeutschen Intellektuellen« (1981, S. 56ff.)diese Igno
ranz einesTeilsder linken Intellektuellen polemischattakiert: »DieBe
griffeder marxistischenGesellschaftstheorie- so hört man die intellek
tuellenSpätheimkehrervon Paris bk Frankfurt lamentieren - seienan
gesichts der weltweiten atomaren Aufrüstung, des drohenden ökologi
schen Kollaps und der Entwicklung in den sozialistischen Staaten, die
vordem als Vorbild gegolten hätten, historisch überholt tmd obsolet
geworden;der Marxismus habe auf der ganzen Linieversagt! Wer hat
dennhiereigentlich versagt? Dieempirischen Begriffe dermarxistischen
Wirtschafts- und Gesellschaftstheorie oder diejenigen, die sich ihrer
schleunigst zu entledigen suchten, um ja nicht den Anschluß an die
»Stimmung im Westen< zu verpassen? Als ob die Marxsche Kapitalis
mus-Kritik schon deswegen überholt sei, weil die trendbewußten Intel
lektuellen hierzulande und anderswo sie nicht mehr >chic< finden!
. . . (Sie)brauchten nur einmal den Wirtschaftsteil der FAZ, die Deut

scheBörsenzeitung oder dasMagazin >Capital< aufzuschlagen, um sich
von der ungebrochenen Aktualität der Marxschen Waren-Kategorien
zu überzeugen:da ist nur von Renditen, Zinsen, Profiten, Dividenden,
Kapitalbewegungen, Kapitalkonzentracion usw., kurz: von all jenen
KategoriendieRede, dieangeblich unsere>ach so komplexund kompli
ziert gewordene Wirklichkeit< nicht mehr erfassen können . . . Die
>Capital<-treuen Wirtschaftsjoumalisten hierzulande jedenfallswissen,
was sie an Marx haben; im Gegensatz zu jenen Linksintellektuellen
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a. D., die jetzt wieder an den Stilblüten desFeuilletons ihre gepflegte
Melancholie und ihre Weltuntergangsstimmungen zu nähren versu
chen« (S. 57/58).

Heute scheintalsowieder jeneKritik an Aktualiät zu gewmnen,die
J. P. Sanre 1965 inseinem »Plädoyer fürdieIntellektuellen« formulier
te: »Durcheinefalsche Universalitätwird ihnender Blickfür diegesell
schaftliche Realität der Ausbeutung der großen Mehrheit durch eine
Minderheitverstellt« (Sartre,S. 21). Es gehtdabei- um eszu wiederho
len- nicht um einepauschaleDiskreditierungder neuensozialenBewe
gungen,sondern umeinekritischeAuseinandersetzung mitder Univer-
salismus-These,die den Abschied von der Marxschen Kritik der politi
schen Ökonomie und der Klassenanalyse, vom Klassenkampf und der
Arbeiterbewegung postuliert. Die neuensozialen Bewegungen werden
in dem Maße zu relevanten politischen Kräften, wie sie einerseits die
Vertretung ihrer besonderen Ziele mit der theoretischen und prakti
schenKritikder bestehenden Herrschaftsordnung und der ihr zugrun
deliegenden ökonomischen Entwicklungslogik verbinden und wie sie
andererseits über ihre eigenen Zielenicht dieWirkungen des Kapitalis
mus und seinerKrisenprozesse auf die Arbeits-und Lebensbedingun
gender »subalternen Klassen«, namentlich der Arbeiterklasse, ausdem
Blick verlieren. Wenn der »neue Universalismus« die Massenarbeitslo
sigkeitmit ihren sozialen und psychischen Folgen, die massiven Ver
elendungsprozesse in der »DrittenWelt« (aberauchzunehmend in den
Metropolen des Kapitals), die Fragen nachder Sicherung sozialpoliti
scherLeistungen desStaates, nachBildung, Verbesserung der Gesund-
heits- und Altersvorsorge für die Vielen als»traditionalistischen Parti
kularismus« der Arbeiterbewegung abtut, so enthüllter darinkonkret
seinen idealistischen Charakter und zugleich seineFunktionalisierbar-
keit für den Kampfdes »herrschenden Blocks« gegendieArbeiterbewe-
gung.

Marsistische Intellektuelle werden - ebenso wie klassenbewußte
Lohnarbeiter - in und mit den neuen sozialen Bewegungen für das
Oberleben der Gattung, für die Abschaffung patriarchalischer Herr
schaftsverhältnisse, für die Erhaltung der Natur, für die Entfaltung
neuer sozialer und kultureller Bedürfnisse kämpfen. Ihre wesentliche
Aufgabebestehtaber nachwievor darin, an der Seiteder bewußtenund
organisierten Kräfte der Arbeiterbewegung für die Entwicklung des
Klassenbewußtseins, der Organisations- und Handlungsfähigkeit der
Arbeiterklasse zu wirken. Es gab in den vergangenen Jahren Niederla
gen der kommunistischen und sozialistischen Arbeiterbewegung und
der Gewerkschaften. Es gab mannigfaltige Enttäuschungen über das
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Scheitern des »Eurokommunismus«. Dazu kam derSchock derpolni
schen Krise undfürviele derSchock des Krieges zwischen denVolksre
publiken Vietnam und China,dasEntsetzen angesichts der Enthüllun
genüberdieVerbrechen, die imNameneinerkommunistischen Regie
rung in Kampuchea begangen wordenwaren.Esgababerauchindieser
Periode zahlreiche persönliche Krisen von Intellektuellen, die diese
Entwicklungen möglicherweise als Falsifikation ihrer theoretischen
Uberzeugungen erlebten. Althusser und Poulantzas sind nur diepro
minentesten Opfer dieser seihstzerstörerischen Widerspruchsetfah-
rung. Im gleichen Zeitraum vollzogen sich jedochauch ermutigende
Veränderungen zugunstendesSozialismus (vorallem inAfrika);inMit
tel- und Lateinamerika wurde- nach einem Jahrzehntder imperialisti
schenReaktion unddesStillstandes - eineneuePeriodeantiimperialisti
scherMassenkämpfe eröffnet. In vielen Regionen derWeltscheitenen
Versuche der USA und ihrer Verbündeten, die politische Hegemonie
zurückzuerobern. In Südeuropa verschwanden die autoritär-faschisti
schen Diktaturen (Griechenland, Spanien, Portugal). In Schweden be
schränkte sich die konservativ-liberale Gegenreform auf das Inter
mezzo einerWahlperiode. Die Friedensbewegung entwickelte sich zu
einer autonomen politischenKraft. Die marxistische Gesellschaftsana
lyse und Politik steht nicht außerhalb dieser Widersprüche, sondern
mitteninihnen.Mehrnoch:DieseWidersprüche bilden ihr Material, an
dem sie sich »abarbeiteta und entwickelt. Der wissenschaftliche Mar
xismus ist im vergangenen Jahrzehnt selbst von einem »Säkularisie-
rtmgsprozeß« (Therbom) erfaßt worden. Sein Schwerpunkt hat sich
mehr und mehr von der Reflexion philosophischer Fragestellung zur
empirischen Forschungaufden Gebietender Klassen- und Staatsanaly
se, der Ökonomie und der Geschichte verlagert. Dieser Prozeß, der
freilich auch die Gefahreiner »Akademisierung« des Marxismus ent
hält, eröffnet der marxistischen Forschung neue Praxisfelder, die mit
der Politikder Arbeiterbewegung und der »neuen sozialen Bewegun
gen« engverbunden sind; denn diesePolitikkann nur dann erfolgreich
vertreten werden, wenn sie das Wissen über die konkreten sozialöko
nomischen undpolitischen Prozesse,überdieWirkungen der Krise auf
die Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiterklasse sowie auf das
Bewußtseinder Arbeiter, über den Zusammenhang von wissenschaft
lich-technischer Entwicklung mit den Strukturveränderungen in der
Arbeiterklasse, der Qualifikationsstruktur des lebendigen Arbeitsver
mögens und der neuen Herrschaftstechniken, schließlich auch das Wis
senüberhistorische Erfahrungen desKlassenkampfes insichaufnimmt,
um die Bedingungen und Zieleihres Kampfes genauer zu bestimmen.
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Wenn diese Aufgabe eingelöst wird,vermeidet diemarxistische Ana
lyse zugleich jene Mystifizierung derArbeiterklasse undihrer »histori
schen Mission«, die diese nurnoch als den »Totengräber des Kapitalis
mus« anzusprechen vermag und dabei blind wird auch für die politische
Bedeutung vonStrukturveränderungen der Klasse, dieihrerseits durch
die Kapitalakkumulation, die Produktivkraftentwicklung und die
Staatsintervention erzeugt werden. Injeder geschichtlichen Epoche des
Kapitalismus wird die Arbeiterbewegung mitderAufgabe konfrontiert,
die innere Zusammensetzung und Fraktionierung der Klasse als Pro
blem von »Einheit und Spaltung« (Deppe, 1981) in bezug zu den hege-
monialen Auseinandersetzungen im politischen Raum zu thematisie
ren. Der Umfang wie die innereStruktur der Klasse werden durch ob
jektive Faktoren bestimmt: durch das Niveau des kapitalistischen Ver
gesellschaftungsprozesses, den Stand und die Dynamik derProduktiv
kraftentwicklung, die 2^ntralisation des Kapitab, dessen räumliche und
sektorale Verteilung, durch die Intervention des Staates inden gesamt
gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß, die Integration der nationalen
Kapitale in den kapitalistischen Weltmarkt.Auchdie Arbeits-und Le
bensbedingungen derKlasse sind zunächst von diesen objektiven Be
dingungen —vor allem von dem jeweiligen Verteilungsspielraum, der
durch die Höhe des Neu- bzw. Mehrprodukts gesetzt wird - abhängig.
Freilich werden die konkreten Proportionen dieser Verteilung zwischen
Staat, Unternehmen und Lohnarbeit schon durch das Kräfteverhältnis
der Klassen, vorallem dieKampfkraft der Gewerkschaften, entschie
den. Schließlich besteht auch ein enger Zusammenhang zwischen der
inneren Struktur der Klasse und den jeweiligen subjektiven Kampfbe
dingungen der Arbeiterbewegung.

In jeder Periode kapitalistischer Entwicklung, bzw. in jedem
Kampfzyklus der Arbeiterklasse gibt es dominante und hegemoniale
Fraktionen in der Klasse, aus denen sichnicht nur deren »Kern« im so
zialökonomischen Sinne, sondern auch deren politische »Avantgarde«
rekrutiert. Daneben existieren stets Fraktionen bzw. Randgruppen der
Klasse, die der politischen und gewerkschafdichen Arbeiterbewegung
noch fern stehen, die neu zurArbeiterklasse stoßen, die die Erfahrung
des Lohnarbeiter-Statuserst in der ersten Generation machenoder die
auch - aufgrund von quasi-ständischer Borniertheit (namentlich inden
Gewerkschaften) oder aufgrund von Fehleinschätzungen der alten
»Avantgarden« - nicht als Adressaten der Politik der Arbeiterbewegung
angesprochen oder gar als »rückständige Masse« übergangen werden.
Diese Beziehung istjedoch keineswegs statisch. Sie verändert sich unter
dem objektiven Druck der Strukturveränderungen in der Klasse (z. B.
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durch dieKrise alter Facharbeitergruppen mitdem Obergang zurgro
ßen Industrie, später'erneut durch die Krise von Facharbeitergruppen,
die durch Rationalisierung und Automatisierung »freigesetzt« werden),
und sieverändert sichinPerioden derallgemeinen politischen Krise, in
denen spontan neue Gruppen der Arbeiterklasse (z. B. unqualifizierte
»Massenarbeiter«, Frauen, Ausländer usw.) in die Kämpfe eintreten.
Vor allem in der Geschichte der Gewerkschaftsbewegung tretensolche
Veränderungen immer wieder als Probleme und (auch interne) Kon
flikte auf, die die Gewerkschaften organisatorisch und politisch vor
neue Aufgaben stellen. Einige dieser Probleme inder Gegenwart sollen
in denfolgenden Abschnitten skizziert werden.
- Zur Arbeiterklasse gehören nach den sozialstatistischen Kategorien
». . . die Arbeiter, die unteren und größere Teile der mitderen Ange
stellten und Beamten sowie die Arbeitslosen (abgesehen von den ar
beitslosen Angehörigen der lohnabhängigen Mittelschicht und Intelli
genz und des kapitalisnschen Managements) und ihre Angehörigen so
wie dieRentner (entsprechend ihrem früheren Status und ihren Ein
kommensquellen). Oung» 1983, S. 54). Betrachten wir die großen,
gleichsam »säkularen« Trends in der Entwicklung der Arbeiterklasse,
so lassen sich zwei gegenläufige Tendenzen festhalten. Auf der einen
Seite hatsich derAnteil derLohnabhängigen anderGesamtheit derEr
werbstätigen weitererhöht. (Von 77,4 %, 1960, auf 88,1 %,1981.)Auf
der anderen SeitevollziehtsicheineUmschichtung zwischen den Kate
gorien der Lohnarbeit. Der Anteil der Arbeiter geht absolut und relativ
zurück: von 90 % (1882), über 74 % (1925), 72 % (1950) auf57,4 %
(1970) und 47,8 %(1981). Dementsprechend erhöhte sich der Anteil
derAngestellten von 29 %(1960) auf 42,7 %(1981), der der Beamten
von 6 %(1960) auf 9,5 % (1981). Das heißt zunächst: der kapitalisti
sche Vergesellschaftungsprozeß hat die Tendenz, einen immer größeren
Teil dergesellschaftlichen Arbeit indie Form der Lohnarbeit zu ver
wandeln. Andererseitsvermindert die Produktivkraftentwicklung den
Anteil der lebendigen, produktiven Arbeit im Produktionsprozeß
selbst. Diesen »Freisetzungs.-Prozeß hat K. Marx in den »Grundris
sen« als Gesetzmäßigkeit derkapiulistischen Entwicklung bezeichnet:
»In dem Maße aber, wie die große Industrie sich entwickelt, wird die
Schöpfung des wirklichen Reichtums abhängig weniger von der Ar
beitszeit und dem Quantum angewandter Arbeitszeit, als von der
Macht derAgentien, die während derArbeitszeit inBewegung gesetzt
werden und die selber wieder ... in keinem Verhältnis steht zur un
mittelbaren Arbeitszeit, die ihre Produktionkostet, sondernvielmehr
abhängt vom allgemeinen Stand der Wissenschaft und dem Fortschritt
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der Technologie, oder der Anwendung der Wissenschaft auf die Pro
duktion . . . Der Arbeiter . . . tritt neben den Produktionsprozeß,
statt sein Hauptagent zu sein« (S. 592/3).

Die Zunahme der Angestelltentätigkeiten ist die eine Form, in der
sichdie Umverteilung ausdem Kembereich der Produktion in die Be
reiche der'Leitung, Kontrolle undVerwaltung, derZirkulation undDi
stributionwiderspiegelt. Zugleich signalisiert der Zuwachs der Staats
bediensteten denSachverhalt, daßsich dieAnforderungen andieStaats
tätigkeit, die Herrschaftsverhältnisse wie dieStabilitätsbedingungen der
gesamtgesellschaftlichen Reproduktion zu sichern, kontinuierlich er
höht haben. Marx hatte aberauch schondaraufhingewiesen, daß sich
dieser Freisetzungsprozeß in widersprüchlicher Formvollziehen muß;
dennindemMaße,wiedasKapital »dieArbeitszeit aufeinMinimum zu
reduzieren« sucht, »während esandererseits dieArbeitszeit alseinziges
Maß und Quelle desReichtums selbst« (S. 593), erzeugt es»überflüssi
ge« Arbeitszeit, Arbeitskraft, die keinen Tauschwert hat - mit anderen
Worten: Arbeitslosigkeit. Dieser Widerspruch, der nicht nur in den
Krisen an der Oberfläche erscheint, sondern der sich mit der wissen
schaftlich-technischen Revolution in Gestalt der strukturellen Ar
beitslosigkeit geltend macht, tritt gegenwärtig insZentrum dersozialen
und gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen zwischen Kapital
undArbeit.Bürgerliche Ideologen reflektieren diesen Sachverhalt inder
These, daß der Gesellschaft die Arbeit »ausgehe«. Die Gewerkschafts
bewegung reagiert aufdiesen Widerspruch mitder Forderung nach der
allgemeinen Verkürzung der Arbeitszeit und miterstenAnsätzen einer
Debatte über die notwendige Neubestimmung des Verhältnisses von
Arbeitszeit und Freizeit, die nicht allein unter demGesichtspunkt der
»Wiederherstellung« desArbeitsvermögens, sondernauchder kulturel
len,geistigen undpolitbchenEntfaltung derBedürfnisse undInteressen
außerhalb der Arbeit geführt wbd.

Marx hatte diesen Zusammenhang wie folgt angesprochen: »Die
Schöpfung von viel disposable time (verfügbarer Zeit) außerder not
wendigen Arbeitszeit für die Gesellschaft überhaupt und jedes Glied
derselben(d. h. Raum für die Entwicklungder vollen Produktivkräfte
der Einzelnen, daher auch der Gesellschaft), diese Schöpfung von
Nicht-Arbeitszeit erscheint aufdemStandpunkt desKapitals, wiealler
früheren Stufen, als Nicht-Arbeitszeit, freie Zeit füreinige. Das Kapital
fügt hinzu, daß es dieSurplus-Arbeitszeit der Masse durch alleMittel
der Kunst und Wissenschaft vermehrt, weil sein Reichtum direkt in der
Aneignung von Surplus-Arbeitszeit besteht; da sein Zweck direkt der
Wert, nichtderGebrauchswert. Esbt so, malgre lui(gegen seinen Wil-
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len, F. D.) instrumental in creating the means of social disponable time
(instrumentell inderSchaffung derMitteldergesellschaftlich verfügba
ren Zeit, F. D.), um die Arbeitszeit zu reduzieren und so die Zeit aller
freifür ihreeigene Entwicklung zu machen. Seine Tendenzaberimmer,
einerseitsdisposable time(verfügbare Zeit, F. D.) zu schaffen, anderer
seits to convert it into surplus labour (sie in überschüssige Arbeit zu
verwandeln, F. D.)« (S. 595/596). Der gewerkschaftliche Kampf um
die Verkürzung der Arbeitszeit berührt dahernichtnur die allgemeine
wirtschafts-und gesellschaftspolitische Problematikder Arbeitsmarkt-
undBeschäftigungsentwicklung; ja,erkannsogargeßihrliche Selbsttäu
schung- und schließlich neue Formen der Desillusionierung - hervor
bringen, wenner ausschließlich aus diesenBezügenbegründetund legi
timiert wird. DieReduzierung derArbeit für alle zu einer Zeit, inder
die Kapitalakkumulation und die Produkdvknfte in immer größerem
Umfang»überschüssige Arbeit« produzieren (also: dem Scheine nach
immer weniger Arbeit für alleda ist), enthält zugleich das Programm,
»dieZeit allerfrei für ihre eigene Entwicklung zu machen«, und führt
damit an die Grenzen jener Logik heran, die das Verhältnis von Arbeit
und Nicht-Arbeit, von materiellerund kultureller Reproduktion den
Gesetzen der Tauschwert-Ökonomie und der Ökonomie der Zeit un
terwirft.

Die Veränderung der ProportionArbeiter-Angestellte innerhalb der
Arbeiterklasse, d. h. die kontinuierliche Verminderung des Anteils der
Industriearbeiter an der Gesamtzahl der Lohnabhängigen, hat selbst-
versüindlich auch Konsequenzen für die »politische Struktur« der Klas
se. Darunter soll verstanden werden die Beziehung zwischen dem je
weiligen sozialökonomischen Kern der Arbeiterklasse (d. h. jene
Gruppe der Arbeiterklasse, »für die der Warencharakter ihrer Arbeits
kraftvollentwickeltist, d. h. diedemKapital inder Produktionrealun
tergeordnet sind - reelle Subsumdon -, die das materiell-personelle
Substrat des variablen Kapitals in der Produktion sind«. Jung, 1983,
S. 68)und seinerRollein den Klassenkämpfen und den Organisadonen
der Arbeiterbew^ung. Eric Hobsbawm (1964) z. B. ist in seinenso-
zialgeschichdichen Studien immer wiederauf dieseBeziehungzurück
gekommen: die Veränderung der Reladonen zwischen gelernten und
ungelernten Arbeitern oder auch die - unter dem Druck der Produkdv-
kriitentwicklung und der nadonalen wie intemadonalen Akkumula-
don des Kapitals (in seinen verschiedenen Entwicklungsstufen) sich
wandelnde —Rolle der »Arbeiteraristokratie« haben stets auch die Or

ganisadons-und Handlungsbedingungen der Gewerkschaften und der
Arbeiterparteiennachhaldgbeeinflußt.-^ Die professionelle Krisederal-
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ten Facharbeiteigruppen, die zugleich die alten - vorwiegend berufs
ständisch verfaßten - Gewerkschaften »beherrschten«, hat diese
Gruppeoftmals aufPositionen eines ständisch-konservativen Korpora-
tismus gedrängt, von denen aus sie früher errungene - relativ privile
gierte - Einkommensverhältnisse und Arbeitsbedingungen (gelegent
lich auch durch radikale Aktionsformen) verteidigten, aber gleichzeitig
dieForderungen und Interessen neuerGruppender Arbeiterklasse, die
sich in Klassenkämpfen sowie in deren Anspruch auf neue gewerk
schaftliche und politische Organisationsformen geltend machten, ab
zuwehren suchten.

Uns interessieren aber vor allem gegenwärtige Wandlungen in der
»politischenStruktur« der Klasse. Noch zwischen 1950und 1970haben
sich- grob zusammengefaßt - die folgenden sozialen Veränderungen
durchgesetzt:
- Der steigende Anteil der Angestellten an denlohnabhängig Beschäf
tigten signalisiert schon die wachsende Bedeutung des sog. »tertiären
Sektors« bzw.der»Dienstleistungsökonomie«, obwohlmdiesem Zeit
raum die Zuwachsrate der Angestellten im produzierenden Gewerbe
noch höher ist. Dabei erhöht sich einerseits der Anteil der weiblichen
Angestellten, dieweniger qualifizierte Tätigkeiten verrichten und den
unteren Einkommensgruppen angehören. Zum anderenwächstdie Be
deutung der technischen Angestellten, deren Tätigkeit mit der For
schung, der Vorbereitung, der Planungund Kontrolleder Produktion
und des Arbeitsprozesses verbunden ist, Schließlich verzeichnen die
Staatsbediensteten einen erheblichen Zuwachs.
- Innerhalb des Kerns der industriellen Arbeiterklasse vollziehen sich
Veränderungen, die ihrerseits Ausdruck der Produktivkraftentwick
lung sowie der sich wandelnden Stellung der industriellen Sektoren
(Branchen) im gesamten Reproduktionsprozeß sind. Die Umvertei
lungsprozesse vollziehen sich vom Bergbau und den GrundstofHndu-
strien(mit Ausnahme der Chemieindustrie) in dieInvestitionsgüterin
dustrie- hiervorallem: elektrotechnische Industrie, Straßenfahrzeug
bau,Maschinenbau. Etwaseit1960 stagniert dieZahl derlohnabhängig
Beschäftigten in den Sektoren der Konsumgüterindustrien (IMSF,
1973, Teil II, S. 170).

Diese Angaben lassenschon erkennen, daß auch die Gewerkschafts
und Arbeiterbewegung durch diese objektiven Prozesse berührt und
mit neuenAnforderungen konfrontiertwird. Einerseits wächstdie Be
deutung der gewerkschaftlichen Bemühungen, den Organisationsgrad
beiden Angestellten (und Beamten) in der Industriesowieim Bereich
derprivaten undstaatlichen Dienstleistungen zu erhöhen. Andererseits
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verändert sich das Profildes gewerkschaftlich organisierten Teils der
Arbeiterklasse. Noch'in der Weimarer Republik bildeten die Arbeiter
der Grundstoff- und Produkdonsgüterindustrien (Berg-, Stahlarbeiter)
sowie die Arbeiter der Konsumgüterindustrien (Textil, Holz, Leder,
u. a.) zusammen mitBauarbeitern und DruckerndenKernder gewerk
schaftlichorganisiertenund aktivenArbeiterklasse. Seit1950istaberdie
Bedeutung dieser Gruppen kontinuierlich zurückgegangen. An ihre
Stelle sind die Arbeiter der Chemie- sowie der modernen Investitions
güterindustrien getreten. Ein Vergleich der Mitgliederzahlen der
DGB-Gewerkschaften zwischen 1950 und 1982 (vgl. Tab. 1) bestätigt
diesen Wandel.

Tabelle 1; Gewerkschaftsmitglieder 1950und 1982

Gewerluchaft Mitglieder
1950

% Mitglieder
1982

% Zuwachs (-!•) bzw.
Abnahme(-) in %

IG Bau, Steine, Erde 405536 7.4 530960 6,8 4- 31

IG Bergbau und Energie 580661 10,7 367835 4,7 - 37

IG Chemie,Papier, Keramik 409998 7,5 643079 8,2 + 56 •

IG Druck und Papier 133074 2,4 145271 1,9 4- 9

Gewerkschaft der
Eisenbahner(GDED) 426059 7,8 392484 5,0 - 8

Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) 61037 • >1 185651 2,4 4-204

Gewerkschaft Gartenbau,
Land- und Forstwirtschaft 103404 1,9 42632 0.5 - 59

Gewerkschaft Handel, Banken
und Versicherungen (HBV) 63600 1.2 360340 4,6 4- 466

Gewerkschaft Holz tmd
Kunststoff(GHK) 189661 3,4 156453 2,0 - 18

Gewerkschaft Kunst 41924 0,8 47925 0,6 4- 14

Gewerkschaft Leder 100412 1,8 52719 0,7 - 48

IGMetaU 1352010 25,0 2576471 32,8 4- 90

IG Nahrtmg, GenuS,
Gaststätten (NGG) 256186 4,7 265276 3,4 4- 3

Gewerkschaft OTV 726004 13,3 I179650 15,0 4- 62

Deutsche Postgewerkschaft 190500 3,5 456930 5,8 4- 139

Gewerkschaft Textil und
Bekleidung(GTB) 409924 7,5 276235 3,5 - 33

Gewerkschaft der Polizei
(GdP) — —

169092 2,1 —

DGB 5449990 100,0 7849003 100,0

Quellen:Deppe,Autonomie, 1979, S. 49; Nachrichten, 1983. 7, S. 20.
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DieIG Metallalsdieweitaus größteEinzelgewerkschaft, derenOi^ani-
sationsbereich diemodernenWachstumsbranchen der Investitionsgüte
rindustrien erfaßt, konnte zusammen mit der IG Chemie, Papier, Ke
ramik beträchtliche Mitgliedergewinne erreichen. Alle anderen Indu
striegewerkschaften mußtenabsolute bzw. relative Mitgliederverluste
hinnehmen (vor allemdie Bergarbeiter- und die Textilarbeitergewerk
schaften). Ihr Anteil an allen Gewerkschaftsmitgliedern halbiene sich
von 28 % (1950) auf 14,3 % (1982). Neben diesemBlockder »neuen«
Industriegewerkschaften, dessen Anteil andergesamten Mitgliedschaft,
der DGB-Gewerkschaften von 32,5 % (1950) auf 41 % (1982) anstieg,
etablierten sichalszweiterHaupt-Block dieGewerkschaften desöffent
lichenDienstes-von 25,7 7o (1950) auf 30,3 % (1982). Zählt manauch
die Gewerkschaft Handel, Banken und Versichenmgenhinzu, um das
Gewicht der Gewerkschaften im Bereichder staatlichenund privaten
Diensdeistungen zu erfassen, so erhöht sichder Anteil dieses Blocks
vqnknapp27 % (1950) auf35 % (1982). Dennochbleiben diegewerk-
schafdichen Organisationserfolge in diesen Bereichen relativ beschei
den. Nachwievor liegtdieOrganisationsquote derAngestellten erheb
lichunter derder Arbeiter.DieMitgliedschaft der DGB-Gewerkschaf
ten spiegelt alsodie Verteilung der Lohnabhängigen auf Arbeiter- und
Angestelltentätigkeiten nur verzerrtwider: Beiden Arbeiternsind die
Gewerkschaften überdurchschnitdich, bei -den Angestellten unter-
durchschnitdich repräsentiert (vgl. Tab. 2).

Tabelle 2: Gewerkschaftsmitglieder (Arbeiter, Angestellte, Beamte)
1950 und 1982

1950 1982

ARBEITER(Gewerkschaftsmitglieder) .4534565 5319430

in % der Gesamtmi^liedschaft 83,2 67,7

in % der Lohnabhängigen insgesamt 71,9 47,8 (1981)
ANGESTELLTE(Gewerkschaftsmi^eder) 572240 1701657

in % der Gesamtroitgliedschaft 10,5 21,7

in % der Lohnabhängigen insgesamt 22,5 42,7 (1981)
BEAMTE (Gewerkschaftsmitglieder) 343350 827916

in % der Gesamtmitgliedschaft 6,3 10,5

in % der Lohnabhängigen insgesamt 5,3 9,5 (1981)

Quellen: Dcppe, Autonomie 1979,S. 52; Jung, 1985, S. 55; Nachrichten 1985. 7, S. 20.
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Auch die großartigen Organisationserfolge der »Angestelltengewerk
schaft« Handel, Bankenund Versicherungen dürfen nicht darüber hin
wegtäuschen, daßvondenca. 8 Mio. Beschäftigten derprivatenDienst
leistungen nur ca. 400000 in einerDGB-Gewerkschaft organisiert sind
(dieDAG hatte 1980knapp 500000 Mitglieder,diefreilich nichtnur im
tertiären Sektor, sondern auch in der Industrie arbeiten). Die von Ha
gelstange errechneten Organisationsgrade (vgl. Tab. 3) unterstreichen
die Organisationsdefizite bzw. den enormenNachholbedarf im »kom
merziellen Bereich (HBV)«. Andererseits weisen sieaufdieErfolgeder
Gewerkschaften des öffentlichenDienstes (Staatsbereich) hin.
In einigenwesteuropäischen Ländern wurde Ende der 60er Jahre der
Begriff der »neuen Militanz« diskutiert. Sein Inhalt war nicht Überalf
gleich;stets aberhandelteessichum dasPhänomen, daß neueGruppen
der Arbeiterklasse (z. T. auchder lohnabhängigen Mittelschichten) sich
an Klassenkämpfen beteiligten und sich für die gewerkschaftliche Or
ganisationöffneten. Es war nur zu verständlich, daß in der Periode des
intellektuellen Aufbruchsder internationalenStudentenbewegung diese
Phänomene zugleich zu »Theorien« über neue revolutionäre Subjekte
aufgewertet wurden. Gleichwohl machtesich hier zum erstenmal der
Zusammenhang zwischen sozialen Strukturveränderungen in der Ar
beiterklasse undihrer »politischen Struktur« bemerkbar. Dabeispielten
freilich in allen Ländern auch besondere, nationale Faktoren eine Rolle.
- PaulOehlkeHat für Großbritannien nachgewiesen, wiesichdie»neue
Militanz«in den60erJahren entwickelte:»Mitder Veränderung der In
dustriezweigstruktur beginnt sichdie Streikaktivität von den traditio
nellen (z. B. Textil, Bergbau, Docks) zu den neuen Industrien (z. B.
Maschinen-, Fahrzeug-, Schiffsbau) zuverlagern, indenen Kapitalkon
zentration und Monopolisierung weit fortgeschritten sind ... In den
zu mehr als 95 % inoffiziell begonnenenArbeitskämpfen sind die rei
nen Lohnforderungen immermehrdurch Forderungen nachKontroll
elementen über den unmittelbaren Arbeitsplatzbishin zur Betriebsor
ganisationergänzt worden. Damit war der Aufstiegder Shop Stewards
(gewerkschaftliche Vertrauensleute) als innerbetriebliches Verhand-
lungs- und Kampforgan verbunden. Ihrer steigenden Bedeutung als
gewerkschaftliche Basisvertretung liegt eine Dezentralisierungdes ge
werkschaftlichen Verhandlungssystems zugrunde, die wiederum von
der Vollbeschäftigungspolitik bestimmt wurde« (Albers, u. a., 1971,
S. 217/18).
- In Frankreich wurde in der falschen Theorie der »neuen Arbeiterklas

se« der Sachverhalt reflektiert, daß sich seit den 60er Jahren Teile der
Techniker,Ingenieure und Wissenschaftler, aber auchder hochqualifi-
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zierten Facharbeiter in der chemischen Industrie sowie in automatisier
tenProduktionsbereichen anKlassenauseinandersetzungen beteiligten,
in denen nichtnur Lohnforderungen, sondern auch Forderungen nach
Mitbestimmung und Kontrolle sowienach demokratischer Planung er
hoben wurden (vgl. Deppe, u. a.. Neue Arbeiterklasse, 1970).
- In Italien wurden die Klassenkämpfe, die zunächst im »heißen
Herbst« des Jahres 1969 kulminierten, u. a. auch durch dieKampfbe
reitschaft der - meist aus dem Süden in die Industriezentren des Nor
denseingewanderten - unqualifizierten »Massenarbeiter« dynamisiert,
die die linksradikale Zeitschrift »Quaderni Rossi« sogleich als »neue
Arbeiterklasse« herausstellte (Alff, 1977, S. 294; Alquati, 1974).
- In der BRD wurden weder die unqualifizierten »Massenarbeiter«
noch die technische Intelligenz zu Avantgarden jenergewerkschaftli
chen Kämpfe, die 1969 mit den »September-Streiks« eingeleitetwur
den.^Und doch gabesauchhier Formeneiner »neuen Militanz«,inder
sichsozialeStrukturveränderungen in der Arbeiterklasse, neue Erfah
rungen mit Rationalisierungs- und Krisenprozessen sowie mit der
Funktion des Staates widerspiegelten. Die führende Rolle in den ge
werkschaftlichen Kämpfen dieser Periode (bis1974) spielten zumeinen
dieMetallarbeiter, zumanderen diegewerkschaftlich aktiven Teile des
öffentlichen Dienstes. Die IG Metall hatte es verstanden, ihre traditio
nelle Führungsrolle im DGB, aberauch dieErinnerung an die Kampf
traditionen der Metallarbeiter mit der partiellen Öffnungfür neuege-
werkschafts-und gesellschaftspolitische Kampffelder (z. B. »Humani
sierungderArbeit«,qualitative Tarifpolitik) zu verbinden. Dabeikam-
trotz der sozialparmerschaftlichen und auf die Unterstützung der so
zialliberalen Regierung fixierten Positionen eines großen TeilsderFüh
rungsgruppen - der Festigung gewerkschaftlicher Positionen bei den
Betriebsräten, dem Ausbau der gewerkschaftlichen Vertrauensleute
sowie der Intensivierung der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit ent
scheidende Bedeutungzu.

Bei den gewerkschaftlich aktiven Teilen des öffentlichen Dienstes
handelteessichmeistum Gruppender lohnabhängigen Mittelschichten
(z. B. Lehrer, Hochschulangehörige in der GEW) und der Arbeiter
klasse, dieneu in den Organisationszusammenhang der Arbeiterbewe
gung und in die sozialenund politischenAuseinandersetzungen eintra
ten. Angesichts der extrem differenzierten und diffusen Struktur der
staatlichenDienstleistungen und Herrschaftsfunktionenergabsich ge
rade hier einweitesSpektrumvon Interessenund Forderungen(vgl. für
den Organisationsbereich der Gewerkschaft OTV, Weiß, 1978): von
der Verbesserung der Einkommens- und der Arbeitsbedingungen bis
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hin zu Mitbesdinmungsfordeningen und geseilschaftspoUcbchen Re
formforderungen (z. B. Reform des Bildungs- und Gesundheitssy
stems). DerAnspruch dersozialliberaien Regierung, »mehr Demokra
tie zuwagen«, fördene die Politisierung der gewerkschaftlichen Debat
tenebenso wie derSachverhalt, daßdieWirkungen derStudentenbewe
gung nicht nur auf dem Felde der Schul- und Hochschulreform, son
dern auch inder gewerkschaftlichen Aktivität von Lehrern und Hoch
schullehrern, aber auch derjenigen Intellektuellen zurGeltung kam, die
in die Planungsstäbe der neuen Regierung für Reformprojekte einbezo
gen wurden.

Aufderanderen Seite waraberschonzu Beginn der 70er Jahrezu er
kennen, daß sich beieinigen Industriegewerkschaften defensiv-korpo-
rativistische Politik-Muster durchsetzten. Die IG Bergbau und Energie
und die Gewerkschaft Textil/Bekleidung mußten seit den 50erJahren
drastische Mitgliederverluste hinnehmen. Im Bergbau sollte die »Koh
lenkrise« durch die Gründung derRuhrkohle AG (1969) weitgehend
durch staatliche Intervention gelöst werden (Schaaf, 1978; Lauschke,
1982). Fürdie Gewerkschaft wurden dabei günstige Bedingui^en aus
gehandelt: Sie erhielt einen größeren Einfluß im Management der Ein
heitsgesellschaft; die Beitragsabführung wird durch das Lohnbüro ab
gewickelt. Dergewerkschaftliche Autonomieverlust wurde also gegen"
extensive Organisationssicherungen durch die Unternehmensbürokra- •
tiesowie durch den Staat eingetauscht. Diestarke sozialparmerschaftli-
che Orientierung, die diese Gewerkschaft bis heute vertritt, reflektiert
alsodenTatbestand, daß die IGBEzum einensich- überspitztformu
liert- in die Personal- und Sozialabteilung der RuhrkohleAG verwan
delt hat und daß zum anderen die gewerkschafdiche Interessenvertre
tung zu einem »politischen Lobbyismus imInteresse der Branche als
ganzer geworden ist« (Streeck, 1981, S. 236 ff., S. 248).*

Die Gewerkschaft Textil/Bekleidung mußte sich ebenfalls mit der
Strukturkrise derBranche sowie miterheblichen Mitgliederverlusten aus
einandersetzen. Obwohl hier keine Mitbestimmung (wie in den Mon-
tan-Industrien) gegeben war und auch die Eigentumsvcrhälmisse (vor
wiegend kleinere undmitdere Kapitale) nicht inRichtung einer Einheits
gesellschaft verändert wurden, konzentrierte sich die Gewerkschaftspoli
tik mehrund mehrdarauf, gemeinsam mit denUnternehmern vomStaat
Sicherungs- und Überlebensstrategien zum Schutz derbundesdeutschen
Textilindustrie gegenüber dem Druck derWeltmarktkonkurrenz zufor
dern. Im Ergebnb dieser Kooperation erreichte die Gewerkschaft eben
falls »Organisarionssicherungen«, die eine Reform des Beitragssystems
möglich machten (Streeck, 1981, S. 243/44).
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Ganz andere Faktorenbestimmen dieEntwicklung der IG Chemie,
Papier, Keramik zum Führungszentrum des rechten Flügels der
DGB-Gewerkschaften; denn die Chemieindustrie ist nach wie vor eine
derdynamischen Wachstumsbranchen unddie Organisation konnte ih
ren Mitgliederbestand auchin den 70erJahren erhöhen. Die dominante
Stellung der Großkonzerne in der Branche begünstigte hiereine fort
schreitende Zentralisierung dergewerkschaftlichen Tarifpolitik, mitder
zugleich der Machtposition der »Betriebsratsfürsten« dieserGroßkon-
zeme in der Gewerkschaft Rechnung getragen wurde. Sozialpartner
schaftliche und korporativistische Orientierungen entsprachen also hier
der relativ priviligierten Stellung desjenigen Teilsder Chemiearbeiter,
der sich über Betriebsvereinbarungen und betriebliche Sozialpolitik
besser abgesichert sah als durch gewerkschaftliche Tarifpolitik undge
sellschaftspolitische Reformen. Allerdings konnte sich diese Politikin
derOrganisation nur gegen heftigen Widerstand durchsetzen. In diesen
Auseinandersetzungen wurde vonSeiten der Vorstandsmehrheit diebü
rokratische Zentralisierung der innerorganisatorischen Entscheidungs
strukturen noch weiter vorangetrieben (Jacobi/Lang, 1979).

Biszum Beginn der 80erJahre habensichdiese Gewerkschaften (zu
denen noch dieIGBSE und dieGewerkschaft NGG gehören) zueinem
konservativen Block innerhalb des DGB formiert, der nach der »Wen
de« von der konservativen Regierung zugleich als Adressat und Ge
sprächspartner, damitaberauchalseineKraftangesehen wird, dieden
einheitlichen Widerstand derGewerkschaften gegen die Regierungspo
litik und die Entwicklung von Perspektiven einer antikapitalistischen
Politikschwächen undspalten soll.Siebemühen sich,denDGBvonder
Friedensbewegung fernzuhalten. Dazu bieten sie sich im Vorfeld der
Auseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche der Bundesregierung
als Partner an,umaufdem Wege gesetzlicher Regelung zurVerkürzung
der Lebensarbeitszeit sozialpartnerschaftliche Alternativen zur Ver
kürzungder Wochenarbeitszeit einzubringen, über die die Unterneh
mer nicht nur aus Kostengründen, sondern auch aufgrund von politi
schenErwägungen eherverhandeln wollen, weilsieeinenKeil zwischen
die DGB-Gewerkschaften treiben. Außerdem hoffen sie, so das
Kampfpotential jenerGewerkschaften zu schwächen (IGM, IGDrupa,
GHK, HBV, GEW), die Anfang 1984 den Kampf für die 35-Stun-
den-Woche eröffnen wollen.

Unter demDruck der ökonomischen Krisenprozesse und der Ratio
nalisierung habensichjedochin den 70erJahren weitereStrukturverän
derungen in der Arbeiterklasse vollzogen, die zugleich diejenigen ex
pansiven Gewerkschaften betreffen, die nicht nur den kräftigsten Mit-
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gliederzuwachs erzielen konnten,sondernvondenenauchindieserZeit
die progressiven Impulse aufdie Gewerkschaftspolitik ausgingen. Al
lein zwbchen 1973 und 1978 ging die Zahl der Erwerbstätigen um
1.5 Mio. zurück; während sich die Zahl der Arbeiter um ca. 1,5 Mio.
und diederSelbständigen (undmithelfenden Familienangehörigen) um
ca. 0,5 Mio. verminderte, erhöhte sich die Zahl der Angestellten und
Beamten nochmals um0,5 Mio. Das WachstumdieserGruppe war jetzt
schon deutlich langsamer als in den vorangegangenen Jahren (Stooß,
1980, S. 364). In der Industrie gingen zwischen 1972 und 1982 ca.
1.6 Mio. Arbeitsplätze verloren; nur drei Branchen konnten einen
schwachenBeschäftigungszuwachs erreichen (vgl. Schaubild 1).
Hierwird schon deutlich, daß neben traditionell stagnierenden Bran
chen(Textil-Bekleidung, Bergbau) nunmehrauchdasBaugewerbe und
einige Branchen betroffensind, die seit 1954 zu den höchst dynami
schen Wachstumsindustrien gehört hatten (z. B. Elektrotechnik, Ma-

Schaubild 1: Der Abbau von Arbeitsplätzen in der Industrie
(Rückgang der Beschäftigtenzahl 1972his 1982in 1000)
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schinenbau, Feinmechanik-Optik). Daß der Straßenfahrzeugbau bis
zum Ende der 80erJahre ebenfalls massiv durch Arbeitsplatzabbaube
troffen sein wird, haben ökonomische Analysen derBranche und des
Weltmarktes für Automobile schon seitgeraumer Zeitprognostiziert
(vgl. Düe/Hentrich, 1981).

Der Wandel der beruflichen Strukturen in den vergangenen beiden
Jahrzehnten reflektiert dieVeränderungen inderProduktions- undBe
schäftigtenstruktur. Betrachtet mM die Tätigkeitsschwerpunkte, so
fällt die »Verlagerung vom >Herstellen< zu >Diensdeistungen-£rbrin-
gen< auf« (Stooß, 1980, S. 365): Die Dienstleistungsberufe haben pro
portional auf Kosten jenerTätigkeiten zugenommen, die unmittelbar
aufdieProduktion bezogen sind. Dabei hatsich der »Block derBüro-
berufe« zwischen 1961 und 1981 von 5,3 auf7,3 Mio. vergrößert, dar
unter der Anteil der weiblichen Arbeitskräfte von 2,1 (= 39 %) auf
3,5 Mio. (=48 %). (Jung, 1983, S. 59.)BesondersaufscMußreich ist in
diesem Zusammenhang dievonF. Stooßzusammengestellte Ubersicht,
ausderdieEntwicklung derErwerbstätigkeit nachBerufen (1970-1978)
zu entnehmenist (vgl. Übersicht 1). Die »klassischen Arbeiterberufe«
(Bergleute, Dreher, Walzer, Gießer, Drucker, Textilarbeiter, Werk
zeugmacher, Bauarbeiter u. a.) finden sich allesamt im Minus-Bereich;
lediglich Keramiker und Maschineneinrichter habenneben Hilfsarbei
tern einen Zuwachs zu verzeichnen.

An der Spitze der expandierenden Berufe stehen Funktionen, die
nichtzur Arbeiterklasse gerechnet werden können- Unternehmer und
Manager sind hier ebenso zu neimen wie Arzte, Apotheker, Anwälte
und andere sog. »freie Berufe«. Daneben finden sich in den Wachs
tumsbereichen zahlreiche Berufsgruppen, derenAngehörige meist den
lohnabhängigen Mittelschichten zuzurechnen sind (Wissenschaftler,
Richter, Publizisten, Chemiker, Physiker). Soverdeutlicht diese Uber
sicht, daß sich die Schichtder wissenschaftlich-technischen Intelligenz
in den 70erJahren noch einmalkräftigerweiterthat. Freilichwird dabei
auch die Rolledes Staates (genauer: der sozialliberalen Reformpolitik
der frühen70erJahre) deutlich;denn immerhinEndensichGeistes-und
Geselbchaftswissenschafder, Erzieher und Lehrer sowie andere Sozial
berufe in der Spitzengruppe der expandierenden Berufe. Schließlich
kommt die Verlagerung vom »Herstellen« zum »Diensdeistungs-Er-
bringen« auch in den überdurchschnittlichen Wachstumsraten einiger
typischer Berufsgruppen des sog. »terdären Sektors« zum Ausdruck:
MTA,Sprechstundenhelfer, Krankenschwestern, Datenverarbeitungs
fachleute, Bürofachkräfie, Techniker, Bank- und Versicherungsfach
leute.
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DieseAngaben beseligen nochmais-so H. Jung(1983,S. 59/60)-,
»daß dieHauptprozesse der 70erJahreinderEffekdvierung desunmit
telbaren Produktionsapparates, der wachsenden Bedeutung der vor-
und nachgelagenen Bereicheund Funktionen, einer relativen Stabiliiät
desZirkulations-, Distributions- undAdministrationsapparates (wobei
immer dieverstärkte Technisierung und Industrialisierung vieler dieser
Bereiche zu beachten ist), dem immensen Bedeutungsgewinn der aus
der Produktionherausgelösten Technikentwicklung (Projektieren etc.)
und vor allem der Diensdeistungen (erfaßtin ersterLiniealspersonen
bezogene Arbeit) bestanden.
Letzteres ist eindeuug der quantitative Hauptprozeß. Dieser Prozeß
kannjedochnicht, sobalder näheraufgeschlüsselt wird, umstandslos als
Weg zur Diensdeistungsgesellschaft interpretiert werden, da es sich
vielfach entweder um heu entstehende Industrien neuenTyps, um Be
standteile der Realisierungsphase der materiellen Produktionu. ä. han
delt«.

Die Arbeiterklasse ist weder verschwunden noch im Verschwinden
begriffen. Gleichwohl hat sich ihr Profil entscheidendverändert. Bei
der Analyse der gewerkschafdichen Organisanonsbedingungen ist
schondeudichgeworden,daßsichdie Gewerkschaften aufdieseVerän
derungen einstellen müssen und daß sie nachwie vor - im Bereich der
Industrie wiedesDienstleistungssektors - vorderAufgabe stehen, den
»schwachen Punkt« derunterdurchschnittlichen Organisadon derAn
gestellten auszugleichen. Aber auch für die politische Arbeiterbewe
gung ergeben sich daraus Konsequenzen, die tief in das historisch ge
wachsene Selbstverständnis einer proletarischen Klassenpartei eingrei
fen können. Der Kern der »alten«, industriellen Arbeiterklasse
schrumpft. Einige ihrerAbteilungen, dieoftmals in der Geschichte der
Arbeiterbewegung eine polidsche »Avantgarde«-Rolle übernommen
haben, sind tatsächlich »vom Aussterben« bedroht. Auf der anderen
Seite stoßen neue Gruppen zur Arbeiterklasse hinzu, deren Erfah
rungswelt nicht durch die industrielle Produktion, sondern durch die
Büros und Warenhäuser, durch Ausbeutung undRadonalisierung be-
sdmmt werden, die mit der Anwendung der elektronischen Datenver
arbeitung verbunden sind, die als Staatsbedienstete den Widerspruch
zwischen gesellschaftlicher Bedürfnisbefriedigung und der Unterord
nung der Staatsfunktionen unter die Kapitalverwertungsbedingungen
über ihreberufliche Praxis erfahren, diealshochqualifizierte Speziali
sten undTechnikermitderProjektierung, Einführung und Anwendung
der neuen Techniken beschäftigt sind.

Wennsich eineArbeiterpartei in ihrer Bindung an die Klasse, ihrer
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Politik,vor allemauchin ihrerpolitischenKulturnicht an jenenWandel
anzupassen vermag, so steht sie in der Gefahr,selbstalspolitische Or
ganisation in jenen Schrumpfungsprozeß einbezogen zu werden, der
großeTeileder traditionellenIndustriearbeiterschaft erfaßt hat urtdder
sichin der Zukunft fortsetzen wird. Es mageinebittereErkenntnissein
- aber der Schriftsetzer oder der Stahlarbeiter von Hoesch-Dortmund
ist heutenichtmehrder typische Repräsentant seinerKlasse. Natürlich
kanndieseErkennmisnicht bedeuten, daß dieInteressen,Forderungen
und Kämpfe dieserFraktionen der Arbeiterklasse deshalb abgewertet
oder garals»Nachhutgefechte« mit vorwiegendständischem Charakter
disqualifiziert werden. Gleichwohl kann dasgroße historische Projekt
einer Mobilisierung der Klasse für Kämpfeum gesellschaftliche Struk
turveränderungen*, der Entwicklung und Aneignung von Klassenbe
wußtsein in der Arbeiterklasse nur dann realisiert werden, wenn die
Ubersetzung von sozialen und politischen Problemen in »Klassenfra
gen« (und indiePerspektive einerKlassenpolitik) auchdieErfahrungen
derjenigen Abteilungen der Arbeiterklasse aufgreift, die durch die
Ausweitungder Lohnarbeit imtertiärenSektor, durch dieErweiterung
desstaatlichen Eingriffs in dengesellschafdichen Reproduktionsprozeß
und schließlich durch die grundlegenden Veränderungen der Arbeits
bedingungen durch die »neuen Techniken« geprägtsind.^

NeuerenUntersuchungen überdieVerbreitung »programmgesteuer
ter Arbeitsmittel« zufolgearbeitet ». . . heute jeder fünfte Erwerbstä
tige (rund 4,7 Mio. Personen) mit (diesen) Arbeitsmitteln entweder als
den von ihm hauptsächlich verwendetenoder als einem Arbeitsmittel
unter anderen . . . ; weitaus mehr Arbeiter und Angestellte kommen
alsoin ihrer Arbeitaktivmit neuenTechnologien in Berührung alsjene
knapp 6 % der Erwerbstätigen (1,3 Mio. Personen), deren Arbeit sie
unmittelbarprägen. Die weiteste Verbreitung haben >modeme Büro-
mitteh und Computer/EDV-Anlagen, Terminals und Bildschirme ge
funden, an denen hauptsächlich Angestellte arbeiten, also überwiegend
kleinereund wenigeraufwendige Gerätezur Büro- und Verwaltungsra
tionalisierung. An Computer-gesteuerten Maschinen und verfahrens
technischen Großanlagen arbeiten rund430000 Beschäftigte unmittel
bar, davon waren mehr als die Hälfte Arbeiter« (Leisewitz, 1983,
S. 102).

Die Wirkungender Kriseseitder Mitte der 70erJahre überlagernje
doch dieseDifferenzierungsprozesse in der Arbeiterklasse - und siefü
genneueFormenderSegmentierung bzw. derFraktionierungvonKlas
senerfahrung hinzu. Im zweiten Kapitel wurdeschondaraufaufmerk
sam gemacht, daß die Krise die Konkurrenz zwischen den Lohnabhän-
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gigen - vermittelt überdenDruckder Reservearmee der Arbeitslosen -
verstärkt. Aber auchdieVerarbeitung dieses Konkurrenzdruckes voll
zieht sichüber spezißscheGruppen-Erfahrungen. Facharbeitererleben
und deuten ihre soziale Lageund deren Perspektiven meistandersals
ungelernteArbeiter. Beschäftigte im öffentlichenDienst reagieren an
ders als die Beschäftigten in der Privatwirtschaft. Ausländer, Frauen,
Jugendliche, Behinderte und Kranke machen wiederum ganz spezifi
sche Erfahrungen sozialer Diskriminierung. DerTatbestand einer seg-
mentierten Erfahrungimd Deutung der Klassenlage ist nicht neu. Al
lerdings führt er gegenwärtig zu der Frage,ob dieseSegmentierung in
zwischen einen Grad erreicht hat, der eine einheitliche Krisen- und
Klassenerfahrung unmöglich werden läßt und der daher zunehmend
den Anspruch der gewerkschaftlichen Politik unterminiert, daß siedie
Interessen undForderungen aller Lohnabhängigen vertrete. Einige die
ser Differenzierungsprozesse will ich zum Schluß dieses Abschnittes
behandeln:
—Die Krise und die Rationalisierungsprozesse habeninzwischen auch
das Sicherheits- und Selbstbewußtsein derjenigen Gruppen der Arbei
terklasse erschüttert, die in den vergangenen Jahrzehntenstark expan
dierten und die in der ersten Phase der Krise (etwa bis zum Ende der
70erJahre) noch glaubenkonnten, daß ihr Arbeitsplatzrelativkrisensi
cherbleiben würde. Daßdiese Erfahrungen auch konservative Einstel
lungen aktivierten, wurde bereits im zweiten Kapitel bei der Analyse
der Wahlergebnisse vom 6. März 1983 erwähnt (vgl. w. o. S. 49 ff.).
Besondersdie Beschäftigten des öffendichenDienstessehensich neuen
Formen des sozialen Druckes und der ideologischen Disziplinierung
ausgesetzt.Auf der einenSeitewerdensie beständigmit der Forderung
konfrontiert, daß sie aufgrund ihrer »privilegierten« beruflichen Posi
tion (Arbeitsplatzsicherheit) zu »Sonderopfem«, z. B. zu Lohnver
zicht, bereit sein müssen. Auf der anderen Seite wirken der massive Ab
bau der Beschäftigung in einigen Bereichen (Bahn, Post)sowiedieBe
schränkung des Zugangs zum öffentlichen Dienst (Stellenstopp, Leh
rerarbeitslosigkeit) und schließlich auch die politisch-repressive Kon
trolle (Berufsverbote, Disziplinarverfahren) als Instrumente der Entso-
lidarisierung und der Einschüchterung. DaßindenGewerkschaften des
öffendichen Dienstes schon seit der Mitte der 70er Jahre Posidonen ei
ner progressiven Gewerkschaftspolitik schwächer geworden sind, muß
auch als einegleichsam spontaneReaktion auf diesen Druck begriffen
werden, inder sichdas »normale« BewußtseingroßerTeileder Beschäf-
ugten des öffendichen Dienstes abbildet.
- Neuere Untersuchungen zur Entwicklung des Arbeitsmarktes haben
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einezunehmendeTendenzzurSpaltungder Beschäfagten in Kern-und
Randbelegschaften nachgewiesen. Dabei handeltes sich letzdich auch
um die Wirkungen einer Kapitalstrategie, die den Fluktuationen der
Konjunktur und den Anforderungen der Rationalisierung mit einem
Flexibilisierungskonzept begegnen, dasdiespezialisierten Facharbeiter
im Betriebhält (diesez. T. sogar »hortet«), zugleichjedoch angelernte
und ungelernte Arbeitskräfte nach der Maxime »heuern und feuern«
behandelt, um aufdieseWeise- z. B. auchdurchdieNutzung der sog.
»Leiharbeit« (vgl. Debus, 1982) - die Gesamtkosten für Personalauf
wand erheblich zu senken. Das hat zur Folge, »daß der Kern der ge-
werkschafdichen Mitgliedschaft in den Industriegewerkschaften, die
Facharbeiterschaft, ehergeschüut wird, währenddie unteren Arbeiter
schichten, derenOrganisationsgrad auchin den 70erJahren nochnied
rig bt, in dieRandbelegschaften oder in dieArbeitslosigkeit abgedrängt
werden« (Hoffmann,J., 1981,S. 430).Jürgen Hoffmannspricht indie
semZusammenhang vonder Gefahrejner»Amerikanbierung« der Ge
werkschaften (»business unions«, dienur eineKlientel vertreten), wenn
durch dieGewerkschaftspolitik keine kollektive Handlungsperspektive
vorgegeben wbd, diedie Interessen der Facharbeiter undderan- und
ungelernten Arbeiter vertritt (ebd. S. 432).
- In allenhochentwickelten kapitalistbchen Geselbchaften hatsichun
ter dem Einfluß der Krise und der wissenschaftlich-technbchen Revolu
tion die Marginalbierung eines wachsenden Teils der Arbeiterklasse
verstärkt. Der italienbche Gewerkschafter B. Trentin sieht darin eine
neue Erscheinung von sozialer Deklassierung und Verelendung im
Spätkapitalbmus, die ihrerseits auch für die Gewerkschafts- und Arbei
terbewegung neue Fragen und Widersprüche hervorbringt. »In allen
industrialisierten Ländern,abervor allem in denen,die in jüngster Zeit
von der Expansion des kapitalistischen Produktionssystems auf welt
weiter Ebene berührt worden sind, wächst eine fluktuierende Arbei
termasse heran. Die Arbeiter sind entweder arbeitslos, unterbeschäf
tigt, ungeschützt beschäftigt, teilzeitbeschäftigt, Sabon- oder Heimar
beiter. Eingebunden in die verschiedenen Formen der staatlichenVer-
sorgungs- und Arbeitslosenunterstützung bishin zur Erweiterung der
unproduktiven Beschäftigung, bildet diese fluktuierende Masse von
versorgten arbeitslosen und unterbeschäftigten Arbeitern nicht mehr
das permanente Heer von Reservearbeitern wie am Anfang des Jahr
hunderts und ist auch nicht mehr das Heer der >total<Arbeitslosen wie in
den fünfziger Jahren« (Trentin, 1980, S. 214/15). Einenbeträchtlichen
Teil dieser marginalisierten Teileder Arbeiterklasse bilden Ausländer.
Obwohl dieausländischen Arbeiter in derIndustrie meist einehohege-
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werkschaftllche Organisationsbereitschaft zeigen, spielen sie politisch
in den Organisationen nur eine marginale Rolle. Darin zeigt sich ein
mal,daß dieausländischen Kolleginnen und Kollegen in den Gewerk
schaften eher als eine »Randgruppe« behandeltwerden, für die quasi
sozialpolitische und karitativeVerpflichtungen bestehen, die aber oft
malsnicht alsSubjekteautonomer politischerArtikulation und Gestal
tunginder Organisation anerkanntwerden.Hier werden dieAusländer
auch immer wieder mit Formen der Ausländerfeindlichkeit und des
Rassismus in der Organisation konfrontiert. Zum anderen verstärken
jedoch sozial-kulturelle Integrationsschranken (Ghettoisierung, Reli
gion, ethnische Abkapselung) dieseTendenzen- und schließlich darf
dabei nicht übersehen werden, daß das Ausländerrecht und seine kon
krete Handhabung den Ausländern immer wieder Schranken für ge-
werkschafdiches und politisches Engagement setzen.
- Zu den marginalisierten Teilender Arbeiterklasse gehören aber auch
diejenigen Deutschen, die durch die Kriseund die Rationalisierungs
prozesse dauerhaft aus dem Arbeitsprozeß ausgegrenztwerden und in
einenGegensatzzumSystemder produktivenArbeit, demdieGewerk
schaften und die »alte« Arbeiterbewegung insgesamt zugerechnet wer
den, geraten. Vor allem bei den Jugendlichen, die überhaupt keine
Chance mehr haben, einenArbeitsplatz zu bekommen, haben in den
letzten Jahren militante neofaschistische Gruppierungen Rekrutie
rungserfolge verbuchen können. DerAusländerhaß - gesteigert bis zur
Bereitschaft der Gewaltkriminalität - erscheint dabei als ein Ventil, um
dieErfahrung der eigenen Ohnmachtund dersozialen Deklassierung in
neuenFormeneines »rebellischen Aufbegehrens« auszudrücken, inde
nen der »schwächere Gegner« zum Objekt wird. Die neofaschistische
Gruppe formulierthier nicht nur das Angebot, diesenHaß zielgerichtet
auszudrückenund zu praktizieren.SiebietetdenJugendlichenauchdie
Möglichkeit, ihre Identitätskrbe durch neue Ideale und Symbole (wie
Männlichkeit, Kameradschaft, Verehrung der Führer, der Nation
Deutschland usw.) aufzulösen (vgl. Steil, 1984, S. 170ff.).

Die gewerkschaftliche Jugendarbeit ist in den vergangenen Jahren
massiv durch dieseProzesseder Marginalisierung, aber auchdurch den
Einstellungswandel zur produktiven Arbeit- zumalunter Jugendlichen
- betroffen.Einigesprechenvon einer Kriseder gewerkschaftlichen Ju
gendarbeit und wollen dabei sowohl die sinkende gewerkschaftliche
Organisationsquote im Jugendbereich, die nachlassende gewerk
schaftspolitische Aktivität als auch die Diskrepanz zwischen dem ge
werkschaftlichen Selbstverständnis und den nicht an der Arbeit orien
tierten Wertvorstellungen (etwaim Bereich der gewerkschaftlichen Ju-
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gendbildungsarbeit) als Beweis insFeld führen. Solche Argumentatio
nen treffenfreilich nur einenTeilder Realist; und siesperrensichzu
weilen gegen die Tatsache, daß z, B. 1982 immerhin 91,3 % der Ju
gendlichen unter 20 Jahren nicht arbeitslos wurden (natürlich istdiese
Zahl irreal erhöht!). Dieüberdurchschnittliche Arbeitslosenquote unter
Jugendlichen, der Kampf um die besserenZensuren in der Schuleund
dann um die Lehrstellen, die Bereitschaft zur Anpassung an »Herren-
verhälmisse« imBetrieb, dasDucken, dieAngst vorderEntlassung-all
dassind mächtige Hebel der Disziplinierung, die auchdaraufhinwir
ken,daßsichdieJugendlichen möglichstvonderGewerkschaft fernhal
ten sollen.

Die These von der »Wertrevolution« im Bewußtsein und Verhalten
vonJugendlichen, die angeblich dieArbeits- und Leistungsgeselbchaft
nicht mehr als positiven Wertmaßsub akzeptieren (vgl. dazu w. u.
S. 227 ff.), hat - wie mir scheint - auch unter dem Einfluß der Ökolo
gie- und Altemativbewegung ihreBefunde vorschnell verallgemeinert.
Sowichtig esist,daßsich dieGewerkschaften inihrerAlltagspraxis und
Programmatik nichtalsGegner der Altemativbewegung definieren und
dabei bei vielen jungen Menschen das Vorurteil vom eiskalten Machtap
parat,der gemäß derLogikdesIndustriesystems funktioniert, abbauen,
so unsinnig und gefahrlich wärees andererseits, die gewerkschaftliche
Jugend- undJugendbildungsarbeit an der Maxime vom »Ende der Ar-'
beitsgesellschaft« auszurichten, alternative Netzwerkprojekte undGe
nossenschaften als dieeinzigen vorbildlichen Formen zu propagieren,
in denen nicht nur ökonomische Ausbeutung, sondernauchMarktab
hängigkeit, Entfremdung, Zerstörung der Subjekte, autoritäre Herr
schaftsformen und viele andere Zwänge mehr aufgehoben sind. Solche
Projekte verdienen die Aufmerksamkeit und Förderung eines jeden
fortschrittlichen Gewerkschafters; denn in ihnen werden unter den Be
dingungen der kapitalistischen Krise, der Umwelt- und Naturzerstö
rung und der psychischen Unterdrückung der Menschen Überlebens-
Strategien praktiziert, die zugleich das Bewußtsein wie diesiimliche Er
fahrung derBeteiligten positiv erweitem, Resignation undApathie in
ein kämpferisches Leistungs- und Selbstbewußtsein verwandeln kön
nen, dasdie Arbeitim »Projekt« auchalseinElement desallgemeinen
antikapitalistischen und antiimperialistischen Kampfes begreift.
Gleichwohl muß diese altemative Praxis scheitem, wenn sie sich zum
»Modell« für gesamtgesellschaftliche oder gar weltwirtschaftliche Or
ganisationsformen desProduktions- und Reproduktionsprozesses auf
spreiztund sichselbst noch alsAltemative zu den Organisations- und
Kampfformen der Arbeiterbewegung definiert.
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Ich muß darauf verzichten, die Erfahrungen und Bewußtseinspro-
zesse allerSchichten bzw. Fraktionen derLohnabhängigen (die sich üb
rigens, wie die vorangehende Darstellung schon gezeigt hat, vielfältig
überschneiden) unddamitauchderenbesondere Erwartungen und An
sprüche andieGewerkschaftspoh'tik aufzuzählen (zuAusländern und
Jugendlichen vgl. auch Bischoff u. a., 1982, S. 92 ff.). Gleichwohl
kann die Diskussion dieser Problematik nichtabgeschlossen werden,
ohneaufdieFrauen indenGewerkschaften undaufdiegewerkschafdi-
cheFrauenpolitik einzugehen. Sie gelten immer noch als eine sog.»Prb-
blemgruppe« - zunächsthinsichtlich des Arbeitsmarktes: Im Oktober
1982 lag die Arbeitslosenquote bei 9,3 %' (Männer 6,9 %, SVR
1982/83, S. 57; SÖST, 1983,S. 167 ff.). Zwischen 1976und 1980war
diese Differenz noch größer. Darüber hinaus gelten die weiblichen
Lohnabhängigen nach wie vor als eine »Problemgruppe« für die ge
werkschaftliche Organisierung. »Trotz der enormen Zunahmeweibli
cher Lohnabhängigervon 4 Mio. auf über 7 Mio. 1969blieb die Zahl
der weiblichen Gewerkschaftsmitglieder knapp unter 1 Mio. Anders
ausgedrückt: der gewerkschafdiche Organisadonsgrad der Frauensank
von 21,7 % (1951)auf 13,2 % (1969).Erst 1970setzte eine Wende ein:
derOrganisadonsgrad derFrauen sdeg bis1977 auf17,3 %;erliegt da
mit aber immer noch unter dem Durchschnitt« (Breum u. a., 1981,
S. 17). Für 1981 wurden ca. 8,9 Mio. weibliche Lohnabhängige ange
geben, davon waren 1,65 Mio.organisiert. IhreOrganisadonsquote hat
sich also noch einmal leicht auf 18,5 % erhöht.

Hinter diesen Durchschnittswerten verbergen sichfreilich beträchdi-
cheAbweichungen und Konzentrationsvorgänge. 1982 waren 21 %der
Mitglieder der DGB-Gewerkschaften Frauen. Der höchste Frauenan
teil findet sich bei,derGewerkschaft Texdl/Bekleidung mit 58 %. Sie
gehört, wiewir gesehen haben, zu den tradidonellen, schrumpfenden
Gewerkschaften. Der Anteil der Frauen in diesenProdukdonszweigen
war schon immersehr hoch~ noch in den 60erJahren betrug er in der
Bekleidungsindustrie über 80 %. Auch im Bereich der Gewerkschaft
NGG besteht ein hoher Frauenanteil unter den Beschäfdgten. Weit
über dem Durchschnitt liegen noch dieGewerkschaftHBV(56 %), die
GEW (51 %), die DPG (29,4 %) und die GewerkschaftÖTV (28 %).
Hier kommt also die »Feminisierung« der modernen Dienstleistungs
und Büroberufe zum Ausdruck. Schließlich kann auch die IGM - als
Industriegewerkschaft - ein gutes Ergebnis vorweisen. In ihr sind
knapp 370000 Frauen, sovielwie in keiner anderen Gewerkschaft, or
ganisiert. Allerdingsbeträgt ihr Anteil an der Gesamtmitgliedschaftnur
14,3 % (nach: Nachrichten, 1983.7, S. 20).
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Schon diese quanütadTen Daten lenken unsere Aufmerksamkeit auf
einige besondere Probleme der gewerkschafdichen Frauenarbeit. Zwi
schen der gesellschaftlichen Diskriminierung und Abhängigkeit der
Frauen und ihrem Organisadonsverhaltenbestehenvielfaluge Zusam
menhänge. Die Frauen sind tradidonell die fluktuierende Reservedes
Arbeitsmarktes(Bajohr, 1979). Siesind aufgrund ihrer geringeren Aus
bildungsowieaufgrund ihrer höheren beruflichen Mobilität, die ihrer
Rolleals Mutter, Haus- und Ehefrau entspringt,von vornherein dazu
bestimmt, in ihrer überwiegenden Zahl die unqualifizierten Arbeits
plätze in der Industrie und im Diensdeistungssektor einzunehmen.
Auch die Mehrzahl der Teilzeit- und Heimarbeit-Arbeitsplätze wird
mit Frauen besetzt. Aufgrund der weiblichen Sozialisadon, die nicht in
erster Linie auf die Berufstätigkeit(alsder typisch männlichenRolle),
sondern aufden privatenReprodukdonsbereichder Familiezugerichtet
ist, betrachten viele FrauendieBerufstätigkeit alsObergangsphase oder
als notwendigen Zu-Verdienst. Sie sind daher auch eher subjekdv dis
poniert, den Druck der ökonomischenMachtverhälmisse (»Reservear
mee«) alsauchden Druck der ideologisch-patriarchalischen Machtver
hältnisse, der sich im Verhalten der Ehemänner, der Kollegen im Be
trieb, aberauchin den Forderungen konservativer Kräfte(»Frauen zu
rück zu Heim und Herd«) konkredsiert, passivzu erdulden und dabei
nocheinschlechtes Gewissen zu haben,daßsieaufgrundihrerDoppel
belastung keiner Aufgabe voll gerecht werden (Nauhaus, 1979, bes.
S. 79 ff.).

Diese »Weiblichkeitsideologie«, die die gesellschaftliche Diskrimi
nierungzur Grundlagehat, bildet mithin eineder Barrieren für die ge-
werkschaftliclpe Organisierung von Frauen. Gewerkschaftliche Solida
rität und Gegenwehr erscheinenoftmals als Männerangelegenheiten —
und nichtseltenbestätigtder Gewerkschaftsapparat selbstsolcheIdeo
logien, indem er sichvon der Spitzeher alsBund harter Männer prä-
sendert, der zwar auch für die sozialen Rechte der »Arbeitnehmerin-
nen« (z. B. bei der Aufhebungder unteren Lohngruppen in Tarifver
trägen oder beiderVerwirklichung desGrundsatzes»gleicher Lohnfür
gleiche Arbeit«) eintritt, ihnenabersonstkaumeigenständige polidsche
Entwicklungsmöglichkeitenin der Organisadon einräumt. Diese kriti
schen Bemerkungen treffen allerdings nur einen Teildergewerkschafts-
polidschen Realität..Die DGB-Gewerkschaften haben - bei Berück-
sichdgung der Fluktuadonsraten, dienachStreeck auchbeidenexpan
dierendenGewerkschaften bis 1975jährlichzwischen15und 20 % be
tragen haben (Streeck, 1981,S. 275 ff. u. S. 490)- mindestens 1 Mio.
lohnabhängiger Frauenneu organisiert. DieserErfolg ist nichtnur ein
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Ergebnis Terbesserter Methoden der Mitgliederwerbung. Vielmehr
spiegelt sich darin auch eine neue Form des Selbsd>ewußtsein$ von
Frauen, die aktiv in die betrieblicheund gewerkschaftliche Arbeit ein
treten. Ihre Teilnahmeangewerkschaftlichen Kämpfen (dabeivor allem
auch der exemplarische Kampf der »Heinze-Frauen« um »gleichen
Lohn für gleiche Arbeit«), die Mitarbeit in Betriebsräten,Vertrauens-
körpemundgewerkschafdichen Gremien, dieAkdvierung derFrauen
ausschüssein den DGB-Kreisen und Verwalmngsstellen,Erfahrungen
in der Bildungs- und Kulturarbeit usw. usf. - alles Elementeund Stufen
einesLernprozesses,in demsicheinewachsende Zahl-vor allemjünge
rer- Frauenvonden niederdrückenden Wirkungen derWeiblichkeitsi
deologie befreite, dabeiaber zugleich die neue Kraft einer weiblichen
Solidarität erfahren konnte.

Diese»Aufbruchsstimmung« der 70erJahrebliebkeineswegs aufden
gewerkschaftlichen Bereich beschränkt. Im Gegenteil - die gewerk-
schafdicheArbeit stand und steht in einer engen Wechselbeziehung mit
dem Engagement von Frauen in Bürgerinitiativen und vor allem in der
Frauenbewegung. Beruf, Familie, Politikund Kultur-anders: Arbeit,
emodonaleBedürfnisse, Subjekdvitätund kollekdvesHandeln werden
alsZusammenhang begriffen; denn es ist ja gerade dieAufspaltung die
ser Lebensbereiche, die nicht nur den Blick und das Bewußtsein »für das
Ganze« blockiert, sonderndiezugleich dasGrundmuster der verschie
denen subalternen Rollen reproduziert, das den kapitalistisch und pa
triarchalisch beherrschten »weiblichen Lebenszusammenhang« aus
macht. Die Gewerkschafterin Gisela Kessler hat diese neuen Erfahrun
gen und Triebkräfte sehr gut beschrieben: »Jeder, der will, kannsehen
und spüren, wieviele selbstbewußte Frauen-Persönlichkeiten sich ge
rade in den Klassenauseinandersetzungen entwickelt haben. Kollegin
nen, die nicht nur in den Betriebenund Gewerkschaften kämpfen ge
lernt haben, Ängste überwunden haben, sondern auch in ihren Partner
schaftsbeziehungen und Familien andersauftretenalsfrüher. Bewußt
sein und Persönlichkeit entwickelnsich nicht vorwiegend in unverbind
lichen Diskussionszirkeln, so unbestritten notwendig die gemeinsame
Aufarbeitung unsererpersönlichen Probleme und despolitischen Zu
gangs dazu ist. Es ist eineBinsenwahrheit, daß auchnoch so weit ent
wickeltes Bewußtsein allein noch keine anderen, besseren Verhälmisse
schafft. Deshalb: Bewußtsein und Persönlichkeit entwickeln sich nach

unseren Erfahrungen vorwiegend im Kampf, in der Auseinanderset
zung, in der Verbindung von Erkenntnissen und gemeinsamem Han
deln« (IMSF, Wir wollen alles, 1983, S. 32).

Daß heute viele Gewerkschafterinnen die letzte Strophe des alten
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Liedes amerikanischerArbeiterinnen »Hermitdem ganzen Leben; Brot
undRosen!« neu aneignen und leben, muß auch für dieinnergewerk-
^chafdichen Verkehrsformen, Rituale und Willensbildungsprozesse
Folgen haben. In dieser Forderiing verbindet sichdieBereitschaft zum
notwendigen Tageskampf mit dem Wissen, daß letzdich Ökonomie,
Politik und Kultur nicht getreimt werden können, daß in denTages
kämpfen die Perspektive einer befreienden Veränderung von gesell
schaftlichen und persönlichen Herrschaftsverhältnissen als Produktiv-,
kraft zuwirken vermag - und: daß auch inden Organisationen der Ar
beiterbewegung selbst diepatriarchalischen Verhälmisse kritisiert und
in Frage gestellt werden müssen. Einige Frauenkonferenzen von Ein
zelgewerkschaften haben inderjüngsten Zeitdieses entwickelte Selbst
bewußtsein der Kollegiimen angedeutet. Dabei geht es nicht um eine
Absonderung der »Frauenfrage« von den allgemeinen gewerkschaftli
chen Kampfaufgaben; denn die weiblichen Lohnabhängigen sind durch
Arbeitslosigkeit, Rationalisierung, Sozialabbau und Hochrüstungspo
litik nicht weniger, sondern eher noch mehr betroffenalsihre männli
chen Kollegen.

Ich habe in diesem Abschnitt im wesentlichen drei Problemkreise
diskutiert, die die Entwicklung der Arbeiterklasse im gegenwärtigen
Kapitalismus sowie deren Bedeutung für die Organisations- und
Kampfbedingungen der Arbeiterbewegung umschließen. Zuerst habe
ich mich kritisch mit denjenigen Positionen auseinandergesetzt, die die
»Krise des Marxismus« mitdem Festhalten andervorgeblich traditio
nellen Logik des Klassenkampfes identifizieren und die zugleich mitden
»neuen sozialen Bewegungen« dieTräger/Subjekte einerneuen, univer
salistischen Logik der Emanzipation und der politischen Kultur ent
deckt haben wollen. In einem zweiten Schritt bin ich den sozialen Struk
turveränderungen in der Arbeiterklasse nachgegangen, die durch die
Produktivkraftentwicklung, durch sektorale Veränderungen imProzeß
dergesellschaftlichen Produktion und Reproduktion, durch die Um
verteilungder Arbeit aus dem Kernbereich der materiellen Produktion
in die Zirkulations- und Distributionssphäre u. v. a. m. hervorge
brachtwerden. Im Zuge dieses Wandels verändert sichdas »Profil der
Klasse«, damit die Organisationsbedingungen der Gewerkschaften.
Zugleich gewinnt mit'der Freisetzung von Arbeitskraft durchdie wis
senschaftlich-technische Revolution der Inhalt gewerkschaftlicher
Kämpfe (Kontrolle der Arbeitsbedingungen undder technischen Ent
wicklung, Arbeitszeitverkürzung) qualitativ neue Elemente. Schh'eß-
lich habe ich mich mitderFrage beschäftigt, welche besonderen Interes
sen und Forderungen von Gruppen bzw. »Fraktionen« der Arbeiter-
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klasse inderFolge dieses Wandels undderAuswirkungen derKrisen-
prozesse inden Gewerkschaften selbst zum Gegenstand von Lern- und
Bewußtseinsprozessen, aber auch zum Medium für die Verfestigung
ständisch-korporativer und damit konservativer Denk- und Verhal
tensmuster werden können.

DieAufspaltung dersozialen Erfahrung inderKlasse—d.h. auch die
wachsende Differenzierung derBeziehung zur Arbeit undder Lebens
bedingungen - wird oftmals als eine derUrsachen derKrise inden Be
ziehungen zwischen denOrganisationen dersozialistischen undkom
munistischen Arbeiterbewegung auf der einen und der Arbeiterklasse
aufderanderen Seite genannt. M. Boni zitiert aus deritalienischen Dis
kussion den folgenden Beitrag: »Die Gewerkschaft befindet sich heute
vorVeränderungen auf allen Ebenen, die ein radikales Umdenken inih
rer Politik, hinsichtlich der sozialen Subjekte, aufdie siesich bezieht,
der Verhandlungsstrukturen und der Organisationsformen ver
langt . . . Aber sie hatnoch nicht die Kraft und die Fähigkeit gefunden,
dieseWendezu vollziehen, und sie steht im Begriff, auch hinsichdich
derVertretungsstruktur dieAufspaltung dersozialen Realität zuerfah
ren« (Boni, 1983, S. 73). Immer wieder werden in derneueren sozial
wissenschaftlichen Diskussion vier Aspekte hervorgehoben, in denen
sichdiese Defensiv- bzw. Rückzugspositionen der Gewerkschaften (in
allen hochentwickelten kapitalistischen Ländern) konkretisieren:
1. Dergewerkschaftliche Mitgliederbestand wird durch das »Schrump
fen« der lohnabhängigen Arbeit in den »alten« Produktionssektoren
ausgezehrt.
2. Nurselten gelingt esden Gewerkschaften, diese Verluste an Mitglie
dern und Organisationsmacht durch die Eroberung der »neuen«
Wachstumsbereiche (von technologisch fortgeschrlttendsten »Schlüs
selindustrien« bis hin zum »Dienstleistungssektor«) zu kompensieren.
3. Da die Gewerkschaften die »Ethik« des Wachstums und der »Befrei
ung inderArbeit« (sei es nun durch »Humanisierung« und Mitbestim
mimg oder - ineiner radikaleren Version - durch die sozialistische Per
spektive der rationellen, gesellschaftlichen Neu-Organisation des Ar-

•beitsprozesses) repräsentieren, entfremden sie sich mehr und mehr von
der (arbeitenden wie nichtarbeitenden) Jugend, deren Wertvorstellun
gen nicht durch das System derArbeit, sondern durch Bedürfnisse »jen
seits der Arbeitsgesellschaft« bestimmt werden.
4. Die Gewerkschaften neigen zu einer eher konservativen Abgren
zungsstrategie gegenüber den »neuen sozialen Bewegungen«, dasie mit
ihrer Fixierung aufWachstum undTechnik, Arbeit und Lohn, sowie
aufden Staat jene Bewegungen nicht mehr zubegreifen vermögen (oder
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garak Gegner wahrnehmen), deren soziale undpolitische Forderungen
nichtausderErfahrung der kapitalistischen Ökonomie,desKlassenge-

' gensatzes von Lohnarbeitund Kapital sowieder Arbeitswelt abgeleitet
sind.

Ich habeschonnachgewiesen, daß solche Bewertungen vielfach von
Prämissen einer Gesellschaftsanalyse ausgehen, die mehr oder weniger
idealistisch wesentliche Bestimmungen desEnsembles der materiell-ge
sellschaftlichen Verhältnisse im Spätkapitalismus negieren. Dennoch
beschreibt dieser Defizit-Katalog dochauchtatsächliche Probleme und
Widersprüche derGewerkschaftspolitik in derGegenwart, mehrnoch:
in den kommenden Jahren. Die Gewerkschaften sind dabei zunächst
mit einerAnforderung konfrontiert, die keineswegs neu ist: Das Ver
hältnisvon partikularer(auf die Interessen von Gruppen und Fraktio
nen der Arbeiterklasse sowie auf die betriebliche Realität bezogener)
und allgemeiner (auf die Interessen aller Lohnabhängigen bezogener)
Interessenvertretung jeweils neu- theoretisch und praktisch - zu be
stimmen. W. Streeck hat gegen jene Kritiker, die aufgrund der Ar
beitsmarktsegmentierung den Zerfall einereinheitlichen Interessenver
tretungbehaupten und (etwanachitalienischem Vorbild) dasModell ei
ner radikalisierten Betriebspolitik prop^ieren, mit Recht die Leistun
gender »deutschen Einheitsgewerkschaften bei der solidarischen Ver
einheitlichung vonInteressen« hervorgehoben (Streeck, 1981a, S. 355).
FreilichbeschränkensichdieseLeistungennichtaufden Bereich der'Ta-
rifpolitikund der betrieblichen Interessenvertretung. Die (imVergleich
zu anderen Ländern) starke Zentralisierung unserer Gewerkschaften,
die oftmals nur als Gefahr der Bürokratisierung behandelt wird, bildet
so auch die Chance, gerade in der Gegenwart vereinheitlichende ge-
werkschafts- und geseUschaftspolitische Strategien zu entwickeln, in
denen sich einerseitsallgemeine Lebens- und Reproduktionsinteressen
der Lohnabhängigen artikulieren, andererseits soziale und politische
Auseinandersetzungen eröffnet werden, in denen Grundfragen der
Machtverhältnisse und Alternativen zu diesen Verhältnissen ins Zen
trum treten. Die Auseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche muß
daher ebenso wie das gewerkschaftliche Engagement für Frieden und
Abrüstung als eine politische Orientierung begriffen werden, deren
Funktion auchdarin besteht, der Aufspaltungder sozialenErfahrungin
der Klasse selbst entgegenzuwirken.

Darüber hinauswird die Gewerkschaftsbewegung dieseDeßzite nur
bearbeiten können, wenn sie sich aus der Vorstellung der Trennung
oder der »Arbeitsteilung« von ökonomischen und politischen, von so
zialen und kulturellen Aufgaben der Arbeiterbewegung löst. Insofern
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istdieAlternative zwischen sog. »materialistischen« und»postmateria
listischen« Wertorientieningen falsch gestellt. Arno Klönne bemerkt
zutreffend: »Eine Gewerkschaft, diesich aufdemBoden >postmateriali-
stischer< oder>postindustrieller< Wertestellt,hätterasch denBoden un
ter ihren Füßen verloren« (Klönne, 1982, S. 200). Viele Gewerk
schaftsmitglieder verknüpfen schon heutedie Frage nach der Qualität
der gewerkschaftlichen Tarif- und Betriebspolitik mitder Frage nach
der Qualität von Herrschaftsverhältnissen, die sich über Rationalisie
rung und neue Technologien, über Arbeitsintensivierung und Ar
beitslosigkeitvermitteln sowienachderQualitäteinerLebensweise, die
befreit werden muß von den scheinbar naturwüchsigen Zwängen des
entfremdeten Arbeitsprozesses und seiner Anpassungs- und Karriere
muster, dem Diktat der technologisch-administrativen Sachzwänge,
der Herrschaft der Massenmedien und der Kulturindustrien und
schließlich von der fortschreitenden Zerstörung der natürlichen Le
bensbedingungen der Menschen. Diesen Anspruch auf einehumane,
nicht-entfremdete, selbstbestimmte unddemokratische Lebensweise zu
entwickeln, kann jene falsche Frontstellungzwischen Arbeit und Le
ben,zwischen Organisation undPersönlichkeitsentwicklung, zwischen
gewerkschafdicher, politischer und kultureller Praxis abbauen, die
nicht nur der kapitalistischen Ausbeutung und Fremdbestimmung,
sondernauch einerselbstgewählten Beschränkung der gewerkschafdi-
chen Interessenvertretung aufsoziale und wirtschaftliche Fragen ent
springt.

4.2. Jenseits des Staates?

In meinemBuch »Autonomie und Integradon« (1979) habe ichvor nun
knapp fünfJahren dieThesevertreten,daß sichdie gewerkschafdichen
Forderungenund Kämpfe indem Maßeerweitemund politisieren, wie
derStaatimheudgenKapitalismus gezwungen ist, dauerhaftin denge
sellschaftlichen Reprodukdonsprozeß - unddabei besonders durch die
Regulierung der allgemeinen Reprodukdonsbedingungen der Arbeits
kraft(Bildung und Ausbildung, Gesundheitsversorgung, Altersversor
gungu. a. m.)- einzugreifen. Eserschienmir wichtig,dieQualität und
den widersprüchlichen Charakter dieser politischen Vergesellschaf
tungsprozessegenauerzu untersuchen;denn in allenhochentwickelten
kapitalistischen Gesellschaften wurde die Gewerkschaftsbewegung
mehr und mehrmit der Aufgabe konfrondert, sichnebender betriebli
chen und tarifjpolitischen Interessenvertretung(beider sich Kapital und
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Arbeitunmittelbargegenüberstehen) auchaufderEbenederstaatlichen
Politik und Gesetzgebung als »Vertretungsmacht« zu etablieren. Ich
habe dabei die Auffassung vertreten, daß diese staatlicheVermittlung
der Reproduktion der Arbeitskraft nicht nur unter dem Gesichtspunkt
der Integration der Gewerkschaften in den bürgerlichen Staat, alsQua-
si-Verstaatlichung derGewerkschaften - und damit auch als wesendi-
che Voraussetzung für die Herausbildung eines neuen »korporadsti-
schenHerrschaftstyps« - begriffen werden kann. Vielmehrhabe ich ei
nen Zusammenhang zwischen den antagonistischen Vergesellschaf
tungslogiken im Kapitalismus (Deppe, 1979, S. 183 ff.) und der Politi
sierungder gewerkschafdichen Kämpfe gesehen:

»Die Etablierung des Massencharakters der gewerkschaftlichen Or
ganisation und derEinsatzihrergesellschafdichen MachtfürdieDurch
setzung sozialökonomischer und gesellschaftspolitischer >Basisinteres-
sen< der Lohnabhängigen, diesichaufdieEinkommensentwicklung, die
Arbeitsbedingungen, die Arbeitsplatzsicherheit sowie die >soziale Si-
cherheit< beziehen, wirkt auf Inhalt und Formen des kapitalistischen
Vergesellschaftungsprozesses zurück. Relative Erfolge auf diesen Ge
bietensetzendie Logikder Produktionsverhältnisse nichtaußer Kraft,
sie zwingen aber dem System allgemeine, gesellschaftliche Lösungen
sozialökonomischerKonfliktpotentiale auf. Solche Lösungen können
einerseits inWiderspruch zumVerwertungsinteresse desEinzelkapitals
stehen;daher könnensie nur auf der Ebeneder gesamtkapitalistischen
Systemerhaltung, d. h. auf der Ebene der staatlichen Intervention in
denReproduktionsprozeß des Kapitals und der Arbeitskraft angegan
genwerden.Zugleich erzeugen diese Lösungen eingewisses allgemeines
Anspruchsniveau gegenüberden staatlichenAufgabenin bezug auf die
Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängigen, das nichtent
sprechend den zyklischen Schwankungen desAkkumulationsprozesses
beliebig nachuntenkorrigiertwerdenkann, zumaldann, wenn dieAr
beiterbewegung einpolitisches und gewerkschaftliches Kräftepotential
repräsentiert, das solche Korrekturen nicht ohne Widerstand hinzu
nehmen bereit ist. Darüberhinaus wirdderrelative Erfolg solcher Lö
sungen aufder Basis der Erhaltung der herrschenden Produktionsver-
hälmisse darindeutlich, daßbeimgegenwärtig erreichten Standder ka
pitalistischen Vergesellschaftung und Produktivkraftentwicklung . . .
dieForderungen und Kämpfe derGewerkschaftsbewegung notwendig
der Tendenzzur Erweiterung desForderungskataloges, zur Entwick
lung von Konzepten der Kontrolle kapitalistischer Macht in Betrieb,
Gesellschaft undStaatunterliegen. DieseTendenzvollzieht sichjedoch
nichtnaturwüchsig. Es gibt keinen geschichtlichen Automatismus, der
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im Selbstlauf den objektiven Widerspruchscharakter der kapitalisti
schen Gesellschaft in die Wirklichkeit des Klassenkampfes überträgt.
Wir haben gesehen, daß die Dialektik des Kampfes im System, der die
Bestandsgrenzen des Systems überschreitet, nur dann zur materiellen,
geschichtlichen Gewaltwird, weim sichdieArbeiterbewegung bewußt
und organisiert - d. h. antagonistisch - in diesen Prozeß einschaltet«
(ebd., S. 162/3).

Gegen diese Sichtweise mageingewandt werden, siesei»staatsfixiert«
unddaherkaumgeeignet, eineprogressive Strategie dergewerkschaftli
chen Kämpfe zu begründen. Der Anti-Etatismus hat heute viele
Freunde - im konservativenwie im alternativen Lager.Die einen betrei
ben ihre angebotsorientierte Wirtschaftspolitik sowie den Abbau des
Sozialstaates im Zeichen von Losungen wie »Weniger Staat« oder »Re-
privatisierung der sozialen und Beschäftigungs-Risiken«. Die anderen
verfechten einProgramm der »Entstaatlichung«, d. h. der Dezentrali
sierung auf allen Ebenen, die die materielle Produktion (genossen
schaftlich, in kleinen Einheiten organisiert) ebensowie das Bildungs
und Gesundheitssystem nicht nur der Herrschaft der kapitalistischen
Markt- und Konkurrenzgesetze, sondern auch dem Zugriffdes über
mächtigen staadichen »Leviathan« undseinerentfremdeten, bürokrati
schen Apparate entziehen soll, um auf diese Weise »Freiräume der
menschlichen Selbstverwirklichung« oder gar »Zentren eineralternati
ven Subkultur« zu etablieren. Aus dieser Sicht erscheinen politische
Initiadven der Arbeiterbewegung, die über die staatliche Politik und
Gesetzgebung gesellschaftspolitische Reformen durchsetzen wollen
oder die - bescheidener und realistischer formuliert - Elemente solcher
Reformen, die in der Vergangenheit durchgesetzt wurden,verteidigen,
prinzipiell als Bestimmungen einerPolitik, diedieHerrschaft desStaa
tes über die Gesellschaft und die Menschenverfestigtund die zugleich
mitderFixierung aufdenStaatdieIntegration derArbeiterbewegung in
den Staat vorantreibt.

Daß heuteschon zahlreichedieseralternativen Projektedirekt (durch
staatlicheFinanzhilfen)oder indirekt (durchSozialleistungen, diederen
Mitarbeiter beziehen) vomStaatabhängig sind,kannihreBerechtigung
nicht widerlegen. Wohl aber vermag dies Zweifel an der rigorosen
anti-etatistischen Ideologie zu verstärken, die einige ihrerTheoretiker
propagieren. Diebloße Negation des Staates imKopf muß unvermeid
lich Illusionen über die Möglichkeiten erzeugen, »staatsfreie Lebens
räume« zu schaffen,diesichvon der Zwangsgewalt der politischenund
ökonomischen Herrschaft zu emanzipieren vermögen. Nur eineklare
Analyse der Rolle des Staates im sozialökonomischen und poli-
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tisch-ideologischen Reproduktionsprozeß der Gesellschaft kann letzt
lichAufschluß darübervermitteln, welche Bedeutung demStaatfürdie
Vergesellschaftungsprozesse im gegenwärtigen Kapitalismus zukommt
und inwieweiter in die sozialenund politischenAuseinandersetzungen
um dieSicherungund Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun
gen derLohnabhängigen, vorallem aber auch umdieVeränderung der
bestehenden Herrschaftsverhältnisse, einbezogen ist.

DieVorstellung, derzufolge dieKämpfe undForderungen derArbei
terbewegungnur dann ihren autonomen Klassencharakter bewahren,
sofern sie »Gegenmachtpositionen« gegenüber dem Kapital wie dem
bürgerlichen Staatbegründen, erscheinthingegen abstraktundunhisto
risch-naiv. Das Kräfteverhältnis der Klassen ist stets auch in die innere

Struktur und Funktionsweisedes Staates»eingeschrieben«. Die demo
kratische Form des bürgerlichen Staates ist daher ebensowenig wiedie
FormenseinerIntervention in dengesamtgesellschaftlichen Reproduk
tionsprozeßnicht nur die politische »Ubersetzung« der ökonomischen
Interessen der herrschenden Klasse sowie der ökonomischen Entwick
lungsgesetze desKapitalismus, sondernstetsauchResultatder Klassen
kämpfe. Der bürgerliche Staatwird dadurchnicht- wiedie reformisti
scheStaatsauffassung folgen- zum »neutralen Schiedsrichter« überden
Klassen. Seine relative Selbständigkeit ist gerade deshalb notwend^,
damiterseineHerrschafts- undSicherheitsfunktion für dasgesamtkapi
talistische System durchdieRegulierung desSystems der Klassenbezie
hungen wahrnehmen kann.

Daher muß der Staatauf die ökonomischen und politischen Verge
sellschaftungsprozesse im modernenKapitalismus gestaltendreagieren.
Die Ausweitung des Staatsapparatessowie die —auf der Umverteilung
eineswachsenden Teils des gesellschaftlichen Reichtumsberuhenden—
Intervendonsfunktionen des Staates reflektieren daher nicht nur die

Notwendigkeit, politisch der krisenhaften Bewegung des kapitalisti
schen Akkumulationsprozesses entgegenzuwirken, dieKonkurrenzzu
»zügeln« und neben der unmittelbaren Förderung monopolistischer
Profitinteressen zugleich die allgemeinen Bedingungen derkapitalisti
schen Mehrwertproduktion (vonderBildungs- undGesundheitspolitik
über die Infrastrukturpolitik bis hin zur Außenwirtschaftspolitik) zu
gewährleisten. Vielmehr muß der Staat auch durch seine Politik den Re-
produktionsinteressen der Arbeitskraft - und damit den Forderungen
der Gewerkschaften - partiell Rechnung tragen. Der Rahmen für die
DurchsetzungsolcherForderungenist a) durch die jeweiligen ökono
mischen Akkumulationsbedingungen, b) durch das allgemeine kapita
listische InteresseanderSystemsicherung festgesetzt. Das bedeutetaber
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nicht, daß es jeweils feststehende Maßstäbebzw. Rationalitätskriterien
für deren Durchsetzung geben kann. Hier entscheidet letzdich das
Kräfteverhältnis der Klassen bzw. die Intensität der Klassenauseinan
dersetzungen. DerStaat sieht sich dabei nicht nurdem Druck der orga
nisierten Interessen der Lohnabhängigen, sondern auch dem Druck
konkurrierender Kapitalfraktionen undihrer politischen »Lobby« aus
gesetzt. Aus dieser Konstellationentsteht immerwieder jener- für die
Sykemsicherung notwendige - Handlungsspielraum desStaates - auch
hinsichtlich seiner Optionen für verschiedene wirtschafts- und gesell
schaftspolitische Strategievarianten.

Auf diese Weise »schreibt« sich das Kräfteverhältnis der Klassen in
den Staat »ein«, ohne - um es zu wiederholen - dessen Charakter als
bürgerlichenStaat zu verändern. Mehr noch: die Klassenauseinander
setzungenßnden in denStaatsapparaten selbststatt; denneinwachsen
der Teil der Arbeiterklasse und der lohnabhängigen Mittelschichten
wird durchdenStaat beschäftigt. Die gewerkschafdichen Kämpfe um
dieSicherung der Reallöhne, umArbeitszeitverkürzung sowie um er
weiterteMitbestimmungs- und Kontrollrechterichtensich an den Staat
(als »Arbei^eber«) ebenso wie an die private Wirtschaft. Je weniger
aberdieklassische Trennung vonöffentlich und privataufrecht zu er
haltenist, um so mehrwächst demStaat(genauer: denTiägem staatli
cherMacht) dieAufgabe zu, selbst aktiv anderEtablierung vonFormen
eines Klassenkompromisses bzw. der klassenübergreifenden Konsens
bildung mitzuwirken. Die Einbeziehung des integrationistischen Flü
gels derArbeiterbewegung undvonRepräsentanten derGewerkschaf
ten wird daherzum Element einer»korporativistischen Blockbildung«
imStaat. Daranzeigtsichzugleich dieWidersprüchlichkeit dieserPro
zesse;denneshandeltsichwederum eine»neue Qualität« der Verände
rungdesgesellschaftlichen CharaktersderStaatstätigkeit, nochumeine
vollständige »Inkorporierung« der Arbeiterbewegung in denStaat.Das
liegtvor allem daran, daßderStaatdieWidersprüche dergesellschaftli
chenEntwicklung wieder Klasseninteressen niemals aufheben kann.Er
kann nicht mehr und nichtweniger, als die Bewegungsformen dieser
Widersprüche zu beeinflussen und zeitweilig zu neutralisieren.

Gerade diese Funktion weist jedoch dem Staat im heutigen Kapita
lismus einenbedeutenden Stellenwert beider Organisierung der Hege
moniezu undläßtseineApparatezugleich zumSchauplatz desKampfes
umdieHegemonie werden. Antonio Gramsci hatte noch zwischen dem
»politischen Staat« im engerenSinne(dem Zentrum der traditionellen
Gewaltinstitutionen) und der »bürgerlichen Gesellschaft« unterschie
den, um so die revolutionäreArbeiterbewegung »im Westen« vor der
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gefahrlichen Illusion zu wahren, ab ob derbloße Sturm aufdiepoliti
schen Bastionen derStaatsmacht den Kampf um dieHegemonie in den
Institutionen der bürgerlichenGeselbchaft, damit auch- wie Gramsci
formulierte - denKampf umeinegrundlegende »intellektuelle und mo
ralische Reform« ersetzen können. DieseUnterscheidung scheintaber
heutehöchstproblematbch geworden zusein. Viele Herrschaftsinstitu-
donen, die Gramscinoch ab formal »private« Apparateder Hegemonie
idendfizierte, sind inzwbchen längst »verstaatlicht« - vor allem im Bil
dungssystem. Aber auch die Massenmedien, Verbände und selbst die
Kirchen, dieGramsci indiesem Zusammenhang erwähnte, sindheutein
viel höherem Maßemit der Staatstädgkeit verflochten. Ihre Akdvität-
man denke nur an den ganzen Bereich derJugend- und Kulturarbeit,
der Altenpflege und des Gesundheitswesens, der außerschulischen Bil
dungsarbeit, in dem die Kirchen imd auch die Verbände nach wie vor
einebedeutende Rolle spielen - wirddurchstaatliche Finanzienmg, da
beiauchdurchgesetzliche Regelungen gesteuert unddamitin denWir
kungsbereich des Staates einbezogen.

Die Konflikte, die in diesem Netz der Staatsapparate immerwieder
entstehen, berühren die sozialökonomische Regulierungsfunktion des
Staates ebenso wieseine Funktion der ideologischen Systemsicherung.
Zum einen resultieren sie aus dem Konflikt zwbchen den materiellen

Ressourcen, die der Staatzur Verfügung stellt, und den Ansprüchen,
diediedort Beschäftigten in bezug aufihreArbeitsbedingungen sowie
auf ihre Einkommensverhältnisse formulieren. Zum anderen brechen
immer wieder Konflikte überdenInhaltihrerTätigkeit auf. Diekonser
vativen Kräfte haben im vergatigenen Jahrzehnt ihre ideologbchen
Kampagnen auf Rundfunk und Fernsehen, auf Schulen und Hochschu
len,zuweilen auchaufTeilbereiche der kirchlichen undgewerkschafdi-
chen Arbeit konzentriert. Dabei bedienten sie sich nicht nur des tradi
tionellen »Unterwanderungs-Vorwurfes«, sondern akzeptierten auch
eifrig die Thesen des ultrakonservativen Soziologen Heltnut Schebky,
der inseinemBuch»DieArbdt tun dieanderen« (1975) voneinerneuen
»Priesterherrschaft der Intellektuellen« in den sog. »sinnvermittelnden
Institutionen« der Gesellschaft gesprochen hatte. Alle diese Konflikte
in den Staatsapparaten (von den gewerkschaftlichen Organbadonsbe-
strebungen überLohnkämpfe undAuseinandersetzungen überdieRot-
sdftpolitik bis hin zu den ideologischen Debatten über Unterwande
rung, Berufsverbote, Ausgewogenheit, Rahmenrichtlinien, Friedens
erziehung usw. usf.) führen nicht direkt an die Frage der Staatsmacht
heran undpassen daherauch nichtindasüberholte Schema einerpoliti
schen Strategie, die dieStaatsfrage ausschließlich unter dem Gesichts-
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punkt der durchdiestaatlichen Repressionsorgane verfaßten Klassen
herrschaft zu betrachten vermag. Gleichwohl wirdindiesen Auseinan
dersetzungen dieFrage nach dem Inhalt undderEntwicklungsrichtung
der Staatstätigkeit - damit auch der Widerspruch zwischen der Herr
schaftsfunktion desStaates und den gesellschafdichen Bedürfnissen -
aufgeworfen. MitderErweiterung derStaatstätigkeit immodernen Ka
pitalismus sinddaherin denZentren der Organisation undReproduk
tion von Hegemonie neue Felder des Klassenkampfes entstanden, auf
denen die Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung autonome Positionen
undForderungen zuentwickeln hat,diesowohl diemateriellen Interes
sen der lohnabhängigen Staatsbediensteten als auch eine Neubestim
mungdes Inhalts der Staatstätigkeit umfassen.

UmdieBedeutung dieser Kampffelder zu erschließen, willicheinige
' empirischeAngabenüber die soziale und ökonomischeReichweiteder
Staatstätigkeit hinzufügen:
- Endeder70erJahrebetrugderAnteil derfaktischen Staatsbeschäftig
ten (Vollbeschäftigte und Soldaten, Teilzeitbeschäftigte, faktische
Staatsbetriebe in privater Rechtsform) ca.25 % aller abhängig Beschäf
tigten in der BRD(IMSF, Staatsmonopolistischer Kapitalismus, 1981,
S. 259/260). Während die Zahl der Erwerbstätigenzwischen1960und
1980 faststagnierte (26bis27 Mio.), nahmdie Zahlder Staatsbeschäf
tigten um 56 % zu. Dabei erhöhtesichder Anteil der in den bildungs-
und Wissenschafts- sowie in den sozialpolitischen Apparaten Tätigen
überproportional, wobei sich gleichzeitig der Ausbau der politischen
und Repressionsapparate zügig weitervollzog (H. Jung, Schritte zum
•Orwell-Staat«?, 1983, S. 1584/85).
- Die Gruppe der sog. Nicht-Erwerbstätigen ist von den staadichen
Transferzahlungen abhängig. Dazu gehörenin ersterLiniedieRenmer
(ca. 13 Mio.), die Arbeitslosenund die Sozialhilfeempfänger. Zusam
men mit den Staatsbeschäftigten bildendieseGruppen einen Block,der
etwa 37 % der Gesamtbevölkerung bildet und dessen Einkommen und
Lebensbedingungen direkt von staadichen Leistungen abhängen.
- Der Anteil derjenigen Erwerbstätigen, deren Einkommen und Be-
schäfdgung indirektvonstaadicher Nachfrage abhängt, ist nur schwer
zu quandflzieren. Es handelt sich dabei um Beschäfdgte in Produk-
donszweigen,die für Staatsauftiäge produzieren. Immerhin wurden in
der BRD 1979 mehr als 200 Mrd. DM, das waren ca. 30 % aller
Staatsausgaben,für »Käufefür Produkuon und Investidon« (ohne Sub-
venuonen) ausgegeben (IMSF,Der Staat, II. 1982,S. 47).Die Bauindu
strie ist ebenso wie die Rüstungsprodukdon fast vollsrändig auf die
staadichenAusgaben angewiesen. Dazu kommennoch Fahrzeuge,Ge-
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rate,Büromaschinen, EDV-Anlagen, Papierusw.usf., dievondenEin
richtungen des öffentlichen Dienstes gekauft werden. In alldiesen Be
reichen wirkt ein Rückgang der staatlichen Nachfrage krisenverstär
kend.Die Krise imVerlagswesen der BRDz. B., dievorallem diewis
senschaftlichen (genauer: sozialwissenschaftlichen) Verlage bzw. Ver
lagsprogramme inden letzten Jahren erfaßt hat, istdaher nicht nurauf
»Markttrends« (rückläufiges Interesse fürkritische, sozialwissenschaft
liche Literatur) sowie auf technologische Prozesse (Drucktechniken,
Kopierwesen) zurückzuführen, sondern spiegelt unmittelbar die Kür
zungder Bibliotheksetats in denHaushalten derUniversitäten und die
geringere Kaufkraft, überdieeingroßerTeilderStudenten heute(u. a.
auch aufgrund der Kürzungen beim sog. Bafög) verfügt.

Diese grobe Schätzung ergibt, daß mindestens 45 bis 50 % derBevöl
kerung ihr Einkommen direktoder indirekt vomStaatbeziehen (dieser
Anteil würde sich noch erhöhen, wenn die Anzahl der nicht erwerbstäti
gen Frauen undKinder genau ermittelt werden könnte). Natürlich gehö
rendazuauchdierepressiven undparasitären Funktionsbereiche desStaa
tes. Gleichwohl handelt es sich dabei überwiegend um Funktionen des
Staates, die durch die Vergesellschaftungsprozesse im heutigen Kapita
lismus unddurchdenKampf derArbeiterbewegung objektiv notwendig
geworden sind. Bischoff u. a. schreiben dazu: »Das Kennzeichen d»
modernen büi^erlichen Staates ist seine Verschränkung mit und Modifi
zierung der utimittelbaren Lebensverhältnisse der Masse der Bevölke
rung.Der Begriff>Sozialstaat< dientnichtzurCharakterisierung desStaa
tes als einem über den Klassen stehenden Atisschuß zur allgemeinen
Wohlfahrt, sondern des Staats alsVermitderder Reproduktionsverhält-
nisse von Lohnabhängigen. Die Übernahme von bestimmten Bereichen
der Reproduktionder Arbeiterklasse durch den Staatist einnotwendiges
Produkt des kapitalistischen Entwicklungsgangs. Der dergestalt ausge
bildetebürgerliche Staatist nichtsanderesalsder politische Uberbau der
entwickelten kapitalistischen Gesellschaft, ihr adäquaterAusdruck. Die
Tatsache, daß Bereiche der Reproduktion der Lohnabhängigen über die
Sphäre derprivaten Konsumtion hinausgewachsen sind und als Sozial
lohn kollektiv oder in gesellschafdicher Form geregelt sind, beinhaltet
keineswegs, daß den Lohnabhängigen seitens der herrschenden Klasse
oder der Staatsbürokratieein Geschenk gemachtwürde. Aber was sich
entscheidend ändert, ist die Form der Vermittlung der individuellen Re
produktion, d. h. der unmittelbaren Lebensverhältnisse . . . Die Repro
duktion des Arbeitsvermögens verläuft heute nicht mehr ausschließlich
überdieVermittlung deskapitalistischen Marktes. Abgeleitete, z. B. sehr
weitverzweigte sozialeSektoren bestimmen siemit. Deshalbist auchder
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gewerkschaftliche Kampf um die Arbeits- und Lebensverhälmisse der
Lohnabhängigen nichtmehrallein aufdieEbene derTarifparteien bezo
gen, sondernschließtdie sozialpolidsche Ebene mit ein; eineTrennung
von ökonomischem und politischem Kampf der Gewerkschaften ist
heute weitgehend unmöglich geworden« (Bischoff u. a., Jenseits der
Klassen? 1982, S. 153/54).

Die Angriffe gegenden »Sozialstaat«, die ideologisch die Wiederher
stellung eines größeren Freiheitsraumes für das Individuum verspre
chen, dienen in ersterLinie der Verschleierung einerPolitik, die unter
dem Druck der Finanzkrise des Staates (die ihrerseits eine Folge der
ökonomischen Krise undder Massenarbeitslosigkeit, aberauch derpo
litischen Prioritäten, z. B. für dieForcierung der Hochrüstung, ist)die
staadiche Interventionskapazität eindeutig dem Primatder monopol
kapitalistischen Eigentumssicherung sowie derFörderung derKonkur
renzfähigkeit der nationalen Kapitale aufdemWeltmarkt unterordnet.
»DieKürzung des Leistungsvolumens selbstbedeutetnichtsanderesals
dieEinschränkung desReproduktionsniveaus und dietendenzielle Sen
kung des Werts der Arbeitskraft - in Synchronschaltung zur Realsen
kungdesIndividuallohns. Unddiesist inderTat heutedasZieldesMo
nopolkapitals und desstaatsmonopolistischen Kapitalismus, wofürsie
zumKampfangetreten sindundworinsiedenWeg zurLösungderder
zeitigen Regulierungskrise sehen. Die Proportionalirätsstruktur der
Wirtschaftsoll über die Senkung der individuellen und >gesellschaftli-
chen< Lohnquoteneu einreguliert werden. Das ist denn auchder klas
senpolitische Inhaltder angestrebten Rechtswende« (H. Jung, Schritte
zum »Orwell-Staat«?, 1983, S. 1583).

DieWirkungen dieser Politiktreffen zunächst diejenigen, dieSozial
einkommen über den Staat beziehen: Arbeitslose, Rentner, Kranke und
Invaliden, Sozialhilfeempfänger, Schüler, Studenten usw. Sodannsind
die Staatsbediensteten selbst betroffen: Lehrer, Sozialarbeiter, Mitar
beiter des Gesundheits- und Kulturwesens. Sie müssen nicht nur Ein
kommenseinbußen hinnehmen, sondern werden mit der Mehrarbeit be
lastet, die durch Stellenstopp und Rationalisierungsprozesse in denöf-
fendichen Verwaltungen entsteht. Dazu vermehrt die staatliche Re-
strikdonspolitik die Zahl der Arbeitslosen, die für Berufeim öffendi-
chen Dienst ausgebildet sind. Die sprunghaft angesdegene Lehrerar
beitslosigkeit illustriert drastisch die Folgen dieser »Rotsdft-Politik«.
Schließlich hat die Verminderung der staadichen Sozialleistungen zur
Folge, daß sichdurch die Privadsierung die Befriedigung notwendiger
gesellschaftlicher Bedürfnisse, also - um einen inzwischen etwas anti
quierten Begriff aus der sozialdemokratischen Programmatik der frü-
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hen 70er Jahre zu verwenden - die»Lebensqualität« all derer, dieauf
diese Leistungen angewiesen sind, verschlechtert.

Bischoffu. a. haben diesen Zusammenhang konkretisiert: »Die Ar
beitslosenbeiträge werden erhöht, die Leistungen schrittweise verrin
gert, die Anspruchsberechtigung verdünnt; Berufsförderungs- und
Rehabilitationsmaßnahmen hnden kaum noch statt. In der Rentenver
sicherung werden alle Leistungssteigerungen und Reformen eingefro
ren,dieRücklagen desSystems werden aufgezehrt. In derKrankenver
sicherung werden nichtnur Beiträge erhöhtund Leistungen gesenkt, es
findet vor allem durch Kosteneinsparung in den Krankenhäusern etc.
eine rapide Qualitätsverminderung dermedizinischen Versorgung und
Vorbeugung statt. Während vielleicht der nichtvon Arbeitslosigkeit,
Krankheit oderAlterbetroffene Lohnabhängige nochhofft,dersoziale
Kahlschlag würde sich wenigstens aufdiesozialen Systeme derSicher
heitbeschränken, wirderzunächst durchdieErhöhungderSteuern und
Gebühren für alle kommunalen Dienste eines Schlechteren belehrt;
daran schließt sich diegeplante undschrittweise auch verwirklichteRe-
privatisierungvonDiensten an,die- nundenMarktgesetzen wiederun
terworfen - für die meisten sehrvielteureroder ganzunerschwinglich
geworden sind; alles, was bisher an >sozialem< Wohnungsbau und
Wohnungspolitik existierte, wirdmit atemberaubender Geschwindig
keit reduziert bzw. auch den Marktgesetzen vollständig zurückgege
ben, sodaßmitten indergrößer werdenden Wohnungsnot zugleich der
größte Wohnungsmißbrauch betrieben werden kann. Undnachdem die
alleinstehenden Renmerinnen am unteren Rand der Lebensverhältnisse
bereits nicht verschont worden sind, kann auch den Ärmsten zu Leibe
gerückt werden, denSozialhilfeempfängern; ihnen werden nichtnurdie
Leistungen gekürzt,sondernauchdiezur >Hilfe< gedachte Sozialbüro
kratie ab Repressionsinstrument aufgenötigt. Schließlich bt für alles,
was früher unter >Demokratisierung der Kultur< propagiert wurde, an
gefangen von der Schul-, Hochschul- und Berufsbildung bis hin zum
Kindergarten undzum Museumsbesuch, plötzlich keinGeld mehrda.
Nach den älteren Generationen werden auch die jüngsten, deren Zu
kunft neben den nun enger gezogenen Berufschancen der Marktwirt
schaft gerade von Soziallohn-Momenten abhing, faktisch um die Le
bensperspektive gebracht, diesieund ihreElternnochvorkurzemnoch
ab sichererkämpft hielten; auf die Familie zurückgeworfen und dort
mehrimdmehrnur gestütztaufdasreineErwerbseinkommen, werden
viele individuelle Möglichkeiten und Hoffrungen der jüngerenGenera
tion, insbesondere des weiblichen Teils, zunichte gemacht« (Bischoff
u. a., 1982, S. 157/58).
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Damit sind schon die Felder markiert, auf denen 'Widersprüche und
soziale Auseinandersetzungen ausgetragen werden, die nicht nur die
PolitikdesSozialabbaus betreffen, sondernauchtiefin dieStaatsappa
rate- ihre Funktionsweise und ihr Personal - hineinreichen. Schon im ]
zweiten Kapitelhabeichdarauf aufmerksam gemacht,daß nicht nur für
die Gewerkschaften desöffentlichen Dienstes, sondernfür die gesamte
Gewerkschaftsbewegung die Auseinandersetzung mit dieser Politik
neuestrategische Überlegungennotwendigwerden läßt. Der bloß ver
baleProtestoder auch die-zweifellos höchstwichtige - Mobilisierung
zu Protestdemonstrationen (wie im Herbst 1982)reicht nicht aus. Sol
che Formen der gewerkschaftlichen Gegenwehr vermögen noch nicht
jenen politischen Druck zu erzeugen, der entweder Elemente des so
zialpolitischen Besitzstandes verteidigen oder gar eine neueinhaldiche
Orientierungder staatlichenPolitikdurchsetzenkönnte. Der ehemalige
Vorsitzende der IG Druck und Papier, L. Mahlein, betont daher die
Bedeutung der Frage, wie die Gewerkschaften ihre politischen Ziele
durchsetzen wollen: »Allein durch Kundgebungen und Demonstratio
nenwerden wirdieTabu-Haltung dieser (CDU/CSU-FDP-)Regierung
nicht durchbrechen können. Was im übrigen für die Mitbestimmung
gilt, giltin gleichem Maßefür den notwendigenKampfgegendiePolitik
dersozialen Demontage. Wenn wirunsere eigene Haltung und unsere
eigenenVorstellungen emsmehmen, und sie nicht alsreine Offendich-
keitsarbeit der Gewerkschaften betrachten, muß im DGB wieder ernst
haftüber die Möglichkeit politischer Widerstandsmaßnahmen gespro
chen werden« (Mahlein, 1983, S. 57).

Die Erfahrung begrenzter polidscher Durchsetzungsmöglichkeiten
wird von vielen Gewerkschaftern als eine Aufforderung interpredert,
mitder neuenRechtsregierung zusammenzuarbeiten (»umSchlimmeres
zu verhüten«- alsodie altePolidk des »kleineren Übels«),oder mitda
für zu sorgen,daßdieSPDwiederRegierungspartei wird, um aufdiese
Weise nichtnur denSozialabbau zu stoppen,sondernauch,umdiepoli
tischen Bedingungen zu schaffen,die eine Realisierung der sozial- und
geseUschaftspolidschen TeiledesDGB-Grundsatzprogramms ermögli
chen. Diese Argumentation kann freilich nicht überzeugen. Sie ver
wischt zunächst den Tatbestand, daß die SPD selbst als Regierungspar
tei die Polidk des Sozialabbaus eingeleitet hat. Zudembewegtsiesich
aufder alten Linie derTrennungvon Ökonomieund Politik, der »Ar
beitsteilung« zwischen Gewerkschaften und Parteien, dieden Gewerk
schaften autonome politische Handlungsmöglichkeiten abschneidet
und sie für die Durchsetzungsozial- und gesellschaftspolidscher Re
formenausschließlich aufdenGesetzgeber, aufParlament undPaneien,
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verweist. Natürlichmüssenin den Parlamenten Mehrheiten geschaffen
werden, um Reformpolitik wirksam werden zu lassen. Die entschei
dendeFrageaberist, wiesichdieGewerkschaften alsaußerparlamenta
rische Massenorganisationen in den Prozeßder politischen Willensbil-
dung aktiv einschalten, wie sie Aktionsformen entwickeln, mit denen
Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse in Parteien, Parlamenten
und Regierungen in ihrem Sinne beeinflußt werden können. Zwei der
bedeutendsten gesellschafts- und sozialpolitischen Reformen der 50er
Jahre- also der Adenauer-Ära des »CDU-Staates« die Montanmitbe
stimmung(1951) und dieLohnfortzahlungim Krankheitsfall für Arbei
ter (1957) fanden erst dann im Bundestagdie erforderliche Mehrheit,
nachdem die Gewerkschaften massiven außerparlamentarischen Druck
(durch Urabstimmungenund Massenproteste sowie durch den 16wö-
chigen Streikder IGM in Schleswig-Holstein 1956/57) erzeugthatten.

DerHinweisaufdiepolitischen Kiäfteverhältnisse und dieSchwäche
der SPD reicht aber auch deshalb nicht aus, weil er selbst noch die Illur
sionnährt, alsob dieBewahrung des»Sozialsuates« oder auchdieEnt
scheidung für eine monetaristisch-angebotsorientierte oder für eine
keynesianische Wirtschaftspolitik einebloßeFragedes Willensund der
jeweiligen »Weltanschauung« der politischen Kräftesei.DiesePosition
der»Verteidigung desSozialstaates« unterstellt, »daß derkapitalistische
Staat echter Sozialstaat sein könne. Man umgeht dabei die grundlegende
Tatsache, daß der Ausbau der sozialpolitischen Aktivitäten und die
Entwicklung einersozialpolitischen FunktiondesSMK-Staates ... als
AusweitungstaatlicherAktivitätenerfolgenund somit auch immerden
Ausbau repressiven Potentials einschließen« (H. Jung, Schritte zum
»Orwell-Staat?«, 1983, S. 1582). Die Kritik dieser Illusion führt zum
einenaufdasFeldder prinzipiellen Kritikdesbürgerlichen Staates und
damitauchder Illusion, nachderderStaat alsgleichsam überden Klas
sen stehende Regulierungsinstanz je nach den politischen Kräftever
hältnissen in derparlamentarischen Demokratie mehroderweniger So
zialpolitik, mehr oder wenigergesellschaftspolitische Reformen im In
teresseder Lohnabhängigen und der Gewerkschaften betreibe.

Zum anderen führt jedoch diese Kritik auf das Feld der Auseinander
setzungmit jenem keynesianischen Politik-Modell, das in den vergan
genen Jahrzehnten vor allem von den sozialdemokratischen Parteien
(aber auchvon großen Teilen der Gewerkschaftsbewegung) vertreten
wurde. Buci-Glucksmatm undTherborn charakterisieren dieses Modell
der »etatistischen Formender Politik« folgendermaßen: »Die meisten
Strategien der »demokratischen Umgestaltung« ausden letztenzwanzig
Jahren situierten sich innerhalb eines bestimmten Abschnitts der Ge-
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schichtedesKapitalismus. DieserAbschnittwurde bestimmtvon einem
keynesianischen Modellder Beziehungen zwischen Markt, Staat,Un
ternehmen und Klassenkomponenten. Die zentraleRolle der Großun
ternehmen im entwickelten Kapiulismus (und damit ein bestimmter
Typ der Arbeiterklasse), ein erweiterter Interventionsstaat,der ständig
die >Regierbarkeit< des ökonomischen Kreislaufs von Akkumulation
und Wachstumsowie die politische Hegemonieregelt, trotz der Inter-
nationalisierung des Kapitals eine nationale Kontrolleüber den Markt
aufrechterhält, eineexpansive bürgerliche >Großpolitik< durchführt,die
die nationalen Klassenverhältnisse in den meisten Fällen eher durch Ge
setz, Verträge und Kompromisse reglementiert als durch Gewalt, of
feneZusammenstöße oder Ordnungsmaßnahmen: alles dassindReali
sten, die durch die Krisedes Kapitalismus und durch die Veränderung
der weltweiten Kräfteverhältnisse m Frage gestellt worden sind«
(Buci-Glucksmann/Therbom, 1982, S. 250).

Die Formen dieser Politik variieren beträchtlich. Sie reichen vom so

zialliberalen »Modell Deutschland« bis hin zu Elementen einer linksso-

zialistischen Politik, dieeinenAuswegausder Kriseund einequalistive
Veränderungdes herrschendenökonomischen und politischen Repro
duktionstyps durch ein Programm der Verstaadichung(von Schlüssel
sektorender Wirtschaft), der Planung(mit der Priorität der Beschäfti
gungssicherung und der Expansion des »sozialen Sektors«) und der
Demokradsierung (in der Wirtschaft wie in den verschiedenen Staats
apparaten)anstreben. Gemeinsamist ihnenfreilichdieVorstellung,daß
der Staateingreifen muß, im Interesse der Lohnabhängigen die Wider
sprüche zwischen Markt und Produkdon, zwischen Profit- und Be-
schäfdgungsentwicklung, Produkdvkiäften und der Sicherungsozialer
Bedürfnisse zu regulieren. Ein Betriebsrat der Metallindustriehat ge
rade in einem Gesprächmit den »Gewerkschaftlichen Monatsheften«
diese Posidon auf den Begriff gebracht: »Für mich ist die Erkenntnis
wichdg, daß das derzeit praktizierte Wirtschaftssystem Arbeitsplätze
nicht sichert. Jetzt, wo es darauf ankommt, besteht es seine Bewäh
rungsprobe nicht. Das Vertrauendarauf, daß die freieEntwicklungdes
Marktes schon alles richten werde, ist eine reine Fehlspekuladon. Das
VerketzernstaatlicherAkdvitäten, die Ablehnungvon Beschäfdgungs-
programmen, ist ganz eindeudg falsch. Ich glaube, daß der Staat mehr
als bisher gezielt eingreifen müßte, damit eine bessere Strukturpolitik
möglichwird. Ich glaube,daß insgesamtein Umdenken eintreten muß.
Die gegenvrärdge Wirtschaftspolitik, dieabwartetund untädg ist, geht
eindeudgzu Lastender Arbeitnehmer« (GEMO, 1983.12,S. 765/766).

Im sog. »fundamentalökologischen« LagerwerdensolchePosidonen
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strikt verworfen. SiegeltenalsWachstums-, produktivitäts-und staats
fixiert. Jeder Versuch, mit Hilfe desStaates einePerspektive desAus
wegsaus der Krisezu entwickeln, wird alsein weitererSchritt in Rich
tungaufden »Orwell-Staat« oder garden »Gulag« denunziert. Solche
Konzepteeiner rigorosen Entstaatlichung und Dezentralisierung kön
nenihreSchwächen und Widersprüche kaumverbergen. Sofern sieauf
das Modell einer »alternativen«, genossenschaftlichen Ökonomie der
kleinen Einheiten zielen, die bewußtauf jedezentralegesellschaftliche
Regulierung verzichtet, setzen sie »aufdie Wiederherstellung der Aus
tauschbeziehungen vieler unabhängiger Warenproduzenten«. Damit
würde jedoch dasGegenteil dessen erreicht, wasangestrebt wird:Das
Wieder-in-Kraft-Setzen der Gesetze und Wirkungen desMarktes. Zu
gleich mündet jede »selbstbestimmte Produktion im einzelnenBetrieb
ohnegese//{cf)o/ti!(c/»e demokratische Kontrollinstanzen ... ein m die
Bildung einerKlasse vonneuen Eigentümern« (Goldberg/Sörgel, 1983,
S. 29/30).

Aberauchdaspolitische Programm der Dezentralisierung offenbart
bei genauer Betrachtung alle Schwächen einer rückwärtsgewandten
Utopie. Es weicht der Frage aus, wie angesichts der kapitalistischen
Krise und der Demontage vonElementen derSozialstaatlichkeit dieAr-
beits- und Lebensbedingungen der lohnabhängigen Massen verteidigt
undverbessert undwieinsbesondere dieLebensverhälmbse derjenigen
gesichert werden können, die über den Staat Sozialeinkommen bezie
hen. Damit reduziert sichaberdie Attraktivität dieses Programms auf
Minderheiten - Teile der relativ privilegienen Mittelschichten, die in
der »Entstaatlichung« (z. B. desBildungswesens und der Kultur)grö
ßere Freiräume der individuellen Selbstverwirklichung zu entdecken
vermögen,oder Teileder marginalisierten Unterschichten, für die sich
indenalternativen Projekten eine(individuell gewiß sinnvolle) Perspek
tivedesOberlebens sowievonneuenFormensozialer Kooperation und
Kommunikation eröffnen.

Die Kritik dieser Alternative kann freilich nicht zur Wiederherstel
lung eines naiven Vertrauens in die Regulierungskapazität des Staates
und in den Keynesianismus führen. Die keynesianbchen Formender
Politik haben nämlich - obwohl sie in der Periode des langen Auf
schwungs zwbchen 1950 und 1970 die gesellschaftliche Position der
Lohnabhängigen verbessert und noch in den 70er Jahren partiell die
Wbkungen der Krise abgeschwächt haben- wederdieLogikder Kapi
talakkumulation, nochdenHerrschaftscharakter desbürgerlichen Staa
tes verändert. Elmar Altvater fordert daher auch für die Gewerkschaf
ten und dieArbeiterbewegung einePerspektive »jenseits desKeynesia-
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nlsmus«: »Z. B. ist es ein eitles Unterfangen, die während mehrerer
Jahrzehnteerfolgreiche Politikdes Keynesianismus (mit den besonde
ren Institutionenindustrieller Beziehungen, den fiskalischen Interven
tionsmedien) als weiterhin, in,wenn auch, modifizierterForm (>Keynes
plus<) retten zu wollen, selbstwenn im Rahmendieser Form über eine
lange ZeitderWiderspruch vonLohnarbeit und Kapital sicherlich zum
NutzenderOrganisation vonLohnarbeit undKapital infürdasSystem
nicht pathologischer Bewegung gehalten werden konnte. In den 80er
Jahren allerdings mußgesagt werden, daßdiese Formnichtmehrträgt
und neueFormennichtzur Disposition stehen,sondernbereits prakti
ziert werden: anstelle der politischen Einfriedung des Widerspruchs
von Lohnarbeit und Kapital, dessenVermitdung durch die Institution
desMarktes oder durch Institutionenautoritärer,korporativer Politik
strukturen. Diesen Tendenzen gegenüber wäreder Rekurs auf keyne-
sianische Politikformen hilflos; über Keynes hinaus und nicht in die
Richtung der beiden genannten Restrukturierungsstrategien kann nur
bedeuten: Kampf für unddieSchaffung vondemokratischen Institutio
nen der Kontrolle von Produktionsentscheidungen, die Lenkung von
Investitionen, der Mitentscheidung über Technologien, der Mitbe
stimmungüberden Sinnvon Arbeit, der Ausweitung arbeitsfreier Zeit
zur Vergrößerung desSpielraums vonindividuell undkollektiv verfüg
barer Zeit usw.« (Altvater, 1983, S. 98).

AuchBuci-Glucksmann undTherborn plädieren füreinen»postkey-
nesianbchenSozialismus«, der sichzunächstvonder Vorstellungzu be
freien habe,alsob irgendeine emanzipatorische Praxis,diemitder kapi
talistischen Logik sowie der ihr entsprechenden Formen der Unter
drückung nicht radikal breche, über den Staat möglich sei (a.a.O.,
S. 297 ff.). Neue soziale Protestbewegungen, die Frauenbewegung,
Teileder europäischen Gewerkschaften und der »Eurolinken« sehen sie
alseinepotentielleKraft, die neue, nicht-staatliche Formenvon Politik,
daher neue Formen demokratischer Praxis entwickeln könnte, um auf
dieseWeise das herkömmliche System der Arbeitsteilung (ihresgesell
schaftlichen wiegeschlechtsspezifischen Charakters)in Fragezu stellen
und dabei auch die Frage des Sozialismus wieder so zu stellen, »wie
Marx sie gestellt hat« (ebd., S. 299). Aber auch diese Konzeption, die
die Krisedes Marxismus und der Arbeiterbewegung durch die »Rück
kehr zu Marx« sowieüber einePerspektive demokratischer Praxis au
ßerhalb und »jenseitsdes Staates«überwinden will, zeichnet sich durch
eine fundamentale Schwäche aus. Sie bleibt gerade darin abstrakt, daß
sieden ganzen Komplex derWidersprüche und Konflikte, dieinderge
genwärtigen Krise des Kapitalismus und der keynesianischen Politik-
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formenaufder EbenedesStaatesund inder sozialenund politischenEr
fahrung derer, deren materielle Reproduktion vollständig oder zu ei
nem erheblichen Teil vom Staat abhängt, entstanden sind, ausblendet
bzw. mit der Konzentration auf die neuen, nicht-etatististischen Poli
tikformen gleichsam überspringt. Damit wird aber zugleich einKampf
feld ausgesondert, auf dem gegenwärtig Initiativen der Arbeiter- und
Gewerkschaftsbewegung notwendig sind, um der neokonservativen
Demontage vonElementen derSozialstaatlichkeit- unddamitauchder
drastischen Verschlechterung der Lebensbedingungen eines erhebli
chenTeilsder Lohnabhängigen wie der nicht-erwerbstätigen Bevölke-
'rung - Schranken zu setzen und diese zu verhindern.

Es ist richtig, daßder naive Glaubean die »Heilkraft» desKeynesia-
nismus und der staadichen Intervention kridsiert werden muß - zumal
dieser Glaube stets die »Sozialstaatsillusionen« und damit die Ideologie
von der Klassenneutralität des Staates gefördert hat. Der Sprung ins
Reich der »postkeynesianischen Freiheit« wird jedoch kaumgelingen,
wenn nicht ausgehend von den gegenwärtigen Widerspruchserfahrun-
gen und Konflikten eine Perspektive der»Zurücknahme« des Staates in
die Gesellschaft entwickelt wird. DieArbeiterbewegung muß imstande
sein, Antworten auf die Frage zu geben,wiedie Alters- und Gesund
heitsvorsorge, dasWohnungswesen und diesog.kommunalen Gemein
schaftsdienste, Bildung und Ausbildung nicht nur gesichert werden,
sondern auch nach Umfang und Qualität den entwickeltenBedürhiis-
sen- zumal der lohnabhängigen Bevölkerung - entsprechen. Ein radi
kalesEntstaatlichungs-Programm in diesenBereichen, wiees von kon
servativer Seite gefordert und praktiziert wird, müßte notwendig die
Zahl derer erhöhen, die an den Rand des Existenzminimums gedrängt
werden, deren Lebens- und Entwicklungsperspektiven brutal einge
schränkt werden.

Die Arbeiterbewegung kann aber auch- alsUbergangskonzeption —
nicht aufden Kampf fürdie Verstaatlichung - zunächst fürdieam mei
sten von der Krise betroffenen Branchen oder Unternehmen - verzich
ten. Natürlich würde die Verstaatlichung z. B. der Stahl- und der Werf
tindustrie weder die Ursachen der Krise dieser Branchen lösen, noch ei
ner umfassenden Sicherungder Beschäftigung dienen. Die »Verlustso-
zialisierung« über den Staatwürde zudem keinenqualitativ neuenTyp
der Produktion etablieren. Angesichts der herrschenden Logik des
»Gesundschrumpfens« ist aber die Verstaatlichung - wie es im »Me
morandum *83« über die Vergesellschaftung der Stahlindustrieund der
Werften heißt - »zunächsteinmalein Mittel, um kurzfristig die beste
henden Arbeitsplätzezu sichernund eine Umstrukturierung und Aus-
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Weitung der Produktionzu alternativen Fertigungen zu ermöglichen«
(S. 166). DabeiwirdschondieEinbindung dieser ForderungineinPro
gramm von übergreifenden und weiterführenden Forderungen deut
lich; denn »langfristig istdie Bedingung fürden Erfolg derVergesell
schaftung die Einbettung in eine gesamtstaatliche Schiffahrts- und
Schiffbaupolitik und die Realisierung einer Strategie qualitativen
Wachstums« (ebd., S. 166/67), die ihrerseits Raumfür alternative Pro
duktion schafft. Zugleich eröffnet aber die Auseinandersetzung um die
Verstaatlichung die Perspektive eines neuen Typs gesellschaftlicher
Produktion, die nicht mehr an die Steuerungsfunktion keynesianischer
Politik gebunden sein kann(vgl. Heseler, 1983).

Daßessichbeidiesen Auseinandersetzungen aufderEbenedesStaa
tesstetsnur um Übei^angsforderungen und -kämpfehandelnkann, er
gibtsichzumeinen ausdemKlassencharakter derStaatsütigkeit selbst,
zum anderen ausden Prioriüiten, diedie konservativen Kräfte gegen
wärtig für die Staats^ügkeit setzen. Mit anderen Worten: Schon die
Verteidigung des erreichten Niveaus der staadichen Sozialleistungen
führt ins Zentrum der Auseinandersetzung um die politischen Ent
scheidungen überdieStruktur des Staatshaushaltes sowie seiner polid-
schen und ökonomischen Funktionen. Die »Krise der Staatsfinanzen«
ist nichtdasErgebnis der angeblich überzogenen Lohn- und Soziallei-
stungserwartungen an den Staat. Sinkende Staatseinnahmen, die die
Staatsverschuldung in die Höhe treiben, und eingeengte Finanzie
rungsmöglichkeiten sindvorerst dieFolge derökonomischen Krise, die
die Steuereinnahmen des Staates vermindert und zugleich durch die Ar
beitslosigkeit enorme, »unproduktive« Kosten verursacht. Wenn der
Staatgleichzeitig an den Rüstungsausgaben festhält oder diese gar er
höht, so verschärft sichzwangsläufig die(konservative) »Sachlogik« ei
ner Austeritätspolitik,diedie Sparmaßnahmen am schwächsten Punkt,
bei den Sozialausgaben, den Ausgaben für Bildung und Wissenschaft
und schließlich bei den Einkommen der Staatsbediensteten ansetzt.

Die Kritik dieserAusteritätspolitikkannsichalsonicht in der bloßen
Verteidigung des »Wohlfahrtsstaates« erschöpfen. Sie muß vielmehr
auch jenen politischen Mechanismus in Frage stellen, der sichüberdie
Sachlogik dieserPolitikalsscheinbares Naturgesetzdarstellt. Die Ver
minderungder Rüstungsausgaben, dienatürlichnur dasEi^ebniseiner
aktivenEntspannungs- und Friedenspolitik seinkann, ist dazu einwe
sentlicher, ersterSchritt.Darüberhinauswirdabernotwendig dieFrage
nach dem Wachstums- und Entwicklungstyp der Gesellschaft aufge
worfen;denn es liegtaufder Hand, daßeinerheblicher Teilder Mittel,
über die der Staat verfügt, unproduktiv gebunden bleibt, solange die
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Massenarbeitslosigkeit fortbestehtund dieArmut wächst.Die konser
vativen Kräfte setzen auf die Freisetzung von Wachstum über den
Markt. Sieseheneinevorrangige AufgabedesStaates darin, administra
tive und politische Investitionshemmnisse zu beseitigen und dabei vor
allem die Entwicklung neuer Technologien und den privaten Woh
nungsbau zu fördern. Diese Strategie, die die Kapitalrentabilität zum
zentralenMaßstab erhebt,wird jedochlangfristig wederBeschäftigung
sichern, noch neueArbeitsplätze schaffen. SiebefreitebenjeneTrieb
kräftedeskapitalistischen Wachstumstyps, diediesozialen undökolo
gischen Widersprüche verschärfen und die zugleich - mit der Forcie
rungder Aufrüstung - die Gefahreineratomaren Katastrophe herauf
beschwören.

Im »Memorandum '82«wird dieFragenachder Qualität des Wachs
tums folgendermaßen begründet: »Esgeht also bei der Diskussion um
>altemative Wirtschaftspolitik« keineswegs nur um unterschiedliche
Mittel zur Erhöhung der Wachstumsraten. Im Gegensatzzu der kon
servativen Illusion, diebundesrepublikanische Wirtschaftkönnedurch
Reallohnsenkungen, Abbau der Staatsverschuldung, Deregulierung
etc. wiederan denTrend exportgestützten, hohenWachstums vergan
generJahrzehnteanknüpfen,wirdhierdavonausgegangen, daßVollbe
schäftigung dauerhaft nur im Rahmen einer wirtschaftspolitischen
Konzeption verwirklicht werden kann, die sich nicht auf das Wiederer
reichen vonhohenWachstumsraten umjedenPreisdurchAnkurbelung
der Akkumulation im privaten Sektor einläßt. . . Dies bedeutet letzt
lich, daß einewirksame Beschäftigungspolitik auf Dauernur im Rah
men einer langfristig angelegten Strategie ökonomischer Strukturre
formenerfolgversprechend ist,weilnur dadurchangemessen aufFakto
ren wie die gewandelten Akkumulationsbedingungen infolgetechnolo
gischerEntwicklungen, auf die Monopolisierungstendenzen und auf
die veiänderten Konditionen bei der Finanzierung reformpolitischer
M^nahmen etc. reagiert werden kann. Eine Konzeption, die auf die
Einbindungder Beschäftigungspolitik in eine>gebrauchswertoriender-
te«, also stärker an privater und gesellschaftlicher Nützlichkeit ausge
richtete,gesamtwirtschaftliche Rahmen-und Strukturplanunghinaus
läuft, ist somit schon aus ökonomischen imd sozialen Gründen erfor
derlich:sie ist esaber auchunter ökologischen Gesichtspunkten, denn
selbstverständlich kannmanVollbeschäftigung nicht durchein Wachs
tumsichern wollen, dasdienatürlichen Reproduktionsgrundlagen zer
stört« {S. 169/70). Diese Verknüpfung zwbchen der unminelbaren
Verteidigung von gesellschaftlichen und individuellen Bedürfnissen, die
- zumal für die Masse der Lohnabhängigen und der Rentner- meist
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durch staatliche Leistungen zu befriedigen sind, und derAuseinander
setzung für eine alternative Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, die
sich mit einem neuen Wachstumstyp der gesellschafdichen Entwick
lung verbindet, läßt schon die Umrisse einer Perspektiveerkennen, in
der nichtnur parasitäre Herrschafts- undRepressionsfunktion desStaa
tes (Militär, Polizeiapparat) zurückgenommen werden, sondernin der
auch qualitativ neue Formen der Vergesellschafmng durchzusetzen
sind, die bislang staadich vermittelte Regulierungs- und Reproduk
tionsfunktionen autonomen gesellschaftlichen Subjekten in der Form
der Selbstverwaltung übertragen. Gewiß steht die Realisierung eines
solchen Entstaatlichungsprogramms heutenichtaufderTagesordnung;
dennesistleichteinzusehen, daß Veränderungen indieserRichtungnur
dasErgebnis einerqualitadven Transformation der Eigentums- wieder
polidschen Machtverhältnisse sein können.

Gleichwohl vermag die Konkretisierung des Utopischen in dieser
Frageaucheinenbewußteren Zugangzu den Gegenwartsproblemen zu
erschließen. Eswäreeine gefährliche Illusion zu glauben, alsobdiepar
tikulare »Entstaatlichung« - wie sie in alternativen Projekten(Genos
senschaften, Kultur-Kooperadven, Frauenzentren u. a. m.) sich dar
stellt- schon einen qualitadven Einbruch indasüberdenSuat zentrali
sierte, . polidsch-ideologische Herrschaftssystem der spätkapitalisd-
schenGesellschaft bedeutet.SolcheIllusionenkönnen imGegenteilnur
konservadveStrategienflankieren, die densozialpolitischen Kahlschlag
mitdemZielverfolgen, den»Ordnungs-Markt-Macht-Staat« zu restau
rieren. Daß auf der anderen Seiteder bloße Appell an den Staat, sich
beim Abbau von Elementender Sozialstaatlichkeit zu »mäßigen« oder
zur keynesianischen Konjunkturpolidk zurückzukehren, ins Leere
geht, dürfteebenfalls deutlich geworden sein. Die Altemadv-Konzep-
donen müssen freilich imstande sein, demokradsche Alternadven ge
genüber der herrschenden Politik zu entwickeln, d. h. programmad-
sche Antworten auf die aktuellen Nöte und Bedürfnisse vieler Men
schen zu geben, deren soziales Schicksal vom »Wohlfahrtsstaat« ab
hängt—und zugleich eine^oliusche Handlungsperspekdve anzugeben,
in der sich Widerstand ausdrücken und formieren kann.

Viele dieserAkdonsfelder sindbereits abgesteckt: der gewerkschaft
licheProtestgegen Sozialabbau, AkdonenderStudenten gegen dieRot-
stift-Polidk, kommunale Initiadven für die Sicherung von Gemein
schaftsleistungen, für autonome Kulturprojekte, gegen Preissteigerun
genbeidenkommunalen Diensten, dieVolkszählungsboykott-Akdon
und natürlich Akdonen der Friedensbewegung für konkreteSchritte
der Abrüstung. In diesen Bewegungen kannsich eine Perspekdve der
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BEntstaatlichung« entwickeln, die die derzeitherrschenden Prioritäten
bei den staatlichen Ausgaben, die Tendenzen zur Zentralisierung der
Macht im Staat (die durch die neuen elektronischen Datenerfassungs
und Verarbeitungssysteme noch verstärkt werden) in Fragestellt, einen
neuen Typus der Beziehung zwischenStaat und gesellschaftlicher Re
produktion (qualitatives Wachstum) vertritt, und die auf dieseWeise
auch neue Freiräume - nicht staatlich kontrollierter - autonomer, öko
nomischer,sozialerund kultureller Reproduktion zu konzipierenver
mag,ohne dabeiIllusionenüber die Klassenschranken anheimzufallen,
die in diesemKampfzu brechensind, und ohne die Notwendigkeitei
ner gesamtgesellschafdichen Planung und Kontrolle - auch in einer
weitgehend entstaatlichtenGesellschaft - zu Ubersehen.

4.3. Wertwandel und neue soziale Bedürfnisse

Wissenschaftliche Arbeit entwickelt sich im Entdecken. Sie stellt Fra
gen, ohneschondieAntworten zu kennen. SiegibtsichRätsel auf,die
gelöst sein wollen. In dem Maße freUich, wie Wissenschaft vergesell
schaftet und institutionalisiert ist, unterliegt sie zugleich externen
Zwecken und Normen. Privatwirtschaftliche und staatliche Herr

schaftsinteressen setzennichtnurdieRahmenbedingungen fürdenWis
senschaftsbetrieb, sondern bestimmen auch in weitem Umfang Inhalt
undZweckderForschung. Darüberhinausetabliertsichmitder ascien-
tiüc Community« einSystem von Normen, dasgleichermaßen wissen-
schafdiche Interessen und deren Realisieningsmöglichkeiten steuert.
Dazu gehörendieMechanismen, nachdenensich jeweils »herrschende
Meinungen« und Trends festigen, der »Markt« der Zeitschriften, Ver
lageund der Medien,die Hierarchienin den Universitäten,dieSchulen,
Bildung, die Karrieremusteru. a. m. Diese besondere »wissenschaftli
che Kultur« unterliegt ebenfalls vielfaldgen externen Einflüssen. Zum
einen reproduzieren sich in ihrdieKonkurrenzverhältnisse derbürger
lichen Gesellschaft sowie die Normen dessen, was jeweils als normal,
akzeptabel, nützlich unddaher»förderungswürdig« gilt.Aufderande
renSeite bestehtein(in der Regel) rigides System der sozialen und poli
tischen Kontrolle, dasden Zutritt zu dieser »Kultur« reguliert. Wenn
ihrespontane Selbst-Regulierung nicht mehrfunktioniert und die Ge
fahr »subversiver« oder wissenschaftlicher Kritik der herrschenden
Verhältnisse droht, diesichzudem mitBewegungen fürderenVerände
rungverbindet, dann greiftder Staatmit administrativ-repressiven In-
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strumenten zu, um auch in diesem Bereich wieder »Ruhe und Ord
nung» herzustellen (z. B. durch Berufsverbote).

Diesozialwissenschaftlichen Disziplinen (Soziologie, Politikwissen
schaft, Pädagogik, Ökonomie u. a.) sinddabei besonderen Legitima-
tionszwängen ausgesetzt. Ihrer Entwicklung nach sind sie die moder
nen Integrationswissenschaften der bürgerlichen Gesellschaft. Die Be
wahrung büigerlicher Hegemonie bedarfeinmal stetserneuerten, empi
rischen Wissens über diegesellschaftlichen Strukturprozesse und deren
subjektiver Verarbeitung im Bewußtsein, den Einstellungen und den
Verhaltensweisen der Individuen. Da sich die bürgerliche Herrschaft
jedoch immer wiederandieDynamikderwidersprüchlichen Vergesell
schaftungsprozesse anpassen muß, fällt den sozialwissenschaftlichen
Disziplinen außerdem die Aufgabe zu, Techniken der Steuerung und
Beherrschung dieser Prozesse zu entwickeln. Der Aufschwung dermo
dernen Sozialwissenschaften beginnt, als sich in der bürgerlichen Ge
sellschaft dieEinsicht durchsetzt, daß die BewahrungbürgerlicherHe
gemonie nicht ausschließlich über politischen Zwang, d. h. die repres
siven Staatsfunktionen, realisiert werden kann. Je mehr in den Institu
tionen der Vergesellschaftung sowie in den Werten und Normen, die
dasAlltagsverhalten der Menschen regulieren, Konsensus reproduziert
und Konflikt- bzw. Widerspruchs-Bewußtsein gleichsam neutralisiert
wird, um so weniger entstehtdie Gefahr, daß sichdie Widerspruchs
konstellationen zusozialen undpolitisch-ideologischen Krisen verdich
ten, in denen der staadiche Gewaltapparat eingreifen muß, um »Ruhe
und Ordnung« wieder herzustellen.

In der entwickelten kapitalistischen Gesellschaft sind diese sozialen
Integrationsprozesse freilich nicht dem spontanen Selbsdauf überlas
sen. Die Trennung von privater und öffendicherSphäreist längst- wie
imvorangehenden Abschnittgezeigt wurde- durchdievielfältigen Ein
griffe des Staates in die sog. »Privatsphäre« verwischt. Den ideologi
schen und integradven Staatsapparaten ist dabei die wichdge Aufgabe
zuteilgeworden, die »Vergesellschaftung von oben« zu regulieren. Da
bei leisten die Sozialwissenschaften Zuarbeit. Siebereitenempirisches
Wissen auf, ohne das diese Apparate nicht funkdonieren. Sie erfüllen
die Funkdon eines »Frühwamsystems«, das Widerspruchs- und Kon
fliktpotentiale inderGesellschaft inihren Keimformen entdeckt undso
diestaatlichen Apparate aufdieNotwendigkeitkompensatorischer Ge
genmaßnahmen aufmerksam macht. Und siewirken maßgeblich mitan
der Herausarbeitungdes jeweilsherrschendenSelbstverständnisses die
ser Gesellschaft, dessen zentrale Begriffe (z. B. pluralistische Gesell
schaft, nivellierte Mittelstandsgesellschaft, freiheitlich-demokratische
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Grundordnung usw.) schnell durch die Medien, aber auch durch die
Populärliteratur und Schulbücher multipliziert werden, um auf diese
Weise die ideologische Alltagserfahrung, diepolitische Sozialisationder
Massen zu strukturieren.

•Auch die kritischen Sozialwissenschaften, die vorgefundene Herr-
schaftsverhältnisse mit dem Ziel ihrer Veränderung, d. h. der Herstel
lung von mehr Demokratie und sozialer Gleichheit und Gerechtigkeit,
kritisieren, können sich meist solchen Wirkungszusammenhängen
nicht entziehen. Dem Konservatismus ist kritische Sozialwissenschaft
allemal verdächtig. Erscheint es bis heute nicht überwunden zu haben,
daß im 20. Jahrhundert den traditionellen ideologischen Leitwissen- ^
Schäften - Theologie, Staatswissenschaft, Geschichtswissenschaft, für
die die »politischen Haupt- und Staatsaktionen das Entscheidende in
derGeschichte« (Engels, MEW, 20, S. 148) sind —die Konkurrenz der
empirisch orientierten Sozialwissenschaften erwachsen ist,deren Aus
sagen über die Gesellschaft und den Staat nicht aus überMstorischen,
anthropologischen oder christlichen »Wahrheiten«, sondern aus der
konkreten Analyse der gesellschafdichen Verhälmisse und Prozesse
gewonnen werden. Gleichwohlüben auch kritischeSozialwissenschaft
ler die Rolle von »konzeptiven Ideologen« aus. Vor allem in Perioden,
in denen das Bewußtsein an Kraft gewinnt, durch gesellschaftspolitische
Reformen müssesichauch dieherrschende Politikdemsozialen Wandel
anpassen (um auch aufdiese Weise unnötige Friktionen und deren »so
ziale Kosten« zu reduzieren), geraten sie ins Zentrum des öffentlichen
und wissenschaftlichen Interesses. Wissenschaftliche Politikberatung
begleitet politische Debatten und Entscheidungen: Sachverständigen-
guuchten, Enquete-Kommissionen, Anhörungen, wissenschaftliche
Beiräte etc. werden bemüht. Die Medien sorgen für deren Außenwir
kung, und es gibt kaum eine Tagung politischer Organisationen, die
sich nicht des Zuspruchs wissenschaftlicher Kompetenz versichert. Mit
anderen Worten: Wissenschaft wird zum Instrument, Reform- oder
Modemisierungsstrategien zu begründen, deren Entscheidungen zu le
gitimieren und schließlich auch deren Durchführung zu begleiten.

Diese neuen Formen der Verbindung von Theorie und Praxis, von
Wissenschaftund Politik, haben ganz zweifellos progressiveTendenzen
freigesetzt und konservative Beschwörungen über die neue »Priester
herrschaft« der Intellektuellen auf den Plan gerufen (Schelsky, 1975).
Sie haben die Wissenschaft aus dem »Elfenbeinturm« praxisferner Re
flexion herausgelöst; und sie haben—was noch wichtigerscheint—einem
Teil der kritischen Sozialwissenschafder die Einsicht vermittelt, »daß
eineenge Kooperation zwischen Wissenschafdern undGewerkschaften
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notwendig ist, um nicht nur die Inhalte der wissenschafdichen Arbeit
mit den Interessen der Arbeitnehmer zu verbinden, sondernauch,um
gesellschaftspolitische Strukturreformen in den Schulen und Hoch
schulen wie in der Gesellschaft insgesamt zu verwirklichen« (Deppe,
1977 a, S. 362; zur Kooperation Hochschulen/Gewerkschaften, vgl.
Bamberg u. a., 1979). Gleichzeitig aber mußten viele in solchen Projek
ten engagierte Wissenschafder Desillusionierungsprozesse verarbeiten.
Mit dem Ende derReformpolitik wurde ihnen eindringlich das Primat
der Politik und der Macht überden Anspruch wissenschafdicher Er
kenntnis beigebracht. Pädagogen, die sich für die Schulreform einge
setzt hatten, wurden mit der bildungspolitischen Gegenreformation
konfronriert und vielfach zurResignation gezwungen. Soziologen, die
sich z. B. für das Regierungsprojekt »Humanisierung der Arbeit« enga
gierten, gerieten in die Mühlen der Auseinandersetzung um die Mittel
verteilung und schließlich der sanften Liquidierung des Programms.
Andere mußten mit der Erfahrung umgehen, daß mit dem Hinweis auf
dieAllmacht derFinanzen, dieVeränderung des politischen Kräftever
hältnisses und des politischen Klimas inweiten Bereichen die »Verwis-
senschafdichung der Politik« zurückgenommen wurde, und die direkte
Auftragsforschung, deren Zweck eindeutig von den Trägem der Macht
umrissen ist, wieder inden Vordergrund trat. DerAnsprach von Wis-
senschafdem, kraft ihrer Erkenntnisse polidsche Entscheidungen mit
zu beemflussen oder mit zu gestalten, wurde so vielfach gebrochen.

Eskann dahernichtverwundern, daßmitdemScheitern derReform
politik und der sozialliberalen Koalidon »intellektuelle Suchbewegun
gen« einsetzten, in denen sich vielßildge Formen des »unglücklichen
Bewußtseins« kombinierten. Vor allem bei kritischen Sozialwissen-
schafdem setzte eine Neuorienderang ein, bei der zunehmend die
»Entdeckung des subjekdven Faktors« als vorgebliche Überwindung
eines mechanischen, wissenschaftlichen Objekdvismus gefeiert wurde,
dersich in derAnalyse von Ökonomie und Klassenverhältnissen er
schöpft, ohne noch das Bewußtsein, die Emodonalität und die Wert-
orienderangen der gesellschaftlichen Subjekte zu beachten. Die »Flucht
ausder Basis in den Oberbau« hat nichtnur die Belletristik (»neue In
nerlichkeit«) ergriffen. Sie spiegelt sich* auch in zahlreichen sozialwis-
senschafdichen Diskussionsschwerpunkten derletzten Jahre wider. Ich
will damit keineswegs pauschal die zahlreichen Innovadonen und An
regungen disqualifizieren, die z. B. in der Erforschung der Geschichte
der Arbeiterbewegung durch das neu erwachte Interesse für den »sub
jekdven Faktor« (»ord history«, Biographieforschung, Alltag und Kul
tur) eingebracht wurden. Gleichwohl rällt auf, daß dabei oftmals das
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Forschungsinteresse von dem politischen Anspruch einer emanzipati-
ven Gesellschaftsveränderung abgekoppelt wird, den die Arbeiterbe
wegung —vor allem ihrlinker Flügel—bis mdie Gegenwart vertritt. Die
Besonderheit derSubjektivität oder die jFachkundige Rekonstruktion
von Elementen der Alltagskultur derArbeiterklasse verdrängtdabei (so
wichtig sie imeinzelnen auch sein mag) die politischen Dimensionen des
Kampfes der Arbeiterbewegung injeder Entwicklungsetappe, die eben
vorallem durch die Gesamtheit jener Widersprüche definiert werden,
die aus den sozialökonomischen Existenzbedingungen der Klassen, ih
rem Kräfteverhälmisund vor allemder Rolledes Staatesin den Klassen
auseinandersetzungen hervorgehen. Je mehr sich aber die historische
Forschungvon solchen Strukturformen der gesellschaftlichen und poli
tischen Reproduktion (die im übrigen auch die Alltagserfahrung struk
turieren, vgl. Deppe, 1981, S. 39 ff.) entfernt, um schließlich eineun
überbrückbare Diskrepanz zwischen Objektivität und Subjektivirät,
zwischen Politik und Alltagserfahrung zu behaupten, um somehr löst
sie selbst die Möglichkeit eines wissenschaftlichen Standpunktes auf,
derdiewissenschaftliche Beschäftigung mitderArbeiterldasse - ihrer
Geschichte wie ihrer gegenwärtigen Existenz- und Handlungsbedin
gungen- inder Perspektive einersozialistischen Aufhebung des Kapita
lismus betreibt.

In der Debatte über den »Wertwandelin den westlichenGesellschaf
ten«, die sich inden vergangenen Jahren insbesondere aufdie Erklärung
von Einstellungen und Verhaltensweisen von Jugendlichen gerichtet
hat, fließen einige der gerade genannten Elemente jener »Suchbewe
gung« zusammen, die zumal kritische Sozialwissenschaftler ergriffen
hat. Im Berichtder Enquete-Kommission »Jugendprotest im demokra
tischen Staat« (1982) wird die Wertwandel-These wie folgt resümiert:
»Die große Mehrheit der befragten Sachverständigen versuchte, den Ju
gendprotest auch durch dieFolgen eines Wertwandels zu erklären, der
sich seit Mitte der 60er Jahre inderBRD vollzogen hat. Dieser Wert
wandel, der zuweilen im Verdacht des Wertzerfalls steht, fuhrt weg von
einem Denken, das Wohlstand, Verdienst, Lebensstandard, Sicherheit
und Leistung zu den hervorragenden Bezugspunkten der Lebensgestal
tung macht. Stattdessen genießen Selbstverwirklichung, Gemeinschaft,
Kreativität und Mitbestimmung (sog. postmaterialistische Werte) hö
hereBedeutung. Teilweise werdendabeiaufneueWeise alteWene wie
der entdeckt und verwirklicht« (nach: Baethge u. a., 1983, S. 55).

Ergebnisse derempirischenEinstellungsforschungsind stets offen für
divergierende Interpretation. So kann auch die Wertwandel-These für
gegensätzliche politisch-ideologische Interessen reklamiert werden.
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Derkonservative Appell andie»althergebrachten Werte« unddiedarin
enthaltene Verzichtsideologie (vgl. w. o., S. 85) kann sich ebenso auf
sieberufen wieTeile derÖkologie- undAlternativbewegung, diedarin
die fortschreitende Auflösung eines ökonomischen »Wachstumsfeti
schismus« sowie die Artikulation neuer sozialer und politischer Be
dürfnisse sehen wollen, die sich nicht mehr auf Arbeit und mat^iellem
Wohlstand, sondern auf Gattungsprobleme, neue Probleme der zwi-
'schenmenschlichen Solidarität und einer demokratischen Kultur rich
ten. Zuverlässige Kriterien für die Auswertung von Einstellungserhe
bungen können jedoch nur gewonnen werden, wenn die Beziehung
zwischenden ermittelten Bewußtseinsformen und Meinungen und den
gesellschaftlichen Strukturveränderungen, diesich jain denEinstellun
gen der Befragten widerspiegeln sollen, überzeugend nachgewiesen
sind. Gerade hier stößt man schnell auf die entscheidende Schwäche der
Wertwandel-Untersuchungen: daß sienämlich sozialen Wandel (z. B.
dieEntwicklung zur »postindustriellen Gesellschaft« - Bell - oderzur
»dualen Ökonomie« - Gorz -) oder auch- sofernsiemehrpsychoana-
lytisch orientiert sind—gewandelteSozialisationsbedingungen des Indi
viduums unterstellen, ohneinderempirischen Forschung überzeugend
aufdenZusammenhang vongesellschaftlicher Erfahrung (z. B. Arbeit,
Krise) und deren subjektiver Verarbeitung einzugehen.

Baethge u. a.haben gerade auf die »Ausklammerung der Krise als sy-
steniatischer Untersuchungsaspekt in der Mehrheit der theoretischen
wieempirischen Beiträge zur aktuellen Jugendforschung« (S. 208) auf
merksam gemacht. Zudem haben sie nachgewiesen, daß die in den
Wertwandel-Studien vorgetragene These vom veränderten Verhältnis
der Jugendlichen zur Arbeit völlig unzureichend fundiert ist. »Wir
können nach diesen Studien weder entscheiden, ob die Arbeit im Be
wußtsein der Jugendlichen von ihrer eigenen Situation und ihrenper
sönlichen Zukunftsvorstellungen an Bedeutung verloren hat, noch
köimen wirsagen, daßeshinsichtlich derBewertungsmaßstäbe fürAr
beitzu einer generellen Umorientierung inRichtung aufeine Bevorzu
gungimmaterieller Aspekte (Selbstbestimmung, Interessantheit, Koo
perationsmöglichkeit) gegenüber materiellen Ansprüchen (Lohn, Ar
beitsplatzsicherheit, Belastungsaspekte) gekommen sei« (S. 209).

Fragwürdig istschondieEntgegensetzung und Hierarchisierung von
»materialistischen« und »postmaterialistischen« Bedürfnissen (Heise
ler, 1982,S. 72 ff.); denn warum sollte sich das Interessean einemsi
cheren Arbeitsplatz sowie anangemessenen Arbeits- undLebensbedin
gungen nichtmitdemInteresse anSelbst- und Mitbestimmung, an der
Erweiterung derarbeitsfreien Zeit, aneiner neuen Qualität derKultur,
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des Umgangs mit der Natur usw. verbinden. Noch fragwürdiger er
scheint freilich die These, daß für Jugendliche —vorallem in derAl
tersphase zwischen 20 und 30 Jahren —die Erwerbstätigkeit objektiv
und subjektiv einen geringeren Stellenwert hat. Baethge u. a. halten -
nach einer ersten Auswertung der Erwerbsquoten - gegen alle en^e-
gengesetzten Behauptungen fest: »Auch Anfang der 80er Jahre ist das
strukturbestimmende Moment imdritten Lebensjahrzehnt die Arbeit,
und zwar als kontinuierliche, zuökonomischer Eigenständigkeit ver
helfende Erwerbsarbeit« {S. 219). Daher erscheint ihnen auch »eine ge
werkschaftliche Jugendarbeit schlecht beraten«, die sichauf dieWert-
wandel-Theorien stützt (S. 213).

Arno Klönne hatden idealistischen Grundzug, dermanchen Varian
ten der »Wertwandel-« bzw. »Wertkrise-«Debatte innewohnt und der
auch inder Renaissance lebensphilosophischer Mythologien bei Teilen
der Okologiebewegung aufblüht, treffend kritisiert; » . . . Die Struk
turkrisen der hochentwickelten Industriegesellschaft sind eben nicht
durch >Industriefeinde<, »Arbeitsverweigerer« und »Antipohtiker« her
beigeredet; wachsende Arbeitslosigkeit und wirtschaftliche Stagnation
smdnichtvomWertehimmel gefallen. Essind,derUrsache nach, nicht
(industrielle undantiindustrielle) »Gesinnungen« diedamiteinander rin
gen; die herrschende Ökonomie selbst ist es, die Probleme hervorge
bracht hat, auf die nun »Alternativbewegungen« vielfältiger Art reagie
ren, aus denen aber auch Verunsicherung und Zukunftsangst beim
»Normalbürger« resultieren. Eben weil dies so ist, führt die Entgegen
setzungvon»arbeitswilligen Berufstätigen« und»Aussteigern« ineine fal
sche, mit ihren möglichen Folgen fatale Frontstellung hinein; aus dem
selben Grund bleiben aber auch alle Beschwörungen hilflos, die darauf
hinauswollen, daß »Ökonomie« und »Ökologie«, traditionell bestimmte
Arbeiterbewegung und Alternativbewegungen, sich in einem gemein
samen Prozeß des Einstellungswandels, also gewissermaßen im Kopf,
miteinander versöhnen sollen« (GEMO, 1982. 4, S. 200).

Die Arbeiterbewegung kann also weder die Alternative »Befreiung in
der Arbeit« oder »Befreiimg von der Arbeit« noch die These akzeptie
ren, daß »die Lohnarbeit nicht länger der selbstverständliche Knoten
punkt ist, aus dem die subjektiven Lebensperspektiven dereigentums-
losen Teile der Bevölkerung hervorgehen« (Heinze u. a., GEMO,
1981.6, S. 342). DieMehrzahl derMenschen (auch der jungen Men
schen) in unserer Gesellschaft lebt von Erwerbsarbeit in der Form der
Lohnabhängigkeit. Die Perspektive eines menschenwürdigen Lebens
für alle kann nicht »jenseits der Arbeitsgesellschaft« liegen. Die Produk
tion des gesellschaftlichen Reichtums, die Qualität der Mensch-Na-
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mr-Beziehung und der zwischenmenschlichen Beziehungen werden
stets davon abhängen, wie »der Mensch seinen Stoffwechsel mitderNa
tur durch seine eigene Tat vermittelt, regelt undkontrolliert« (MEW,
23, S. 192). Marx hatte das Verhältnis von Freiheit undNotwendigkeit
nicht im Gegensatz von Arbeit und Nicht-Arbeit gefaßt. DieFreiheit
beginnt vielmehr dort, »wo das Arbeiten, das durch Not undäußere
Zweckmäßigkeit bestimmt ist,aufhört« (MEW, 25, S. 828). Bedürfnis
befriedigung wirdstets die Notwendigkeit des »Ringens« mitderNatur
erfordern —aber: »die Freiheit in diesem Gebiet kann nur darin beste
hen, daßdervergesellschaftete Mensch, dieassoziierten Produzenten,
diesenihren Stoffwechsel mit der Natur rationell regeln, unter ihre ge
meinschaftliche Kontrolle bringen, stattvonihm als voneiner blinden
Machtbeherrscht zuwerden; ihnmitdem geringsten Kraftaufwand und
unter den, ihrer menschlichen Natur würdigstenund adäquatestenBe
dingungen vollziehen« (ebd.). In den »Grundrissen« hatsich Marx mit
der Gegenüberstellung von Arbeit/Fluch und Ruhe/Freiheit/Glück
durchAdam Smith auseinandergesetzt. Hiererkennt er an, daßgegen
über »den historischen Formen der Arbeit« (von der Sklaven- bis zur
Lohnarbeit) dieNicht-Arbeit als Freiheit undGlück erscheinen muß.
Arbeit erscheint Marx aber auch als Bedürfnis der »Aufhebung der
Ruhe«; »Also als Selbstverwirklichung, Vergegenständlichung des Sub
jekts, daherreale Freiheit, deren Aktion eben dieArbeit« (S. 505). Das
meint aber keineswegs, daß diese »Selbstverwirklichung des Individu
ums . . . bloßer Spaß« sei: »Wirklich freies Arbeiten, z. B.Komponie
ren, istgerade zugleich verdammtester Emst, intensivste Anstrengung.
Die Arbeit der materiellen Produktion kann diesen Charakter nur erhal
tendadurch, daß 1. ihrgesellschaftlicher Charakter gesetzt ist; 2. daß
siewissenschaftlichen Charakters, zugleich allgemeine Arbeitist, nicht
Anstrengung des Menschen als bestimmt dressierter Naturkraft, son
dern als Subjekt, das indenProduktionsprozeß nicht in bloß natürli
cher, naturwüchsiger Form, sondern als alle Naturkräfte regelnde Tä
tigkeit erscheint« (ebd.).

Marx waralso kein Anhänger eines »Proletkultes«, derdenKlassen
stolzund dasKlassenbewußtsein der Arbeiterausder Erfahrungschwe
rer, körperlicher Arbeit herleitet. Erhat vielmehr die Freiheit mit der
Aufhebung derArbeit inderForm derLohnarbeit und mitderVermin
derung bzw. Aufhebung der schweren, körperlichen und monotonen
Arbeit (»dressierte Naturkraft«) ineinsgesetzt. Gleichzeitig hat Marx
darauf aufmerksam gemacht, daß sich mit derreellen Subsumtion der
Arbeitskraft unter das Kapital in der »Großindustrie« zugleich die
Gleichgültigkeit des Arbeiters gegenüber der konkreten Bestimmtheit
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der Arbeitentwickelt, alsoderSchein der individuellen Unabhängigkeit
derhandwerklichen Arbeitverschwindet. Mitdieser»absoluten Dispo-
nibilität des Menschen für wechselnde Arbeitserfordernisse« (MEW,
23, S. 512)entstehenaber auchdie objektivenVoraussetzungen für die
»Aufhebung deraltenTeilungderArbeit« sowiefüreinewissenschaftli
che Ausbildung der Arbeitskraft, für das »total entwickelteIndividu
um«, »für welches verschiedene gesellschaftliche Funktionen einander
ablösende Betätigungsweisen sind«(ebd.). »Esunterliegt ebenso wenig
ein Zweifel, daß die kapitalistische Form der Produktion und die ihr
entsprechenden ökonomischen Arbeiterverhältnisse im diametralsten
Widerspruchstehenmit solchenUmwälzungselementen und ihrenZie
len, der Aufhebungder altenTeilung der Arbeit. Die Entwicklungder
Widersprüche einer geschichtlichen Produktionsform bt jedoch der
einzigegeschichtliche Wegihrer Auflösungund Neugestaltung« (ebd.).
Schritte und Teilziele sind ihm auf diesem Wege: Arbeitszeitverkür
zung, Arbeitsschutzgesetzgebung, Verwissenschaftlichung der Pro
duktion und der Arbeit, Verbesserung der Ausbildung usw.

Die Einstellungzur Arbeit ist also notwendighbtorischen Wandlun
gen unterworfen. In ihr verbinden sich ganz widersprüchliche Erfah
rungen und Bewertungen:physischeund psychischeBelastungen, so
zialeBeziehungen in der Arbeit, Lohn und Lebensgestaltung, Arbeits
platzssicherheit und gesamtwbtschaftliche Entwicklung, Qualifika
tion, Dbpositionsspielräume und Selbstwertgefühle, soziale Abhän
gigkeit und Unterwerfung unter die Verfügungsgewalt und Herrschaft
des Kapitals. Daher gründet sich das Selbstbewußtsein von Arbeitern in
dermateriellen Produktionniemabausschließlich aufdieErfahrung der
körperlichenArbeit selbst. Wenn in der Kultur der Arbeiterbewegung
früherder Hammer-schwingende Arbeitermitder »schwieligen Faust«
vielfach porträtiert wurde und die Losung »Alle Räder stehen still,
wenn dein starker Arm es will« diesespolitbierte Selbstbewußtseinder
produktiven, körperlichenArbeitauszudrückenschien,so gingesdabei
dochniemabumdiebloßeVerherrlichung derphysbchenAttributeder
Arbeit. Vielmehr resultierte das Kraft-Bewußtsein der Arbeiterklasse
immerauchausderErfahrung'des Kampfes und derSolidarität, ausdem
Wbsen,daßdieArbeiterdieProduzenten desgesellschaftlichen Reich
tums sind und daß ihre Solidarität zugleich eine Geselbchaftsordnung
zu begründen vermag, die frei bt von Elend, Ausbeutung und Unter
drückung.

Sozialwbsenschaftler, die über einige wenige Fragendie Einstellung
der Menschenzur Arbeit und zu den akzeptiertenWertenerheben und
darausSchlußfolgerungen über den Stellenwertder Arbeit in der heuti-
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geh Lebenswelt ziehen, wiederholen zunächst einmal die alten Fehlei-
der Meinungsforschung, die jagerade aufgrund ihrer Verfügbarkeit für
verschiedene und gegensätzliche Zwecke zu einem einträglichen Er
werbszweig geworden ist.Selbstverständlich istdie Erhebung subjekti
ver Daten notwendig, um die verschiedenen Formen des Bewußtseins
undderAlltagsideologien kennenzulernen. Ihre Interpretation - voral
lemim Hinblickaufpolitisch-strategische Überlegungen - kann jedoch
der GefahreinerVerdoppelung ideologischer Formen(damitauch des
Widerspruchszwischendem, was jemanddenkt, und dem, was er tat
sächlich tut bzw. zu tun gezwungen ist)nur dann entgehen, wenn die
Einstellung zurArbeit bezogen wird: 1. aufdie objektive Bedeutung
der Arbeit für den gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß sowie auf
dieVeränderungen desArbeitsprozesses, diedurchdieProduktivkraft
entwicklung bestimmt sind; 2. auf den Zusammenhang zwischenden
Akkumulationsbedingungen desKapitals und demTauschwert der Ar
beitskraft (Wachstum, Löhne und Arbeitslosigkeit), und schließlich
3. auf den realenoder auch symbolischen Stellenwert, den die Arbeit
imSystem derherrschenden Ideologien einnimmt, dasseinerseits durch
das jeweilige Kräfteverhältnis der Klassen und damit auch durch den
Entwicklungsgrad desKlassenbewußtseins derLohnabhängigen mitbe
stimmt wird.

Die Kritik an der Einstellungsforschung vermagwohlnachzuweisen,
daß die Wertwandel-These unzureichend begründet ist. Sie bestätigt
damitaberkeineswegs dieBehauptung, daßsichin der Einstellung zur
Arbeit - als Ausdruck eines gewandelten Stellenwertes derArbeit für
die sozialen Erfahrungen (nicht nurvonJugendlichen)-nfc/it verändert
habe. Auch Baethge u. a.(1983,S. 251) argumentieren indiesem Sinne:
»Auch wirgehen davon aüs, daß sich inden Verhaltens- undBewußt
seinsstrukturen wie in den Entwicklungsbedingungen von Jugendli
chen Veränderungen vollzogen haben, die einen veränderten Stellen
wert der Arbeit für den Entwicklungsprozeßsignalisieren könnten und
denenweiternachzugehen ist. UnsereKritikandenabgehandelten Bei
trägen zur Jugendforschung heißt nur, daß diese Veränderungenvon
der Jugendforschung nicht richtigerfaßt und theoretisch nicht aufden
Begriffgebracht sind; damit auch fürpraktische Jugendarbeit nicht hin
reichen, zum Teil sogar irreführend interpretiert sind.«

SchonimAbschnin 4.1. (Strukturveränderungen inder Arbeiterklas
se, vgl. w. o., S. 178 ff.) wurde der Zusammenhangzwischenden Ver
änderungenim Systemder gesellschaftlichen Arbeit, dem sozialenund
politischen ProfilderArbeiterklasse und dengewerkschaftlichen Orga-
nisations- und Handlungsbedingungen herausgearbeitet. Jetzt soll ge-
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fragtwerden, welche dieserVeränderungen die Einstellung zur Arbeit,
ihre Bedeutung für die gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen
und schließlich auch für die Entwicklung neuer, sozialer Bedürfnisse
beeinflussen könnten.
- Die Haupttendenz habenwir schon alsdie Verlagerung vom »Her
stellen« zum »Dienstleisten« charakterisiert (vgl. S. 190ff.). Als Folge
der Produktivkraftentwicklung hat sich aber auch die Bedeutung der
schweren, körperlichen Industriearbeit verringert. Der Einsatz von
sog. »Industrierobotern«(z. B. in derzeit noch besondersarbeitsinten
sivenBereichen wie z. B. der Automobilproduktion) wird dieseTen
denz in der Zukunft noch vers^ken (Bispinck, 1983, S. 88 ff.). Die
neuen Systeme der Arbeit zeichnensich aber geradenicht dadurch aus,
daßnunmehreinneuerTyp der Arbeitsichdurchsetzt,der einehöhere
Qualifikationerfordert, umdenProduktionsprozeß zu planen,zu steu
ern und zu kontrollieren, und der deshalb auch neue Formen der Identi
fikation mit den Arbeitsinhaltenermöglicht. Selbstverständlich gibt es
nachwievor solcheArbeiten;zumeistwerdendiese jedochvon Ange
hörigen derwissenschaftlich-technischen Intelligenz ausgeübt. Fürdie
Arbeitserfahrung eines bedeutenden Teils der Arbeiterklasse gilt je
doch, daß sich mit der Automatisierung und den neuen Computer-
Technologiendie Arbeitssituation nicht in dieser Richtung verändert.
Diejenigen, dienicht direkt freigesetztoder arbeitsloswerden, erfahren
eine neue Stufe der »reellen Subsumtion«, auf der die Entwertung des
Arbeitsvermögens fortschreitet, sowiedieMöglichkeiten zur Identifi
kation mit den Arbeitsinhalten und der eigenenTätigkeit weiter ver-
minden werden. Die »flexible Automation« macht vielfach theoreti
schesund praktischesWissen,das durch Ausbildungund durch die Be
rufserfahrungerworben ist, aber auch handwerkliches Bearbeitungsge
schick, überflüssig. Spielräume zur Planung undAusführung des Ar
beitsprozesses werdenverringert. Ausführende und planende latigkei-
ten trennen sich immer mehr, und betriebs- und prozeßspezifische
Facharbeiterqualifikationen verlieren an Bedeutung. Schließlich:
»Durch die Loslösung des Produktionsprozesses von den Fähigkeiten
der Produktionsarbeiter wird ihnen die Kontrolle über die Produktion
entzogen, während sie durch Datenerfassungssysteme eine verschärfte
Kontrolle ilirer Arbeitsverrichtungen und -leistungen erfahren«
(R. Schneider, 1983, S. 78/79).

SoweitArbeiter unmittelbarvon solchenRationalisierungsprozessen
betroffensind, werdensienicht nur von der Angst vor dem Verlustdes
Arbeitsplatzesund vor Einkommensverlusten erfaßt. Vielmehr erleben
sie, wie ihre Kompetenz zur Beherrschung des Arbeitsmittels, der Ar-
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beitsgegensände und auchder Zeitstrukturdes Arbeltsprozesses »ent
eignet« wird- und zwarnichtnur die technischen Steuerungs- und Fer
tigungssysteme, sondernauchdurchdasManagement, dasmitderKon
trolle dieser Systeme zugleich seine herrschaftliche Verfügungsgewalt
über die Arbeitskraft erweitert. Außerdem erleben sie eine qualitative
Veränderung der sozialen Struktur des Arbeitsprozesses: an die Stelle
von Kooperation und Kommunikation tritt die soziale Isolation des
Arbeiters. K. Benz-Overhage(1983,S. 84)hat diesenWandel im Ma
schinenbau (einer traditionellen arbeitsintensiven Branche mit hohem
Facharbeiteranteil) beobachtet: »Und schließlich sind die Formen der
Zusammenarbeit,die bei der traditionellenFacharbeitdie Qualität der
Arbeitssituation entscheidend mitprägen, einem einschneidenden
Wandelunterworfen. Gerade arbeitsteilige Einsatzbedingungen führen
infolge der engen Anbindungan dieMaschine zur sozialen Isolationdes
Maschlnenbedleners. DieseTendenz verstärkt sich, wenn Arbeitspläne
und Programmeüber Bildschirme vermittelt werden. Von Zeit zu Zeit
anfallende Kooperationen mitdemProgrammierer könnendieQualität
früherer Kooperationsformen kaum ersetzen, da sie zunaeist hierar
chisch strukturiert sind.«

Aufgrund dieserVeränderungen imArbeitsprozeß ist alsoanzuneh
men, daß davon auch die Einstellung vieler Arbeiterzur Arbeit nicht
tmberührtbleiben kann. Die Möglichkeiten zur Identifikation mit der
eigenen Arbeitsleistung, also zur Ausbildung eines stolzenProduzen-
tenbewußtsms, das sich auf die Verausgabung von Körperkraft, aber
vor allemauf einespezifische Qualifikation gründet, werden reduziert.
Darüber hinaus wird die kollektive Erfahrungdes »Gesamtarbeiters«
fragmentiert und individualisiert. Ein kollektives Kraft-und Selbstbe
wußtsein in der Arbeiterklasse kann sich daher in erster Linie nicht über
solche Arbeitserfahrungen vermitteln.
—DieEinstellung zur Arbeitwirdnichtnur durchdieArbeitserfahrung
selbst, sondernauchdurchdie jekonkreten Proportionen bestimmt,die
das Verhältnisvon Arbeit und Nicht-Arbeitszeit, alsoder sog. Freizeit,
auszeichnen. Schon einflüchtiger historischer Vergleich führt hiernä
her an das Problem heran: für den Arbeiter, der um 1900an 6 Tagen in
der Woche 11 bis 12Stunden pro Tag arbeitete, dazu noch mehrere
Stundentäglich für die Wegzeiten von der Wohnungzum Arbeitsplatz
verausgabte, mußtedieArbeitszeit notwendig dasgesamte Zeit-Budget
dominieren. Für den Arbeiter, der heute an 5 Tagen in der Woche je
8 Stunden arbeitet, vermindert sich die Wochenarbeitszeit um gut
25 Stunden. Wir wissen ausempirischen Forschungen und aus den er
stenErgebnissen einerUmfrage der IG Metall, die 1983 imVorfeld der
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Auseinandersetzungen umdie 35-Stunden-Woche durchgeführt wurde
(vgl. DerGewerkschafter, 1984.1, S. 8 ff.), daß dieArbeiter imDurch
schnittca.2 Stunden pro Woche Uberstunden (Mehrarbeit überdieta
riflich vereinbarte Wochenarbeitszeit von40 Stunden) leisten. DieZahl
derer, die Nacht- und Schichtarbeit leisten, ist in den letzten Jahren an
gestiegen, und vor allem haben die physischen und psychischen Bela
stungen in der Arbeit zugenommen. Nach der Umfrage-Aktion der
IGM finden 65 % der Arbeitnehmer, daß ihre Arbeit belastenderge
worden ist. Obwohl also imErgebnis dergewerkschaftlichen Kämpfe
die Wochenarbeitszeit von 49,1 (1950) auf ca. 40 Stunden verringert
worden ist, hat sichdie Arbeit enorm verdichtet. Immerwiederweisen
Arbeiter darauf hin, daß sie heute die Arbeit zu erledigen haben, die
frühervon dreiodervierKollegen verrichtet wurde. Der zäheKampf,
der oftmalsvon Gewerkschaftern und Betriebsräten um die Einhaltung
von vertraglich vereinbarten Pausenregelungen auszutragen ist, zeigt
nur, wie das Kapital in seinem »Heißhunger nach Mehrarbeit« (Marz)
um Minuten feilscht, immer neue Verfahren der Arbeitsorganisation
und der Lohnfindung entdeckt, um ein Maximum an Leistung ausder
Arbeitskraft herauszupressen.
- Während alsodieWochenarbeitszeitnachwievor den Lebensrhyth
musder abhängig Beschäftigten reguliert, hat sichdas Verhältnis von
Arbeit und Nicht-Arbeit in der Dimension der Lebensarbeitszeit be-
trächdich verändert. »1982 lagdas durchschnitdiche Zugangsalter der
Rentenempfänger in der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter
bei 57,8 (Männer), bzw. 59,7Jahren (Frauen), in der Rentenversiche
rung der Angestellten bei 60,1 (Männer), bzw. 59,2 (Frauen) . . . Mit
einer seit Jahren sinkenden Tendenz des Zugangsalters. Dieser Ent
wicklunghin zu einemimmerfrüheren Renteneintritt ist aufdiegesetz
liche Flexibilisierung der Rentenaltersgrenze, arbeitsmarktpolitische
Endastungsmaßnahmen, schwerpunktmäßig aber wohl auf langfrisdg
gestiegenen Verschleiß der Arbeitskraft zurückzuführen« (H. U. Dep-
pe, 1984, S. 118). Da sich insgesamt auchdieLebenserwartung verlän
gert hat, dehnt sich die arbeitsfreie 2[eit im Alter aus. Freilichwird der
Vor-Ruhestand nicht immer als »Befreiung von der Arbeit« empfun
den. Die Erfahrung, sozial isoliert, überflüssig und von nützlicherla-
tigkeit abgeschnitten zu sein, führt vielfach zu psychischen Störungen
(Altersneurosen).

Noch wichtiger alsdie Verlängerung der Nicht-Arbeitszeit im Alter
dürfteallerdings derTatbestand sein,»daß der Wandel derStrukturdes
jugendlichen Erfahrungsfeldes eine Reduzierung des Gewichts unmit
telbarer Arbeitserfahrung bedeutet und demzufolge auch Arbeits- und
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Leistungsnormen im Bewußtsein der Jugendlichen an Selbstverständ
lichkeit in ihrem Allgemeingültigkeitsanspruch eingebüßt haben dürf
ten« (Baethge u. a;, 1983, S. 228). Vor allem in den Altersstufen zwi
schen 15 und 25 Jahren hat sich inden vergangenen beiden Jahrzehnten
dieErwerbsquote erheblich vermindert. 1970 bestritten noch44 % der
15- bis 19jährigen ihren Lebensunterhalt überwiegend durch Erwerbs
tätigkeit;1980 warenesnur npch28 %{vgl. ebd., S. 219). DieserWan
delistzunächst aufdieVerlängerung derAusbildung inSchulen, Fach
hochschulen und Universitäten zurückzuführen. Diese Institutionen
werden neben der Familie zur dominanten Lebensform, die auch auf die
Entwicklung des gesellschaftlichen und politischen Bewußtseins sowie
aufdie Einstellungzur Erwerbsarbeiteinwirken. »Insofernkönnte sich
überhauptzum erstenmal inder Geschichte Adoleszenz alsjenerbisher
vor allem in den Mittelschichten realisierte Entwicklungsprozeß, in
dem der Jugendliche einen auch von den Eltern tolerierten Raum der
Selbsterfahrung und des Experimentierens zugestanden erhält, sozio-
strukturell aufgrößereTeileder Arbeiterschaftund andereGruppen der
unteren Schichten ausdehnen« (ebd., S. 266).

DieserWandel wird schondarindeudich,daß in der jüngsten Zeitin
den Jugendorganisationen der Arbeiterbewegung Schüler, Studenten
und jungeIntellektuelleeinengrößeren Einflußgewonnenhaben. Frü
her erfuhr der Jungarbeiter im Betrieb selbstdie Klassenspaltung und
die kapitalistische Herrschaft. Hier lernte er aber auch die polidsche
Struktur der Arbeiterbewegung sowie die Macht der gewerkschafdi-
chenSolidaritätkennen.Heute istdieseErfahrungoftmalsauf »abstrak
tesWissen« über die Arbeit und den Betriebreduzien - und beiden po
litischbewußteren und aktiven Teilen der Jugendlichen vollzieht sich
ihr politischer Sozialisationsprozeß weniger in Kämpfen, die am Ar
beitsplatzund im Betriebausgetragen werden, sondern in sozialenund
politischenBewegungen, diesich nicht unmittelbarum das Arbeitsver
hältnis zentrieren.

Die Distanz zur Arbeitsweltwird beiJugendlichenaber noch durch
die Erfahrungder Kriseverstärkt:»Diezunehmende Labilisierung des
Übergangs ausderSchule in einekontinuierliche Arbeitoder Berufstä
tigkeit erschwert zunehmend größeren Teilen von Jugendlichen die
Möglichkeit,Arbeit und Berufalsgeeignete Basisder Identitätsbildung
zu erleben und dementsprechend im positiven Sinne lebensperspekti
visch wirksame Arbeits- und Berufsorientierungen aufzubauen, die
verhaltenssteuemd wirken könnten und um die es sinnvoll und lohnend
erschiene, die eigenen Aktivitäten zu organisieren.« Baethge u. a.
(1983,S. 235)sehen alsFolge der Krisenerfahrungzwei unterschiedli-
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ehe Verhaltenskonsequenzen; »Die innere Abwendung von derArbeit
als überhaupt möglidiem Bereich persönlicher Selbstbetätigung und
-entfaltung einerseits und andererseits eine erhöhte Anpassungsbereit
schaft gegenüber vorgegebenen betrieblichen Arbeitsanforderungen
und verstärkte individuelle Anstrengungen, sich doch noch Karriere
chancen zu schaffen und zu sichern.«

Gleichwohl wird diepolitische Sozialisation der jungen Generation
noch von anderen, historisch-politischen Einflüssen und Erfahrungen
geprägt. H. Jung(1983, S. 63)hatden »klassenspezifisch dimensionier
tenGenerationsbegriff« für dieAltersgruppen der imJahre198015- bis
34jährigen, die über ein Drittel derBevölkerung (34,7 %) ausmachten,
folgendermaßen konkretisiert: »Wie alle Umfrageergebnisse ausweisen,
liegt in diesen Generationsgruppen das wichtigste - und quantitativ
größte - Linkspotential. Das gilt auch für die entsprechenden Gruppen
derArbeiterklasse. DiemitderGenerationsprägung verbundenen Er
eignisse, Erfahrungen usw. sind als Anknüpfungspunkte der Propa
ganda jeder Artbedeutsam. Die Wirtschaftswunder-Legende bzw. die
Aufbaurolle der westdeutschen Arbeiterklasse ist für diese Generatio
nen tatsächlich nurnoch Legende. Aber auch wichtige sozialpsycholo
gische Orientierungen, etwa die Bedeutung des sog. Statuskonsums,
sind indiesen Gruppen wesentlich anders als inden Nachkriegsgrup
pen. Andererseits erleben sie den SMK als gegebene Gesellschaft,
ebenso die BRD.«
- Die Massenarbeitslosigkeit bedeutet eine durch das Profitprinzip er
zwungene Brachlegungbzw.FreisetzungvonArbeitskraft. Jelängersie
andauert, um so intensiver wird deren reale- oder auch nur als indirek
tes Drohpotential empfundene - Erfahrung dieEinstellungen zur Ar
beit und zur »Arbeitsgesellschaft« beeinflussen. Allerdings sind auch
hier verschiedene Einstellungsvarianten zu erwarten. Zum einen wird
die Gleichgültigkeit gegenüber derErwerbstätigkeit als derBasis derin
dividuellen Lebensbewältigung bei denjenigen Gruppen zunehmen, die
zu den sog. »Langzeit-Arbeitslosen« gerechnet werden oder deren
Chancen, überhaupt noch ins Erwerbsleben integriert zu werden, im
mer geringer werden. Zum anderen erhöht sich der Anpassungsdruck
beidenen, dieinderHoffnung aufArbeitsmarktchancen leben oderdie
sich durch Wohlverhalten am Arbeitsplatz gegen Entlassungen schüt
zen wollen. Schließlich kann sich auch —freilich bei einer Minderheit—
das Bewußtsein entwickeln, das die eigene Lebensperspektive an den
Kampf um die Veränderung jenergesellschaftlichen Herrschafts- imd
Machtverhältnisse bindet, die die Massenarbeitslosigkeit hervorbringen
und zudem inder »Entkoppelung von Konjunktur und Beschäftigung«
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die Marginalisierung eines wachsenden Teils der Bevölkerung zemen
tieren.

A. Gorz stilisiert die erstedieserFormen zu einerneuen, emanzipier
tenLebensperspektive. »Die Nicht-Klasse derNicht-Arbeiter umfaßt die
Gesamtheit der aus der Produktion durch den Prozeß der Arbeitsvemich-
tung ausgestoßenen oder derinihren Fähigkeiten durch die Industrialisie
rung derintellektuellen Tätigkeit (Automation und Informatik) Unterbe
schäftigten« (Gorz, 1980, S. 63). Dieses »nachindustrielle Neoproleta-
riat« repräsentiert schon heute das Potential einer »befreiten Subjektivi
tät« (S. 67); denn »es setztsich als Subjekt durch die Verweigerung gesell
schaftlicher Arbeit« (S. 66). DerZynismus solcher Überlegungen scheint
grenzenlos. Nicht derKampf gegen die Massenarbeitslosigkeit, sondern
der»Ausstieg« aus derArbeit wird als befreiende Praxis propagiert. Ei
nige Angehörige der Mittelschichten, die ihre Arbeit als langweilig und
psychisch bedrückend empfinden, mögen ihre Träume vom Aussteigen
oderihre Selbstverwirklichung imsog. »informellen Sektor« der»dualen
Wirtschaft« in eine solche Perspektive einbringen. Für die mehr als
20 Mio. Arbeitslosen, dieAnfang 1983 indensechs führenden kapitalisti
schen Staaten offiziell registriert wurden, viel mehr noch fürdie Masseder
Arbeitslosen in dei- »Dritten Welt«, bedeutetNicht-Arbeitüberwiegend
materielle Verelendung, soziale und psychische Entwurzelung. Arbeits
losigkeit verursacht erhöhte gesundheitliche Risiken und fördert den An
stiegdes Alkoholismus, des Drogenmißbrauchs und des Selbstmords. Al
ternative Projekte imsog. »informellen Sektor« (die sich freilich den Ge
setzendesMarktesund der Konkurrenzniemals vollsändig zu entziehen
vermögen) sind zweifellos sinnvolle Gegen-Strategien, um diesen Wir
kungen der erzwungenen Nicht-Arbeit zu b^egnen. Sie sind aber nie
mals geeignet, jeneLogik undjene Herrschaftsverhältnisse derkapitalisti
schen Profitproduktion zutransformieren, die den Widerspruch von Ar
beitundNicht-Arbeit ab dengesellschaftlichen Gegensatz vonReichtum
undArmut produzieren undreproduzieren. Wenn - wie A. Gorzinei
nem neueren Beitrag fordert - der »Bruch mit dem Wertgesetz« zugleich
die »kapitalbtbche Rationalität« außer Kraft setzen soll (GEMO,
1984.1, S. 7 ff.), soerfordert dies Bewegungen und Kämpfe derArbei
tenden wie derzurNicht-Arbeit gezwungenen Massen, die aufeine neue
Proportionalität von Produktivität undArbeitszeit, auf eine »Entkoppe-
fung« von Arbeit und Profitprinzip und schließlich auch darauf zielen,
denInhalt,dasWieundWofürder geselbchaftlichen Produktion neu zu
bestimmen.
- Schließlich mußauchnochder Frage nachgegangen werden, wiedie
Einstellung zurArbeit durch deren Bewertung inder Alltagskultur be-
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einflußt werden könnte. Indem Maße, wiesich diearbeitsfreie Zeitver
längerthat, ist diese selbst Verwertungssphäre für die sog. »Freizeit-In
dustrien« geworden. Selbstverständlich dominieren auch hierdieNor
men der kapitalistischen Konkurrenz: Leistung und Anerkennung ver
mitteln sich über Geld; der Gebrauchswert, den die Freizeitangebote
(z. B. Reisen) versprechen, stehtmeistin einem unmittelbaren Zusam
menhang mitLeistungsfähigkeit imBerufsleben. Gleichwohl verhüllen
dieIllusionen vonFreiheitund Glück, in diedieProdukteder Freizeit-
Industrien verpackt sind, immer wieder diese Abhängigkeit der Frei
zeitgestaltung vonderErwerbstätigkeit. DieNicht-Arbeit erscheint als
daswahreReich der Freiheit.Das Arbeitsethos steht wederim Mittel
punktderSchlager, derRegenbogenpresse oder des Bundesligafußballs,
obwohl doch die Kommerzialisierung und Professionalisierung dieser
Bereiche der Alltagskultur unverhüllt zutagetritt. Jemehr die Arbeit als
Last und als inhaltsleerer Gelderwerb empfunden wird, um so mehr
gewinnt die »Freizeit« die Funktion, diese Erfahrungen wenigstens für
eine kurze Zeit zuverdrängen, Konflikterfahrungen im Beruf und Be
trieb zu neutrahsieren und die Auseinandersetzung mit entfremdeten
und inhumanen Lebenserfahrungen, die mit der Arbeitswelt verknüpft
sind, durch die Flucht in die Traumwelt der Disco-Kultur, in die Ag
gressions-Arenen derFußballstadien, indieStupiditätderDallas-Serien
oder auch in jenes Kraftgefühl, das der Druck auf das Gaspedal eines
PS-starken Automobils erzeugen kann, zuersetzen. DieArbeiterbewe
gung war bis 1933 auch Träger und Organisator der sog. »zweiten Kul
tur«, einer Klassenkultur, in der sich das Selbstbewußtsein der gesell
schaftlichen Produzenten mit der Klassenkampferfahrung und miteiner
Arbeiterkultur verband, die nahezu alle Lebensbereiche der Lohnab
hängigen erfaßte. Nach 1933 wurde diese Kultur zerstört und aufgelöst
—und nach 1945 setzte sich dieser Prozeß der Desintegration eines rela
tivautonomen,proletarischen Milieus fort. MitdemVerlustkollektiver
und solidarischer Deutungsmuster im Alltag wurde derBoden bereitet
für jene extrem individualisierte Lebenserfärung, die heute zumal in
der sog. »Freizeit« vorherrscht.

Damit sind gewiß nicht alle Momentedes Vergesellschaftungsprozes
ses erfaßt, die gegenwärtig die Arbeitsverhältnisse und -erfahrungen,
^o auch Emstellungen zur Arbeit, strukturieren. Dennoch sollte deut
lich geworden sein, daß die Lebenszeit des Individuums in derspätkapi-
talistisi^en Gesellschaft in geringerem Umfang als früher durch die Ar
beitszeit bestimmt wird. Folgtdaraus aber notwendig eine Orientierung
»jenseits der Arbeitsgesellschaft«? Wiesenthal und Hinrich z. B.
(GeMo, 1983.12, S. 780) behaupten indiesem Sinne: »Es (ist) letztlich
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der vonden Arbeitern selbst erkämpfte Fortschritt, der sieallmählich
aus der zwanghaften Orientierung an Arbeiterschicksal, an Arbeits
ethik und Arbeitssituation endäßt.« Gleichzeitig haben»dieLebensbe
reiche außerhalb der Arbeitemenkomplementären Bedeutungsgewinn
als BezugspunktvonOrientierungen erfahren« (ebd.). Daherkonstatie
ren sie den Zerfall eines einheiüichen Arbeits- und Arbeiterbewußt
seins. Persönlichkeitsentwicklung, gleiche Bürgerrechte, soziale Ge
rechtigkeit undSolidarität (dieüberdassozialstaatliche Leistungsange
bot vermitteltseinsollen), die.Familie als »Ort sozialerGeborgenheit«
und schließlich die »selbstbestimmte Freizeit und ein an Genuß, Ab
wechslung undSelbstentfaltung orientierter Konsumstil« (ebd.,S. 781)
werden als Lebensbereiche außerhalb der Arbeit bestimmt, in denen
sich höchst individualisierte Wertorientierungen ausbilden, die ihrer
seits »kollektives Handeln imgemeinsamen Interesse« einerlängst fiktiv
gewordenen »Klasseneinheit« blockieren.

Dagegen istzunächst einmal zu wiederholen, daß sich das Selbstbe
wußtsein der politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung
niemals auseinem bloßen »Proletkult« hergeleitet hat. Parzellierte und
monotone Arbeit,dieerhebliche psychische undphysische Belastungen
mitsich bringt, wurde stets als eine negative Formmenschlicher Praxis
begriffen, dieverändert und abgeschafft werden muß. Darüber hinaus
muß es erstaunen, wie Wiesenthal und Hinrichs dieBedeutungder Ar
beitserfahrung für die Lohnabhängigen in der Gegenwart reduzieren
undzugleich dieLebensbereiche außerhalb derArbeit zueinem wahren
Eden der Freiheit und des Glücks, der entfalteten Individualität und der
Selbstbetätigung aufwerten. Dabei wird zum einen übersehen, daß die
Verkürzung derArbeitszeit mit einer Intensivierungeinhergeht, die den
körperlichen und geistigen Verschleiß derArbeitskraft ansteigen läßt.
Auch die Formender Freisetzung von Arbeit, z. B. die Arbeitslosig
keit,erweitem keineswegs dieFreiheitsräume derBetroffenen, sondern
bringen neue Formen der Abhängigkeit und Entfremdung, der Ver
nichtung des Potentials schöpferischer Selbstbetätigung hervor. Und
schließlich verhüllt dasidyllische Bild vonder »selbstbestimmten Frei
zeit« den Sachverhalt, daß gerade in diesem Bereich neueFormen der
Disziplinierung, derAbhängigkeit undderEntfremdung reproduziert
werden. Dienegative Fixierung aufden Arbeitsprozeß verhindert hier
den Zugang zuden gesellschaftlichen Formbestimmungen des Bewußt
seins. Marx hat bekanntlich seinem Hauptwerk nicht den Titel »Die
Arbeit«, sondern »Das Kapital« gegeben. Bischoff u. a. (1982, S. 187)
machen daher mit Recht darauf aufmerksam, daß auch bei einer Ver
kürzung derArbeitszeit »für den Lebensprozeß derWiderspruch von
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Arbeitszeit und Zeit für freie gesellschaftliche, geistige und politische
Tätigkeiten eindeutig durch das Kapitalverhältnis bestimmt« bleibt.

DieThesevom»Wertwandel« und damiteinervöllig neuen, distan
zierten Einstellung zur Arbeit und ihrem Wertsystem stehtmithin auf
recht schwachen Fundamenten. Selbst Wiesenthal und Hinrichs geste
hen zu: »Nurbei verhältnismäßig wenigen Menschen kam esbisher zur
Ausbildung von überwiegend nicht->materiellen< Wertmustem«
(a.a.O.,S. 784). Und: »Was den in den Medien gelegentlich angespro
chenen Wandel der Arbeitswerte betrifft, so deuten empirische For
schungen darauf hin, daßdieser weit weniger dramatische Veränderun
gen beinhaltet, als oftbehauptet wird« (ebd.). Gleichwohl eignet auch
jenen Konzeptionen, die sich um die Behauptung vom »Ende derAr
beitsgesellschaft« gruppieren, einMomentvonWahrheit. DieArbeits
verhältnisse und die Beziehungen zur Arbeit sind in der Tat einem
Wandel unterworfen. Im Zentrum dieses Prozesses steht die Freiset
zung von Arbeitskraft (die - wie wir gesehen haben - verschiedene
Formen annehmen kann: von der Verkürzung der Tages-, Wochen-
und Lebensarbeitszeit bis hinzurMassenarbeitslosigkeit und Margina-
lisierung). Damitverändertsich-vorallembeijugendlichenbis25 Jah
ren- nichtnurdieProportionArbeitszeit- Nicht-Arbeitszeit; vielmehr
werden auch diesozialen Erfahrungen in verstärktem Maße durchLe
bensbereiche außerhalb der Arbeit (Bildung, Ausbildung, Freizeit,
Konsum, Familie usw.)bestimmt. Die Entwicklung desgesellschaftli
chenund politischen Bewußtseins sowieder sozialen Bedürfnisse voll
ziehtsich daher ineinem Spannungsfeld, indem diehärtergewordenen
Leistungsanforderungen im Arbeitsprozeß, aber auch der Druck, der
von der Massenarbeitslosigkeit ausgeht, mit den Normen des Privatle
bens und der »Freizeit« konkurrieren, die scheinbar ein weites Feld für
Selbstbetätigung und -Verwirklichung eröffnen.

Der wesentliche Fehler jener Konzeptionen, die das »Ende der Ar
beitsgesellschaft« propagieren, enthülltsich nicht nurimNachweis, daß
ihrempirisches Forschungsinstrumentarium schon das behauptete Er
gebnis antizipiert unddeshalb zurErfassung destatsächlichen Wandels
derArbeitsverhälmisse sowie derEinstellungen zur Arbeit nurschlecht
geeignet ist. Deutlichernoch sind ihre Defizite da zu erkennen, wo sie'
dieBestimmung der Beziehung vonArbeitundNicht-Arbeitdurchdas
Kapitalverhältnis negieren und dabei tendenziell den Ideologien von
Freiheit, Selbstverwirklichung und Glück aufden Leim gehen, die in
vielen Lebensbereichen außerhalb der Arbeit neue Formen von Ent
fremdung und Herrschaft, von Anpassung und Disziplinierung repro
duzieren. Die bewußte Auseinandersetzung mitsolchen Erfahrungen
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hat jedoch schon inden 70er Jahren zu einer Politisierung des sog. »Re
produktionsbereiches« geführt. Soziale Bedürfnisse und Interessen, die
nicht mehr ausschließlich aufdie Arbeit, den Betriebund dieÖkonomie
bezogen sind (gleichwohl von der materiellen Reproduktion nicht zu
trennen sind), wurden in Bürgerinitiativen und den »neuen sozialen
Bewegungen« geltend gemacht und fanden soauch Eingang indie Pro
grammatik der politischen Parteien. Das Bewußtsein, daß die »Lebens
qualität« nicht nurvon derArbeit und dem Lohn, sondern auch von
Bildung und Ausbildung, von Gesundheits- und Altersvorsorge, von
einer intakten Umwelt und schließlich auch von einer Kultur abhängt,
die nicht nur durch kommerzialisierte Freizeitaktivitäten, sondern auch
von der Qualität zwischenmenschlicher Beziehungen und demokrati
scher Praxisformen bestimmt ist, wurde auch bei Teilen der Lohnab
hängigen (vor allem der jüngeren Generation) zurTriebkraft politischer
Konflikte und Bewegungen, indenen diese neuen Ansprüche auch ge
gen bestehende Herrschaftsinteressen durchgesetzt werden sollten.
Kaspar Maase hatdiese Ansätze einer neuen politischen Kultur inden
außerparlamentarbchen Bewegungen seitdem Endeder60erJahre auch
als Ausdruck jenes Vergesellschaftungsprozesses interpretiert, in dem
sichdieProportionen zwischen Arbeitszeit undNicht-Arbeitszeit ver
schoben haben:

»Mitderjungen Generation wuchs das Niveau schulischerundberuf
licher Bildung; längere Freizeit undvielßiltigere Mittel undMöglichkei
ten für ihre Nutzung schufen erst nennenswerte Wahlmöglichkeiten
undverlangten bewußte Entscheidungen über die eigene Entwicklung;
die soziale Durchmischung in Wohngebieten, Arbeits- und Freizeit
kontaktenverstärktedieAusstrahlung deutlicherbildungs- undpersön-
lichkeitsorientierter Lebensstile von Gruppen der Mittelschichten. Er
ziehungsziele und-methoden inFamilie undSchule gaben individuellen
Qualitäten und Ansprüchen wieSelbständigkeit und >Selbstverwirkli-
chung< größeren Stellenwert. Vor allem Diskussionen undProjekte der
Bildungsreform mobilisierten Interessen undAnsprüche miteiner star
ken Persönlichkeitskomponenten. Über bessere individuelle Qualifika
tionen will man sich eine sichere berufliche Stellung mit gutem Ein
kommen und befriedigender Tätigkeit unter Bedingungen erreichen,
die noch Kraft und Initiative in der Freizeit lassen. Belastende Arbeits
bedingungen undTätigkeitsentleerung werden angesichts derUmwäl
zung privater Lebensverhälmisse zunehmend als inakzeptabel erfahren;
Reaktion hierauf ist sowohl die wachsende Bereitschaft, derartige Per
sönlichkeitsansprüche imBeruf einzubringen, wie - angesichts derWi
derstände dortzunächst überwiegend —dieEntfaltung vonGlücks- und
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Befriedigungsansprüchen in der Freizeit; vorhandene Infrastruktur-
mängel und Umweltprobleme werden damit subjektiv bedeutsamer«
(Maase, 1982, S. 15). Solche Politisierungsprozesse beschränken sich
jedoch keineswegs auf Angehörige der (vorwiegend lohnabhängigen)
Mittelschichten. Auch in der Arbeiterklasse - und hier wieder vor allem
beiden jüngeren Generationen - hat sichdas Bewußtsein entwickelt,
daß der »proletarische Lebenszusammenhang« mehrund mehrdurch
Lebensbereiche außerhalb der Arbeit bestimmt wird- und: daß sich da
her die gewerkschaftliche und politische Auseinandersetzung mit der
Durchdringung des gesamten Lebenszusammenhangs durch die»Logi
ken« derKapitalverwertung (die indenverschiedenen Bereichen - z. B.
Arbeit, Konsum, Kultur- ganzverschiedene Gestaltungen annehmen
können) auch auf die Totalität der Lebenserfahrung richten muß. Es
reicht daher nicht aus, die bewußte und solidarische Auseinanderset
zungmit der gesellschaftlichen MachtdesKapitMs in Betrieb und Staat
durch einebewußte undsolidarische Gestaltung desReproduktionsbe
reiches und der »privaten« Freizeit zu ei^änzen. Entscheidend wird
vielmehr die Verschränkung dieser Sphären in einem neuen Typ der
proletarischen Kultur.WitichRoßmannhatfürdie70erJahrenebender
»Reaktivierung originär gewerkschaftlicher Wertorientierungen und
Handlungsmuster« neue Tendenzen nachgewiesen, in denen schon
diese neuen sozialen undpolitischen Bedürfnisse indergewerkschaftli
chen Organisation und Praxis selbst zum Ausdruckkommen: »Esha
ben sich (zudem) demokratische Wertorientierungen vor allem unter
dengewerkschaftspolitisch aktiven, informellen wieformellen, Kadern
- aus der jüngeren Generation undhöherqualifizierten Gruppen- stär
ker verankert. Damit sind vor allem Bedürfnisse und Ansprüche nach
echten Mitbestimmungs- und Kontrollrechten, Forderungen nach Ba
sisbeteiligung in der Politik, aber auch nach transparenteren Informa-
tions-, Kommunikations- und demokratischen Entscheidungsstruktu
ren auf allen gewerkschaftlichen Ebenen und Handlungsfddem ge
meint. Sieschließen die Forderungen nach gleichberechtigter Vertre
tung bis dato benachteiligter Gruppen in der Gesellschaft ein, dereii
doppelt unterdrückter Status sich in den Gewerkschaften vielfachbis in
die Gegenwart hinein reproduzierte - so insbesondere von Frauen,
Ausländern und neuerdings wieder Arbeitslosen« (Roßmann, 1982,
S. 51/52).

Untersuchtmandiegewerkschaftlichen Kämpfe der 70erJahre- ihre
Inhalte wiederen Formen - genauer, sozeigt sich, daßne.bcn derklassi
schen Lohnpolitik immer mehr diesog. »qualitative Lohnpolitik« sowie
diegesellschaftspolitischen Reformforderungen, diesich ja—wiez. B.
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dieBildungspolitik- geradeaufdieReproduktionssphäre erstrecken, in
den Vordergrund geschoben haben. Themenwie Rationalisierung und
neueTechniken, Kontrolle der Arbeitsbedingungen (Humanisierung),
Recht auf Arbeit,Arbeitszeitverkürzung lassen sichkaumauf Arbeits
und Betriebserfahrungen reduzieren. In ihnen verschränken sich viel
mehr Interessen, die sowohlauf die betrieblicheErfahrungalsauchauf
die gesamtgesellschafdichen und -politischen Machtverhältnbse bezo
gensind. Und in ihnen wird die Frage der materiellen Arbeits- und Le
bensbedingungen ebenso thematisiert wie die Frage nach derQualiüt
des »ganzen Lebens«.

Mit der Auseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche ist die Frage
nach der bewußten Gestaltung des »ganzen Lebens« für die Gewerk
schaftspolitik zentralgeworden. Oskar Negt hat mitRechtdaraufauf
merksam gemacht, daß in diesem Kampfnicht nur der Antagonismus
von Kapitalverwertung und gesamtgesellschaftlicher Bedürfnisbefrie
digungausgetragen wird, sonderndaßsichdabeidaspolitische Mandat
der Gewerkschaften in eine neue »politbch-kulturelle Dimension« er
weitem muß: »Dabei können sich die Gewerkschaften nicht darauf be
schränken, imherkömmlichen Sinne Kulturpolitik zu betreiben. Esbt
vielmehr nötig, viel stärker Aufmerksamkeit auf jene Ansätze und
Initiativen zu richten, die sich außerhalb des offiziellen Kulturbetriebes
abspielen undindenen sich neue Formen derpolitbchen Kulturderar
beitenden Menschen andeuten. Die Entwicklung eines selbstbewußten
kulturellen Selbstverständnisses der Gewerkschaften ist wesentliche
Voraussetzungdafür, daß Arbeitszeitverkürzungenzugunsten der Er
weiterungder Zeit desLebens zur wirklichen Befreiung der Menschen
und zur Demokratisierung desgesamtgesellschaftlichen Lebens führen«
(Negt, 1983, S. 9).

Diese Überlegungen zum gewandelten Verhältnb von Arbeits-und
Nicht-Arbeitszeit, von neuen sozialen und kulturellen Bedürfnissen
und klassischen Arbeitsorientierungen in der Arbeiterklasse bestätigen
die Schlußfolgerung von WitichRoßmann, daß eineklassenautonome
Politikder Arbeiterbewegung gegenwärtig »(cÄtd/Zem imRückgriff auf
klassbche Forderungen der sozialistbchen Arbeiterbewegung (Recht
auf Arbeit, Vergesellschafhmg, Planungetc.) begründetwerdenkann.
»Die neuen sozialen Bedürfnisse müssen auch in der Organbation der
gewerkschaftlichen Allragspraxis zumTragen kommen. Die gleichbe
rechtigte Integration von Frauen und Ausländern, transparente und
kommunikative Stmkturen, die eine aktive Beteiligung erlauben, die
EntfaltungkulturellerAktivitätenerfordem einebewußteOrganisation
der Alltagspraxis, in der sichdie individuellen und kollektiven Bedürf-
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nisse nach Persönlichkeitsentfaltung, Formung solidarischer Beziehun
gen, Selbstbetätigung im.Kontrastzu den unterdrückenden, entfrem
denden und ausbeutenden kapitalistischen Alltagsstrukturen entwik-
kelnkönnen. Diesschließt innergewerkschaftliche Demokratie einso
wie die Kritik an Tendenzen zu selektiver Interessenvertretung, zur
Unterrepräsentation einzelner Gruppen, an der Bürokratisierung,
Formalisierung und Ritualisierung gewerkschaftlicher Alltagsarbeit«
(Roßmann, 1982, S. 70/71).
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5. Modelle für die Zukunft - Perspektiven
der Gewerkschaftspolitik

Karl Kautsky hane sein Buch»Der Wegzur Macht« (1910), in dem er
den Umschlag in eineneue PeriodevonKriegen, Krisen und revolutio
nären Kämpfen voraussagte (vgl. w.o., S. 112 ff.), mit den folgenden
Worten abgeschlossen: »Glücklich jeder, der berufenist, an diesemer
habenen Kampfe undSiege teilzunehmen« (Kautsky, 1972, S. 112).'Das
Pathos dieses historischen Optimismusmuß heuteviele Leserbefrem
den. Siewerden an Siege und Niederlagen der Arbeiterbewegung seit
1910 denken, dabei aber auch nicht das unermeßliche Leid vergessen,
das Weltkriege, Krisen und Faschismus (zeitweilig auchdie Verteidi
gung der Revolution) mit sich gebracht haben. Kautsky konnte das
Ausmaß an Gewalt nicht ahnen, das die herrschenden Klassen im 20.
Jahrhundert aufwenden würden, um ihre Interessen durchzusetzen und
die »alte Ordnung« - zumal gegen dierevolutionäre Arbeiterbewegung
und dieantiimperialistischen Befreiungsbewegimgen - zu verteidigen.
Sein Optimismus gründete sich jedoch zugleich aufdas zuseiner Zeit in
der Arbeiterbewegung fest verwurzelte Fortschrittsbewußtsein: die
»historische Mission« derArbeiterklasse wurdejagerade daringesehen,
daßsieals»Totengräber« desKapitalismus dazubestimmt war, seinhi
storisches Erbe anzutreten. Der Sozialismus sollte die Widersprüche
und Fesseln aufheben, die den Gegensatz von Armut und Reichtum
hervorbringen, die imperialistische Konkurrenz zum Krieg steigern
und Wissenschaft und Technik in Instrumenteder Beherrschung und
Ausbeutung der Arbeitskraft verwandeln.

In unsererZeit des Umbruchs und des Übergangs würde wohl nie
mand auf den Gedanken kommen, die Zukunft mit den Wonen Kauts-
ky's zu feiern. Heute herrscht ein »Schwund der Zukunftsgewißheit«
(Zukunftsperspektiven, 1983, S. 27) vor. Mehr noch: die Triebkraft
neuersozialerund politischerBewegungen ist oftmalsdie Angstvorder
Zukunft: »Angst, Erschrecken, tiefe Sorge um die Zukunft, starke
Zweifelan der Chance einesFortschritts zu Gerechtigkeit, Gleichheit,
Glück, ja selbst an der Erhaltung des gegenwärtigen Nichtkrieges -
dieseGrundstimmungendurchdringen die neuensozialenBewegungen
und ihren Einflußbereich. Wer mit Optimismus zum Jahre 2000blickt,
wer glaubt, daß dieMenschenihre Problemelösenkönnen und werden.

246



wergarWissenschaft und TechnikalsHilfsmittel dabeisieht- der steht
hierhoffnungslos in der Minderheit« (Maase, 1982, S. 33).DieseAngst
wird durch den neu-konservativen Optimismus eines Hermann Kahn
eher verstärkt, der einen »kommenden Boom« prognostiziert, diesen
allerdings davon abhängig macht, »daß die Vereinigten Staaten wieder
imstande sein werden, eine echte Führungsrolle zu spielen« (Kahn,
1982, S. 20). Auch die neuesten Umfrageergebnisse des Allensbacher
Instituts für Demoskopie, die einen wachsenden Zukunftsoptimismus
der Bundesbüi^er behaupten (imJanuar 1984 äußertensich54% opti-.
mistisch, im Dezember 1982waren es nur 34%), dürften kaum eine
grundlegende Trendwende widerspiegeln. Eine intensivere Befragung
würde wahrscheinlich zeigen, daß essich bei diesen Daten umeinen er
sten (natürlich hoffnungsvollen) Meinungs-Reflex auf die konjunktu
relleBelebungund auf diePropagandader Bundesregierung, nicht aber
um die Aufhebung von Angst und Sorge handelt, die sich mit der Be
wertung der Arbeitsmarktentwicklung, der neuen Techniken, der
Umwelt und der Natur, der Kriegsgefahr usw. verbindet.

Im »Orwell-Jahr 1984« haben negative Utopien Konjunktur. Die
Zukunftscheintdie Gegenwart längsteingeholt zu haben. Geradeweil
der Kapitalismus so vieleElementeder sozialistischen Utopien früherer
Zeiten (materiellen Wohlstand, wissenschaftlich-technische Entwick
lung)eingelöst und zugleich in Destruktivkräfte individueller und ge-
sellschafdicher Emanzipation verwandelt hat, verblaßtedie Suggestiv
kraft deralten, utopischen Entwürfe. Noch die Arbeiterbewegung der
20er Jahre war imstande, den lebensphilosophischen Pessimismus im
bürgerlichen Denken, die morbide Lust amUntergang, die inhaltslose
Verherrlichung der Gewalt und der Irrationalität in der Politik als Zei
chen der Dekadenz,als Begleitmusik des historischen Niedergangs ei
ner herrschenden Klasse zu interpretieren und dagegen ihre positive
UtopieeinerZukunftzusetzen, indermitdemSozialismus zugleich ein
neues »Reich der Freiheit«, ein Reich ohne Ausbeutung und Unter
drückung, zu verwirklichen sei. H.M. Enzensberger - selbsteinerder
prominentesten Literaten, die sich nach 1968 für eine kurze Zeit dem
utopischen Sozialismusverschrieben hatten - fordert heute einen radi
kalenBruchmit demAnspruch,positiveUtopienwissenschafdich und
politischbegründenzu wollen. Die »Theoretiker« solltenendlichzuge
ben, »wasjeder Passant längstverstanden hat; daß es keinen Weltgeist
gibt; daß wir die Gesetze der Geschichte nicht kennen; daß auch der
Klassenkampf ein >naturwüchsiger Prozeß< ist, den keine Avantgarde
bewußtplanenundleitenkann;daßdiegesellschafdiche wiedienatürli
che Evolution kein Subjekt kennt und daß sie deshalbunvorhersehbar
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ist;daßwirmithin, wenn wirpolitisch handeln, niedaserreichen, was
wiruns vorgesetzt haben, sondern etwas ganzanderes, das wiruns nicht
einmal vorzustellen vermögen; und daß die Kriseallerpositiven Uto
pien eben hierin ihren Grund hat. Die Projekte des 19. Jahrhunderts
sindvon derGeschichte des20. Jahrhunderts samtund sonders falsifi
ziert worden« (Enzensberger, 1978, S. 7).

Während Enzensbergersich aufdieTraumwelt des Unbewußten und
ihre auch apokalyptischen Bilder - und damit aufdie Position des auf
sich selbst zurückgeworfenen, spätbürgerlichen Intellektuellen - zu
rückzieht, sehen andere im Konservatismus die normale Form eines
Bewußtseins, in dem sich der Stillstandder Geschichte in der heutigen
Zeit - dieAbsorption von Widersprüchen und Konflikten, diegerade
nichtsich zur wirklichen Bewegung überden gegenwärtigen Zustand
hinaus verdichten - einen Ausdruck verschafft. Freilich handelt es sich
dabei nur umeineStrömung der intellektuellen Reaktion aufdiegegen
wärtigen Krisenerfalirungen. Auf der anderen Seite wächst offenbar der
Bedarf nach »Zukunftsperspektiven«, die Antworten auf die Ängste
undSorgen der Gegenwart geben und diezugleich Wege einer politi
schen Praxis angeben, um solche Hoffnungen aufeine bessere Zukunft
einzulösen. In der Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft (sejtdem
frühen 16. Jahrhundert) hates immer wieder Perioden gegeben, inde
nen krisenhafte Umbrüche zu einem massenhaften Orientierungsver
lustgeführt haben. Dieser hatseinerseits das Bedürfnis nach Neu- und
Zukunftsorientierung (natürlich geformt durch die jehistorischen Be
dingungen) gefördert. Daß dabei utopische Entwürfe einer besseren
Welt neben apokalyptischen Weltuntergangs- und religiösen Erret
tungsvisionen stehen, ist nur scheinbar ein Widerspruch; denn beide
Formen artikulieren auf unterschiedliche Weise (unterschieden auch
nach densozialen Trägem: einmal bürgerliche Intellektuelle - zuman
dern:dieVolksmassen) jenes mitAngstvermischte Bedürfnis nacheiner
neuen Weltanschauung, die gleichsam eine Brücke zwischen deraktuel
lenErfahrung vonLeid, Elend, Unterdrückung und normativer Ent
wurzelung und einer Perspektive der befreienden Weltveiänderung
schlägt. Dabei speist sich der »utopische Überschuß« immer wieder
(zumal inderfrühbürgerlichen Epoche, inderdiebäuerlichen Massen
bewegungen als ein »historischer Hebel« fürden Aufstieg des Absolu
tismus unddesBürgertums dienen) ausderSehnsucht nachder Vergan
genheit. Die »gute, alte Zeit«, das mythologisch verklärte »goldene
Zeitalter«, soll in der Zukunft wieder hergestellt werden. Formen des
Konservatismus sind daher auch dort gegenwärtig, wo sich in die Zu
kunftprojizierte Hoffnungen aufeine bessere undgerechte Welt mitder
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Angstvor der Gegenwart, der Rebellion der Gefühle und Bedürfnisse
gegen die herrschende Negativität, schließlich auch mit massenhafter
Aktionsbereitschaft im politischen Raum verbinden.

Die Herrschenden fürchten sich vor solchen Bewegungen. Im Spät
mittelalter entfachten sie die blutigsten und grausamsten Vemich-
tungskampagnen gegen »Ketzer«, »Wiedertäufer« und »Hexen« —spä
ter waren die sozialistischen und kommunistischen Bewegungen des 19.
und 20. Jahrhunderts Opfer derUtopie-Furcht derherrschenden Klas
sen, die Erlösung und Befreiung stets indas jenseitige Gottesreich ge
bannt und auf Erden von den Kirchenverwaltetwissenwollten- daher
mit Gewalt gegen jene vorgingen, die den Gedanken derErlösung vom
Himmel auf die Erde zurückholten und indie Programmatik dersozia
listischen Revolution übersetzten. Erstim20. Jahrhunden haben esdie
herrschendenKlassen unter dem Druck desSozialismus und der Arbei
terbewegung verstanden. Verunsicherung und Angst durch die kapitali
stische Krise, Bedürfnisse nach Stabilität und Orientierung-vor allem
beimKleinbürgertum - in die faschistische Vision der »nationalen Re
volution«, der »Errettung Deutschlands« und des »Tausendjährigen,
Dritten Reiches« umzumünzen und für sich zu nutzen (vgl. Bloch,
1968).

Auch heute lebt diese Furcht vorder Kraft des Utopischen immer
wieder auf. ImBericht der Kommission »Zukunftsperspektiven gesell
schaftlicher Entwicklungen« (dersog. »Späth-Kommission) istErleich
terungzuspüren,wenndieVerfasser feststellen, mder jüngsten Zeitsei
der Trend zu einer wachsenden »Wissenschafts- und Technikfeind
schaft« gebrochen. Dagegen entdecken sie einen »Pragmatisierungsvor-
gang«: »Ernüchterung: sich schärfender Sinn für externe Kosten des
Fortschritts; Anhebung des Niveaus für Nachweise, daß der fällige
Fortschritt nötigsei;Ausbildung konservativer Verhaltensweisen als ra
tionale Formen des Umgangs mitnaturalen, psychischen undkulturel
len Ressourcen, die sich nicht-restituierbar und nurschwer kompen
sierbar verknappen; Wiedererstarken derideologischen undpolitischen
Resistenz gegen intellektuelle Utopiepropaganda und somit zuneh
mende Prädisposition fürerfolgversprechendes Handeln ineiner Lage,
inderdie Abwehr voraussehbarer, wohlbekannter Übel wichtiger istals
das Engagement bei Bewegungen, die zum Unbekannten, ganz Ande
ren außrechen* (Zukunftsperspektiven, 1983, S. 28/29).

Selbst bürgerliche Zukunftsforscher, ^e sich den Idealen einer »ver
söhnten Gesellschaft« verschrieben haben, werden sich kaum in der
Gewißheit wiegen, daß sie einen stabilen - gegen künftige Erschütte
rungen gleichsam immunen - »Vorgang« entdeckt haben. Alle »Szena-
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rios«, die heute für den Übergang ins neue Jahrtausend entworfen wer
den, kalkulieren mehr oder weniger die möglichen Risiken und Kata
strophen, die sich selbst mit dem Übergang in eine neue Wachstums-
und Stabilisierungsphase des Kapitalismus einstellen können: die Kata
strophe eines atomaren Krieges, Umweltkatastrophen, soziale Kata
strophen (vor allem auch in der Dritten Welt), die unausweichlich er
scheinen, wenn die Massenarbeitslosigkeit festgeschrieben wird und
weiter ansteigt, wenn der Gegensatz zwischen Armut und Reichtum
zwischen den Ländernder Dritten Welt und den kapitalistischen Me
tropolen sich weiter zuspitzt, j. Huber, der den Übergang zu einer
neuen Phase der »Superindustrialisierung« für unvermeidlich hält (d.h.
die Möglichkeit einer sozialistischen Transformation des Kapitalismus,
dienatürlich vielen alsdieschlimmste allerdenkbaren Katastrophen er
scheinen würde, ausschaltet), beschreibt mitden möglichen Entwick-
lungsaltemativen zugleich ie Risiken dieses Übergangsprozesses:
»Eine bessere Balance von Erwerbsarbeit undEigenarbeit für alle, na
tionale Einheit und Einigkeit aufgrund relativ geringer Klassenunter
schiede, >Maschinensteuer<, garantiertes Einkommen, allgemein zu
gängliche Infrastrukturen —das Leben in einem superindustrialbierten
System kann unter diesen Bedingungen sehr gut sein. Umgekehrt
könnte es sehr bedrückend werden: Eine durch Arbeitslosigkeit und
Randgruppenbildung zersplitterte Nation, die ineinen erbitterten Ver
teilungskampf und Überlebenskrieg verstrickt ist, weil wenige Reiche
zuviel haben und zu viele neue Arme zu wenig. Der Sozialstaat müßte
den hanen Dienstleistungen Priorität emräumen: Polizei, Psychiatrie,
Schulzwang, Heimzwang für Jugendliche und Alte usw. Der Weifare
Statewürde ein innererWarfare State,ein Sozialpolizeistaat« (Huber,
1982, S. 181).

Die Arbeiterbewegung in den hochentwickelten kapitalistischen
Ländern steht derzeit nicht anderSpitze eines »utopischen Blocks«, der
sich theoretisch und praktisch in die Auseinandersetzungen um die
»Zukunftsperspektiven« einschaltet. Sie scheint vollauf damit beschäf
tigt, die Wirkungen der kapitalistischen Krise auf die Arbeiterklasse und
die eigenen Organisationen zu bearbeiten. Daher erscheint sie vielen als
Träger emes konservativen Realismus, der sich mit der Logik des Indu
striesystems verbündet habe. Indiesem Kapitel will ich daher die Frage
diskutieren, obdieThese vom Utopie-Verlust inderArbeiterbewegung
richtig ist und wie sich in den heutigen sozialen und gesellschaftspoliti
schen Auseinandersetzungen Gegenwartsinteressen und Zukunftsper
spektiven miteinander verschränken.
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5.1 Marxismus und Utopie

Seit Friedrich Engels seine außerordentlich erfolgreiche Schrift „Die
Entwicklung desSozialismus vonder Utopiezur Wissenschaft« (1880)
veröffendichte, gelten Marxismus und Utopie als Gegensätze. Marx
und Engelshabendie Frühsozialistra als »Vorläufer deswissenschaftli
chenSozialismus« geachtet; abersiehaben zugleich denidealistischen
Charakter ihrer Theorien und Projekte kritisiert. So schrieb Engels:
»Die Anschauungsweise der Utopisten hat die sozialistischen Vorstel
lungen des 19.Jahrhunderts lange beherrscht und beherrscht sie zum
Teilnoch. Ihr huldigten nochbisvor ganzkurzerZeitallefranzösischen
undenglischen Sozialisten, ihrgehörtauchderfrühedeutsche Kommu
nismus mit Einschluß Weidings an. Der Sozialismus ist ihnender Aus
druckderabsoluten Wahrheit, Vernunft undGerechdgkeit undbraucht
nur entdeckt zu werden, um durch eigeneKraftdieWeltzu erobern; da
dieabsoluteWahrheitunabhängig istvon Zeit,Raumund menschlicher
geschichtlicher Entwicklung, so ist es bloßer Zufall, wann und wo sie
entdeckt wird. Dabei ist dann die absolute Wahrheit, Vernunft und Ge
rechtigkeit wieder beijedem Schulsdfter verschieden; undda beijedem
diebesondere Art derabsoluten Wahrheit, Vernunft undGerechtigkeit
wieder bedingt ist durch seinensubjektiven Verstand, seineLebensbe
dingungen, seinMaßvonKenntnissen undDenkschulung, so ist indie
semKonfliktabsoluter Wahrheiten keineandere Lösung möglich, als
daß sie sich aneinanderabschleißen« (MEW. 19., S. 200).Der wissen-
schafdiche Sozialismus mußte erst »auf einen realen Boden« gestellt
werden«(ebd., S. 201)- das heißt: »diematerialistische Geschichtsauf
fassung und dieEnthüUimg desGeheinmisses der kapitalistischen Pro
duktionvermittelst desMehrwerts« (durchMarx,ebd., S.209) gabder
Arbeiterbewegung einePerspektive, in der derSozialismus, alsdieob
jektive historische Möglichkeit derAufhebung desKapitalismus, nicht
mehralsphilosophische Spekulation, sondernals »weltbefreiende Tat«
des »modernen Proletariats« begründet wurde. Engels schließt seine
Schrift mit der folgenden Bemerkung: »Ihregeschichtlichen Bedingun
gen, und damit ihre Natur selbst, zu ei^ründen und so der zur Aktiop
berufenen, heute unterdrückten Klasse die Bedingungen und die Natur
ihrereigenen Aktion zum Bewußtsein zu bringen, ist dieAufgabe des
theoretischen Ausdrucks der proletarischen Bewegung, des wissen
schaftlichen Sozialismus« (ebd., S. 228).

Schon in der »Deutschen Ideologie« hatten Marx und Engels den
Kommunismus nicht als ein »Ideal, wonach die Wirklichkeit sich zu
richten habe«, sondern als die »wirkliche Bewegung« bezeichnet, die
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»den jetzigenZustand aufhebt« (MEW, 3,S. 35). Inseiner Schrift »Bür
gerkrieg inFrankreich« (1871) hat Marx dann noch einmal am Beispiel
der Pariser Kommune dieseKritik an den idealistischen Utopien kon
kretisiert: »Die Arbeiterklasse verlangte keine Wunder vonder Kom
mune. Sie hatkeine fix und fertigen Utopien durch Volksbeschluß ein
zuführen. Sie weiß, daß, um ihreeigene Befreiung undmitdir jene hö
here Lebensform hervorzuarbeiten, der die gegenwärtige Gesellschaft
durch ihre eigene ökonomische Entwicklung unwiderstehlich entge-
genstreht, daß sie, die Arbeiterklasse, lange Kämpfe, eine ganze Reihe
geschichtlicher Prozesse durchzumachen hat, durch welche die Men
schen wie dieUmstände gänzlich gewandeltwerden. Sie hatkeine Ideale
zu verwirklichen; sie hat nur die Elemente der neuen Gesellschaft in
Freiheit zu setzen,diesich bereits imSchoß der zusammenbrechenden
Bourgeoisgesellschaft entwickelt haben« (MEW, 17, S. 343).

Diese Unterscheidung des wissenschaftlichen vom utopischen Sozia
lismus istoft kritisiert worden. Neuerdings hatvorallem derenglische
Sozialhistoriker E.P. Thompson die nach seiner Überzeugung hier an
gelegte »Versteinerung« des Marxismus attackiert und zueiner Selbst
kritik aufgerufen, die den Marxismus wieder öffnen soll für Phantasie
undRomantik, fürdieSubjektivität der »Klassenkultur« undder »rea
len Erfahrungen von Menschen«. Dabeisoll auch derMut entfachtwer
den,»aus demReich derNotwendigkeit ineinerdachtes Reich derFrei
heit« zuspringen. »Was derMarxismus deshalb zurAbwechslung ein
mal tun könnte, wäre zum Vorteil des Sozialismus, zum Vorteil des
Herzens, den eigenen Kopf etwas weniger zustrapazieren. Ersollte ei
nenLadentisch inseiner Universalapotheke schließen unddamit aufhö
ren, die Krankheiten des Verlangens mitder Arzenei der Analyse zu
heilen. Dashätteauch politisch sein Gutes, weil es nicht nur literari
schen Utopisten, sondern auch den alltäglichen Männern undFrauen,
derenInitiativen keinen Vorschriften folgen unddiein einem Teilihrer
selbstauchabwechselnd entfremdetundutopischsind, einwenigRaum
geben würde« (Thompson, 1980, S. 240).

Ganz zweifellos hat es in der Geschichte der —auch am Marxismus
orientierten - Arbeiterbewegung immer wieder Phasen gegeben, inde
nen unter Berufung aufdie (angeblich wissenschafdich nachgewiese
nen) objektiven Entwicklungsgesetze des Kapitalismus undseines »na
turgesetzlichen« Niedergangs der »subjektive Faktor«, d.h. auch die
Fähigkeit, revolutionäre Politik zu machen, in den Hintergrund ge
drängt wurde. Daher war eskein Zufall, daß z.B. Lenin, Rosa Luxem
burg und Gramsci gegen die evolutionistische Marx-Orthodoxie der II.
Internationaleden »subjektiven Faktor« rehabilitierten, denMarxismus
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als»Philosophie der Praxis« (Gramsci) erneuerten, in derdie Entwick
lungdespolitischen Bewußtseins und der Kampffähigkeit der Arbeiter
klasse, zugleich aber auch die Führungshihigkeit der Organisationen
der Arbeiterbewegung- entsprechendden konkret-historischenBedin
gungender Zeit-neu zu bestimmenwar. Gleichwohl verfehltdie Kritik
von Thompson ihr Ziel, wenn sie dem »orthodoxen« Marxismus einen
strukturellen And-Utopismus unterstellt (der letztlich aus seinemAn
spruch auf Wissenschaftlichkeit resuldert).Marxund Engels habenle
diglich das Verhältnis von Objekdvität und Subjektivität, von Gegen
wartshandeln und Zukunftsorientierung neu bestimmt, um auf diese
Weise auch der Perspektive der proletarischen Revoludon und der hi
storischen Möglichkeit, eine klassenlose, sozialistische GeseUschaft zu
errichten (»eineAssoziadon, worin die freie Entwicklung emes jeden
dieBedingung für die freie Entwicklung allerist«, MEW,4, S. 482) ei
nen neuen Inhalt zugeben, diese - wie Engels formulierte - »auf einen
realen (d.h. geschichtlichen, F.D.) Boden« zu stellen.

Darüber hinaus habenMarx und Engels am utopischen Sozialismus
kritisiert, daßer»aus demKopf« desjeweiligen Theoredkers einGesell
schaftsmodell entwirft, das immer wieder notwendige Züge eines »Ka-
semenkommunismus« trägt. Sie haben sich ganz bewußt solcher Mo
delle enthalten, weilsie den Sozialismus nicht.in einSystem von Vor
schriften verwandeln wollten und um den durch und durch statischen
Charakter vieler Utopien wußten. Der wissenschafdiche Sozialismus
versteht sich als der theoredsche Ausdruck der schöpferischen Potenzen
derMenschen, genauer: derbewußt als Klasse handelnden undorgani
siertenLohnarbeiter. Die Konstrukdon und Ausgestaltung des Sozia
lismuswolltensiedaherden wirklichenSubjektendeshistorischenPro
zesses überlassen. Siegingen ja davonaus, daß erst mit der proletari
schenRevoludondieschöpferischen PotenzenderMenschen - aufdem
Gebiet der Ökonomie ebenso wie auf dem Felde der Kultur - wirklich
freigesetzt würden,daßerstdanneinephantasievolle undkreadve Neu
gestaltungder gesellschaftlichen Verhältnisse einsetzenwird, die in ih
renEinzelheiten überhaupt nichtimVoraus festgelegt werden kann. Im
übrigenwußten Marx und Engels um die Komplexität der je histori
schen Bedingungen (z.B. nadonale Besonderheiten, aber auch das
Ausmaß der Gewalt, das aus der Zuspitzungder Klassenauseinander
setzungen resultiert), die beim Kampf um den Sozialbmus notwendig
eine Rollespielen unddieebenfalls nichtdurchuniversalistbche Vorga
ben negiert werden dürfen.

AlssichMarxundEngels mder»Heiligen Familie« mitder»Überpo
litisierung« in der französischen Revolutionvon 1789auseinandersetz-
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ten, stelltensie fest: »Die>Idee< blamierte sich immer, soweit sie von
dem>Interesse< unterschieden war« (MEW, 2, S. 85). Darin reflekderte
sichauchdie Erkennmis,daßdiefrühbürgerlichen Utopien- zum Bei
spiel die»Utopie« desThomas Morus(1516) - Entwürfe humanistisch
gebildeter, bürgerlicher Intellektueller waren, die - obwohl sie z.T.
schon zur Erkenntnis des Zusammenhangs von Privateigentum und
Klassenherrschaft vordrangen - freilich niemals daran dachten,'daß ihr
Entwurf einer »neuen Welt« zum Programm einer revolutionären
Volksbewegung werden könnte. Diegroßen Utopien derRenaissance
waren dahernicht - wie Horkheimervermutete (1930, S. 77) - »der
Ausdruck der verzweifelten Schichten,welchedie Unkosten desÜber
gangs zwischen zwei Wirtschaftsformen zutragen hatten«. Diebäuerli
chenund plebeischen Volksmassen sahen ihreÄngste und Hoffnungen
in ganzanderen Ideologien und Programmen artikuliert: in denescha-
tologischen Befreiungs- undWeltuntergangmythologien dersog.»Sek
ten« und »Schwärmer«. Karl Kautsky hat diese Strömungen treffend
charakterisiert: »Jebesser dieArmen undGedrückten dieWirklichkeit
erkannten, desto trosdoser mußte sie ihnen erscheinen. ... Sie fingen
an, dienen auflebende Wissenschaft, dieihrenPeinigem diente, ebenso
sehrzu hassen, wiedenüberkommenen Kirchenglauben; siefingen an,
sichvon der Wirklichkeit abzuwenden, die so jammervoll und trosdos
warundgrübelnd sich inihrInneres zuversenken, um daraus Trost und
Zuversicht zu schöpfen. Den Argumenten der Wissenschaft und der
Wirklichkeit setzten sie die Stimme des Inneren entgegen, >Gottes
Stimme«, die »Offenbarung«, die »innere Erleuchtung«, das heißt in
Wirklichkeit die Summe ihres Sehnens und Bedürfens, die um so lauter
tönte, und um so siegreicher sich geltend machte, je mehr der Grü
belnde sich absonderte von der Gesellschaft, alles Störende von sich
fernhielt und seine Phantasie durch die verschiedenen Mittel der Eksta
se, namendich durchHungernund Beten, erhitzte« (Kautsky, 1895, S.
126/7).

Eben dieses Auseinanderfallen von Theorie und realen Bedürfnissen
und Interessen,dasauchnoch zum Beginndes 19.Jahrhunderts imNe
beneinander von theoretischem Sozialismus und der real sich konstitu
ierenden Arbeiterbewegung vorherrschte, kritisierten Marx undEngels
mitder Unterscheidung vonutopischem undwissenschaftlichem Sozia
lismus. Siestrebten eine Verbindung von Theorie und Praxis, von Be
wegung und »Endziel«, an. W.I. Lenin hatdiese »Synthese« im Jahre
1900 alswesentliche Voraussetzung für denErfolgdesSozialismus an
gesprochen: »Die Sozialdemokratie istdie Vereinigung vonArbeiter
bewegung undSozialismus, ihre Aufgabe besteht nicht darin, derArbei-
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terbewegung injedem einzelnen Stadium passivzudienen, sondern dar
in,die Interessen derGesamtbewegung als Ganzes zuvertreten, dieser
Bewegung ihrEndziel, ihre politische Aufgabe zu weisen, ihre politi
sche und ihre ideologische Selbständigkeit zu wahren. ... In allen
Ländern hates eine Periode gegeben, inder Arbeiterbewegung und So
zialismus getrennt vonemander bestanden und getrennte Wege gingen-
und in allen Ländern hat diese Trennung Schwächen des Sozialismus
undder Arbeiterbewegung zur Folge gehabt; inallen Ländern haterst
die Vereinigung des Sozialismus mit der Arbeiterbewegung eine feste
Grundlage fürbeide geschaffen« (Lenin, in:Marx/Engels/Lenin, 1974,
S. 146).

Die utopische Dimension istalso im Marxismus nicht liquidiert. Als
»Prinzip Hoffnung« istsievielmehreingeschrieben indie jeweiligen po
litischen Verhältnisse, dieausder »Synthese« vonTheorie und wirkli
cher Bewegung und damit auch aus der - bewußt strategisch reflektier
ten - Spannung von Gegenwart und »Endziel« hervorgehen. Eduard
Bemstein's Revision des Marxismus beginnt daher nicht zufallig an die
sem Punkt. Sein Anliegen, den historischen Materialismus und damit
die Marx'sche Revolutionstheorie aus den »Fallstricken« der He-
gel'schen Dialektik undeines blanquisdschen »Putschismus« zu befrei
en, verrät schon das Grundmotiv des reformistischen Pragmatismus,
der in die Formel »Die Bewegung ist mir alles, das Endziel nichts!«
(Bernstein, 1977, S.9)gefaßtwird: indemderhistorische Materialismus
und die Kritik derpolitischen Ökonomie - akonach Engels: der»reale
Boden« —aus Theorie und Praxis derArbeiterbewegung getilgt werden,
verschwindet auch derenutopische Dimension.

ErnstBloch hatden Marxismus als die»Rettung des guten Kerns der
Utopie (als eines Begriffes, der höchstens im Nebel, niemals im Betrug
lag)«, als die »konkret-dialektische, die in der wirklichenTendenz er
faßte und lebendige Utopie« charakterisiert: »Das marxistisch geführte
Werk kritisiert die Ideologie der undurchschauten Notwendigkeit, in
dem es sie durchschaut und vernichtet, aber die Utopien derundurch
schauten Freiheit, indem es sie durchschaut und erfüllt. Die sozialisti
sche Revolution istvon denvorhergegangenen durch Wissenschaftlich
keit und Konkretheit, durch proletarischen Auftrag und klassenloses
Ziel unterschieden, jedoch ebenso grundsätzlich istsiemitihnen durch
dasFeuer und den humanen Inhalt des revolutionärenAntriebs und in
tendierten Freiheitsreiches verbunden. Die so wenig verwirklichten
Träume dieses Reiches greifen nach wie vor indie Gegenwart ein, damit
sie konkret berichtigt und erfüjlt werden« (Bloch, in:Neusüß, 1968, S.
218).-
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Niemals inderGeschichte konntedieArbeiterbewegung zueinerge-
schichts-mächtigen Kraft werden, sofern nicht dieser »utopische Über
schuß« ihre Programmatik und Aktionen leitete und sofern nicht bei
den Subjekten dieser Bewegung selbst das Bewußtsein vorhanden war,
daß sie inderArbeiterbewegung nicht nurfürihre unmittelbaren sozia
len, wirtschaftlichen und politischen Interessen, fürReformen, die ihre
Lage verbessern, sondern auch für eine zukünftige »bessere« oder »neue
Welt« kämpfen. Die Formen, indenen sich dieser »Überschuß« äußert,
sind jeweils konkret historisch bestimmt. Ihrutopischer Konkretismus
wird daher auch nicht diskreditiert, wenn in der Rückschau einzelne
Elemente diesesWeltbildes als in der Realität des entwickelten Kapita
lismus eingeholt oder gar »überholt« erscheinen. Die Klassenerfahrung
selbst hielt aber auch die Arbeiter davon ab, sich in bloß spielerischen
und romantischen Träumen über die Realität hinwegzusetzen. Die
»neue Welt« warinerster Linie das positive Spiegelbild derherrschen
den »schlechten Verhältnisse«: eine Welt also, frei von Elend, Ausbeu
tung, Unterdrückung und Krieg. Willi Bleicher hat am Beispiel seiner
KZ-Erfahrung (über die er, nach eigenen Angaben, wenig in der Öf
fentlichkeit sprach, weil sie einfach unglaublich erscheinen mußte) diese
überlebensnotwendige Bedeutung des Glaubens an den zukunftswei
senden Sinn undandiemoralische Überlegenheit desantifaschistischen
Widerstandes mit einfachen Worten - aber um so eindringlicher- aus
gesprochen: »Ohne die Gewißheit, daß esnicht derSinn unseres Lebens
seinkann,wasder Faschismus offenbarte, und ohnedieGewißheit,daß
es nicht wesendich ist, in dieser Welt nur zu leben, sondern, daß es we-
sendicher ist,diese Weltlebenswerter zu gestalten - unddasistderSinn
desSozialismus —, ohne dieses Wissen hätteichdasalles nichtüberlebt«
(in: Benz u.a., 1983, S. 130).

A. Neusüß hat diese eigentümliche Verschränkung von Gegenwart
und Zukunft im utopischen Denken - zumal der Arbeiterbewegung
auf den Begriff gebracht: »Nicht inder positiven Bestimmung dessen,
was sie wUl, sondern inder Negation dessen, was sie nicht will, konkre
tisiert sich die utopische Intention am genauesten« (Neusüß, 1968, S.
33). Diealten Arbeiterlieder, die - auch als Ausdruck einer höheren ge
schichtlichen, kulturellen und politischen Bewußtheit - heute wieder
beivielen Gewerkschaftsveranstaltungen gesungen werden, sindQuel
len,andenen diese Verschränkung inderKlassenkultur derArbeiter il
lustriert werden kann. »Brüder, zur Soiuie zur Freiheit, Brüder zum
Lichte empor. Hell aus dem dunklen Vergangenen, leuchtet die Zu
kunft empor«. Die Solidarität der Klasse (»Brüder, in eins nun die Hän
de«) isteine Waffe des Kampfes, damit die »Verdammten dieser Erde« -
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wie es in der »Internationale« heißt —die reichen »Müßiggänger« und
Ausbeuter (»mächt'gen Geier«) beiseite schieben. Die »dui^e Vergan
genheit«,die »Schmach« der Sklaverei und des Elends, wird durch den
Kampfum's »Menschenrecht« überwunden. »Alles zu werden«und die
Welt neu anzueignen (»diese Welt muß unser sein«) - darin wirddie
utopische Perspektive einer Gesellschaftsordnung umschrieben, inder
Licht, Freiheit und Sonne - »ohn' Unterlaß« —gegenwärtig sind.

Für die Arbeiter früherer Generationen bedeutete diese Befreiung
zunächst materiellen Wohlstand undErleichterung inderArbeit selbst.
Mit derAufhebung des Privateigentums und derplanmäßigen, gesell-
schafthchen Organisationvon Produktion und Distributionwürde das
Elend in derForm des Hungers, derKrisen und der Arbeitslosigkeit,
des Zwangs zurAuswanderung,.der sozialen Unsicherheit undderzivi
lisationsbedingten Krankheiten beseitigt. Zugleich waren sie davon
überzeugt, daß nunmehr eine neue Phase des gesellschaftlichen Fort
schritts eröffnet würde: dieEntwicklung der wissenschaftlich-techni
schen undgesellschaftlichen Produktivkräfte könnte jetzt- befreit von
den Fesseln des Profitprinzips für die Befriedigung erweiterter indivi
dueller iind gesellschaftlicher Bedürfnisse, fürdie Verkürzung derAr
beitszeit, für umfassende Bildung, für die Verwissenschaftlichung der
Ausbildung und derArbeit, damit auch für die Aufhebung des Gegen-
sätzes vonHand-undKopfarbeit, schließlich alsproduktive Basis eines
neuen TypsderKultur genutzt werden. Das große Interesse vieler Ar
beiter anpopulär-wissenschaftlicher Literatur überNaturundTechnik,
dasneuereForschung anhand der Benutzer-Statistiken vonArbeiterbi
bliotheken nachgewiesen haben, findet darin eine Erklärung. Zugleich
sollte inder»neuen Welt« des Lichtes (d.h.derAufklärung) dieproleta
rische Solidarität, inderdas kapitalistische Konkurrenzprinzip auch als
Determinante desAlltagsverhaltens der Menschen überwundenist, die
zwischenmenschlichen (sozialen wie politischen) Beziehungen neu ge
stalten. Krieg, Rassismus, Chauvinismus, Diskriminierung von Frauen
und »Randgruppen« —also Formen realer bzw. ideologischer Gewalt-
verhälmisse, die dem Kapitalismus bzw. dem Imperialismus eigen sind
—würden in der Folge der sozialistischen Revolutionihre Klassenbasis
verlieren; demokratische Selbstbestimmung inWirtschaft, Politik und
Kultur würden ebenso wie die umfassende Bildung Aller ganz neue
Formen derKooperation, derPersönlichkeitsentwicklung und derLe
bensgestaltung ermöglichen. Indem Maße, wie die Klassenspaltung der
Gesellschaft überwunden wird, werden auch unterschiedliche Interes
sen und Konflikte nicht mehr mitdem Mittel derpolitischen Gewalt
und Repression auszutragen sein.So hatteschonMarxamEndeseiner
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Schrift »Das Elend derPhilosophie« (1847) geschrieben: »Nurbeieiner
OrdnungderDinge, woeskeine Klassen undkeinen Klassengegensatz
gibt, werden die gesellschafdichen Evolutionen aufhören, politische
Revolutionen zu sein« (MEW, 4, S. 182).

5.2. Utopie-Verlust in der Arbeiterbewegung

Diese Skizze von Elementen des Utopischen, das als Triebkraft der
Kämpfe der frühen Arbeiterbewegung wirkte, ist gewiß nichtvollstän
dig. Sie vermag aberzu zeigen, wie- gerade auch imAlltagsbewußtsein
- dieKritikderherrschenden Negativität unddieProjektion des»End
ziels« ineinander griffen. DieArbeiterkonntendenSozialismus - trotz
ihrer »Sehnsucht Verlangen« - nicht alsWolkenkuckucksheim oder als
jenesSchlaraffenland denken,indasmansichdurcheinendicken,süßen
Berg aus Griesbrei hineinzuessen hatte,damiteinem anschließend die
gebratenen Tauben in den Mund flogen. Ihre Zukunftsbilder und
Träumevombesseren LebenmußtenstetsaufdieGegenwartserfahrung
und aufden allüglichen Kampf gegen die »»Willkürakte des Kapitals«
bezogen sein. Die harten Tatsachen des Lebens paukten diesen Men
scheneinenRealismus ein,der jedwede romantische Verselbständigung
des Utopischen in Grenzen halten mußte. Damitwar aber schon die
Endlichkeit der utopischen Erwartungen gesetzt. Viele Träume vom
besseren Leben wurden machbar - und wurden selbstverständlich von
den nachfolgenden Generationen nicht mehr in jener utopischen Di
mension gesehen, die den historischen Gang bis zu ihrer Verwirkli
chungbegleitet hatte.Mandenkenur andieWiener Arbeiterbauten der
20erJahre.Ausder Erfahrung desWohnungselends indenHinterhöfen
der großstädtischen Mietskasernen mußte z.B. der »Karl-Marx-Hof«
als ein großartiger Fortschritt, als Monument der Arbeitermacht (im
»roten Wien«) sowie einer neuen - besseren und solidarischen - Le
bensweise erscheinen. Heutehingegen, wodas»Eigenheim imGrünen«
zumIdealauch desArbeiters geworden wt(»1978 hatten47% aller Ar
beiterhaushalte Haus- und Grundbesitz, wenn auch mit wesentlich be
scheidenerem Zuschnitt als andere Schichten«, H. Jung, 1983, S. 64),
wird es schwerfallen, dieseWohnkomplexeden Arbeitern als die Ver
wirklichung emes Traumsdarzustellen. Auch die Einweihung der er
sten-von denArbeiternselbstgeplanten, gebauten und geleiteten - Fa
briken oder Kraftwerke m der jungenSowjetunion der 20er Jahre ge
stalteten sich zu wahren Festen, bei denen die Arbeitermacht und deren
Fähigkeit, dieProduktivkräfte zu entwickeln unddieLebensbedingun-
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gen zu verbessern, gefeiert wurden. Angesichts dergegenwärtigen Pla
naufgaben und -penpektiven in den sozialistischen Ökonomien er
scheinen diese ersten Schritte alsbescheidene Anfänge, dieweitvonden
Träumen der Gegenwart entfernt sind.

Der Realismus der Arbeiterbewegung, der auch'inihre jehistorisch
konkreten Zukunftspläne eingeschrieben ist, zeigt sich mithin als von
zwiespältigem Charakter. Er ist den idealistischen Utopien überlegen,
weil erdiebessere Zukunftalsobjektive Möglichkeit ausdenwirklichen
Arbeits- und Lebenserfahrungen und aus dem theoretischen Wissen
über die »historische Tendenz« des Kapitalismus begründet. Er steht
aberauch immer inderGefahr, daßder»utopische Uberschuß« indem
Maße verloren geht, wiedie Träume früherer Generationen eingelöst
werden und die sozialen Existenzbedingungen (auch im Rahmen des
fortbestehenden Kapitalismus) durch den Kampf der Arbeiterbewe
gungerträglicher gestaltet werden. Nur zu oft istheutedieMeinung zu
hören, dieArbeiterbewegung habe inihrerbisherigen Geschichte nichts
als Niederlagen erlitten und daherkönne sieüberhaupt nichtmehrals
Kraft undAdressat einer fortschrittlichen Politik gelten. Diese Kritik-'
gelegentlich inspiriert vondem »post-materialistischen« Wertebewußt
sein der»neuen sozialen Bewegungen« - istteils naiv undaufmangeln
dem historischem Wissen begründet, teUs aberauch elitär. DieVerkür
zungderArbeitszeit auf40Stunden proWoche z.B. oderauchdenAuf-
und Ausbau des »sozialen Netzes« kann nurderjenige als unbedeutend
ansehen, der entweder noch nicht selbst gearbeitet hatoderder keine
Ahnung davon hat, daß die Arbeiter und die Gewerkschaften immer
wieder lange Kämpfe führen mußten, umdiese Verbesserung der Ar
beits- undLebensbedingungen durchzusetzen. Diese Wandlungen sind
nichteinfach »Abfallprodukte« derkapitalistischen Rationalität undEf
fektivität. Einerseits hatten sie zweifellos die lange Welle derkonjtmk-
turellen Prosperität nach 1950 zur Voraussetzung; andererseits sind sie
aber auch stets Ausdruck derMacht, diedie Arbeiterbewegung —und
namentlich dieGewerkschaften- imökonomischen und politischenSy
stemdes Nachkriegskapitalismus auszuüben vermochten. Daß der Fa
schismus - als die brutalste Variante kapitalistischer Krisenüberwin
dungsstrategien - geschlagen war (und daß die Arbeiterbewegung und
derSozialismus inEuropa daran einen wesentlichen Anteil hatten), und
daß schließlich von derSystemkonkurrenz zwischen Kapitalismus und
Sozialismus zusätzlich ein Anpassungsdruck ausging, der die Kom
promißbereitschaft des Kapitals erhöhen mußte, schuf überhaupt erst
die Bedingungen dafür, daß sich das Wirken der Arbeiterbewegung im
Rahmen einer (auch vonihr gesicherten) bürgerlich-parlamentarischen
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Demokratie aufdieVerbesserung derArbeits- undLebensbedingungen
der lohnabhängigen Massen konzentrieren konnte.

Gleichwohlwar dies auch eine Periode des massiven Utopie-Verlu
stes inderArbeiterbewegung. Dienegative Dialektik des Kampfes um
Reformen, diemitderVerbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun
gen immer auch die subjektive Bindung derLohnabhängigen undihrer
Organisationen andenKapitalismus erzeugen können, erfüllte sich hier
imZurücktreten vonProgrammen, auch individuellen oderkollektiven
Träumen nacheiner besseren Welt. Der politische Pragmatismus, der
sich mit dem »Machbaren« und dem »Erreichten« identifiziert, gewann
dieOberhand. Vorstellungen überweitere Verbesserungen derArbeits
und Lebensbedingungen (wie sie z.B. im Grundsatzprogramm des
DGB von 1963 formuliertwurden) warenweitgehendan die innereLo
gik der Kapitalakkumulation gebunden: Wachstum und technischer
Fortschrittwaren alsVoraussetzungen für vermehrten Wohlstand, so
ziale Sicherung, verbesserte Bildung und Ausbildung, mehr Freizeit
u.a.m. anerkannt. Auch im Bewußtsein der Mehrheit der Lohnabhän
gigen warnunmehr die Erwartung künftiger Lebensgestaltung gleich
sam naturwüchsig von der weiteren Expansion der kapitalistischen
Ökonomie und des Konsums abhängig. »Die Beseitigung der Kriegs
schäden - insbesondere imBereich desWohnungsbaus - sowiedieVer
besserung desMassenkonsums vonVerbrauchsgütern (wurde) vonvie
lenals Bestätigung des >Wirtschaftswunders< undals Erfolg derPolitik
der >sozialen Marktwirtschaft« bewertet. Im Massenbewußtsein wurde
alsodieindividuelle Entwicklung derArbeits- und Lebensbedingungen
kaum aufdieEntwicklung der Kapitalverwertungs- undAusbeutungs
bedingungen bezogen. Vielmehr herrschte die geschichtlich verglei
chende Erfahrung vor:imVergleich zuden vorangegangenen Jahrzehn
tenderNot und derAngst, aberauch im Vergleich zurwirtschafdichen
Entwicklung inderDDR,erschien derwirtschafdiche Aufschwung der
frühenfünfziger Jahre tatsächlich alseineWendezu einerneuenEpo
che« .(Deppe u.a., Geschichte, 1977, S. 352).

Damit wurde auch der konservativen Utopie-Kritik ein breites Wir
kungsfeld eröffnet. DieUtopie-Denunziation, die unter dem Vorwand
des Realismus stets den Blick in die bessere Zukunft mit dem Verdacht
desReligions-Ersatzes belegt hatte, bedientesich- zumal inderPeriode
des Kalten Krieges - nun auch noch des Totalitarismus-Verdachtes
(Neusüß, 1968, S. 33 ff.). Die negativen Utopien eines A. Huxley
(»Schöne, neue Welt«) odereines G. Orwell (»1984«) entwarfen Bilder
einerZukunft, inderdie»ursprünglich ökonomisch-technischen Mittel
menschlicher Selbstbefreiung zum irrationalen Selbstzweck werden«
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(ebd., S. 55). Der technischeund wissenschaftliche Fortschritt verwan
deltsichin einInstrumenteinerEiitenherrschaft, diedieMenschen ei
nem rigiden System der Kontrolle ihres Verhaltens wie ihrer Gefühle
unterwirft. In diesen Gegen-Utopien verbindet sichalso dieFurchtvor
derVerselbständigung derkapitalistischen Rationalität mit derbedrän
genden Vision einer verselbständigten Staatsmaschine, diekeine Privat
räume mehr zuläßt. Das Auge des »großen Bruders« wacht überall.
Gleichwohl wardie Wirkung solcherBücher klardefiniert: sie sollten
den »Normalbürger« gegen die Gefahren der »kommunistischen Infil
tration« immunisieren und eine negative Zukunft beschreiben, »die
dann entstehen würde, wenn die Machtstellung derSowjetunion größer
würde« (Abendroth, 1983, S. 1552). Die'»offene Gesellschaft«, die ihre
Legitimationausder Gegenwart bezieht, wurde jetzt zum Vorbild; die
humanen Intentionen der Utopieverblaßten gegenüber einerDenun
ziation, die jedenAnspruchaufeineprogressive Gesellschaftsverände
rung mit dem »Totalitarismus« gleichsetzte.

5.3. Zur Akutalität des »utopischen Überschusses«

Erst in der Krise der 70er Jahre verändern sich dieEinstellungen zur
Zukunft. Die »Futurologie« hatte oftmalsnur dieWachstumstrendsder
50erund60erJahreverlängert unddabei einen zunehmenden Planungs
und Regulierungsbedarf, aber auch wachsenden Wohlstand vermutet.
Nunmehrerwächst ihreineKonkurrenz inderFormjenereherpessimi
stischen Prognosen, dieeineErschöpfung der natürlichen Ressourcen
und zugleich eine fortschreitende Belastung dernatürlichen Reproduk
tionsgrundlagen der»industriellen Zivilisation« (Wasser, Luft,Wälder,
Atmosphäre)- und damiterhebliche,wachstumshemmende Kostenfür
die Bewältigung dieser Probleme - voraussagen. DieVerarbeitung der
Krisenerfahrung bringt - wie schon im2. Kapitel gezeigt wurde - ganz
unterschiedliche Verhaltensweisen und Wertorientierungen hervor;
Auf der einen Seite werden saudische und konservative Bewußtseins-
formen aktiviert—auch in derArbeiterklasse. Je mehrsich dasBild der
Zukunft verdüstert, um so stärker macht sich auch eine Rückorientie-
rungaufdieVergangenheit, eineTendenzgeltend, jeneZeitzu verklä
ren, in der man sich den relativen Wohlstand der Gegenwart, der jetzt
gefährdet ist, erarbeitet hat. Auf der anderen Seitebemühensich viele
Jugendliche, in ihrer Lebensweise einenBruch mit dem herrschenden
System der »industriellen Zivilisation« zu vollziehen.

DieseEntscheidungfür ein »alternatives Leben«,dasvon den Zwän-
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gen einer entfremdeten und inhaltsleeren Arbeitswelt, den zivilisatori
schen Schäden und Belastungen derNatur, von Beton, Plastik undBü
rokratie freiseinsoll, kann aber nicht umstandslosalsdie neueForm, in
dersich heute die utopische Intention artikuliert, gelten. Vielmehr ver
mischt sich hier vielfach die Kritik an den herrschenden Lebensverhält
nissen mit konservativen Wertorientierungen, die sichin der Rückbe
sinnung auf vorindustrielle Praktiken der Lebensbewältigung erfüllen.
Landkommunen und Rohkostläden, Do-it-Yourself, Stricken, Haus
geburten, Radfahren u.a.m. sind Elemente einer Kultur, die politisch
ganz unterschiedlich besetzt, jagegensätzlich ausgefüllt werden kann.
Diese kann sich mitpolitischen Bewegungen gegen Atomkraftwerke,
Atomraketen, Vergiftung derNaturundderMenschen etc.verbinden —
und: siekannalsTriebkraftund alsMilieu einerBewegung wirken,die
zur Erkenntnis sichhinarbeitet, daß solcheAbwehrkämpfe(auchgegen
die gattungsbedrohenden Schäden der »wissenschaftlich-technischen
Zivilisation«) stetsauchandieFragenachdengesellschaftlichen undpo
litischen Machtverhältnissen, nach den Steuerungsprinzipien eines
Wachtums, das dieseSchäden zusammenmit den großen sozialenWi
dersprüchen unserer Zeit erzeugt, heranführen unddaß dabei auch die
Perspektive alternativer gesellschafdicher Steuerungs- und Organisa
tionsprinzipien ins Blickfeld tritt.

SolcheElementeeineralternativenKultur und Wertorientierungsind
aber auch für konservative und reaktionäre Ideologien verfügbar.
»NeueInnerlichkeit« —oder gar»neue Mütterlichkeit« —kannsich zur
religiösen Mythologie öffnen. Sie kann aberauch eine Brücke zu einer
neuen nationalistischen »Blut-und-Boden«-Romantik schlagen, die
von neokonservativen Kräften angesprochen wird. Immerdann, wenn
sich die Zivilisations- und Kulturkritik —bewußt oder unbewußt - mit
lebensphilosophischen Deutungsmustem versetzt, diedie individuelle
Betroffenheit, das Gefühl über die Rationalität stellen, setzt sich der
konservativ-romantische gegenüber dem fortschrittlich-utopischen
Impuls durch. Auch in dem Bericht der »Späth-Kommission« (Zu
kunftsperspektiven, 1983, S.29) istvon der»Erträglichkeit derAltema-
tiv-KuIturen« dieRede: »Selbstverständlich gibtesandenRändern un
serer Gegenwartskultur auch Manifestationen des entschiedenen Wil
lens, nicht mehr mitzumachen. Von Kalifornien bisnach Mitteleuropa
könnenIndividuen undGruppenbeobachtet werden, diealsAbsolven
ten erstrangiger akademischer Ausbildungsstätten, anstan sich in die
Industriegesellschaft zu integrieren, emsthaft alternativ zu existieren
beginnen. >Ernsthaft< heißt hier: ohne sich überdieNabelschnurvonöf
fentlichen Wohlfahrtsleistungen mitdermißachteten Gegenwartszivili-
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sation verbunden zu halten. Esist nicht schwer zu sagen, welche'Le
bensvorzüge zu gewinnen hofft,wer aufdrastisch reduziertem Niveau
seines zivilisatorischen Lebensstandards eine aufgelassene kleine Farm
wieder in Betrieb nimmt, Wasser für sich und sein Vieh aus Zisternen
schöpft und seinen Bedarf an industriell erzeugter Energie gegenüber
dervor-altcmativen Betriebspraxis um zwei Drittel reduziert. DerLe
bensvorzug, derhier gesucht wird und inEinzel^len sogar gefunden
wird, ist ein Gewinn an Stabilität in der Binnenbefindlichkeit durch eine
partiell wiederhergestellte Deckungsgleichheit derrealen Bedingungen
dereigenen physischen und sozialen Existenz mitdenjenigen Lebens- .
bedingungen, denen gegenüber man nach Lebenserfahrung und Le
benspraxis autark ist«.-

Der einfache Warenproduzent wirdso zum Idealeines autarken Le
bens —für die einen als erträgliche Randfigur der »Industriegesell
schaft«, für andere - wie z.B. für R. Bahro und die »Fundamentalöko
logen« - als Zentralfigur eines genossenschaftlich verfaßten, selbstver
walteten Systems kleiner Produzenteneinheiten, die nicht Tausch-,
sondern Gebrauchswerte erzeugen - d.h., die nicht fürden Markt, son
dern (überwiegend) fürdenEigenbedarfproduzieren sollen (vgl. Gold-
berg/Sörgel, 1982, S. 14 ff.). Solange sich »konservative und alternative
Positionen tendenziell aufdengemeinsamen, restaurativen Nenner in
dividueller Lösungen zu bewegen« (U. Jansen, 1984, S.41), sind daher
berechtigte Zweifel am »utopischen Uberschuß« solcher Konzepte und
Strömungenangebracht.Im Kernhandeltessichdabei um »Felxibilisie-
rungsstrategien«. Die Konservativen streben danach, durch »Flexibili
sierung« des Arbeitskräfteeinsatzes, der Arbeitszeit, der Arbeits
schutzbestimmungen, der sozial-politischen Leistungen, der berufli
chen Mobilität usw. optimale Verwertungsbedingungen fürdas Kapital
—entsprechend dem heutigen Stand derProduktivkraftentwicklungund
der Weltmarktkonkurrenz - herzustellen. Dabei sind sie zu »Zuge
ständnissen« bereit, diedenFreiheitsraum des einzelnen Lohnabhängi
generweitem sollen (z.B. durch die freie, individuelle Entscheidung,
wannund wieviel er arbeitet; die Wahlmöglichkeit zwischen öffentli
chen und privaten Sozialversicherungssystemen sowie zwischen ver
schiedenen Bildungs- und Weiterbildungsangeboten; Beteiligung am
Betriebskapital oder Einkommensverbesserungen u.a.m.). Damitsoll
aber in erster Liniedas Lohnniveau gesenkt und die kollektive Vertre
tungsmacht der Lohnabhängigen (sei es über allgemeine, gesetzliche
Regelungen, sei es über Tarifverträge undgewerkschaftlicheRechte) ge
schwächt werden. Bei vielen »Alternativen« wird diese »Flexibilisie
rung« ab eineChancebegrüßt,Freiräumezuschaffen, indenenderein-
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zelne (z.B. durch die Flexibilisierung derArbeitszeit in derForm der
Teilzeitarbeit) sieb im »informellen« Sektor selbstverwirklicben kann,
»Nischen alternativer Vergesellschaftung« (Jansen) etabliert werden
können.

Währendin zahlreichen Projektender Alternativen - nebender Kri
tik der herrschenden Machtverhältnisse - ein ausgeprägter Zukunfts
pessimismus mitschwinge, der sich biszur apokalyptischen Vision der
bevorstehenden Katastrophe steigern kann,reklamieren dieNeo-Kon
servativen für sich einen scheinbar kraft-strotzenden Zukunftsopti
mismus. DiePropaganda vonder »Wende« bedient sich laufend dieses
Optimismus - und ergänzt ihn um die Polemik gegen »intelektuelle
Miesmacher«, »Krakeeler«, Schwächlinge und Feiglinge (z.B. Kriegs
dienstverweigerer), dieangeblich keinVertrauen in dieZukunfthaben.
Gleichwohl verblaßtihr »utopbcherUberschuß« schnell imSpiegel der
realen sozialökonomischen Entwicklung. Die steigenden Zahlen der
Arbeitslosigkeit, derwachsende Widerspruch zwischen demLuxus der
Reichenund dem Elendder Armen(in denMetropolen wie in der Drit
tenWelt), dieSchlangen derHungernden vordenSuppenküchen inden
USAillustrieren denganzen Zynismus, dersolchem-zur Schau gestell
ten—Optimismusinnewohnt.Die Zufluchtzum »allmächtigen Gott«,
durchdensichRonald Reagan seinebrutaleKlassenpolitik sowieseinen
Kampfgegen das »Böse« immerwiederabsegnen läßt, ist daher in ge-
wbser Weise konsequent. Der reale KerndieserPolitik,der allehuma
nenIntentionendesUtopischennegiertundzertritt, wird mystisch und
irrational ins Reich außermenschlicher und übernatürlicher Dimensio
nen erhoben. Reaktionäre Politik macht sich so - nicht zum ersten Mal -
zum Vollstreckerder »»Vorsehung«.

Diese Konstellation ist selbst noch Ausdruck der Tatsache, daß der in
der Arbeiterklasse und -bewegung vorherrschende Realismus und
Pragmatismus auch jeneFreiräume schafft, in denendann die idealisti
schen wiedie negativen Utopien aufblühen können. Der Utopie-Ver
lust (bzw. deren konservative Perversion) ist so auchein Zeichen der
Schwäche der Arbeiterbewegung. Deren Uberwindung kann freilich
nicht nur Resulut einer bewußten theoretischen Anstrengung sein. Wie
wir gesehen haben, wird der »utopische Uberschuß« in der Arbeiter
klasse stets durch die konkret-historische Klassenerfahrungund durch
die theoretische Arbeit, die auch in die zukunftsorientierte Programma
tik ihrer Organisationen einfließt, bestimmt. Dahermuß auchdieRe
konstruktiondes- aufeinebessere Zukunftgerichteten - Selbstbewußt
seins in der Arbeiterklasse beider gegenwärtigen Krisenerfahrung an
setzenund sichauf diese Weise in die gegenwärtigen Kämpfe und Wi-
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derstandsformen einschreiben. Noch setztsich die Erfahrung des epo
chalen Umbruchs und der »Wende« in einer- teils lähmenden - Vielfalt
vonBewußtseins- undVerhaltensformen um:inpassive undresignative
Anpassung, in konservative Bilder von der »guten, alten Zeit«, in
Agressivität gegen vermeintliche »Sündenböcke«, in Konkurrenzver
halten zwischen verschiedenen Gruppen und Fraktionen derLohnab
hängigen oder auch indie Bereitschaft zum kollektiven und kämpferi
schen Widerstand. Zugleich wächstaberauch unter denvon der Krise
Betroffenen das Bedürfnis nach einer Veränderung des bestehenden Zu-
standes. Dazugehört einmal das- oft noch diffuse imdpolitisch nicht
zielgerichtete - Gefühl, daßesso nichtweitergehen kann und darfwie
bisher. Zu den Alltagssorgen (z.B. wie man mit der Sozialhilfe, dem
Arbeitslosengeld odermit demLohn »durch den Monat« kommt) ge
sellt sich die Angst vor der Kriegsgefahr, vor einer verselbständigten
Logik der Rüstung, der technischen Entwicklung, der Umwelt- und
Naturbelastung, aberauchdieAngstvor der wachsenden sozialen Iso
lation, die ihrerseits das Bedürfnis nach Frieden, gesicherten Lebens
verhältnissen, nach sinnvoller Arbeit sowie nach solidarbchen, zwi
schenmenschlichen Beziehungen (in denen sich der einzelne auch ge
achtet undgeliebt weiß) verstärkt. Und schließlich hatsichauchbeiden
bewußten Kräften derArbeiter- undGewerkschaftsbewegung dieEin
sicht ausgebreitet, daß mitden traditionellen Methoden des sozialpart
nerschaftlichen Pragmatismus nicht nur keine Erfolge mehr errungen,
sondern Rückschritte hingenommen werden müssen. Daher wird ge
rade hier immer wieder—und bei Einzelnen auch dezidierter—die Frage
aufgeworfen, obdie gegenwärtige Verteidigungsstrategie derArbeiter
bewegung nicht durch einen Bruch mitderherrschenden Systemlogik
(und damit auch miteiner Logik, diedas eigene Handeln undDenken
beherrschte) ergänzt werden muß, der die aktuellen Kämpfe mit der
Perspektive einer grundlegenden gesellschaftlichen Veränderung ver
bindet, die ihrerseits an utopische Traditionen in der Geschichte der
Arbeiterbewegung anknüpft.

Es kann dabei nicht darum gehen, vergangene Konstruktionen und
Träume von einer besseren Welt einfach wiederzubeleben. Die utopi
sche Intention - so wurde gesagt - konkretisiert sich amgenauesten in
derNegation dessen, was sienicht will; undgerade darin istschon ihre
konkret-historische Bestimmtheit angelegt. Was aber bedeutet diese
Einsicht für die Gegenwart?

-Zunächsteinmal umschließt siedieIntention, künftige gattungsbe-
drohende Katastrophen zu verhindern. Die Szenarios eines Atomkrie
ges, wiesiein demFilm»TheDay After« oder in A.A. Guhas »Ende.
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Tagebuch aus dem 3. Weltkrieg« (1983) vorgeführt werden, sind
schrecklich genug, um das Überleben der Menschheit als die vordringli
che Gegenwartsaufgabe anzuerkennen und sichfür einePolitik einzu
setzen, die kurzfristig - durch Abrüstung, Roexistenzpolitik sowie
durch die friedliche Regelung von politischen Konflikten - die Gefahr
einer Katastrophe vermindert, langfrbtig das Ziel einer »Welt ohne
Kriegeund Waffen« verfolgt.Die Abwehr von Katastrophenkannsich
abernichtnur aufdasGebietvon Krieg undFrieden beschränken. Um
weltkatastrophen, dieganzeRegionen unbewohnbar machen, dieVer
giftung der Natur (z.B. Flüsse- und Wäldersterben), die in den kom
mendenJahren gravierende Rückwirkungenauf die organischewieso
ziale Lebensfähigkeit und -qualitätder Menschen haben müssen, sind
nur zu verhindern, wennschon jetzt politischePrioritäten gesetztwer
den, diedieGleichrangigkeit vonWachstumsimperativen und ökologi
schen »Sicherungen« anerkennen (qualitatives Wachstum), die aber
schonüberleiten indiePerspektive einergesellschaftlichen Ordnung,in
der die wissenschaftlichen und technischen Fähigkeitender Menschen
dazu genutzt werden können, bei einem entwickelten (und sich fort
entwickelnden) Niveau der Vergesellschaftung zugleich der Regenera
tion der natürlichen Welt und ihrer Ressourcen jenen Freiraum zu
schaffen, der für die Existenz der Menschheitnotwendig ist.

- Für das Alltagsbewußtsein der meisten Lohnabhängigen spielt
heutedieErfahrungder sozialökonomischen Krisenprozesse nocheine
größere Rolle als dieAhnung vondenMöglichkeiten militärischer und
ökologischer Katastrophen. Die Angst vor dem Verlust des Arbeits
platzesund einerVerminderung desEinkommens, diedie gesamte bis
herige Lebensgestaltung dramatisch verändern würde, durchdringt die
individuelle Einschätzungder Zukunft. Die Politik der konservativen
Wendevermag diese AngstinOpferbereitschaft umzusetzen (vgl. w.o.,
Kap. 2, S. 85 ff.), ohne sie freilich aufhebenzu können. In der gegen
wärtigenAuseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche zeigt sichdie
ganze Widersprüchlichkeit dieser Verunsicherung: denn die Lohnab
hängigen sind in ihrer Mehrheit hin- und hergerissen zwischen dem
Glauben an die Propaganda der Unternehmer und der Regierung, die
Wachstum und technischen Fortschritt als Bedingung für Beschäfti
gungssicherung und -expansion ausgeben, und den Argumenten der
Gewö-kschaften, die eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 35
Stunden, staatliche Beschäftigungspolitiken sowie Formen der gesell
schaftlichen und politischen Kontrolle über die technologische Ent
wicklung für unverzichtbar halten, um eine Vervielfachung der Ar
beitslosenzahlen bis in die 90er Jahre zu verhindern.
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Die gewerkschaftlichen Forderungen nach einer Verkürzung der
Wochenarbeitszeit beinhalten imGrundeeinPrinzip derVerteilung der
Arbeit, dasdasVerhältnis vonProduktiviätundBeschäftigung vonder
Logikder Profitproduktion (diegegenwärtig auf die »Entkoppelung«
von Wachstum und Beschäftigung drängt) emanzipieren will. Gesell-
schafdiche Bedürfnisse (hierdieBeseitigung derMassenarbeitslosigkeit
und ihrer sozialen, psychischen und politischen Folgen) sollen als
gleichrangige wirtschafts- und gesellschaftspolitische Ziele anerkannt
werden. Das kann Illusionen darüber fördern, daß Profltprinzip und
dieBefriedigung gesellschaftlicher Bedürfnisse - zumal inKrisenperio
den- miteinander zu versöhnen sind, kannaberauchdenWeghir die
Einsicht bahnen, daß die Neuverteilung der Arbeit, die »Arbeit für
Alle« ermöglicht, zugleichaber auch Dauer und Inhalt der Arbeit ent
sprechend dem Stand der Vergesellschaftung und der Produktivkraft
entwicklung gestaltet, letztlich nur durch die Aufhebung des Profit
prinzips verwirklichtwerden kann. Schon Thomas Morus hatte in sei
ner »Utopie« (1516) den Gedanken konkretisiert, daß die Aufhebung
des Privateigentums einen Plan der gesellschaftlichen Arbeit möglich
macht, bei dem sich der Arbeiter nicht mehr beständig »vom frühen
Morgenbis tief in die Nacht wieein Lasttier. . . . abrackern« muß. Die
Utopier arbeiten nämlich nur 6 Stunden am Tag:

»Dreivormittags, worauf sie zum Essengehen; nach dem Mittages
sen ruhen sie dann zwei Nachmittagsstunden, arbeiten wieder drei
Stundenundbeschließenden ArbeitstagmitdemAbendessen. . . .acht
Stundennimmtder Schlaf in Anspruch. DieStundenzwischen der Ar-
beits-.Schlaf- undEssenszeit sind jedem zur beliebigen Beschäftigung
freigestellt, nicht um sie durch Üppigkeitund Trägheit zu mißbrau
chen, sondern um die Zeit, die einem jeden sein Handwerk freiläßt,
nach Herzenslust auf irgendeme andere nützliche Beschäftigung zu
verwenden. Die mebten widmen die Pausen literarischen Studien. . . .
Nach demAbendessen verbringen siedanneine Stunde mitSportund
Spiel, im Sommer inden Gärten, imWinter in jenen öffentlichen Hal
len, in denen siegemeinsam essen.Dort treiben sieMusikoder erholen
sich imGespräch« (Morus, 1964, S. 70/71). Der Autor von »Utopia«
tritt aber auch sogleich dem Einwand entgegen, dieseradikaleVerkür
zung der ArbeitszeitmüssedieArmut aufAlleverteilen:»Weil nämlich
die Utopier nur sechsStunden beider Arbeit sind, könnte manvielleicht
der Meinung sein, es müsse daraus ein Mangel an lebensnotwendigen
Arbeitsprodukten entstehen. Weit gefehlt! Im Gegenteil genügtdiese
Arbeitszeit nichtnur zur Herstellung desnötigen Vorrats an allen Er
zeugnissen, die zu den Bedürfnissen oder Annehmlichkeiten des Lebens
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gehören, sondtem es bleibt sogar noch davon übrig« (ebd., S.71). Morus
verweist dabei aufdie Vielzahl der Müßiggänger (z.B. Ordensbrüder
und Priester, feudale Großgrundbesitzer und ihre Dienerschaft), die
sich das Ergebnis fremder Arbeit aneignen. So formuliert er seine
Kampfansage gegen die besitzenden Nicht-Arbeiter: »Aber wenn alle
dievielen, deren Arbeitskraft jetzt aufmüßige Gewerbe verzettelt ist,
und wennobendrein der Schwärm vonTagdieben, die jetzt in Nicht
stun oder Langeweile erschlaffen. . . ., wenn also alle diese miteinander
zur Arbeit, tmdzwarzur nützlichen Arbeitangestellt würden;dasoll
testdueinmal sehen, wie wenig Zeitnoch reichlich, jaüberflüssig genü
gen würde, umalles das zubeschaffen, was notwendig odernützlich ist
zumLeben, jasetzeruhighinzu, auchzumVergnügen, wenigstens zum
echten und natürlichen Vergnügen« (ebd. S. 72/73).

NatürlichverratendieBilder,dieMorusentwirft, SpurenseinerZeit,
in der mit der »ursprünglichen Akkumulation« des Kapitals die Ent
wicklungsgeschichte derbürgerlichen Gesellschaft inEngland eingelei
tet wurde. Seine Synthese vonArbeit, Wissenschaft, Spiel, Ruhe und
Vergnügen entspricht den Vorstellungen jener frühbürgerlichen Hu
manisten, die das Weltbild ihrer Zeit aus den Fesseln der mittelalter
lich-theologischen Bevormundung befreien wollten. Sein Ideal eines
6-Stunden-Tages ist aber auch unter den gegenwärtigen Bedingungen
einer hoch entwickelten »industriellen Zivilisation« noch längst nicht
eingeholt. Wenn' wir aber die gewerkschafdichen Argumente für die
35-Stunden-Woche ernst nehmen und sie für durchsetzbar halten, dann
müssen schonheuteinder Arbeiterbewegung (durchaus konkurrieren
de)Antworten aufdieFrage gefunden werden, wiedie(objekuv mögli
cheundnotwendige) drasusche Verkürzung derTages-, Wochen- und
Lebensarbeitszeit für einen ganz neuen Typuseiner humanen und de
mokratischen Lebensweise genutztwerden kann, inderdieherkömmli
cheTrennung von Arbeit undNicht-Arbeit (Freizeit), vonHand- und
Kopfarbeit überwunden ist, inder dem lebenslangen Lernen derMen
schen, derPolyvalenz ihrer Fähigkeiten, ihrer wissenschaftlichen und
kulturellen Aktivität, neuen Kooperationsformen unddemokratischen
Verkehrsformen vielfältige neue underweiterte Möglichkeiten eröffnet
werden. U.Briefs siehthiereinegroße Chance (aber aucb eineschwere
Aufgabe) für die Gewerkschaftsbewegung: »Die neuen Technologien
können - unter der Voraussetzung einer vollständigen sozialen Kon
trolle der Entwicklung und des Einsatzes dieserTechnologien, unter
derVoraussetzung einer schöpferischen Aneignung dieser neuen Tech
nologien durch die Beschäftigten - einer weit über das bisher diskutierte
Niveau gehenden Abbau gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit brin-
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gen. 1990—1995werden vielleicht noch etwa 25—27 Stunden wöchent-
Ucher Arbeit je Beschäftigten in der Bundesrepublik geselbchafdich
notwendig sein« (Briefs, 1984, S. 210).

—Dieweitverbreitete Furcht vor den »neuen Techniken«, die für die
Konservativen das »Akzeptanzproblem« zu einem zentralen strategi
schen Parameter hatwerden lassen, ist- genau betrachtet - dieFurcht
voreiner wissenschaftlichen und technischen Entwicklung, diedenGe
setzen derProfitproduktion undderKonkurrenz folgt. Sie bedroht die
Lohnabhängigen, weil sie - stofflich (Qualifikation) und wertmäßig
(Entlassung, Abgruppierung etc.)- ihreArbeitskraft entwertet, weil sie
herkömmliche soziale Kooperationsbeziehungen inderArbeit zerstört
undweil sie- vorallem überdie neuen Informationstechnologien - ein
gigantisches System der anonymen Informationsvemetzung etabliert,
das den einzelnen Lohnarbeiter wie den »Gesamtarbeiter« einer ver
schärften Kontrolle durch das Kapital, das Management unddurch den
Staatunerwirft (vgl. Briefs, 1980, bes. S. 80 ff.). Die Gewerkschaften
habendiese Gefahren, die mit den neuenTechniken verbunden sind,
lange unterschätzt. Solange die Produktiviütssteigerung aufdem Ar
beitsmarktdurchWachstum neutralisiert wurde, standendie»Gewerk
schaften der technologischen Entwicklung fast kritiklos gegen
über. . . . Steigende Reallöhne, relative Vollbeschäftigung, Arbeits
zeitverkürzungen und soziale Reformen in wichtigen anderen Berei
chen verführten sie zu der Annahme, daß der technischeFortschritt -
Voraussetzung undMotordieser Entwicklung - offenbar unabhängig
von unterschiedlichen Interessen unddamit ohnenotwendigen Eingriff
der Gewerkschaften zu funktionieren schien« (Steinkühler, 1984, S.
192/3).

Diese Einstellungändertesicherst,alsinden70erJahren-z.B. inder
Uhren- und Druckindustrie - die verheerenden Konsequenzen derRa
tionalisierung durch den Einsatz der »neuen Technologien« bewußt
wurden. Jetzttratder»Rationalisierungsschutz« (z.B. Arbeitsplatzsi
cherung inderDruckindustrie fürdie »freigesetzten« Setzer, Abgrup-
pierungsschutz inderMetallindustrie) ins Zentrum dergewerkschaftli
chen Anstrengungen. Schon baldwurdejedoch deutlich, daß mit sol
chen Maßnahmen der gigantischen Umstrukturierung des gesamten
Arbeits- undProduktionsprozesses nicht wirkungsvoll - d.h. imInter
esse der Lohnabhängigen an Beschäftigung, Einkommenssicherung,
gewerkschaftlichen undbetrieblichen Mitbestimmungs- undKontroll
rechten - begegnet werden kann. InderAuswertung einer Rationalisie
rungsbefragung, die die IGM im Herbst 1982 in 1100 Betrieben ihres
Organisationsbereiches durchführte, wirddaher gefragt, »wie weitdie
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bisherige Einstellung undPolitik zur Rationalisierung neudurchdacht
werden muß. Die Formel »Wir sind keine Maschinensmrmer< wird in
Zukunft wenignutzen, wenn .... die Rationalisierungswelle, vor al
lem durch die Breitenanwendungund intensivereNutzung der neuen
Technologien, dieMasse der Betriebe erstindennächsten Jahrenrichtig
erfaßt. Sollman dieserEntwicklungvon vornherein im Grundsatz zu
stimmen, wie es in der bisherigen gewerkschaftlichen Position »Ja,
aber zum Ausdruck kommt, um danach - während der Einfüh-
rungs- und Ausbauphase - zu versuchen, gewerkschaftliche Schutz-
und Gestaltungsaufgaben (Arbeitsplatzsicherung, gewerkschafdiche
Einkommenssicherung, Gestaltung von Arbeit und Technik, Qualifi-
kadon)durchzusetzen? Oder solltenRadonalisierungsmaßnahmen zu
nächsteinmal zurückgestellt werden(»Nein, wennnicht. . . .<), bissich
Unternehmer und Betriebsrat auf ein sozial verträgliches Konzept für
dieEinführung- oder auchNichteinführung- der neuenTechnologien
geeinigthaben?« (IGM, Maschinen wollen sie, 1983, S. 92/93).

In der Formel »Die Technik sozial beherrschbar machen« verbindet
sich zum einen die Kritik am »technischen Fortschritt« mit einem (noch
auszuführenden) Programm seinerAnwendung im Interesse der Lohn
abhängigen. »Die neuen Technologien fordern die Gewerkschaften
eben dazu heraus, die Gestaltung der Betriebe und der in ihnen herr
schenden Bedingungen nichtmehr(fast) allein derUntemehmerseite zu
überlassen, sondern über die Gestaltung von sozialen Mindestbedin
gungen (Einkommen, Arbeitszeit, Pausen usw.) hinaus die Kräfte der
Beschäftigten so zu organisieren und zur Geltung zu bringen, daß die
Beschäftigten die Systeme der »neuen Technologiem selbst in ihren
technischen und organisatorischen Aspekten bewußt und planvoll be
stimmenkönnen« (U. Briefs, 1980, S. 141/2). Darinistschondieutopi
sche Dimension angesprochen, die heute den Auseinandersetzungen
um die Technik und ihre »Beherrschbarkeit« innewohnt. Die bloße Ab

lehnungder »neuenTechniken« ist ebensoillusionärwiedie Hoffnung,
daß ihre Wirkungen stets »sozial abgefedert« werden können. Denn:
»Mitder Entwicklung der neuenTechnologien können im Zusammen
hang mit den gewaltigen Produktivkräften, diesie verkörpern, Voraus
setzungen für erhebliche Verbesserungen der Produktionsbedingungen
im Interesse der Beschäftigten verwirklichtwerden: Die Verringerung
der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit insbesondere zur Verwal
tung, Steuerung und Kontrolle der Betriebe schafft Möglichkeiten für
erhebliche Verkürzungen der Arbeitszeit. . . . « (ebd., S. 165/6). Als
weitere Gestaltungsmöglichkeiten nennt U. Briek: »Abbau von Ar
beitsintensitätund übermäßigerBelastung«; »Abbaubzw. bessereVer-
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teilung von monotonen Arbeiten«; »Nutzung vonzeitlichen Freiiüu-
menim Betrieb für eineverstärkte Beteiligung der Beschäftigten an der
Steuerung und Kontrolle der Produktion auf der Ebene der Arbeits
gruppen und der Betnebe«; »verstärkte Nutzung von zeitlichen Frei-
niumen für Weiterbildung« (ebd. S. 166; vgl. auch Briefs, 1984, S.
209 ff.).

Die Gestaltungsmöglichkeiten des Verhältnisses von Arbeit und
Technik in der Zukunft eröffnen also einen breiten Raum für die Kon
kretisierung einer Lebensweise, in der die Arbeit erleichtert ist, neue
vielseitige Bildungsanforderungen, demokratische Selbstbestimmung
undKontrolle vonunten,Kreativität undInnovations^igkeitdesEin
zelnen möglichwerden. Dieses Ziel kann jedoch nur erreicht werden,
wennschonheutedasBewußtseih überden gesellschaftlichen bzw. den
Klasseninhalt des Widerspruchs zwischen der Steigerung der gesell
schaftlichen Produktivklüfte (in Kapitalform) und der Akkumulation
von Elend und Not, sozialerUnsicherheit und Entwurzelung auf der
Seiteder Lohnarbeit entwickeltwird. Darüber hinauskommt es gerade
in der Gegenwart daraufan, jeneStrategie zu vereiteln, die die Unter
nehmer unddieKonservativen mitder Anwendung der»neuen Techni
ken« verfolgen. Das erste Motiv ist natürlichdie Produktion und Ak
kumulation von Profit, die über das »blind wirkende« Zwangsgesetz
der nationalen und internationalen Konkurrenz demEmzelkapital »auf
Gedeih undVerderb« dietechnologische Innovation aufherrscht. Dabei
dienen die neuen Techniken den Unternehmern auch als Waffen von
höchster politischer Sprengkraft in der Auseinandersetzung zwischen
Kapital und Arbeit. Hinter demSchlt^ort von der »Flexibilisierung«
verbirgtsichein weitreichendes gesellschaftspolitisches Programm, das
einen beträchtlichen Teiljenersozialen undsozialpolitischen Errungen
schaften, diedieLohnabhängigen und ihreGewerkschaften itidenver
gangenen Jahrzehnten durchgesetzt haben,revidieren soll.Diekompli
zierte Sprache des Berichtes der(»Späth-«)Kommis$ion »Zukunftsper
spektiven« vermag dieses Grundmotiv nur schwerzu verhüllen: »Die
Automation. . . . mittelsTechnologienhöherer Elastizitätbefreitvon
der Bindung der Produktionan die starrenArbeitszeitregelungen von
Tarifvertiügen, Arbeitszeitverordnungen und Geschäftszeiten. Damit
könnenauf dieser Automationsstufe ohne Personalengpässe Betriebs
mittel im Dreischichtbetrieb genutzt, die Gleitzeit selbst im Produk
tionsbetrieb oder bisherzeitgebundenem Dienstleistungsbetrieb einge
führt und Dienstleistungen auch außerhalb der Geschäftszeit erbracht
werden. Der naive, ausder Präsenz amzentralisierten Arbeitsplatz ab
geleitete Arbeitszeitbegriff wird unter diesen Umständen reformbe-
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dürftig. KontroU- und Überwachungssysteme, konventionelle Füh
rungssysteme, aber auch die Reaktionsmuster der Gewerkschaften
hieraufwerdenobsolet,oder abersieverhindern diesen Entwicklungs
sprung,weil sieden technischen Entwicklungsstand festschreiben, vor
dessen Hintergrund sie entstanden sind« (Zukunftsperspektiven, S.
169).

DieStoßrichtung dieser Argumentation isteindeutig. Reformbedürf
tig istder »Trend hinzu kollektiven Regelungen« (ebd.,S. 164). Mitan
deren Worten: die »neuen Techniken«werdenalseineWaffebegriffen,
um die kollektive Macht der Gewerkschaften in Betrieb und Gesell
schaftzu brechen. Die Mitbestimmungsrechte der Betriebsiäte bilden
dabei ebenso wie Sozialpläne, Tarifverträge, Arbeitsschutzgesetze
u.a.m. »festgefahrene Strukturen«, die eszu überprüfen gilt, um »Ela-
stiziätspotentiale«freizusetzen und- soverkündetdieneokonservative
Ideologie - dem dann von Gewerkschaftsmacht und gesetzlichen
Schutzmaßnahmen »befreiten«, einzelnen Arbeitnehmer einengröße
ren »Spielraum für eine individuelle Gestaltung seiner Arbeit« zu ge
währen(ebd.). Es istdahernur logisch, daß mit dieserArt der »Selbst
bestimmung« auch die institutionalisierte Mitbestimmung »flexibili-
siert« werden soll: »Eine Flexibilität erfordernde Wirtschafts- und Ar
beitswelt verlangt daher eineFortentwicklung der Unternehmensver
fassung, dienichtdie unternehmerische Mitbestimmung durch unmit
telbareTeilhabeindenUntemehmensorganen ausbaut,sondernbeider
vermögensrechtlichen Teilhabe derArbeitnehmerseite ansetzt.Zentrale
Bedeutung könnte hierbei neben der Kapitalbeteiligung der Arbeit
nehmer insbesondere eineAnbindungder Arbeitnehmeransprüche auf
Lohnundsoziale Zuwendungen andenUntemehmensertrag erlangen«
(ebd., S. 185).

Schließlich sind die »neuen Technologien« nicht nur Rationalisie-
rungs- sondern auch Kontrolltechnologien. Für daskapitalistische Ma
nagement undfürdenStaat bieten siedieMöglichkeit, durch dieneuen
Datenerfassungssystemeundderen Vernetzung nicht nurden einzelnen
Arbeiter in und außerder Arbeitgenauzu überwachen,seineBewegun
gen gleichsam lückenlos zu erfassen, sondern auch die gewerkschafdi-
cheundpolitische Aktivität ganzer Belegschaften zukontrollieren. Die
Gewerkschaften habensichfür ein Verbotder sog. «Personalinforma-,
tionssysteme« ausgesprochen (wahrscheinlich viel zu spät); denn sie
wissen, daß sich auf diesem »sanften« und anonymen Wege die Herr
schaft des Kapitals über die Lohnarbeit vollendet: die ökonomische
(über dieAbhängigkeit undUnselbständigkeitderArbeitskraft) unddie
politische (im bürgerlichen Staat zentralisierte) Macht des Kapitals wer-
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' den erg^zt durch Systeme der Arbeitstedung, der Arbeitsorganisation
(Taylorisierung) und der elektronischen Überwachung im Betrieb, die
den Lohnabhängigen noch bestehende, autonome Gestaltungsmög
lichkeiten nicht nur in der Organisation des Arbeitsprozesses selbst,
sondeni auch in der Organisation formeller und informeller »Gegen
machtstrukturen« —zu entziehen trachtet. Der Kampf gegen diese Kon-
troU^hnologien bzw. gegen ihre Anwendung wird daherzu einemwe
sentlichen Element der gewerkschaftlichen Auseinandersetzung mit
den »neuen Techniken«.

Die wissenschaftlich-technischen Utopien haben eine lange Tradi
tion. Schon 1624 hatte derEngländer Francis Bacon aufderTrauminsel
»Neu-Atlantis« einStaatswesen erdacht, »dessen Bestand und Zukunft
durch dieUnerschütterlichkeit und Unfehlbarkeit der induktiven und
experimentellen Methodeder Wissenschaft und diewachsende Fülleih
rer Ergebnisse gesichert sein sollte« (Heinisch, 1960, S. 227). Der Fort
schrittsoptimismus, der solchem Denken eigen ist, wird gegen Endedes
19. Jahrhunderts erschüttert. Die konzeptiven Ideologen des Bürger
tums spüren, daß diebürgerlich-kapitalistische Gesellschaft anihrehi
storischen Grenzen stößt. Im Innern tritt ihr eine Arbeiterbewegung
entgegen, deren sozialistische Theorie eine neue Gesellschaftsordnung
als objekove Möglichkeit begründet; die koloniale, äußere Expansion
beginnt sich zu erschöpfen und ab 1917 werden Grenzen des Kapitalis
mus (geographisch und politisch) durch die Existenz der Sowjeninion
markiert. Es ist daher kein Zufall gewesen, daß die Verwandlung der
technischen Utopien in dieScience-Ficdon-Romane eben in diese Pe
riode fällt und daß sich jene negativen Utopien vorbereiten, die den wei
teren wissenschaftlich-technischen Fortschritt mit dem Aufkommen
kollektiver gesellschaftlicher Zwänge identifizieren (vgl. Schwonke, in:
Neusüß, 1968, S. 235 ff.). Erst nach dem 2. Weltkrieg gab es einen
neuen Optimismus-Boom. Die »dritte industrielle Revolution«, die mit
der Computer-Technik und der Automation eingeleitet wurde, regte
eine intensive futurologische Aktivität an, diesich freilich dadurd aus
zeichnete, daß sie sich wesentlich um die Vorstellung einer Perfektio
nierung der bestehenden gesellschafdichen Verhälmisse (nach US-ame-
rikamschem Vorbild: »bigger and better«) gruppierte.

Dieser Optimismus ist - wie wir gesehen haben - längst gebrochen.
Bei den Lohnabhängigen herrscht berechtigtes Mißtrauen gegenüber
den »neuen Techniken« vor—und kein Gewerkschaftsfunktionär findet
sich heute bereit, die Segnungen des »technischen Fortschritts« zu prei
sen. Inder Auseinandersetzung mit den Kapitalstrategien, die sich der
Technik als Waffe zur Schwächung der kollektiven Vertretungsmacht
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der Lohnabhängigen bedienen, werden die Gewerkschaften jedoch
notwendig mit der Aufgabe konfrontiert, eigenständige - auf die Be
dürfnisse der Lohnabhängigen bezogene —und positive Perspekdven
einer Neugestaltung des Verhältnisses von Technik-Arbeit-Gesell
schaftzu durchdenken. Es reichtnicht aus, der Flexibilisierungs- und
Entkoppelungsstrategie des Kapitals ein bloß defensives Konzept (Ver
teidigung der Beschäfögung, des Einkommens, der Qualifikation und
des sozi^en Besitzstandes) entgegenzusetzen. Natürlich werden auch
in den gegenwärtigen.Auseinandersetzungen (vor allem um die 35-
Stunden-Woche) jene Kräftekonstellationen aufgebaut, die ihrerseits
mitdarüber entscheiden, ob die Kapitalstrategien erfolgreich sind und
obdie Perspektive einer »schöpferischen Aneignung der neuen Techni
ken durch dieBeschäftigten« (U. Briefs) eingelöst werden kann. Der
sowjetische Soziologe undZukunftsforscher I. Bestushew-Lada (1984,
S. 113/114) skizziert diese positive Perspektive wie folgt: »Der Mensch
kannund mußseinen Verstand, seinePsyche undseine Physiologie ver
vollkommnen. . . . DieserUmstand bestimmt übrigens auchdieRolle
des Menschen inderdurchgehend mechanisierten, automatisierten und
kybemetisierten gesellschafdichen Produktion. . . . Der Mensch
(wird) auf dem höheren Entwicklungsniveau derProduktivkräfte und
der Produktionsverhältnisse aufhören, unmitttelbarer Teilnehmer der
Produktionzu sein,erwirdnebenderProduktion, überder Produktion
stehen. Er wirdsich ineine allseitig entwickelte Persönlichkeit verwan
deln, dienicht mehr aneinen bestimmten Bereich derProduktion gefes
selt ist, sondern einen uneingeschränkten Spielraum für begeistertes
Schaffen erhält (was verständlicherweise nicht ausschließt, sondern vor
aussetzt, daßmansichinallem, wasmananpackt, gründlich auskennen
muß)«. '

DasFlexibilisierungskonzept derUnternehmer muß verhindert wer
den; denn sein Erfolg könnte die Gewerkschaftsbewegung politisch und
rechtlich in quasi-frühkapitalistische Verhältnisse (wie sie heute fast

.schon wieder in der sog. »Schattenwirtschaft« herrschen) zurückwer
fen. Das Beispiel der US-Gewerkschaften, die unter dem Druck der
Massenarbeitslosigkeit und derArmut, derneuen Techniken, einer Ka
pitalstrategie, die eben jenem Flexibilisierungsideal recht nahe kommt,
und einer reaktionären Bundesregierung inzwischen um's Überleben
kämpfen, sollte Warnung genug sein. Gleichwohl muß in dieser Aus
einandersetzung deutlich gemacht werden, daß dieses Konzept —mit
seinen politischen und sozialen Konsequenzen - nichts anderes bedeu
tet als die Umschreibung des Sachverhaltes, daß indieser Gesellschaft
alle sozialen, politischen undkulturellen Prozesse dem Primat derPro-
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fitprodukdon unterworfen sind, unddaß in einer Gesellschaft, deren
Wachstum und Entwicklung durch den Profit (und die Konkurrenz
zwischen den Einzelkapitalen) gesteuert werden, die Lösung sozialer
Widersprüche, die Überwindung von Krisenprozessen überhaupt nur
nach Maßgabe einer Logik erfolgen kann, die vor allen anderen Aufga
ben die Sicherung der privatwirtschaftlichen Eigentumsverhältnisse und
die Wiederherstellung der Kapitalrentabilität an die erste Stelle setzen
muß. Alternative Zukunftsmodelle können diesen zentralen Aspekt
nicht umgehen. Erst die Infragestellung des Primats der Profitproduk
tion kann auch den Blick öffnen für neue Modelle der Flexibilität, die
den arbeitenden Menschen aus der Rolle eines Werkzeuges der Maschi
nerie, derArbeitsorganisation und des kapitalistischen Managements
befreien.

DasIdeal werden dabei gewiß nicht jene »Computerfreaks« sein, die
die Kommunikation, das Spielen mit dem Computer, derzwischen
menschlichen Kommunikation vorziehen. Ebensowenig entsprechen
jene Jugendlichen denhumanen Vorstellungen einer entwickelten Per
sönlichkeit, die über extreme Fertigkeiten in der Handhabung von
Computern, Telespielen und Videosystemen verfügen, gleichzeitig aber
- indieser extremen Einseitigkeit ihrer Fertigkeiten - jenen Typus des
modernen Analphabeten repräsentieren, der unfähig geworden ist, ein
Buch odereineZeitung zulesen. Damiteine humane Flexibilität imAr-
beits- und Lebensprozeß möglich wird, muß die Frage gestellt werden,
wer darüber entscheidet, was und wie produziert wird. Solange nicht an
die Stelle des Profitprinzips das Prinzip der gesellschaftlichen Bedürf
nisbefriedigung (und eine entsprechende Form der politischen Ent
scheidungen, in der sich diese Bedürfnisse geltend machen können),
tritt, solange können auch diepositiven Möglichkeiten derProduktiv
kraftentwicklung nicht ausgeschöpft werden. Im Gegensatz zuden Un-
temehmerkonzepten wird aber die Flexibilität, die über eine schöpferi
sche Aneignung der neuen Techniken durch die Beschäftigten entsteht,
keineswegs die Aufhebung von allgemeinen und gemeinschaftlichen
Regelungen der Arbeits- und Lebensbedingungen bedeuten. Soziale
Gleichheit und Gerechtigkeit - als Basis für die kreative Entwicklung
des Einzelnen - sind im Gegenteil nur durch allgemeine, gesetzliche Si
cherungen des Rechts auf Arbeit, Bildung, Ausbildung und Weiterqua
lifikation, sozialeSicherheit, Erholung, angemessene Wohnung, Schutz
der Namr, kulturelle Entfaltung für Alle möglich. So zeigt sich auch
hier, wie der aktuelle Kampf um die Verteidigung der Interessen der
Lohnabhängigen indie real-utopischen Dimensionen einersozialen und
politischen Umgestaltung übergreift, die positive Perspektiven des
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Umgangs der Menschen mit der Ökonomie, der Arbeit, der Technik,
der Natur und mit den anderen Menschenaufzuzeigenvermag.
Die bisherige Darstellung hatschon deutlich werden lassen, daß der
»utopische Überschuß« gar nicht erfunden zuwerden braucht, sondern
daß erden grundlegenden weit- und gesellschaftspolitischen Problemen
undAuseinandersetzungen derGegenwart objektiv eingeschrieben ist.
Die Verhinderung von Kriegen und vonökologischen Katastrophen,
dieVerwirklichung des Rechts aufsinnvolle Arbeit undsoziale Sicher
heit für Alleund schließlich die »soziale Beherrschung« der Produktiv
kraftentwicklung sind durch die bloße Konservierung des Status quo,
das verzweifelte Bemühen, den als verhängnisvoll angesehenen Gang
der Menschheitsgeschichte gleichsam stillzustellen, um dieBewegung
aufdenAbgrund hinvielleicht noch zuverlangsamen, nichteinzulösen.
Vielmehr bedarf es einer realistischen, für die Volksmassen verständli
chen, diese selbst zum Handeln motivierenden Altemativperspektive,
dienichtnurdieMöglichkeit derVerhinderung vonKatastrophen, son
dern zugleich die Möglichkeit einer friedlichen, humanen, sozial ge
rechten unddemokratischen Lebensgestaltung alsZiel, fürdasessich zu
kämpfen lohnt, formuliert. Dabei sind alle Lebensbereiche betroffen.
Ich will mich hier darauf beschränken, diese Problematik noch für zwei
Bereiche grob zu skizzieren:

-Staat undPolitik.Daßin denletztenJahrenindenGewerkschaften
der Antifaschismus lebendiger geworden ist, resultiert zum einen aus
derErfahrung, daß die verschiedenen.Formen, indenen sich heute der
Neofaschbmus manifestiert (von der brutalen Gewaltkriminalität der
Neonazis, überPhänomene einerfaschistoiden Massenkultur, derAus
länderfeindlichkeit, bis hin zu subtileren Methoden der ideologischen
Rehabilitation des »Dritten Reiches« und seiner Politik durch einzelne
Historiker), auch eine Gefahr für den Bestand unddas Wirken derAr
beiter und Gewerkschaftsbewegung darstellen. Zum anderen reakti
viert aber dieses historische Bewußtsein auch das Wissen, daß die Zer
schlagung derArbeiterbewegung und der Demokratie durch den auto-
rirären, terroristischen Staat des Faschismus eine Variante derkapitali-
stbchen Krisenüberwindungsstrategie der Zwischenkriegsperiode war
(vgl. w.o., S. 126 ff). Inder Losung »Nie wieder Faschbmus - nie wie
derKrieg!« reflektiert sich daher eine Wachsamkeit, die den Widerstand
derdemokratischen undArbeiterbewegung gegen eine erneute, gewalt
sameTransformation des demokratischen Staates in die autoritäre Dik
tatur imInteresse des Monopolkapitals ankündigt. Dieser Widerstand
macht sich überall dageltend, wodemokratische Rechte, diedurch die
Verfassung gewährleistet sein sollen, außer Kraft gesetztbzw. durch die
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ExAurive oder die Rechtsprechung von individuellen und kollektiven"
Freiheitsrechten in Unterwerfungs-Pflichten gegenüber dem Staat
uminterpretiert werden (z.B. Berufsverbot).

Die Sensibilität gegenüber einer autoritären Verselbs^digung des
Staaßapparates berührt aber auch jeneTendenzen, vermittels derer sich
politische Macht über ein Netzwerk von Ordnungsregeln und Sicher
heißkontrollen reproduziert. Neben den klassischen Repressions- und
Gewaltfunktionen des spätbürgerlichen Staates (die im Vergleich zu
früheren Perioden immer weiter ausgebaut werden, wie die steigenden
Staaßausgaben für Mili^ und Rüstung, Geheimdienste, Polizei und
Justiz demonstrieren) haben sich komplexe Techniken der Machtausü
bung etabliert, die ihrerseiß die Subjekte formen, überdie diese Macht
aißgeübt wird. Das »Individuell-Private (ist) keine Grenze, sondern
vielmehrder Kanal derMachtdes modernen Staates« (Poulantzas, 1978,
S. 65). Diewohlfahrß- undsozialstaatlichen Funktionensindnichtnur
darin Funktionen bürgerlicher Herrschaft, daß sie steß der Sicherung
des Kapitaleigentums und seiner Akkumulation zu- und unteigeordnet
sind; Vielmehr schaffen die Gesetze und Apparate, die zu ihrer Aus
übung eingerichtet werden, neue Verhaltensregeln und Kommunika
tionsformen, in denen sich Machtverhältnisse kristallisieren. Für den
Arbeißlosen ist daher die Macht des Arbeißamtes, die Erfahrung der
sozialen Sortierprozesse und der Emiedrigungsformen, die mit dem hü-
rokradschen Vorgang der Registrierung von Arbeißlosen und ihrer
Vermitdung an einen neuen »Arbeitgeber« verbunden sind, sehr viel
koi^reter als die Erfahrung jener gesellschaftlichen Macht des Kapitals,
die ihn seine Abhängigkeit und Unselbständigkeit inder Form der Ent
lassung spüren läßt. Alle diese Apparate bedienen sich ebenso wie die
Sicherheißorgane des Staates der neuen, elektronischen Datener^-
sungssysteme und verstärken damit die Tendenz zur»Verdatung«, d.h.
auch zur Persönlichkeißkontrolle der Bürger. Außerdem wirken diese
Apparate mit an jenen Formen der Disziplinierung, die sich über die
Angst vor Krankheit und Erwerbsunfähigkeit, vor psychiaßischer
»Ausgrenzung«, vor dem Absinken in Obdachlosigkeit und Armut'
vermitteln.

Der Widerstand gegen die adminisßative und technologische Perfek-
donierung dieser Macht-Systeme greift daher über die Verteidigung der
klassischen, bürgerlichen Freiheißrechte hinaus; denn erbeschiänkt sich
nicht nur auflegale und konvendonelle Formen des Protestes (z.B. Klag»
beim Bundesverfassungsgericht gegen das »Volkszählungsgesetz«), son
dern formt auch ein AUßgsverhalten, das äußerst mißßauisch und sensi
bel —gelegendich sogar übenensibel —gegen den Überwachungsstaat,

277



seine Regeln, seine Institutionen und seine »Charaktermasken« gewor
den ist. Darin wird ein? Perspektive des Anti-Eutismus erkennbar, die
ofunals zu Illusionen fuhren muß, denStaatin »alternativen Objekten«
zuschwächen bzw. zuunterlaufen (vgl. w.o., S. 204 ff.). Gleichwohl las
sen sich die Bewegungen in den verschiedenen Politikbereichen, die
durch Umfang und Inhalt der staatlichen Machtausübung definiert wer
den, durchaus um die Perspektive eines Entstaatlichungsprogrammes
gruppieren, das einerseits auf die Reduzierung der staatlichen Gewalt-
und Repressionsfunktionen nach innen und außen (ak ein wesentliches
Ziel der Friedensbewegung), andererseits auf die Aufhebung des »Ober-
wachungsstaates« zielt. Im Unterschied zu konservativen Entstaatlich
ungsprogrammen, die die sozialstaatlichen Funktionen beschneiden und •
die Ordnungs- und Gewaltfunktionen ausbauen wollen, wird diese Per-
spekdve der alten sozialistischen Forderung nach der »Zurücknahme des
Staates« indieGesellschaft einen neuen Inhaltgeben müssen. Dabei wer
den die jetzt zentralisierten Funktionen der sozialen Sicherung und der
Befriedigung gesellschafdicher Bedürfnisse in einem System »aufgeho
ben«, das sozide Gleichheit undGerechtigkeit sowieein entwickeltes Ni
veau der gesellschaftlichen Konsumtion auf der Basis der gesellschafth-
chen Selbstverwaltung gewährleistet.

—Bildung und Ausbildung. Zwischen der Zukunft der Arbeit und der
Zukunft der Bildung besteht ein enger Zusammenhang. Auf der einen
Seite erfordert dieProduktivkraftentwicklung, die Verwissenschaftli
chung der Produktion, eine beständige Anpassung der Bildung: »Nur
über Bildung und Qualifizierung kann sichergestellt werden, daß die
Anpassungs- und Umstellungsprozesse zwischen Arbeitsmarkt und
Produktions- bzw. Absatzentwicklung ohne zu große Reibungsverlu
ste gelingen. Nur über Bildungsangebote kann längerfristig die Wie
dereingliederung der Unbeschäftigten gesichert werden. Nur über Bil
dung und Qualifikation können technischer Wandel und wirtschafdi-
che Innovadon bewäldgt werden« (Fehrenbach, 1984, S. 9). Auf der
anderen Seite hatdie Arbeiterbewegung stets eine demokratische Bil
dungsreform gefordert, die den Lohnabhängigen und ihren Kindern
den Zugang zu allen Bildungsinstitudonen eröffnet und so das Grund
recht der freien Entfaltung der Persönlichkeit und der freien Berufsw^
eirdöst. In diesem Sinne rekapituliert G. Fehrenbach dieposidve Ein
stellung der Gewerkschaften zu den bildungspolirischen Refomen der
späten 60er und der frühen 70er Jahre: »Chancengleichheit schien reali
sierbar, Bildungsgerechtigkeit schien erreichbar. Inder zentralen Frage
jeder gewerkschafdichen Bildungspolitik seit Beginn der Arbeiterbe
wegung, der Überwindung der sozialen Auslesefunkdon der Schule,
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also der frühen Verteilung der Kinder auf verschiedene Lebenswege,
ohne dies später noch wesentlich korrigieren zu können, schien der
Durchbruch erreicht; der ständische Charakter des dreigliedrigen Bil
dungswesens schien überwindbar« (Ebd., s. 9).

Diese Hoffnungen wurden enttäuscht (wobei derProzeß des Schei
terns dersozialliberalen Bildungsreformpolitik hier nicht im einzelnen
behandelt werden soll). Die »Wende« wird gerade auf diesem Gebiet
mit aller Härte »exekutiert«, obwohl die Grenzen sozialdemokratisch
regierter Länder noch eine gewisse Abschirmungsfunktion haben. Der
restaurative Kerndieser Politik besteht zum einen in einer massivenRe-
privatisierung der Bildungschancen (z.B. durch die Umstellung des Ba-
fög für Studenten auf Darlehen —oder: indem der Zugang zur Hoch
schule über den sog. »zweiten Bildungsweg« drastisch eingeengt wird),
zum anderen in der Hinwendung zur bewußten Eliteförderung -
kurzum: die traditionelle, klassenspezifische Selektionsfunktion des
Bildungswesens, dieentsprechend den Bedürhiissen derWirtschaft, des
Staatsapparates und der Wissenschaft wirken soll, wird mit aller Kraft
restauriert. Dazu sollen mit der »Wende« endlich auch die fortschrittli
chen Inhalte inverschiedenen Lehrplänen und Studiengängen (vor allem
geistes- und sozialwissenschafdicherDisziplinen) beseitigtwerden. Die
»Konfliktpädagogik«, »kompensatorische Erziehung«, Entwicklung
von Kritik- und Partizipationsfähigkeit, Aufklärung —ganz zuschwei
gen vom dialektischen Denken und vom Marxismus - waren den Kon
servativen stets ein Greuel. Ihr »Mut zurErziehung« zielt auf die Re
habilitation von althergebrachten Tugenden und Werten: statt »intel^-
tueller Suchbewegung« sollen Disziplin, Leistungswillen, Gehorsam,
Patriotismus und Gebet wieder zuihrem Recht kommen. Aufgabe der
Erziehung soll es sein, die in der kapitalistischen Gesellschaft herr
schenden Ideologien als quasi-naturwüchsige »Grundwerte« zuvermit
teln.

Es wäre jedoch gewiß zu einfach, den Inhalt der konservativen Bil
dungspolitik mit der Weltanschauung des Herrn Mayer-Vorfelder
(Kultusminister von Baden-Württemberg) gldchzusetzen. So sehr die
Konservativen mSchulen und Hochschulen Ruhe und Ordnung wie
derherstellen und ideologische Hegemonie zurückgewinnen wollen, so
wissen sie doch genau, daß mit der klerikal versetzten Zwerg-
schul-Mentalität derwilhelminischen Äradiese Ziele nichtzu erreichen
sind. Sie wissen außerdem, daß die gegenwärtige wissenschaftlich-tech
nische Revolution neue Anforderungen anInstitutionen und Inhaltedes
Bildungssystems stellt, und sie werden wohl auch erkannt haben, daß
eine »Entkoppelung« von Bildungs- und Beschäftigungssystem erhebli-
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eheKosten undsoziale wie politische Konfliktpotentiale nach sich zie-
hen muß. Jegrößer derAnteil derer wird, die überhaupt keine Chancen
aufdemArbeitsmarktmehrhabenoderauchin den Bildungsinstitutio
nen (als »versteckte Arbeitslose«) für eine gewisse Zeit vom Arbeits
markefemgehalten werden (das giltheute füreinenTeil derStudenten),
umsogeringer dürften die Chancen einer erfolgreichen, konservativen
Legitimationsvermitdung werden. Mit anderen Worten: der wachsende
Widerspruch zwischen den real zuerwartenden Bemfs- undLebensper
spektiven junger Menschen und dem Anspruch konservativer Erzie
hungsideale muß deren »Akzeptanz« immer brüchiger werden lassen.

In demBericht der »Kommission Zukunftsperspektiven« wirddaher
den»zukunftsorientierten Anforderungen andieLemfdhigkeit imBil-
dungssystem« (1983, S. 89 ff.) breiter Raum gewidmet. In der kom
menden »Informationsgesellschaft« werden »die Anfordenmgen andie
Flexibilitiit undWendigkeit des Denkens sehrviel größer sein« (ebd.).
»Lebenslanges Lernen« muß dieFähigkeit einschließen, diemodernen
Informationsquellen sowie die technischen Apparaturen benutzen zu
können. Auch auf »autonomes Lernen, Einzelarbeit mit einem aperso
nalen Medium« (ebd.,S.90) mußdieSchule vorbereiten. Dabei dürfen
aberauchFremdsprachen sowiedas »Bedürfnis nachkreativer Betäti
gung« (musischer Unterricht, »soziales Lernen«) nicht vernachlässigt
werden.EinbreitesGrundwissen ist notwendig; dennesbildetdieVor
aussetzung für jene Flexibilität, diederUmgang mitdenneuen Anfor
derungen in der Arbeitswelt erfordert. Daßdas »Bürgerrecht aufBil
dung« verblaßt, ist nicht nur auf die angespannte Finanzl^e in den
Staatshaushalten zurückzuführen, sondern auchauf dieoft mangelhafte
Anpassungsfähigkeit des existierenden Bildungssystems an die neuen
technologischen, wissenschaftlichen und pädagogischen Bedürfnisse
der »Informationsgesellschaft«. »Wenn das Bildungswesen sich dieser
Herausforderung nicht stellt, wird öffentliche (und weitgehend >ko-
stenlose<) Bildung in der Bundesrepublik fragwürdig« (ebd., S. 88).
Schließlich bekennt sich der Bericht, der auch an anderer Stelle an die
Vernunft der »Positionseliten« appelliert (vgl. ebd., S. 55), uneinge
schränktzur Elitenförderung: »Emstlich wirdmanüberlegen müssen^
ob nicht, mindestens in einzelnen Fällen, Elitegruppen eingerichtet
werdensollen. Dasscheintnichtsehr demokratisch zu klingen. Beider
zu erwartenden Ungleichheit in denSchulen ist jedoch nicht einzuse
hen, warum nicht auch und gerade der Hochbegabte einAnrecht auf
bestmögliche Bildungschancen haben soll .... Keine GeSeilschaft
(kannes sich) leisten, auf die optimale Förderang ihrerSpitzenbega
bungen zu verzichten« (ebd. S. 90).
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Der konservative Biidungsopdmismtts, derhiervertreten wird,bein
haltetaufdenersten Blick durchaus attraktive Angebote. Dabeikönnte
manfastübersehen, daß in demganzenBerichtdasProblemder Chan
cengleichheit und der Bildungsgerechtigkeit überhauptnicht themati
siertwird. DasScheiternvielerProjekte der Bildungsreform in der Pra
xis(und diedarausfolgendeResignationbeivielen TrägernsolcherPro
jekte) diskreditiert auch - so scheinen die Autoren des Berichtes zu un
terstellen - die gesellschaftspolitischen Reformvorstellungen, die sich
mit der sozialen Ofhiung, der Demokratisierung, aber auch mit der
quantitativen Ausdehnungdes Bildungswesens verbunden hatten. Die
Attraktivitätder konservativen »Zukunfts-Bildung« schwindetfreilich
schnell dahin, wenn sie von den prognostischen Prämissen bereinigt
wird,diezugleich dieFunktionsweise desBildungssystems striktandas
Modell einer »marktwirtschaftlichen« Wachstumsökonomie koppeln,
die sich angeblich im Übergang zur »Informationsgesellschaft« befin
det. Kon&ontiert man diese Konzeption mit den Prognosen von So-
zialwissenschafdem, diefür diekommendenJahre-als Folgedes »Aus
reizens« des heute vorhandenen »Rationalisierungswissens« - eineBe
schleunigung der Arbeitsplatzvernichtung voraussagen und deren
Kompensation »durch die arbeitsplatzschaffenden Wirkungen des
>technischen Fortschritts« (neue Produkte und Märkte)« (Kern/Schu
mann, 1984,1,S. 10)alsillusionärnachweisen, sosind ihrereaktionären
Inhalte schondeuüicher wahrzunehmen. Die Flexibilität, die hier ge
fordert wird, kann nur den relativ privilegierten »Rationalisierungsge-
winnem«zugutekommen.Für daswachsende Heer der Maiginalisier-
ten und Arbeitslosen muß sie freilich als Ausschluß-Mechanismus wir
ken; denn sie regeltdie Anpassungder Qualiflkation an die Nachfrage
nach Arbeitskräften von Seiten der Wirtschaft und des Staates. »Eine
Ankoppelung in diesem Sinne bedeutet, daß Dequalifikationstenden-
zen underwartete Nachfrageminderungen imSchulsystem vorwegge
nommen werden. Ineiner sogearteten Politik wird eine Dreiteilung des
Arbeitsmarktes vorbereitet. Zum einen würde ein Kern von Dauerar-

beitsplatzbesitzem als Stammbelegschaft ausgebildet; des weiteren
würde eine beachtliche Gruppe von Arbeitnehmern als künftige Be
darfsbelegschaft teilqualifiziert, die je nachLage atifrelativ niedrigem
Ausbildungstiiveau angestellt und wiederentlassen würde. Schließlich
würde einer Gruppe künftiger Erwerbslosermit Blickauf die ohnehin
zu erwartende Erwerbslosigkeit jede Qualifikation, die über die Ver
mittlung grundlegender >Kulturtechniken< hinausginge, verweigert«
(Klemm, 1984, S. 22).

Die Kritik der konservativen Bildungspolitik und -Ideologie darf
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gleichwohl eine selbstkritische Bilanzierung der Reformbewegung in
der »Gründerphase« der sozialliberalen Koalition nicht ersetzen. Deren
Intentionenwarenund sindnachwievor richtig,sofernsie- ausgehend
vonder Kritikder Klassenschranken desBildungssystems inderkapita
listischen Gesellschaft - aufChancengleichheit und Bildungsgerechtig
keit gerichtetsind und dabeidiebewußte Förderung der »sozialSchwä
cheren«alseinewesentliche Aufgabedes pädagogischen Prozessesund
seiner institutionellen Bedingungen bestimmt. In diese Reformbewe
gungmischtensichauchvielfältige Illusionenein, dieenttäuschtwerden
mußten- so z.B. die idealistische Hoffnung, aufdiesemWegedie Klas
senverhältnisse zu modifizieren oder auch die ideologischen Macht-
und Kräfteverhältnisse grundlegend zu verändern. Gewißwurden be
deutende Einbrücheerzielt, deren Verteidigung heutezu einemwichti
genBestandteil derdemokratischen Kulturgeworden ist.Dennochdür
fendieVorstellungen der progressiven Kräftenicht indieSchützengrä
ben dieses Abwehrkampfes eingemauert werden, der meist auch die
ganze psychische und physische Kraft der hier engagierten Individuen
und Gruppen (Personalräte, Gewerkschaftsgruppen usw.) verbraucht
oder über-beansprucht. Die Erinnerung an die 68er Bewegung magge-.
legentlich - wieeinschönerTraum (zumindest für dieBeteiligten)- von
den Widerwärtigkeiten der Tageserfahrung ablenken. Sie kann aber
auch zum schmerzlichen Traum werden, der individuelle Ohnmacht,
Verzweiflung, Selbsthaßund -Zerstörungpotenziert. Träume können
aber auch zur Produktivkrafteiner kämpferischen, zukunftsorientier-
ten Einstellungwerden. Die Erfahrungen der bildungspolitischen und
pädagogischen Reformperiode haben doch zunächsteinmal bewiesen,
daß es möglichist, Begabungen unabhängigvon der sozialenHerkunft
zu fördern, Arbeiterkinder zu qualiEzieren, Lernprozesse zu organisie
ren, in denen Selbstbestimmung über Inhalte des Lernens nicht nur
Spaßmacht, sondern aucheineweitaushöhere Lern- und Leistungsmo
tivation hervorbringt, dieTrennung von wissenschaftlicher Arbeit und
gesellschaftspolitischer Verantwortung, von geistiger und politischer
Arbeit aufzuheben, neue Formen eines solidarischen und kollektiven
Lernens freizusetzen, die nicht den Zwängendes Konkurrenzkampfes
einesjedengegenjedenunterliegen usw. usf. Das Scheitern vjelerdieser
Bemühungen istdahernichtaufderenutopische Naivität,wiedieKon
servativen behaupten,zurückzuführen. Die bildungspolitische Reform
mußte vielmehr deshalb schnell an ihre Grenzen stoßen, weil sie nicht
gründlich genugwar, weilsie partiell blieb, weil die politischenTräger
derReform bei den ersten Attacken der »Gegenreformation« zurück
schreckten, und weil die Machtverhältnisse in Wirtschaft, Gesellschaft
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undStaat niemals ernsthaft inFrage gestellt wurden. Mehrnochalsan
dere Reformprojekte mußte sievondem Grundwiderspruch dersozial
liberalen Politik erschüttert undzersetztwerden; daß nämlich eine pro
gressive Gesellschaftsveränderung in gesellschaftlichen Teilbereichen
(zumal des Uberbaus) nicht möglich istohne eine gleichzeitige Verände
rung der Herrschaftsstrukturen in den Produktionsverhältnissen.

Diese Erkenntnis wird nicht dazu führen, die Notwendigkeit des
Kampfes um die Tagesinteressen (auch im Bildungs- und Wissen-
schaftsbereich) zu vernachlässigen. Dennoch gilt auch hier, daß die
bloße Verteidigung des Status quo schnell in Desorientierung und
Rückzug umschlagen kann.Dasdemokratische Bildungswesen derZu
kunftwirdallen dieMöglichkeit einerqualifizierten Ausbildung eröff
nen. Die Zuteilung von Lebenschancen, bei der die Schulendie Rolle
von Auslese-Institudonenspielen,wird es nicht mehr geben.Stattdes
senwird auf der Basis einersoliden geistigen, technisch-wissenschaftli
chen und kulturellen Grundausbildung und der Vorbereitung aufeine
qualifizierte Berufstätigkeit (denn: in der entwickelten, wirklichdemo
kratischen Gesellschaft wird es keine Arbeitslosen und keine »Rand
gruppen« geben,dieschon jenseits desArbeitsmarktes stehen) einesy
stematische Förderung der individuellen Neigungen und Begabungen
unternommen. Im pädagogischen Prozeßwird dasKonkurrenzprinzip
überwunden sein. Individuelle Leistung und kollektives Arbeiten, Be
raten und Entscheiden sind kein Widerspruch, sondernergänzen und
befruchten sich notwendig. Zugleich kann - entsprechend den jeweili
genEntwicklungsbedingungen der jungen Menschen - dieEigeninitia
tive(imLernen,inder gesellschaftlichen Praxis wieinderPolitik)sowie
dieindividuelle undkollektive Verantwortung inTheorie undPraxis ge
fördert werden.

Im Zeichen der Entwicklung der Produktivkräfte und der Verminde
rung der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit im Kembereich der
materiellen Produktion kommen vielBiltige neuen Aufgaben auf das
Bildungswesen zu. Ebenso wiedietechnisch-wissenschaftlichen Quali
fikationen an Bedeutung gewinnen, immer wieder neuangeeignet und
erweitertwerden müssen, so werden diese doch keineswegs die ganze
Persönlichkeit im Sinne eines »Fachidiotismus« beherrschen. Im Ge
genteil- jemehr»freie Zeit« außerderProduktionzur Verfügungsteht,
um so mehr können die Menschen andere - wissenschaftliche, techni
sche, kulturelle, spielerische- Neigungen undInteressen verfolgen und
dabei die zahlreichen Bildungs- und Weiterbildungsangebote nutzen,
dieihnendie Gesellschaft zur Verfügung stellt.SokannsicheineFlexi
bilität entfalten, die einerseits den Anforderungen hoch entwickelter
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undhöchst dynamischer Vergeselischaftungsprozesse, andererseits der
Ausbildung der Individualität und der Persönlichkeit dient.Dieseneue
Flexibilität unterscheidet sichfreilich grundsätzlich vonjenerFlexibili
tät, die heute Konservative und Unternehmer auch auf dem Felde des
Bildungswesens fordern. Sie wirkt gerade nicht als ein permanenter
Spaltungs- undSegmentierungsprozeß unterdenLohnabhängigen, der
Leistungsmotivation vor allem durch direkten Druck bzw. durch die
Erwartung erzeugt, in die Elite aufzusteigen,oder durch die Angst, zu
denVersagern zu gehörenundindieunterenRängeder »fluktuierenden
Reserve« desArbeitsmarktes abzusinken.Erstwenn diesergesellschaft
licheDruck aufgehoben istund dasheißt:erstwenndiematerielle Basis
der Konkurrenz um sozialenAufstieg,der'herkömmlichen Systemeder
Arbeitsteilung und der sozialen Ungleichheit umgewälzt ist, kannsich
jenefreie (flexible) Persönlichkeit entwickeln, die der junge Marx aus
der Kritik des herrschenden Systems der Arbeitsteilung, das auf dem
Privateigentum beruht, inder »Deutschen Ideologie« als kommunisti
scheUtopie beschrieben hat: >. . . . DieTeilungder Arbeit (bietet)ims
gleich das erste Beispiel davon dar, daß, solange dieMenschen sich in
der naturwüchsigen Gesellschaft befinden, solange also die Spaltung
zwischen dem besonderen und gemeinsamen Interesse existiert, solange
die Tätigkeitalsonicht freiwillig, sondern naturwüchsig geteiltist, die
eigeneTat des Menschen ihm zu einer fremden, gegenüberstehenden
Macht wird, die ihn unterjocht, statt daß er sie beherrscht. Sowienäm
lichdie Arbeitverteilt zu werden anfängt, hat jedereinen bestimmten
ausschließlichen KreisderTätigkeit, der ihmaufgedrängt wird, ausdem
er nicht heraus kann;er istJäger,Fischeroder Hirt oder kritischerKri
tiker und muß es bleiben, wenn er nicht die Mittel zum Leben verlieren
will- während in der kommunistischenGesellschaft, wo jeder nichtei
nen ausschließlichen Kreisder Tätigkeit hat, sondern sichin jedembe
liebigen Zweige ausbilden kann, die Gesellschaft die allgemeine Pro
duktion regelt und nur eben dadurch möglichmacht, heute dies, mor
gen jenes zu tun, morgens zu jagen, nachmittags zu Eschen, abends
Viehzucht zu treiben, nach dem Essen zu kritisieren, wie ich gerade
Lust habe, ohne je Jäger, Fischer, Hirt oder Kritiker zu werden«
(MEW, 3, S. 33).

Die Konservativen mögenim Bewußtseinihrer heutigenMacht über
solche Utopienlächeln. Sie ahnen wohl auchgelegentlich, daß es sich
dabeium Projekte handelt, die nicht der PhantasieweltfremderGeister
entspringen, sondernumalternative ModellederGesellschaftsorganisa-
don, die schon heute - angesichts des Entwicklungsstandes der gesell
schaftlichen Produkdvkräfte und des menschlichen Wissens - objekdv
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möglich und realisierbar sind (womit überhaupt keine Aussage darüber
getroffen wird, warm solche Umwälzungen stattfinden werden, und
wie diedann bewußt handelnden Subjekte des historischen Prozesses
die Formen, indenen ihregesellschaftlicheReproduktion sich vollzieht,
konkret ausgestalten werden). Daß sie immer wieder ihre ideologische
und politische Macht mobilisieren, um solche Projekte'- auch wenn sie
erst inGedankenform existieren abzuwehren (oder gar zukriminali
sieren), kann auch als Zeichen dafür gelten, daß sie sich ihres Optimis
mus nicht allzu gewiß sind.

5.4. Exkurs: Realer Sozialismus und Utopie-Verlust

Die Analyse des Utopie-Verlustes inderArbeiterbewegung sowie der
Aktualität des Utopischen indergegenwärtigen Konstellation des kri
senhaften Umbruchs und Ubei^angs fordert geradezu die Frage heraus,
welche Rolle die Existenz und die gesellschaftliche wie politische Ent
wicklung dersozialistischen Länder fürdiese Prozesse spielen. Damit
begibt man sich auf ein Terrain, das von den Propagandisten des ideolo
gischen Klassenkampfes systematisch okkupiert und zerfurcht ist. An
gesichts der Bedeutung des Systemgegensatzes für die internationale
und nationale Politik—insbesondere auch für die Entwicklung der ver
schiedenen Störmungen inder Arbeiterbewegung seit dem Ende des 1.
Weltkrieges - kann dieser Frage jedoch nicht ausgewichen werden. Bei
der thematischen Schwerpunktsetzung dieses Buches muß ich mich frei
lich auf einen Exkurs beschränken, der keinen Anspruch auf Vollstän
digkeit erhebt.

Die Eckpfeiler dieser Kontroverse sind schnell abgesteckt. Aufder
einen SeiteEnden sich inprogrammatischen Dokumenten aus sozialisti
schen Ländern immer wieder Hinweise auf die »Ausstrahlungskraft«
oderaufdie»Beispielwirkung« des realen Sozialismus. Soheißtesz.B.
in einer sowjetischen Publikation: »Die Erfolge des Sozialismus zeigen
die Widersprüche undNachteile des Kapitalismus noch anschaulicher
und tragen zur Verstärkung des Kampfes der Arbeiterklasse um den
Sieg der sozialistischen Revolution bei« (Autorenkollektiv, 1976, S.
275). Demgegenüber steht die - vielfach variierte - These von der nega
tiven Beispielwirkung des real existierenden Sozialismus. Als ein Sy
stem des ökonomischen Mangels und derpolitischen Repression habeer
den »utopischen Uberschuß« der revolutionären Arbeiterbewegung in
den hoqh entwickelten kapitalistischen Ländern gründlich diskreditiert
und sei daher letztlich für deren Scheitern verantwortlich. In diesem
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Sinne beantwortet z.B. R. BahredieFrage, »warum derAntikommu-
nismus seit 1917 und nun gar seit 1945 eine solche ungeheurliche Viru
lenz erlangt (hat)?.... Seit 1917 und speziell hier inDeutschland seit
1945, wo das andere System gegenüber im eigenen Lande steht, sehen
sich die bürgerlichen Gesellschaften des Westens, und jetzt muß man
sagen, einschließlich der werktätigen Massen des Westens, mit einem
Sozialismus (wie sich das ösdiche System selbst nennt), mit einem
Kommunismus (wie es hier genannt wird) konfrontiert, der auf dem
Boden einer anderen als derwesteuropäischen Zivilisation agiert« (Bah
ra, 1980, S. 119/120). Beide Positionen scheinen aber wenig hilfreich,
um die komplexen Prozesse der ideologischen Wechselwirkung zwi
schen Sozialismus und Kapitalismus angemessen zu erfassen; denn
beide unterstellen imGrunde einseitige Determinanten: einmal die po
sitive, zumanderen die negative Beispielwirkung des Sozialismus.

Eshatimmer wieder Perioden gegeben, indenen das »Beispiel« Ruß
lands bzw. derSowjetunion direkt dieKlassenkämpfe in den Zentren
des Kapitalismus beeinflußt, jaauch beflügelt hat. Die Oktoberrevolu
tionvon1917 undihre Verteidigung bis zum Beginn der20er Jahre war
ganz zweifellos eine mächtige Quelle revolutionärer Inspiration. Invie
lenLändern wurde- in denMassenbewegungen selbst- dieParole er
hoben, es »denRussen nachzumachen«. Was Braunthalin seiner »Ge
schichte der Internationale« für Italien festhält, gilt auch für andere
Länder Europas: »Die Idee dersozialistischen Revolution, die von der
reformistischen Minderheit als utopisch verworfen worden war, ge-
wann jedoch nach dem Sieg derBolschewik! inRußland massenhaften
Anhang inder durch die Wirtschafukrise verelendeten und radikalisier-
ten Arbeiterschaft. Die Bolschewik! hatten schließlich gezeigt, daß die
Arbeiterklasse in derTatfähig sei,die Herrschaft derverhaßten Bour
geoisie zu stürzen, die Macht zuergreifen und durch das Instrument der
Sowjets eine Diktatur des Proletariats aufzurichten. Die Idee derSo
wjets und der Diktatur wurde inder Vorstellungswelt graßer proletari
scher Massen zueinem Mythos derErlöstmg von allem Elend und aller
Erniedrigung« (Braunthal, 2,S.132). Noch inden 20er und30erJahren
wurden von vielenArbeitern, aber auch von Intellektuellen,die sozia
lenundkulturellen Umwälzungen inderSowjetunion (durch Industria
lisierung und Planung, Alphabetisierung und Kulturrevolution) als ein
praktischer Beweis dafür wahrgenommen, daß der Sozialismus nicht
nurmöglich, sondern auch dem Kapitalismus überlegen sei. Schließlich
erreich.te die Ausstrahlungskraft derSowjetunion im 2. Weltkrieg - ge
nauer: nach Stalingrad —ihren Höhepunkt. Daß die kommunistische
Bewegung nach 1945 in vielen Ländern Masseneinfluß gewann, war
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zum einenErgebnis ihrer Rollein den antifaschistischen Widerstands
und Befreiungsbewegungen, zum anderen aber auch Ausdruck eines
Prestiges, das von der Sowjetunion und namentlich vom Kampf der
»Roten Armee« hei dermilitärischen Vernichtung des deutschen Fa
schismus abgeleitet war.

Esgab aber auch vonAnfang anGegentendenzen. Vom rechten Flü
gel des Reformismus aus wurde schon dieOktoberrevolution als Rück
fall in die Barbarei verworfen. Der antiutopische Pragmatismus, der
seine Legitimation aus den Erfolgen der»Tagespolitik« —auf dem Bo
den der herrschenden Verhälmisse- gewinnt, propagierte fortan ein ne
gatives Bild der Sowjetunion. Die extreme Rückständigkeit, die zu
nächst hoch bestehenden Ver;orgung$mängel, Mißerfolge beim Aufbau
des ökonomischen Systems des Sozialismus, der vergleichsweise nied
rige Lebensstandard der Bevölkerung und vor allem die Entartung des
Sozialismus in der Stalin-Ara dienten immer wieder als Materid für
diese Abschreckungspropaganda. Wesentlich wirkungsvoller war je
doch der Einfluß jenes weitverzweigten Netzes politischer und ideolo-

.gischer Apparate, das bis in dieGegenwart nicht nur den Zweck ver
folgt, die Entwicklung inden sozialistischen Ländern genau zu beob
achten (und auch - soweit möglich - praktisch zublockieren), sondern
auch den Antikommunismus inden Zentren des Kapitalismus als eine
der mächtigsten ideologischen Waffen in der Systemkonkurrenz am
Leben zuerhalten und entsprechend den jekonkreten Bedingungen der
Entwicklung des Sozialismus neu zudefinieren. DieWirkungen des So
zialismus auf den Kapitalismus sind zumindest in diesem Bereich ein
deutig. Die Immunisierung der Mehrheit der Bevölkerung gegen das
»Gift« des Kommunismus, dabei die Angst vor der »Bedrohung aus
dem Osten« im Alltagsbewußtsein der Volksmassen festzumachen,
wird zurzentralen Aufgabe der ideologischen Staatsapparate.

Die Auseinandersetzung um die Raketenstationierung (und die Rü
stungspolitik insgesamt) seitdemEndeder70erJahrehatdiese Zusam
menhänge besonders deutlich illustriert. Die Konservativen - von
Reagan bis Wömer- bedienen sich massiv der alten »Bedrohungslüge«,
um die Hochrüstung zu forcieren, dieStrategie der NATO auf eine
agressive Offensivkonzeption umzustellen und um gleichzeitig über die
Mobilisierung von Ängsten Massenunterstützung für diese Politik zu
gewinnen. Der Aufschwung der Friedensbewegung hat aber auch die
Grenzen für die ideologische Wirksamkeit der »Bedrohungslüge« mar
kiert.

Diese Wirkungen des Sozialismus gehen jedoch noch weiter: seine
Existenz und Entwicklung zwingen den herrschenden Klassen in den
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Zentren des Kapitalismus besdnunte Wege und Anpassungsstrategien
bei derBewäldgung der inneren Widersprüche des Kapitalismus auf.
DieZugeständnisse, die der Arbeiterbewegung im Westen nach 1950
(als dieAuseinandersetzung umdie»Neuordnung« zugunsten der»Re
stauradon« entschieden war) auf lohn- und sozialpolitischem Gebiet
gemacht wurden, waren durch das Wirtschaftswachstum der»Rekon-
strukdonsperiode« ebenso besdmmte wie durch das jekonkrete Kräfte
verhältnis vonKapital und Arbeit. Sie waren aberauch »überdetermi
niert« durchdenSystemgegensatz von Kapitalismus und Sozialismus.
In diesozialpartnerschafdiche Kompromißbereitschaft der herrschen
den Klasse ging stets auch diestrategische Überlegung ein,daß dieInte-
gradon derArbeiter- und Gewerkschaftsbewegimg - über Reallohn
steigerungen und einsich besrändig erhöhendes Niveau der Konsum
don, über Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte, über dieBeseid-
gungvonMißständen extremer sozialer Ungleichheit und Ungerechdg-
keit- immerauch dazu dient, die Bollwerkegegenden Kommunismus
auszubauen. £m hessischer Landtagsabgeordneter und Bürgermeister
derSPDhatimJahre1951 dieIntentionen dieser Polidkwiefolgt kon
kretisiert: »jedes neueSchulhaus, jedeneueWohnung, jedeVerbesse
rungeiner Straße, jede Preisermäßigung ist eine Basdon gegen dieGe
fahrausdemOsten« (nach: Heimat-Zeitung des Kreises Groß-Gerau,
24. 1. 1951).

Die Krbenprozesse in der kapitalisdschen Welt in der Gegenwart
schränken jedoch solche sozialpolitischen Anpassungsstrategien in ih
rer Reichweite zunehmend ein. DieSystemkonkurrenz tritt daher -
langfrisdg betrachtet - ineine neue historische Phase ein.DaßdieKon-
servadven sichmehr und mehr einer »Erneuerung« der geisdg-morali-
schen Werte (weg vom »Materialismus« vergangener Jahrzehnte, hin
zur »Opferbereitschaft« fürdie»Erhaltung derFreiheit«) zuwenden, ist
nur ein Indikator für diesen Wandel, dessen Verlaufsformen und Er
gebnisse freilich nicht genau vorausgesagt werden können.

DieErfolge dieser Polidksind,sofern man dieSystemkonkurrenz in
ihren globalen Dimensionen faßt- keineswegs eindeudg. In den Län
dern der »Dritten Welt«z.B. hat der Sozialismus (in welch' vielrältigen
Varianten auch immer) keineswegs seine Attrakdvität eingebüßt. Die
Entwicklung derSowjetunion voneinem extrem rückständigen Agrar
staatzur zweitgrößten Industriemacht derWelt istzwarnichtbeliebig
als Modell kopierbar. Sie dient aberden antiimperialisdschen Kräften in
diesen Regionen als Beweis dafür, daßdieÜberwindung vonRückstän
digkeit und Abhängigkeit durch Vergesellschaftung undPlanung mög-
lic^.ist, zumal das »Modell« derkapitalistischen Entwicklung und der
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Integration inden Weltmarktgerade insolchen Ländern, dieindenletz
tenJahren sehrhoheWachstumsraten erzielten, zueiner außerordentli
chen Zuspitzung der inneren sozialen Antagonismen und zu nachgerade
katastrophalen Wirkungen der kapitalistischen Weltmarktkrise geführt
hat. Schließlich besteht nach 1945 ein offenkundiger Zusammenhang
zwischen den sozialistischen Staaten und den Erfolgen der antiimperia
listischen Befreiungsbewegungen inder»Dritten Welt«. Natürlich sind
auch hierdie internen Bedingungen (Kräftekonstellation der Klassen
und derpolitischen Kräfte, Reifungsprozesse des »subjektiven Faktors«
beiden revolutionären Kräften) letztlich dieentscheidendenTaktoren.
Die politische und materielleHilfe durch die sozialistischenStaaten hat
jedoch invielen Fällen dazu beigetragen, die gegenrevolutionären Ein
griffe des Imperialismus (vor allem der USA) zubegrenzen und die Er
folgsbedingungen des revolutionären Kampfes zu verbessern.

In den kapitalistischen Industriestaaten hingegen verminderte sich
seit Anfang der50erJahre die Zahl derjenigen Loluiabhängigen und In
tellektuellen, diedieSowjetunion und dieanderen sozialistischen Län
derals Vorbild fürdeneigenen Weg zumSozialismus betrachteten. Die
Wahlergebnisse der kommunistischen Parteien signalisieren (mit Aus
nahme der französischen und der italienischen KP) bis Anfang der 60er
Jahre beträchtliche Verluste desMasseneinflusses, densiez.T. nochin
der Nachkriegsperiode auszuüben vermochten. In einigen dieser Par
teien kamesinderFolge schwerer Krisen indensozialistischen Ländern
(Ungarn 1956, CSSR 1968, Polenseit 1980)"zu internen Auseinander
setzungen, die zu weiteren Mitglieder- und Wählerverlusten führten.
Insgesamt festigte sich einnegatives Bild vom realen Sozialismus —auch
in der Arbeiterklasse. Die Tendenz zur Etablierung eines sozialpartner-
schafdichen Pragmatismus, die sowohl von büi^erlichen Kräften als
auch von derSozialdemokratie getragen wurde, verkehrtedas utopische
Potential des Sozialismus in die Bereitschaft, sich in der Konsumwelt
des Kapitalismus und der bürgerlich-parlamentarischen Demokratie
einzurichten. DerSozialismus wurde (und wird) von den meisten mit
geringerem Lebensstandard, härteren Arbeitsbedingungen undfehlen
den politischen Freiheiten identifiziert.

Im Zeichen der Entspannungspolitik (seit dem Ende der60er Jahre),
auch des Massentourismus ineinigesozialistische Länder, wurden zwar
die gröbsten, negativen Stereotype der Kalte-Kriegs-Ära abgebaut.
Gleichwohl haben sich die negativen Grundeinstellungen gegenüber
dem realen Sozialismus bis indie Gegenwart nicht wesentlich verändert.
Selbst die Krisenerfahrung der 70er und 80er Jahre hat noch keinen
Wandel imBewußtsein derüberwiegenden Mehrheit auch derLohnab-
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hängigen herbeigeführt. Dabei dürfte auch die kritische Haltung, die die
sog. »eurokommunistischen« Parteien gegenüber den inneren Verhält
nissen und der Außenpolitik dersozialistischen Länder einnehmen, eine
Rolle spielen. Symptomatisch scheinen mir die Ergebnisse emer Befra
gung zu sein, die das Turiner Gramsci-Institut unter den Beschäftigten
der Fiat-Werke (lange Zeit der »politische Leitbetrieb« der italienischen
Arbeiterbewegung) Anfang 1980 durchgeführt hat. Auf die Frage, ob es
Länder gibt, indenen die Arbeiter mehr Macht haben als inItalien, ant
worteten 38,4 Prozent der Arbeiter mit »ja« (17,2:nein; 43,9:weiß
nicht). Von diesen wiederum nannten 37,7 Prozent die BRD anerster
Stelle, danach folgten die Schweiz, Großbritannien und Fr^kreich.
Auf die Sowjetunion und andere sozialistische Länder entfielen 8,8
bzw.9,6Prozent. AufdieGesamtheit derBefragten bezogen, vermin
dernsich natürlich diese Anteile (12 %fürdieBRD, 1,6Prozent fürdie''
UdSSR). Immerhin gaben 44 Prozent derArbeiter an, Wähler der KPI
zusein (Instituto Gramsci, 1980, S. 12/13). Offenkundig identifiziert
ein bedeutender Teil von ihnen die »Macht der Arbeiter« mit dem Le
bensstandard, der Arbeitslosenquote, der »sozialen Sicherheit« sowie
mit der Regierungsbeteiligung derSozialdemokratie. Diejenigen, die
die Macht mit der Klassenmacht der Arbeiter, ihrer Solidarität und
Kampffähigkeit, ihrer Kontrolle über die betrieblichen und die gesamt-
gesellschafdichen Produktionsbedingungen gleichsetzen, sind aber
durch die Anlage dieser Untersuchung nicht mehr auszumachen.

Umnittelbare Wirkungen des Sozialismus können für die Strategie
des»Blocks anderMacht« in denkapitalistischen Zentren sowie fürdie
antiimperialistischen Befreiungsbewegungen in der »Dritten Welt«
nachgewiesen werden. Die Arbeiterklasse inden hochentwickelten ka
pitalistischen Ländern hathingegen überwiegend ein negatives Sozia
lismus-Bild. Bevor nun freilich daraus gefolgert wird, der reale Sozia
lismus seider wesentliche Grund für den Utopie-Verlust in der Arbei
terbewegung, müßte zunächst einmal gefragt werden, ob das.negative
Bild des Sozialismus als eine adäquate »Widerspiegelung« dertatsächli
chen gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse in den sozialisti
schen Ländern gelten kann. Aufjeden Fall istdieWahrnehmung dieser
äußeren Realität gefiltert - einmal durch die Präsentation des Sozialis
musin der herrschenden Ideologie, zum anderen durchdie subjektive
Bewertung dereigenen sozialen Lage. Welche Faktoren dabei dominant
sind,kann ohneeigene, empirische Forschungen nicht festgelegt wer
den(als Ansatz vgl. Heiseler, 1978, S.183 ff.). Aufjeden Fall istaber zu
vermuten, daßzwischen derKonsumorientierung undeinem negativen
Soziatismus-Bild ein enger Zusammenhang besteht. Wenn die Frage
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nach der kollektiven Macht, die die Lohnabhängigen gegenüber dem
Kapital inBetrieb, Gesellschaft und Staat auszuüben vermögen, für die
je individuelle Bewertung der eigenen sozialen Lage und deren Ent
wicklung unerheblich (oder gar negativ besetzt) ist, dann sind schon
darin Elemente eines negativen Sozialismus-Bildes vorausgesetzt. An
gesichts fortbestehender Krisenerfahrungen könnten sich solche Wahr
nehmungsstrukturen freilich verändern, denn die Erfahrung von Ent
lassungen, von Sozialdemontage und Disziplinierung durch Arbeitslo
sigkeit, neue Techniken und Methoden der Arbeitsorganisation ist auch-
eine ErfahrungvonMacht- undHilflosigkeit. Diesekann zuindividuel
lerAnpassung oder zuVerzweiflung und Resignation führen; sie kann
aber auch zu der Einsichtentwickeltwerden, daß durch die kollektive
und organisierte Macht der Lohnabhängigen grundlegende Verände
rungenin den gesamtgesellschaftlichen Macht-und Herrschaftsverhält
nissen erkämpft werden müssen. Damit würde auch ein Einstellungs
wandel gegenüber den sozialistischen Ländern möglich - nicht imSinne
einer unkritischen »Modello-Ideologie, sondern ineiner aufdieReaUtät
selbst bezogenen Uberprüfung der Fragen, wie in den sozialistischen
Ländern diese kollektive undorganisierte Macht ausgeübt wird, welche
Ergebnisse dieser qualitativ verschiedene Typus der Machtausübung
und derGesellschaftsorganisation fürdie Lebensbedingungen derMen
schen zeitigt, inwieweit die konkret historischen Umstände der Ent
wicklung des Sozialismus seinen heutigen Entwicklungsstand bestim
men usw. usf. Ichhabe nichtdieAbsicht, alle diese Fragen zubeantwor
ten. Ichwillnureinige Hinweise geben, diedabei nichtübersehen wer
den sollten.

- Die sozialistischen Wirtschaftssysteme haben sich inden vergange
nen Jahrzehnten höchst dynamisch entwickelt. Ihre Wachstumsraten
liegen imDurchschnitt überdenen derkapitalistischen Industrieländer
(wobei im Fall schwerer innerer Krisen, wie z.B. in Polen, aber auch
dramatische Rückschläge hingenonunen werden müssen!). Dieser
schlichte Tatbestand, der in jedem statistischen Handbuch nachzuprü
fen ist, mußan den Anfang gestellt werden; denner beweist zunächst
einmal, daß eine sozialistische Ökonomie, inderdas Privateigentum an
den Produktionsmitteln aufgehoben ist unddieSteuerung des Wachs
tums durch Profit und Konkurrenz durch die gesamtgesellschaftliche
Planung ersetzt ist, lebens- und entwicklungsfähig ist. Damit sind ge
wiß nicht alle Widersprüche aufgehoben; denn: »die Umwälzung der
Eigentumsverhältnisse beseitigt anundfürsich nicht alle inJahrhunder-
ten aufgehäuften negativen Merkmale des menschlichen Gemem-
schaftslebens« (Andropow, 1983, S. IV). Auch das Planungssystem ist
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in seinerkonkreten Funktionsweise vor SchwerföUigkeit, Bürokratis
mus, Fehlentscheidungen, Versorgungsengpässen nicht gefeit. Außer
dem muß esjeweils dem Stand der Produktivkraftentwicklung und der
Vergesellschaftung, aber auch der gesellschafdichen Bedürfnisse und
der wissenschaftlichen Potenzen angepaßt werden. Gleichwohl sehen
sowjetische Autoren die qualitative Überlegenheit dieses System darin,
daß esdasRechtaufArbeitdauerhaftverwirklicht,sozialeUngleichheit
und Elend überwindet, »daß (also) das sozialistische Wirtschaftssystem
im Unterschied zum kapitalistischen frei von Krisen und Depressionen
ist, daß esdie Möglichkeit derplanmäßig erweiterten Reproduktion in
Ubereinstimmung mit den Zielen, die derWirtschaft von der Gesell
schaft gestellt werden, gewährleistet« (Schachnasarow, 1982, S. 67).

- Nach dem Selbstverständnis des Sozialismus kann jedoch seine
Qualität nicht nach Kennziffern abgeleitet werden, »die auf dem Gebiet
derProduktion indenkapitalistischen Ländern erreicht wurden« (ebd.,
S. 71). DiePlanung ermöglicht gerade eine Proportionalität inder Ent
wicklung der verschiedenen Lebensbereiche- von der Lösung deröko
nomischen Entwicklungsprobleme imengeren Sinne bis hin zur Ein
kommensentwicklung, dem Wohnungsbau, dem Bildungs- und Ge
sundheitswesen, der Kultur und der Wissenschaft. Oftmalsist überse
henworden, daßinderSowjetunion - auch unterBedingungen, diewe
sentlich ungünstiger waren als heute —diese Proportionalität (natürlich
auch zu Lasten eines bloß ökonomischen Wachstumsfetischismus und
auchder individuellen Konsumtion) eingehalten worden ist und damit
auch langfristig die Grundlagen für die ökonomische, wissenschaft
lich-technische und kulturelle Entwicklung in den riesigen Randgebie
ten der Sowjetunion gesichert wurden, die 1917 kaum die Stufe frühfeu
dalerVerhälmisse erreichthatten. Die Umwälzungen, diedabeiz.B. in
Usbekistan, Kasachstan und Kirgisien, aber auch in weiten Regionen
Sibiriens vollzogen wurden, beeindrucken heute mitRecht viele Besu
cherals »Modelle« eines ungeheuren »Sprungs« aus derextremen Rück
ständigkeit indie entwickelte sozialistische Gesellschaft, ohne daß dabei
die nationalen, ethnischen, regionalen Besonderheiten ( wie etwa bei
den»eingeborenen« Opfern des Kolonialisierungs- undIndustrialisie
rungsprozesses inderGeschichte derbürgerlichen Gesellschaft) liqui
diert wurden.

—In den sozialistischen Gesellschaften orientieren sich die ökonomi
schen, sozialpolitischen und kulturellen Maßnahmen an der Perspektive
einer klassenlosen Gesellschaft. Dieser Weg wird als »allmähliche Auf
hebung derKlassenunterschiede, derwesendichen Unterschiede zwi
schen Stadt und Land, zwischen geistiger undkörperlicher Arbeit, als
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Annäherung der sozialen Klassen und Schichten und als Verstärkung
der Elemente der sozialen Homogenität charakterisiert« (ebd., S. 88).
Dabei soll ein hohes Niveau der sozialen Gleichheit erreicht werden,
ohne daß (zumindest indergegenwärtigen Phase) die Unterschiede der
Leistung vermischt würden. Neben der tendenziellen Angleichung des
Lohnniveaus spielen diesog. »gesellschaftlichen Fonds« eine besondere
Rolle. Sie dienen vor allem dem Zweck, soziale Gleichheit bei der gesell
schaftlichen Konsumtion (von Dienstleistungen auf dem Gebiet der Al
ters- und Gesundheitssicherung, der Bildung, Wissenschaft und Kul
tur) zu gewährleisten. Gerade diese Leistungen tragen dazu bei, das
»Entwicklungsniveau der sowjetischen Nationen« anzugleichen, die
Unterdrückung und Abhängigkeit der Frauen zu überwinden, indivi
duelle Entwicklungschancen auf der Basis sozialer Sicherheit und
Gleichheit zu eröffnen. »Wenn diegesellschafdichen Fonds auch noch
nicht invollem Maße als kommunistische Form der Verteilung angese
henwerdenkönnen,so handeltessichhierdochumeineForm,dieden
Prinzipien des Sozialismus in höchstem Maße entspricht. Das allge
meine System dersozialen Fürsorge, derunentgeltlichen medizinischen
Betreuung und der Volksbildung fördert wie kaum etwas anderes die
Festigung der Beziehungen der Gleichheit« (ebd., S. 102).

Solchequalitativen Merkmaledes Sozialimus sollten nicht idealisiert
werden; denn in der Praxis entsprechen sie oftmals noch nicht den pro
grammatischen Normen. Wenn darüber hinaus mitder Entwicklung
eines relativen »Wohlstandes« in den sozialistischen Gesellschäften
(bzw. mit der individuellen Fixierung auf den Konsum bzw. auf den
permanentenVergleich mit den westlichenKonsumstandards —zumin
destdenen, diedieFernsehwerbung vorspiegelt) kleinbürgerliche Ver
haltens- und Bewußtseinsformen um sich greifen, dürften die qualitativ
neuen Elementeder sozialistischen Lebensweise kaum alsVorteil, son
dern auch ak Quelle der Unzufriedenheit empfunden werden, »öko
nomistische« und »private« Bewußtseinsformen können aber auch
durcheinpolitisches System verstärkt werden, in demsichdasadmini
strative Element derRegulierung »von oben« verselbständigt bzw. sich
vonden realenAlltagserfahrungen und -konfliktenmehr und mehr ab
hebt. AufdemFelde der ideologischen Prozesse besteht daherdieGe
fahr eines Formalismus, bei dem die Politik in routinierten Ritualen er
starrt, die der Eigeninitiative, kontroversenDiskussionenüber zentrale
gesellschaftliche undpolitische Fragen kaum noch Spielräume beläßt.
Auf diese Weise wird aber nicht nureine entmobilisierende Trennung
von Ökonomie, Politik undIdeologie reproduziert - »Ausweichbewe
gungen« in »Altemativkulturen« (z.B. beiTeilen der Jugend, die sich
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von der Kirche angezogen fühlen), dieweniger reglementiert erschei
nen, sind ebenfalls eine Folge solcher Widersprüche. Schachnasarow
bemerktdahermit Recht: »Von der Schaffung der günstigsten Voraus
setzungen fürInitiative, Selbstbetätigung undSchöpfertum aller undje
des einzelnen —davon hängen heute in großem Maße die weiteren Er
folge der neuen Ordnung ab" (ebd., S. 139).

Die entwickelten sozialistischen Gesellschaften sehen sich derzeit vor
der Aufgabe, »Maßnahmen, dieden kolossalen Potenzen, die unserer
Wirtschaftinnewohnen, größerenSpielraum bietenkönnen, zu erwä
genimdkonsequent zuverwirklichen« (Andropow, 1983, S.III).Dabei
soll in erster Linie die Produktivität durch die Anwendung wissen
schaftlich-technischer Innovationen gesteigertwerden. Die sozialisti
schenLänderhabenhier beachdiche Rückstände gegenüber demKapi
talismus aufzuholen. Auch externe Einflüsse sind hier zu berücksichti
gen; denn einerseitserzwingt die Weltmarktkonkurrenz, in die die so-
zialisdschen Wirtschaftssysteme zum Teileingebundensind, dieSteige
rungder Arbeitsproduktivität - zum anderen müssen sieaufdieBedro
hung reagieren, die die überlegene elektronische Technologie der USA
über die militärischen Potentiale und über die neue, agressive Strategie
der NATO auf den BestanddesSozialismus überhaupt ausüben. Insge-'
samt ist jedoch die Lösung der Aufgaben, die sich die sozialistischen
Gesellschaften für die kommenden Jahrzehnte vorgenommen haben,
ohne eine enormeSteigerung der Produktivkraftder gesellschafdichen
Arbeitunmöglich. Hier bestehtein großerNachholbedarf; gleichwohl
verfügen diese Gesellschaften über Möglichkeiten, diese Prozesse der
wissenschafdich-technischen Revolution ohne jene sozialen Wider
sprüchezu bewältigen, die in der gegenwärtigen Ubergangsepoche für
den Kapitalismus charakteristisch sind. Niemand braucht sich vor dem
Verlust des Arbeitsplatzes, der Entwertung der einmal erworbenen
Qualifikation und dem sozialen Abstieg in Elend und »Marginalität« zu
fürchten.

Auch im Sozialismus werden Arbeitsplätze wegrationalisiert, Pro
duktionskapazitäten eingeschränkt oder aufgegeben. Solche Maßnah
men sindfreilich stets begleitet von ausgreifenden Diskussionen (mit
den Betroffenenund den politisch Verantwortlichen) sowie von Maß
nahmen zur Einkommenssicherung und Umschulung, zur Weiterbil
dung und Mobilität,dieüberhaupt nichterst dieErfahrungaufkommen
lassen,der Arbeiterseiinder GesamtheitseinerLebensbedingungender
verselbständigten Logik ökonomischerund technologischer Rationali
tät ausgeliefert. Das System der Planung ist vielfach schwerfälliger als
der kapitalistische Markt. Jene Dynamisierung'der Konkurrenz, die
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heute z.B.die»Computerisierunga derprivaten Haushalte indenhoch
entwickelten kapitalistischen Industriestaaten vorantreibt, wirdwohlin
den sozialistischen Gesellschaften niemals erreicht werden. Und doch
erlaubt dieses System schon heute langfristig wirkende Weichenstellun
gen gesellschaftlicher Entwicklungsprozesse, indenen die Proportiona
lität von wirtschaftlichem Wachstum, Vermehrung des individuellen
und gesellschaftlichen Wohlstandes, Ausbau der sozialpolitischen Si
cherungen, von wissenschafdicher und kultureller Entwicklung usw.
dieMaßstäbe fürdiepolitischen Entscheidungen abgibt. Diebesondere
Qualitätdieser Vergesellschaftsprozesse kann aucheinen Wachstums
typrealisieren, derdas gestörte Gleichgewicht vonÖkologie undÖko
nomiewieder herstellt. Obwohl sichdas»ökologische Bewußtsein« in
den sozialisdschen Industriestaaten geschärft hat, so bestehen doch
auch auf diesem Gebiet Rückstände, deren Uberwindung nichtdurch
das unumschränkte Primat ökonomischer und technischer EfEzienzkri-
terien blockiert werdendarf. Die Forderungen dessowjetischen Futu
rologen Bestushew-Lada (1984, S. 69) haben daherauch programmati
schen Charakter: »Bei der Lösung desökologischen Problems mußdas
Gute wiedas Schlechte der Öffentlichkeit zur Kennmisgebrachtwer
den. Die wertvollen Erfahrungen bei der Wiederaufarbeitung ver
brauchterLuft, industrieller Abwässer und ausgelaugter Bödenmüssen
maximal verbreitet werden. DieMenschen, die diegrößten Erfolge im
Kampf gegen die Umweltverschmutzung aufzuweisen haben, müssen
als Helden gefeiert werden, im Kampf gegen die Verschmutzung der
Luft, derGewässer, derWiesen undWälder, gegen dieVerschmutzung
der Umwelt mit radioaktiven Abfällen, überschüssiger Wärme sowie
unnötigemund störendem Lärm. . . . Jetzt gilt es, nicht im Kampfge
gen, sondern für die Natur als Siegerhervorzugehen«.

Der Alltag m den sozialistischen Gesellschaften ist in hohem Maße
von der neuenQualität dieserLebensweise, aber auch vonder Beschäf
tigung mitihrennachwievorbestehenden Mängeln ausgefüllt. Nachih
remSelbstverständnis aber istdie heutige,entwickeltesozialistische Ge
sellschaft alsÜbergangsstufe in einem langen historischen (und revolu
tionären) Prozeß bestimmt.Wieauch immerin der politischen Propa
gandadieSiege über dieVergangenheit dominieren mögen- dieheutige
sozialistische Gesellschaft ist ein auf die Zukunft des Kommunismus
angelegtesProjekt. Daß dieseSpannung, die auch in den stets erneuer
ten Aufrufen zur Konzentration aller Kräfte für die Bewältigung der
Zukunft erscheint, im Alltagsbewußtsein und -verhalten vieler Men
schen Abwehrreaktionen hervorruft, da ihnendieBewältigung derGe
genwartsprobleme wichtiger als die Verheißung einer »goldenen Zu-
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kunft« erscheint, dürfte zunächst kaum verwundem. Gleichwohl hat
heute- angesichts desEntwicklungsstandes, der in denfortgeschritten
sten sozialistischen Ländernerreicht ist- der Zukunftsoptimismuseine
sehr vielsolidereBasis als z.B. in jener »heroischen« Phaseder russi
schenRevolution, inder die»Subbotniks« freiwillig Holz föllten, umzu
verhindern, daß die Menschen in den Städten erfroren. In dem Maße
freilich, wie der Sozialismus realistischer wird, kann die kommunisti
scheUtopie jeneMotivationskraftverlieren,die die z.T. unglaublichen
Leistungen von einzelnen und von Kollektiven in der »heroischen«
Phase hervorgebracht hatte.

Uber den Kommunismus, das »Endziel«, schreibt B. Ponomarjow
u.a. (1984, S. 64/64); »ImKommunismuswird der Menschunabhängig
von seiner Herkunft und Stellung, unabhängig von seinemBeitragzur
gesellschafdichen Produktion die gleiche Möglichkeitwie jeder andere
erhalten, ander Entscheidung gesellschaftlicher Angelegenheiten mit
zuwirken und sich selbst zu entwickeln. . . . Der Kommunismus wird
dennauchdiehöchste Organisationsform desgesellschafdichen Lebens
darstellen. Die Staadichkeit wird nicht durch ein Reich allgemeiner
Anarchie abgelöst werden, sonderndurcheinSystem dergesellschafdi
chen Selbstverwaltung. Welche konkreten Formen dieses System ein
mal annehmen wird, läßt sich vorläufignatürlich noch sehr schwersa
gen. Die kommunistische Selbstverwaltung ist ein Organisadonssy-
stem,dasdiegesamte Bevölkerung erfaßt,dieihreAngelegenheiten mit
Hilfe dieses Systems selbst unmittelbar erledigen wird. Der Ubergang
dazuverläuft aufzweiWegen: aufdemWege der weiteren Demokrati
sierung der Leitung des Staates und auf dem Wegeder Erhöhung der
Rolle der gesellschaftlichen Organisarionen«.

Daß dieserWeglangedauern wird und daß er nur unter der Voraus
setzung, daß eineatomareKatastropheverhindert wird, begangen wer
den kann, darüber sind sich die Gesellschaftswissenschaftler in den so
zialistischen Ländern weitgehendeinig. Ob allerdings das negative So
zialismus-Bild, dasnachwievor von der Mehrheit der Lohnabhängigen
in den kapitalistischen Industriestaaten geteiltwird, sich wandelt und
damitauchseinehemmenden Wirkungen aufdie Klassenkämpfe indie
sen Staatenüberwunden werden, wird zum einen davon abhängen, wie
die Krisenerfahrungen in den kommendenJahren im Kapitalismus ver
arbeitetwerden. Zum anderenjedochwirddieschrittweiseBewältigung
des Mangels, die Zurücknahme der staatlichenGewalt, die Entfaltung
der positiven Elemente der sozialistischen Lebensweiseund der Demo
kratie - kurzum, die wirkliche Einlösung jener kommunistischen Per
spektive, die Ponomarjow umreißt, maßgeblich mit darüber entschei-
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den, ob der Sozialismus jene Ausstrahlungskraft eines Beispiels zu ge
winnen vermag, die die Menschen in den kapitalistischen Ländern er
mutigen könnte, einen eigenen Weg hin zu sozialistischen Umgestal
tungen zu verfolgen.

5.5, »Die Gegenwart geht mitderZukunft schwanger«
(G.W. Leibniz) ®

Mara hatte diese Bemerkung des bedeutendsten Vertreters der fnihbür-
gerlichen Aufklärung in Deutschland mit dem Hinweis präzisiert, die
»Gewalt« - d.h. die »Staatsmacht, die konzentrierte und organisierte
Gewalt der Gesellschaft« —sei der »Geburtshelfer jeder alten Gesell-
schidt, die mit einer neuen schwanger geht« {MEW, 23, S. 779). Den hi-
storbchen Optimismus des Bürgertums, der die Idee des stetigen Fort
schritts der Vernunft und der Kultur vertritt, kritisiert erso als eine Be-
wußtsseinsform, die den realen historischen Prozeß sozialökonomi
scher und politischer Umwälzungen, in dem die Interessen der ver
schiedenen Klassen mit dem Mittel der Gewalt ausgetragen werden,
idealistisch mystifiziert. Der historische Optimismus der Arbeiterbe
wegung war daher stets mit dem Wissen verbunden, daß die Überwin
dung des Kapitalismus zwar einerseits durch den objektiven Prozeß der
historischen Entfaltung der inneren Widersprüche des Systems be
stimmt wird, andererseits abernur in einem entschlossenen und bewuß
ten Kampf um die Veränderung der sozialökonolhischen und poli
tisch-ideologischen Machtverhältnisse durchgesetzt werden kann.

Walter Benjamin hat in seinen »geschichtsphilosophischen Thesen«
jenen^ »Fortschrittsmythos« der alten Arbeiterbewegung kritisiert, der
mit einem Kult der Technik und der Fabrikarbeit verschmilzt: »Der
Konformismus, der von Anfang an in der Sozialdemokratie heimisch
gewesen ist, haftet nicht nur an ihrer politischen Taktik, sondern auch
an ihren ökonomischen Vorstellungen. Er ist eine Ursache des späteren
Zusammenbruchs. Es gibt nichts, was die deutsche Arbeiterbewegung
mdem Grade korrumpiert hat wie die Meinung, sie schwimme mit dem
Strom. Die technische EntwicUung galt ihr als das Gefälle des Stroms,
tmt dem sie zuschwimmen meinte. Von da war es nur ein Schritt zu der
Illusion,^ die Fabrikarbeit, die im Zuge des technischen Fortschritts ge
legen sei, stelle eine politische Leistung dar. Die alte protestantische
Werkmoral feierte in säkularisierter Form bei den deutschen Arbeitern
ihre Auferstehung. . . Dieser vulgärmarxistische Begriff von dem, was
die Arbeit ist, hält sich bei derFrage nicht lange auf, wie ihrProdukt bei
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den Arbeitern selbst anschlägt, solange sie nicht darüber verfügen kön
nen. Er will nur die Fortschritte der Naturbeheirschung, nicht die
Rückschritte derGesellschaft wahrhaben« (Benjamin, 1965, S.86/87).

Dieser Fortschrittsoptimismus, der sich direkt aus der Produktiv
kraftentwicklung ableitet, wird heute einmal mehr diskreditiert. Zu
gleich bestätigt sich aber auch jene Erkenntnis von Marx, daß die Ent
wicklung des Kapitalismus sich in dem beständigen —periodisch zuge
spitzten - Widerspruch von Produktivkraftentwicklung und privatka
pitalistischen Eigentums- und Aneignungsverhälmissen vollziehen
muß. Das Kapital muß die Produktivkräfte »bei Strafe seines Untergan
ges« steigern, fortgeschrittenste Technologien und die Wissenschaft in
seinen Dienst nehmen. Dieser Zwang wird ihm als »blind wirkendes
Gesetz« durch die Konkurrenz aufgeherrscht. Intensivierung der Ar
beit, Sinnendeerung der produktiven Tätigkeit und Entfremdung, Ar
beitslosigkeit und Verelendung sind Folgen dieser »Steuerung« der Ka
pitalakkumulation durch den Profit. Heute muß ergänzt werden: zu
diesen Folgen treten Natur- und Umweltzerstörung, die globalen Pro
bleme des Hungers und der Unterernährung, die Verwandlung der
Produktivkräfte in dieDestruktivklüfte dermilitärischen Waffensyste
me, indie technischen und sozialen Kontrollinstrumente der gesamten
menschlichen Lebensweise hinzu. Der linkeFlügel der Arbeiterbewe
gung hat seine —real-utopischen —Ziele einer Gesellschaftsveränderung
stets um den Leitgedanken zentriert, diesen Widerspruch aufzuheben.
Nicht Profit und Konkurrenz, sondern diesolidarische Definition ge
sellschaftlicher Bedürfnisse sollen Steuerunpprinzipien der Gesell
schaftsentwicklung sein. Diesem Leitmotiv dienen Konzepte wie Ver
gesellschaftung, Planung und Formen der politischen Willensbildung
und -entscheidung, die es ermöglichen sollen, daß die individuellen und
gesellschaftlichen Bedürfnisse (die niemals identisch sind) —gleichsam
als die »neue Logik« der Vergesellschaftung - zur Geltung kommen
können.

Inderneueren Geschichte des Kapitalismus istdas Steuerungsprinztp
Profit/Konkurrenz durch zusätzliche Steuerungselemente, die die
»Anarchie«, d.h. auch die selbstzerstörerischen Potenzen der kapitali
stischen Produktionsweise, imZaune halten sollen, ergänzt worden: Im
»Staatsinterventionismus« faßt sich ein ganzes System von Regulie
rungsformen zusammen, die vorerst dem übergeordneten Zweck die
nen, das Privateigentum zu sichern. Diesen Zweckei^llen sie aber auch
darin, daß sie Schutz-Vorkehrungen gegen die ungezügelten Wirkun
gen der Konkurrenz —zwischen den Einzelkapitalen, auf dem Welt
marktwieaufdemArbeitsmarkt —treffen. Soerstellt der StaatDienst-

298



letstungen für alle, die nicht in Kapitalfonn verwertet werden, obwohl
sie - durch den Abzug von Einkommen der Lohnabhängigen (in Form
von Steuern, Abgaben und Preisen) - teuer genug bezahlt werden müs
sen (worin u.a. auch derzunehmend parasitäre Charakter derbürokra
tischen Staatsmaschinerie zum Ausdruck kommt). Die viel diskutierte
Krise des Keynesianismus, in der die Hilflosigkeit derpolitischen Regu
lierungssysteme gegenüber den »Basisprozessen« der kapitalistischen
Produktion (Kapitalverwertung, Produktivkraftentwicklung und
Konkurrenz) sich widerspiegelt (vgl. w.o., S. 215 ff.), hat die Frage
nach einem neuen Steuerungs- und Regulierungssystem der Vergesell
schaftungsprozesse um sodringlicher werden lassen. Damit stellt sich -
wie wir gesehen haben - ganz zwangsläufig die Frage nach den Zu
kunftsperspektiven gesellschaftlicher Entwicklungen. Die Antworten,
die dabei gegeben werden, bestimmen natürlich auch die Konzepte, das
Bewußtsein und die Moral derjenigen Kräfte, die schon in der Gegen
wart um die Aufhebung der krisenhaften Widersprüche ringen.

Die Frage »Kontinuität oder Bruch« ist für die Arbeiterbewegung
von entscheidender Bedeutung (vgl. Fülberth, 1983a). Im Spektrum der
politischen Kräfte zeigen sich längst vielfältige strategische »Bruchstel
len«: die neokonservative »Konterrevolution« propagiert (und prakti-
zien) die-»Wende« im Zeichen eines Bruchs mit den herkömmlichen
Politikmustem des »Wohlfahrts-« und »Sozialstaates« sowie des Key
nesianismus. Sie entwirft optimistische Bilder einer zukünftigen »In
formationsgesellschaft«, in der Flexibilität, Selbstbestimmung des ein
zelnen, Subsidiarität und neuer Wohlstand herrschen werden. Die »Al
ternativen« und die neuen sozialen Bewegungen haben längst mit der
»Logik des Industriesystems« gebrochen. Sie orientieren sich aufeine
Zukunft, in der Dualwirtschaft, Selbstversorgung in kleinen, selbst
verwalteten Produzenteneinheiten auf niedrigem technischen Niveau,
ökologisches Gleichgewicht, Entstaadichung und Entmilitarisierung,
Selbstbestimmung von unten u.a.m. zu Strukturprinzipien einer eman
zipierten Gesellschaft werden sollen. In diesem Spektrum, in dem sich
gegenwärtig strategische Neuorientierungen polarisieren, erscheint die
Arbeiterbewegung (auch in ihren verschiedenen Strömungen und Ab
teilungen) vielfach als eine Kraft, die sich der Kontinuität verschworen
hat.

Auch mdie sozialen Kämpfe unserer Tage (man denke zB. an die
Sffeiks der englischen Bergarbeiter gegen Arbeitsplatzvemichtung oder
dje Bewegungen der italienischen Arbeiter gegen Sozialdemontage und
die Liquidierung des Inflationsausgleiches bei den Löhnen) tritt sie in
der Regel aus einer Verteidigungsposition ein: denn es geht ja darum.
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die weitere Vernichtung von Arbeitsplätzen, den Abbau des Sozialstaa
tes, die negativen Wirkungen der neuen Techniken usw. usf. zu verhin
dern. Die Konservativen nutzen dieseSchwäche der Arbeiterbewegung
ideologisch aus. Wenn sie behaupten, die Arbeiterbewegung habe sich
in eine Kraft der »Bewahrung des Althergebrachten« verwandelt und
müsseletztlichandiesem Immobilismus scheitern,sozeigtdiesnur, wie
sich an der Oberfläche der ideologischen Auseinandersetzungen die
wirklichen Verhältnisse verkehren. Gleichzeitig wollen dieKonservati
ven natürliche solche Beharrungskräfte inderArbeiterklasse, diesich an
der bloßen Verteidigung des Status quo orientieren, für ihre Strategie
nutzen. Diese zielt ja gerade darauf ab, die Spaltung und Segmentierung
sozialer Erfahrung politisch und ideologisch weiter voranzutreiben
(Flexibilisierung, weg von »kollektiven Regelungen«, Entstaatlichung),
umschließlich dieEntsolidarisierung inderKlasse - mitanderen Wor
ten:dieklassbche Formder»Atomisierung« derIndividuen imKapiu-
lismus- als einen idealen Zustand der Freiheit und der Selbstbestim
mung zu propagieren.

Diebloße Verteidigung des Status quo führt die Arbeiterbewegung in
eine Sackgasse. Wie in der Geschichte vom Wetdauf zwischen dem Ha
sen und dem Igel wird ihr hei jeder Initiative, die sie zur Verteidi^ng
derwirtschaftlichen undsozialen Tagesinteressen derLohnabhängigen
unternimmt, widerfahren, daß ihre sozialen und politischen Gegner
schonam Ziel sind, weil sie im Wettlauf zwischen Kapitalverwertung,
Produktivkraftentwicklung auf der einen und den Lebensbedürfnissen
der Lohnabhängigen schon die nächsten bzw. die übernächsten Kampf
ziele und -Positionen abgesteckt haben. Wenn der VW-Konzern —eben
zujener Zeit, inder die Auseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche
in ihre »heiße Phase« eintritt - der Öffentlichkeit die »Halle 54« vor
stellt,diefast vollständig automatisiert ist, so mag dies illustrieren, was
ich mit demWetdaufmeine. Dieserstrategische Vorteilist keineswegs
der besonderen geistigen Überlegenheit der herrschenden Klasse ge
schuldet. Er entspringt vielmehr der Logik der objeküven Vergesell
schaftungsprozesse (vor allem derAnwendung derneuen Techniken),
dienichtnurüberdieKrisenprozesse, sondern auch über jene sozialen
Strukturveränderungen wirken, die in das soziale und politische Profil
derArbeiterklasse, aberauch in dasganze Verhältnis vonMensch-Ma
schine-Arbeit, schließlich auch von Arbeits- und Nicht-Arbeitszeit
gründlich eingreifen (vgl. w. o., S. 234 ff.) und damit objektiv die
Handlungsbedingungen derGewerkschaften beeinflussen. Diekonser
vativen »Zukunftsperspektiven« sind nurdie ideologische Form, inder
diese objektiven Prozesse abgebildet, zugleich aber inpolitische Strate-
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gien übersetzt werden, die diese Prozesse beschleunigen, die Wider
standskräfte derArbeiterbewegung schwächen sollen.

Diese Erkenntnis darf aufkeinen Fall zu der Schlußfolgerung fuhren,
daß die defensiven Kämpfe und Forderungen des Tages abgewertetoder
gar aufgegeben werden. Jede abgehobene Diskussion über »Wege zun
Paradies«, die sich gar noch an den Erfahrungen einer »Nicht-Arbeiter
klasse« orientieren, muß eher Verwirrung stiften als den notwendigen
»utopischen Überschuß« zuerzeugen. Entscheidend istdie theoretische
und praktische Verbindung von aktueller Bewegung und Zielen, die
über den gegenwärtigen Zustand hinausweisen, aber gleichwohl reali
sierbarsind. Die Auseinandersetzung um die Beschäftigungspolitik, die
Arbeitszeitverkürzung und die »soziale Beherrschung« der neuen
Technikenbeinhaltetgerade-wiegezeigtwurde(vgl. w.o.,S. 266 ff.)-
diese Verknüpfung. Nahezu jedeVeranstaltung zur 35-Stunden-Woche
hat nicht nur Lernprozesse über den Charakter der gegenwärtigen und
perspektivischen Entwicklung des Kapitahsmus gefördert, sondern zu
gleich auch Umrisse eines alternativen Modells der Steuerung der Pro
duktion und der Beschäftigung, der Neuverteilung der Arbeit, einer
neuen Beziehung zwischen Arbeitund Freizeitdeudich werden lassen.
Aber- auch jede Betriebsbesetzung, bei der die Lohnabhängigen nicht
nur den Eigentumsanspruch umkehren (»unser Betrieb«), sondern sich
zugleich mit der Frage auseinandersetzen, was und wie produziert wer
den soll, in Abteilungs- und Vollversammlungen über solche Fragen
tatsächlich diskutieren und dann auch entscheiden, enthält Momente
eines Kopfes, der nicht nur Produkt der Verzweiflung ist (als Folge ei
nerBetriebsstillegung), sondern derzugleich machbare Alternativenfür
die Zukunft aufzeigt. Freilich gilt auch für andere Bereiche der gewerk-
schafdichen Politik, daß die Antizipauon künfdger Formen einer hu
manen und demokrauschen Lebensweise zugleich als Triebkraft fürdie
Tagesarbeit wirkt: das Engagement inder Friedensbewegung verbindet
die Ablehnung der Raketenstadoniening mit der Perspekuve atomwaf
fenfreier Zonen, schließlich einer Welt ohne Kriege, Waffen und Solda
ten; die Frauenarbeit verbindet die betriebliche und gesellschaftspoliti
sche Interessenveruetung gegen Formen der besonderen Diskrimi
nierung der Frauen, mit der Perspektive der »Gleichberechdgung«, die
patriarchalische Herrschaftsverhältnisse mBetrieb, Familie undauch in
der Gewerkschaft in Frage stellt und überwindet; die gewerkschafdiche
Kulturarbeit fördert Motivadonen, um die aktuellen Kämpfe durchzu
stehen - sie bedeutet aber auch kulturelle Selbstbetädgung, emotionales
Engagement und Genußfähigkeit, alles Momente, für deren Entwick
lung zu strukturbesdmmenden Elementen einer neuen und besseren
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Gesellschaftsordnung essich zukämpfen lohnt. Natürlich istdiese Ver
knüpfung von Perspektiven eine schwierige Aufgabe, die kurzfristig
nicht gelöst werden kaim. Und gewiß bedarf es dabei weiterer theoreti
scher Anstrengungen, um auch Funktionäre der Organisation mit der
Bedeutung dieser Zukunftsaufgaben, mit den vielMtigen Zukunftsstra
tegien, die heute schon verfolgt werden, vertraut zu machen. Ohne
diese Vorarbeit kann'sich letztlich auch das Massenbewußtsein nicht
verändern. Schon heute werden jedoch indergeistigen Auseinanderset
zung um die großen Themen der Zukunft Weichenstellungen vorge
nommen, die selbst mit darüber entscheiden, wer letztlich über die
Kraft verfügen wird, dieZukunft zu beherrschen.

Fragen wir zum Schluß, worin sich die heutigen Zukunftsbilder einer
besseren Welt von den traditionellen sozialistischen Utopien unter
scheiden. Die Antworten werden noch einmalzeigen, daß der »utopi
sche Überschuß« immer hbtorisch konkret ist - nämlichin der Nega
tion dessen, was er nicht will und in der Perspektive dessen, was als
wünschenswert erscheint.

- Die gegenwärtigeSituation hat globalen und totalen Charakter. Das
heißt: niemals zuvor in der Geschichtewar das Schicksal der Mensch
heit als ganzer betroffen. Heute dagegen ist die Abwendung der Armut
des weitaus größten Teils derErdbevölkerung, eine zentrale Aufgabe,
um Perspektiven einer besseren Welt überhaupt möglich werden zu las
sen. Da aber- die Bestushew-Ladazutreffend bemerkt-die gegenwär
tige Situation »künstlich«, d.h. von den Menschen selbst herbeigeführt
(und daher keine Naturkatastrophe) ist, kann sie auch veiändert wer
den: »Man kann die heraufziehenden Probleme nicht umgehen, man
muß sie lösen. Sielassensich aber nicht im einzelnen lösen, sie bilden ei
nen Komplex und müssen deshalb im Zusammenhang angepackt wer
den. Diese Probleme sindvon den Menschen heraufbeschworen wor
den,dieMenschen müssen sieauch lösen. DieProbleme alssolche sind
durchaus lösbar. Die Zeit, die uns die Geschichte für die Lösung der
globalen Probleme bis zudem Zeitpunkt zurVerfügung gestellt hat, bis
zu dem diese Probleme in ein kritisches Studium eintreten werden, ist
relativ kurz: Essind dies nur einige wenige Jahrzehnte. Folglich muß
man dieanstehenden Probleme so zupackend wiemöglich lösen« (Be-
stushew-Lada, S.119). Dabei kann diefrüherinderArbeiterbewegung
vorhandene Katastrophen-Erwartung (»dann steigt aus den Trümmern
der alten Gesellschaft die sozialistische Weltrepublik«) schon längst
nicht mehr Maßstabfür eine Politik sein, die Katastrophen verhindern
will und muß.

- Die früheren Utopien entwarfen ein Gemeinwesen, in dem mate-
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rieller Wohlstand, soziale Gleichheit und Gerechtigkeit herrschten,
Wissenschaft und Technik in den Dienst der menschlichen Interessen
und einer vernunftgemäßen Lebensgestaltung treten und die despoti
sche Willkürder Staatsgewalt durch verschiedene Modelle der demo
kratischen Selbstbestimmung undSelbstverwaltung, derDezentralisie
rung und der gewaltfreien Regelung von »allgemeinen Angelegenhei
ten« überwunden ist.Heutehingegen kann sich dieutopische Intention
nicht mehr inderVorstellung einer von gesellschaftlichen Zwängen imd
Sonderinteressen befreiten Produktivkraftentwicklung erfüllen. Die
negativen Utopien sind die logische Folge solcher Visionen. Die Zu
kunftsperspektiven, die heute zuentwickeln sind, werden dagegen auch
offen sein fürPläne einer partiellen Entindustrialisierung - z.B. durch
neueFormenderinternationalen Arbeitsteilung undderStandortvertei
lung derProduktion, durch dieUberwindung jener Verzerrungen, die
durch die Weltmarktkonkurrenz und -abhängigkeit entstanden sind.
Weiterhin sindheute- zumindest in denhochentwickelten kapitalisd-
schen Gesellschaften - keine Utopien mehr denkbar, die ii^endein
»Schlaraffenland« als Traum einer besseren Lebensweise ausmalen.
Selbstverständlich istes eine wesentliche Aufgabe derZukunft, Hunger
und Elend - inder»Dritten« ebenso wie inder»Ersten Welt« derkapi
talistischen Metropolen - zu beseitigen. Dabeiwerden aber auch Vor
stellungen über das »Konsumentenglück« in den sog. »reichen Län
dern« gründlich in Fragegestellt werden. Die entwickelten Konsum
standards der westlichen Welt werden kaum »Weltmodell« werden.
Statt dessen werden auch in den sog. »reichen« Ländern qualitative
Aspekte der Lebensweise - z.B. Gesundheit, Energiesparen, soziale
Beziehungen, kulturelle Praxis - an Bedeutung gewinnen. Schließlich
wird der ganze Komplex von Macht und Herrschaft nicht nur in der
Perspektive der Aufhebung der politischen Gewaltverhältnisse disku
tiertwerden, diesichimstaatlichen »Gewaltmonopol« unmittelbar ma
nifestieren. Auchdie sog. »privaten« Verhältnisse der Macht(z.B. Pa
triarchalismus), die sog. »sanften« Formen der Verhaltenskontrolle
durch neue Techniken undz.B. durch Psychopharmaka werden infrage
gestellt und begründen gerade die Notwendigkeit einer anderen Le
bensweise.

- ImUnterschied zu früheren Zukunftsmodellen sindalso heutequa
litative Aspekte einer Lebensweise wichtiger geworden, die nicht die
»industrielle Zivilisation« negiert, wohl aberderennegativen Wirkun
gen und Gefahren für die globalen Existenzbedingungen der Mensch
heitM»d fürdiesozialen undpsychischen Existenzbedingungen desein
zelnen problematisiert. Die neue »Zeitsouveränität« wird dabei zu ei-
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nem entscheidenden Gestaltungsprinzip derzukünftigen Verhältnisse-
undzwarnicht imSinne jener durch Profitprinzip undverselbständige
technologische Rationalität geforderten »Flexibilität« des Arbeitskiäf-
teeinjatzes, die Unternehmer und Konservative schon gegenwärtig
propagieren, sondern als eine neue (individuelle und gesellschaftliche)
Bestimmung des Verhältnisses von Arbeit undNicht-Arbeit, als Mög
lichkeit einer ganz neuen Mobilität undSelbstverwirklichung, diebe
freit istvondenZwängen eines Systems dermateriellen Produktion, in
dem der Tauschwert der Arbeitskraft die gesamte Lebensweise der
Lohnabhängigen strukturiert und beherrscht.

Der »Diskurs« über dieZukunfthat längst begonnen. Die Arbeiter
und Gewerkschaftsbewegung weiß aus ihrereigenen Geschichte, daß
weder die idealistische Konstruktion von »Traumwelten« noch eine un
ermüdliche »Endzeitpropaganda« (wie sie z.B. von der KPD in der
Endphase derWeimarer Republik inderErwartungdes bevorstehenden
Zusammenbruchs desKapitalismus betrieben wurde), ihrdieKraftver
leiht, gestaltend indie Geschichte einzugreifen. Gleichwohl fordert die
Erfahrung vonMillionen vonLohnabhängigen, deren Lebensperspek
tiven und Wertvorstellungen durch den krisenhaften Strukturwandel
unserer Zeit zutiefst verunsichert werden, die Gewerkschaften heraus,
sich in diesen »Diskurs« einzuschalten. Das Thema »Zukunft der Ar
beit« istdasur-eigene FeldderArbeiterbewegung, diesich geschichtlich
als die »Partei der Arbeit« konstituierte und die sowohl die »Befreiung
von der Arbeit« (als einem Naturzwang schwerer körperlicher Bela
stung) als auch die»Befreiung in der Arbeit« (Selbstbestimmung über
Zweck und Inhalt der Produktion wieder Arbeitsorganisation) auf ihre
Fahnen schrieb. Es ist wichtig, diese wesentliche historische Bestim
mung der Arbeiterbewegung nicht zu vergessen. Freilich reicht die
bloßeErinnerung an Traditionen oder die Beschwörung der »histori
schen Mission« der Arbeiterklasse nicht aus, um jenen Aufgaben ge
recht zu werden, die die Gegenwartstellt. Die Vorstellungen zur »Zu
kunft der Arbeit« werden sich darin nicht vom historischen und logi
schen Ausgangspunkt der Arbeiterbewegung im Kapitalismus lösen
können, daßsiedieNeuverteilung der Arbeit, dieNeubestimmung des
Inhalts der Arbeit und ihresStellenwertes für die gesamte Lebenspraxis
der vergesellschafteten Individuen, die soziale Beherrschung der Pro
duktivkraftentwicklung als Ziele eines Kampfes begreift, der die »so
ziale Emanzipation«, soziale Gleichheit und Gerechtigkeit für alle mit
der Veränderung der gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse verbin
detundsichdabei füreine»neue Logik« desVergesellschaftungsprozes
ses engagiert. Dieser Kampf kann aber nur erfolgreich bestritten wer-
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den, wenn die Herausforderungen der Zukunft mit Wissen, Phantasie,
Optimismus und Mutange^genwerden- dazu gehörteinmal derMut
zum »Bruch« mit eingeschÜffenen Deutungsmustem der gesellschaftli
chen Realität wie der Politik, zum anderen auch der Mut, Fehler zuma
chen und Niederlagen zukorrigieren.
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Anmerkungen

Kapitel2

1 Vgl. dazu u.a. Altvater u.a., I979iJ. Huffschmid/H. Schul (Hrsg.) 1976; IMSF, 1976;
J.Goldberg, 1979; sowie die seit 1975 veröffentlichten Memoranden der Arbeitsgruppe
»Alternativen der Wirtschaftspolitik». e • j-

2 Diese ist freilich gespalten; denn das Monopolkapital fordert auf der einen Seite die
Verminderung der Löhne, der Steuern und der Sozidabpben, die ihe Profite belasten, und
die Aufhebung von Arbeitsschutzbestimmungen, die die Flexibilität wie die Intensiüt der
Ausbeutungder Arbeitskraft einschränken. Aufder anderen Seite kann das Monopolkapital
nicht ohne die beständige Intervention des Staates akkiimulieren. Das gUt für die ErwliUe-
ßimg neuer Anlagesphären in den modernsten Produktionssektoren ebenso wie für ehe sog.
.strukturschwachen. Branchen (Kohle, Eisen- und Stahl, Werften, Textil u.a.), die für die
Lösung ihrer Krisenprobleme auf staatliche Untersrötzung angewiesen sind.

3 Im übrigen sollte nicht übersehen werden, daß sich z.B. unter den Bundestagsabgeord
neten der »Grünen» einige aktive Betriebsräte und Gewerkschafter befinden.

4 Bei dieser Periodisierung unterscheide ich grob vier Entwicklungseuppen des Kapita
lismus;!. 1944/45bis etwa Mitte der50erJahre: Auseinandersetzungen um die Neuordnung
und Resuuration; 2. Konsolidierung: »Wirtschaftswunder» gepanzert mit konservativer
Subilität; Mitte der 50er Jahre bis Mitte/Ende der 60er Jahre; 3. .Sozialliberale» Moderni
sierung: Ende der 60er bU Ende der 70er Jahre; 4. Konservative »Gegenreformauon» (ab
Mitteder 70eT Jahre). j- • u

5 DerDGB hat imNovember 1982 eine Mitbestiromungs-Imtuove erolfnet, dienicht
nur auf die Verwirklichung der paritätischen Mitbestimmung, sondern auch auf eine utn-
fangreiche Novellierung des BetrVG zielt (vgl. Nachrichten, 1983.1, S. 13 ff.). Oh diese Itu-
tiative im Kontext dergesamtpolitischen Konstellation sinnvoll plaziert war, mag bezweifelt
werden: denn immerhin war gerade durch den Regierungswechsel nach rechts deutlich ge
worden, daß sich die Reah'sieruhgsbedingungen für die erwei^ MiAestimmung auf dra
Wege der Gesetzgebung noch weiter verschlechtert haben. Die Materialien dieser Initiative
können in der gewerkschaftlichen Aufklärungsarbeit und Bewußtseinsbildungdennoch eine
wichtige Rolle spielen. Sie reflektieren die Erfahrung, daß die geltraden gesetzlichen Rege-
lungcn unter Krisenbedingungen die Macht und den Handlungsspiclraum der Kapitalinter-
essen beträchiiich erwciicrt haben und dafi nur durch eine Neuformulierung der Schutz-,
Kontroll- und Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte und der Gewerkschaften die klassi
sche Schutzfunktion arbeitsrechtlicher Regelungen aufrechterhJten werden kann.

6 Dabei darf natürlich nicht vergessen werden, daß ilie Arbeiterschaft in ihrer M^heit
nicht zuden Nazis überliefund daß die faschistische Ideologie vor allem die »kleinhürgerli-

Mitte» in ihren Bann schlug. Gleichwohl haben diese Politik-Rituale - vor aUcm nach
1933 - auch eine Faszination aufviele Arbeiter ausgeübt.

Kapitel3

1 Eine neue Konfliktformation, die nicht primär diesen Determinanten unterliegt, hat
sich mit zwischenstaatÜchen Konflikten innerhalb des sozialistischen Staatensystems (hier
vor allem der Konflikt Sowjetunion - Volksrepublik China) herausgebildet.

2 Die ZusammenfassungderStimmen für SPD, USPD und KPD zum »Arbeiterblwk» ut
natürlich nicht unproblematisch; denn sie überdeckt die Differmzen zwi^hen den Flüg^
der Arbeiterbewegung ebenso wie die Tatsache, daß die Koalitionspolitik der SPD in der
Weimarer Republik stets auf ein Bündnis mit der »bürgerlichen Mitte» und auf eine scharfe
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Abgrenzungg^cnuberderKPD angelegtwar. Gleichwohlsind hier doch dieSdmmender—
im weitesten Sinne - sozialistischen Arbeiter zusammengefaßt.

3 Dabei istzubcrücksichugen, daß die SPD (1928 =29,8 %;November 1932 = 20,4 %)
Verluste hinnehmen mußte, während die KPD (1928 = 10,6%;November 1932 =» 16,9 %)
Gewinne erzielte. Die Märzwahlen 1933 fanden schon unter dem Terror des NS*Regimes
statt; derStimmanteil von SPD undKPD (18,3 und 12,3 Prozent) istdaher immer noch er
staunlich hoch.

Kapitel 4

1 Natürlich hatdieBeschäftigung mitdiesen Aspekten derKrisenanalyse auch politische
Kons^uenzen; die Solidari^i mit Nicaragua, den Volkskämpfen inSan Salvador, Ch3e
usw., istantiimperialistiscbeSolidaridit. Zum einen fördert sieLernprozesse überdenInhalt
dieser Kämpfe; zum anderen entwickelt sie auch z. B.inderFriedensbewegungdieEinsicht,
daß der Kampfgegen die Außen- und MilitarpoUtik der USA und der NATO Bestandteil je
nes globalen Kampfes ist, der auch - wenngleich inspezifischen Formen- z. B.inNicaragua
durchgefochten wird.

2 Vgl. E. Hobsbawm, Labouring Men,London 1964, dort bes.dieAufsätze: General
Labour Unions inBritain, 1829-1914, S. 179 ff* sowie: The Labouring AristocracyinNine-
teenth-Cencury Britam, S. 272ff.

3 Wahrend der Welle spontanerStreiks 1973 kamesbeidenFord-Weiken Kölnzu einer
scharfen Konfrontationzwischendeutschenund ausländischen Arbeitern. Dabei wurden
auch Stimmen laut, die—in Anldmung andie italienischen Erfahrungen—die Arbeitsimmi
granten (alsdie »Massenarbeiter«) zum Kern einerneuen, radikalen Bewegung erklären
wollten.

4 Allerdings handelt essich hier nicht um eine allgemeine Gesetzmäßigkeit gewerkschaft
licher Integration. InEngland z. B.hatdieBergarbeiteigewerkschaft indenverstaatlichten
Unternehmen des Bei^baus Positionen der Autonomie und auch der Militanz bewahrt (vgl.
dazu Allen, 1981). DieAnalyse derpolitischen Entwicklung derIGBE wird daher auch zu
berücksichtigen haben, daßmitderAusschaltung derKommunisten inden 50er Jahren zu
gleich Weichen für diese extrem sozialpartnerschafdiche Ideologie und Politik gestellt wur
den.

5 Eine genauere Aiudyse verschiedener kleiner kommunistischer Parteien inWesteuropa,
dieindenletztenJahrenmassive Mitgliederverluste habenhinnehmen müssen, wurde
scheinlich zudem Ergebnis gelangen, daß diese Prozesse auch eine Folge der (historisch ge-
wachsenen) engen Bindung dieser Parteien anbestimmte Gruppen derArbeiterklasse sind,
die von einer substantiellen, »professionellen Krise« und »Auszehrung« erfaßt sind (z. B.
Bergleute, Hafenarbeiter). Besonders bei kleinen Parteien —mit eindeutigen lokalen und re
gionalen Schwerpunkten- kann dieser Zusammenhangvon »sozialerStagnation« und »poli
tischem Abstieg« nachvollzogen werden. Dazukommt, daßdie Probleme dieser Parteien
durch Zugänge von Intdlektuellen (in der FolgederStudentenbewegung Endeder6QcrJah
re),diedie»ideologischen Apparate« dieser Paneien besetzt haben, teilweise verdeckt wur
den, schließlichaber doch in der wachsenden Isolation von der Arbeiterklasseoffenbar wur
den.
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FOr eine Wende zur sozialen Demoicratie
Ensdiitzung und Materialien aus geweriBchafHicher SWit.
Eh) Lesebudi. prv-aktuell. Kleine BIbliotliek Band 329,180 Selten.
Der Autor, Mitglied des geschäftslUirenden Hauptvorstandes der Gewsrl(scliaft HBV, legt zur
Bonner .Wende* eine Positionsiiestfmmung aus Aiteitnetunersiclit vor. Er zeigt, dafi es gegen
den umfassenden Angriff auf die Reelite der luitnialiliiinglgen reale Ctiancen für eine erfblgretcfie
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Werner Balsen/Hans Nakteisid/Karl Rössel/Rolf Winkel

Ohne Arbeit gehste iiapiitl
Reportagen aus dem Innenleben der Krise. Klebw Bibliothek Band 302,183 Seiten,
zahlreiche Abbildungen
BeUÖHene schildern llire Situation als Ait»Hstose. Wchlbslroftene sehüdsm ihre An^vor Ar
beitslosigkeit Aufletdem: Hntergnirofinlonnationen zu den Ursachen der Aibdtstosigkeit und
zum Versagen der slaalfichen WlrtschaftspoBlik. wlrtschatts- und sozialpolifische Alternativen.
Berichts Ober den Widerstand von Arbeitsloseninitlativen.
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Ulrich Briefs

Informationstechnologien und Zuioinft der Aiteit
En politisches Handbuch zu Mikroetektronik und Computertechnik. Kleine Bibliothek
Band 267, 211 Seiten.
Mikroetektronik und Computertedinik werden in den Betrieben zu versdrärfter Rationalisierung
und Kontrolle Ober die Beschlftigten eingesetzt. Massenarbeitslosigkeit, gitwertung traditioneller
Beruisquaiifikatlonen und neue Formen von Überwachung sind die Folgen. Das Buch zeigt alter
native Anwendungsmdglichkdten der(kimputertechnlk auf.



F. Deppe Geschichte
G.Fülberth der
H.-J. Harrer deutschen
u. a. Geweitrschafts-

bewegung

Kleine Pahi-
Bibiiothek Rugenstein

Frank Deppe/Georg Fülberth/Jürgen Harrer (Hrsg.)
Geschichte lier ileiitschen Gewerkschaftsbewegung
3.,verbesserte Auflage. Kleine Bibiiotbek Band 90, 483 Seiten
Dieses vteUßskutiefte Standardwerk ist racli wie vor (fie einzige zusammenliä^ende Gepntdar-sJeilung zur Gesehidite der deutsdiCT Gewerksdiaften. Besonderes Gewicht Hegt auf Zernag
und ProlJlene. (ße in anderen Darstellungen vemadiBssigt oder iaietgangen werdOT. Stets ist der
sojiaigescliiciitfiche ffintetgrund in die Darstellung der Organisationsgescftidite eintrezogen.



Das Buch zeigt, wie grundlegend sich diegewerkschaftlichen
Kampfbedingungen geändert haben und welche neuen Auf
gaben sich für die Gewerkschaften stellen. Verändert hatsich
nichtnurder politische Rahmen Im Zugeder Bonner „Wende".
In den krisenhaften gesellschaftlichen Prozessen drückt sich
eine Umbruchs- und Übergangsepoche aus. Im historischen
vergleich mit ähnlichen Situationen seit Beginn des 20. Jahr
hunderts arbeitet Deppe die Besonderheiten der heutigen Ent
wicklung heraus. Das Buch trägt dazu bei, programmatische
Vorstellungen und strategische Politikmuster im Hinblick auf
die gegenwärtigen sozialen, politischen und geistigen Aus
einandersetzungen neu zu durchdenken. Es skizziertPerspek
tiven autonomer Gewerkschaftspolitik.

Aus dem Inhalt: Die „geistig-moralische Wende" und die Ant
wort der Arbeiterbewegung. Aspekte einer politischen Krisen
geschichte des 20. Jahrhunderts. Gesellschaftliche Struktur
veränderungen und die neuen Aufgaben der Gewerkschafts
bewegung. Perspektiven gewerkschaftlicher Politik: Arbeits
zeltverkürzung - soziale Beherrschung neuer Technologien -
Abrüstung und Frieden- neue Weltwirtschaftsordnung. Wozu
brauchen wir die Kraft des utopischen Denkens?

Frank Deppe, geb. 1941. Professor für Politikwissenschaft an
der Universität fl/larburg. Zahlreiche Buch- und Zeitschriften
veröffentlichungen.

ISBN 3-7609-0892-6 • DM 14,80
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